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Erstes Kapitel 

Organisation als Gestaltungsprozeß 



I. Grundlagen 

1. Begriff der Organisation 

Organisation kann nach Kosiol (1962/19-22) als integrativ strukturierende Gestaltung 
von Ganzheiten im Bereich menschlicher Handlungen definiert werden. 

Die in dieser Definition enthaltenen Begriffe bedürfen ihrerseits einer näheren Bestim- 
mung. Gestalten bedeutet zweckgerichtetes (zielstrebiges) Handeln. Eine Struktur be- 
steht aus Elementen, zwischen denen Beziehungen bestehen. Integrativ ist eine Struktur, 
wenn sich die Veränderung eines Elementes auf andere Elemente auswirkt. Eine Ganz- 
heit ist dadurch gekennzeichnet, daß ihre Elemente nur im Rahmen des Ganzen ihre Ei- 
genschaften behalten; dies bedeutet zugleich, daß das Ganze mehr ist als die Summe 
seiner Teile. Durch die Begrenzung auf den Bereich menschlicher Handlungen erfolgt 
eine Abgrenzung gegenüber Ganzheiten in der anorganischen und organischen Natur. 
Eine Gesamtheit miteinander in Beziehung stehender Elemente wird auch System ge- 
nannt. Da die grundlegenden Elemente organisatorischer Systeme Menschen und Sach- 
mittel sind (s. u.), wird Organisation auch als Gestaltung zielgerichteter soziotechnischer 
Systeme definiert. 

In den genannten Definitionen kommt der sog. funktionale Organisationsbegriff zum 
Ausdruck; es handelt sich um Organisation als gestaltendes Handeln, als Tätigkeit, in en- 
gerer Ausdrucksweise als Organisieren (vgl. „Der Betrieb hat eine Abt. Organisation“). 
Hingegen wird im sog. institutionalen Organisationsbegriff das entstandene System als 
Organisation bezeichnet (vgl. „Der Betrieb ist eine Organisation“); für diesen Organisa- 
tionsbegriff gibt es keine alternative Wortbildung. Schließlich werden im sog. struktura- 
len Organisationsbegriff die durch das organisatorische Gestalten entstehenden Regelun- 
gen als Organisation bezeichnet (vgl. „Der Betrieb hat eine Organisation“); ein alternati- 
ver, aber wenig verwendeter Begriff ist der des Organisates. 

Unter dem Gesichtspunkt der Dauerhaftigkeit der entstehenden Regelungen kann Organi- 
sation von Improvisation abgegrenzt werden. Improvisation ist dann als eine auf kürzere 
Sicht gültige Strukturierung zu bezeichnen. Die Abgrenzung ist jedoch „schwierig und 
unscharf, da organisatorische und improvisatorische Strukturierung graduell und fließend 
ineinander übergehen“ (Kosiol 1962/28). 
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2. Elemente und Systeme 



Elemente sind Einheiten, die für einen gegebenen Zweck nicht weiter in Teile zerlegt 
bzw. analysiert werden müssen. Dabei kann der Elementbegriff durch den Zweck der 
wissenschaftlichen (Teil-)Disziplin (z. B. der Organisationslehre) oder durch den Zweck 
einer bestimmten Untersuchung im Rahmen dieses Fachgebietes (z. B. der Aufgabenana- 
lyse oder aber auch der Arbeitsanalyse) bestimmt sein. 

Als disziplinbezogene oder sog. „grundlegende Elemente“ der Organisation sind insbe- 
sondere Menschen und Sachmittel zu nennen. Einige Autoren nennen eine größere Zahl 
grundlegender Elemente, nämlich Aufgaben, Menschen (Aufgabenträger), Sachmittel 
und Informationen (vgl. Schmidt 1975/19, Frese 1976/24, Krüger 1981a/13). Zwar 
lassen sich bestimmte Aufgaben, Sachmittel und Informationen analysieren, doch ihre 
Teile sind ebenfalls wieder Aufgaben, Sachmittel und Informationen. 

Als „untersuchungsabhängige Elemente“ der Organisation kommen z. B. Stellen oder 
Abteilungen (Stellenmehrheiten unter gemeinsamer Leitung) in Betracht. 

Ein System ist eine gegenüber ihrer Umwelt abgegrenzte Gesamtheit von Elementen, 
zwischen denen Beziehungen bestehen. Jedes Element kann seinerseits bei einer Ver- 
schiebung der Betrachtungsebene als System aufgefaßt werden. Elemente, die nicht als 
System aufgefaßt werden, bleiben in ihrer inneren Struktur unerörtert, sie bilden eine 
sog. „Black Box“; nur ihre Beziehungen nach außen werden untersucht. 

Systeme auf verschiedenen Betrachtungsebenen bilden eine Systemhierarchie. Betrachtet 
man ein bestimmtes System aus einer Systemhierarchie, so wird das höhere (größere) 
System als Supersystem (Über-, Umgebungs-, Umsystem) bezeichnet, das niedrigere 
(kleinere) System als Subsystem (Unter-, Insystem oder auch Teilsystem i. w. S.). 
Betrachtet man aus einem Umsystem nur die Elemente, die außerhalb des Systems 
liegen, aber zum System selbst Beziehungen aufweisen, so werden diese Elemente als 
Rand-Elemente, als Umwelt oder als Umgebung des entsprechenden Systems bezeichnet. 
Betrachtet man aus einem System nur einen Teil der Elemente und/oder Beziehungen, so 
spricht man von einem Teilsystem i.e.S. (vgl. Daenzer 1978/18). Eine Abteilung kann z. 
B. als Subsystem des Betriebes, der Informationsfluß als Teilsystem des Betriebes aufge- 
faßt werden. 

Nach den Systemeigenschaften können z. B. unterschieden werden: 

- Offene und geschlossene Systeme: Ein offenes System hat Beziehungen nach außen, d. 
h. zu einem Supersystem bzw. Elementen der Umwelt. Ein geschlossenes System hat 
keine derartigen Beziehungen. 

- Dynamische und statische Systeme: Dynamische Systeme verändern ihren Systemzu- 
stand im Zeitablauf, z. B. die Eigenschaften der Elemente, Art und Intensität der Be- 
ziehungen im Inneren und nach Außen. Statische Systeme verändern ihren Systemzu- 
stand im Zeitablauf nicht. 

- Mehr oder weniger komplexe Systeme: Das Ausmaß der Komplexität von Systemen 
kann nach der Zahl der Elemente, nach der Zahl der Beziehungen und nach der Ver- 
schiedenartigkeit der Beziehungen unterschiedlich sein. Äußerst komplexe Systeme 
lassen sich nicht vollständig beschreiben. 
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- Probabilistische und deterministische Systeme: Bei probabilistischen Systemen lassen 
sich nur Wahrscheinlichkeitsaussagen, bei deterministischen Systemen lassen sich 
exakte Voraussagen machen. 

Organisationen sind sozio-technische, offene, dynamische, äußerst komplexe und proba- 
bilistische Systeme. 

In dynamischen Systemen repräsentieren die Beziehungen zwischen den Elementen Strö- 
mungsgrößen, insbesondere materieller Natur (Materialfluß), informationeller Natur (In- 
formationsfluß) und energetischer Natur (Energiefluß). Die in die Elemente hineinflie- 
ßenden Strömungsgrößen werden als Input, die (nach Umwandlung bzw. Transforma- 
tion) herausfließenden als Output bezeichnet. Statt von Strömungsgrößen wird auch von 
Wirkungen gesprochen, die ein Element beeinflussen (Input) oder von ihm ausgehen 
(Output). Betrachtet man ein System als Black Box und damit nur Input und Output, 
wird von wirkungsbezogener Betrachtungsweise gesprochen. Wird die Black Box geöff- 
net, d.h. ihre Struktur (Elemente und Beziehungen) untersucht, spricht man von struktur- 
bezogener Betrachtung. 

In Abb. 7 werden organisatorische Systemmodelle dargestellt. 



3. Organisationstheorie, -methode und -technik 



Eine Methode ist eine Regel zur Durchführung einer Anzahl von Aktionen für die 
Lösung eines Problems. Probleme sind schwierige bzw. anforderungsreiche Aufgaben, d. 
h. Aufgaben, für die beim Aufgabenträger ein spezifischer Informationsmangel über die 
Lösung herrscht (vgl. Stöcki 1976/29 ff.). 

„Die Organisationsmethode regelt das planmäßige Vorgehen bei der organisatorischen 
Gestaltung“ (Schmidt 1975/22, Frese 1976/26). Sie ist ein Modell für organisatorische 
Problemlösungsprozesse und wird auch als Vorgehensmodell bezeichnet. 

„Aufgabe einer - bisher erst in Ansätzen vorliegenden - Organisationstheorie ist es dem- 
gegenüber, zusätzlich ein geschlossenes System von „Wenn-dann-Sätzen“ zu erarbeiten 
- wenn bestimmte Bedingungen vorliegen und ein bestimmtes Ziel erreicht werden soll, 
dann sind bestimmte Lösungen anzuwenden“ (Schmidt 1975/22, Frese 1976/26). Mit an- 
deren Worten ist es Aufgabe der Organisationstheorie, modellmäßig bestimmte organisa- 
torische Probleme und ihre Lösungen herauszuarbeiten. Da jedes Modell nicht vollstän- 
dig der Wirklichkeit entspricht, handelt es sich, soweit vorhanden, um theoretische Pro- 
bleme und theoretische Lösungen, die ggf. mit Hilfe der Organisationsmethode in einen 
konkreten Problemlösungsprozeß eingebracht werden können. 

„Die Organisationstechnik beinhaltet Verfahren und Instrumente zur Bearbeitung organi- 
satorischer Probleme“ (Schmidt 1975/22, Frese 1976/26). Diese Techniken können als 
Hilfsmittel bei der Bewältigung einzelner Aktionen des organisatorischen Problemlö- 
sungsprozesses eingesetzt werden. 

Die beschriebene Abgrenzung zwischen Theorie, Methode und Technik ist in der anwen- 
dungsorientierten Organisationsliteratur vorherrschend und soll daher auch hier verwen- 
det werden. Sie ist allerdings nicht unbestritten (vgl. z. B. Kosiol 1962/23, Stöcki 1976/ 
201, Pfohl 1980/1917). 
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4. Systemansatz in der Organisationsmethode 



a) Begriff der Systemtechnik 

Die Systemtechnik (Systems engineering) dient der Gestaltung komplexer und konkreter 
Systeme (technischer, sozialer und soziotechnischer Systeme). „Die Systemtechnik . . . 
ist eine interdisziplinär bedeutsame Methodologie für eine mehrdimensional zielorien- 
tierte Konzipierung, Analyse, Auswahl und Realisierung komplexer Systeme. Für die Or- 
ganisationspraxis liefert die Systemtechnik ein Instrumentarium zur gestaltenden Umset- 
zung interdisziplinär begründeter Erkenntnisse“ (Zangemeister 1981/ 2190). 

Die Systemtechnik vereinigt in erster Linie Ansätze der Systemtheorie und der Entschei- 
dungstheorie. Wegen des interdisziplinären Charakters dieser Ansätze, auch in Bezug auf 
Teilgebiete der Betriebswirtschaftslehre, haben sie im Lehrgebäude der Betriebswirt- 
schaftslehre, insbesondere auch in der Lehre an Fachhochschulen, ihren Standort in der 
Führungslehre. 

Daher kann es sich im Rahmen dieses Buches nur darum handeln, neben einer Einfüh- 
rung konkrete Bestandteile der Systemtechnik aufzuzeigen, die für die organisatorische 
Gestaltung eine besondere Ausprägung erfahren haben. 



b) Systemtechnische Arbeitsprinzipien 

Die Systemtechnik ist durch folgende Arbeitsprinzipien gekennzeichnet (vgl. Büchel 
1969, Haberfellner 1973, 1980, Daenzer 1978): 



aa) Vorgehen vom Groben zum Detail 

Dieses Prinzip schlägt sich nieder in einigen Teilprinzipien: 

(1) Prinzip der hierarchischen Gliederung 

Dieses Prinzip verlangt, daß das gesamte zu untersuchende System in hierarchisch ge- 
gliederte Subsysteme zerlegt wird. Die Subsystembildung soll so erfolgen, daß die Zahl 
der Beziehungen innerhalb der einzelnen Subsysteme größer ist als die Zahl der Bezie- 
hungen nach außen. 

(2) Prinzip des Übergangs von wirkungs- zu strukturbezogener Betrachtungsweise 
Dieses Prinzip verlangt, stufenweise von oben nach unten zunächst die Systeme als 
schwarze Kästen (Black Boxes) in ihrer Wirkung (Input, Output) zu betrachten und 
sodann stufenweise die schwarzen Kästen zu öffnen, d. h. sie nicht mehr als Elemente, 
sondern als Systeme mit einer inneren Struktur zu untersuchen (White Boxes). 

(3) Prinzip der Variantenreduktion 

Dieses Prinzip verlangt, sich auf der jeweils höheren Systemebene für eine von mehreren 
Gestaltungsaltemativen zu entscheiden und damit auch eine Vorentscheidung zu treffen 
über die Varianten der nächsten Stufe. Würde man die Zahl der Varianten nicht in einem 
stufenweisen Prozeß reduzieren, würde die Zahl der möglichen Gestaltungsaltemativen 



14 




zu groß. Wenn z. B. ein Bereich ablauforganisatorisch reorganisiert werden soll, muß 
man sich frühzeitig entscheiden, ob ein elektronisches oder konventionelles Verfahren 
eingesetzt werden soll; die vorherige Ausarbeitung von Detailregelungen für beide Vari- 
anten wäre unwirtschaftlich. 



bb) Vorgehen in einem Phasenablauf und mit Problemlösungszyklen 

Die Prinzipien (1) bis (3) zeigen sich bei zyklischen Vorgehensmodellen (s. u.) z. B. in 
der Differenzierung nach Vorstudie, Hauptstudie und Teilstudien. In diesen Phasen oder 
Stufen werden formal gleichartige Problemlösungszyklen durchlaufen. 



II. Organisatonsmethode 



1. Lineare und zyklische Modelle 



Die Organisationsmethode bzw. der Organisationsprozeß hat in der Entwicklung der Or- 
ganisationslehre eine zunehmende Differenzierung erfahren (vgl. Schmidt 1980/324 ff.). 
In der klassischen Organisationsliteratur entwickelte Kosiol (1962) die Vorgehensstufen 
Analyse und Synthese, Acker (1966) die Stufen Ist- Aufnahme und Analyse. Bei der Ana- 
lyse nach Kosiol steht eine Ordnungstechnik, bei der Analyse nach Acker eine Ist-Kritik 
im Vordergrund. Bei den neueren und differenzierteren Methodenvorschlägen können li- 
neare und zyklische Vorgehensmodelle unterschieden werden. Lineare Vorgehensmodel- 
le enthalten Stufen, die nur einmal durchlaufen werden. Aus der großen Zahl ähnlicher 
Vorschläge sei der Vorschlag von Müller-Pleus (1972) genannt, der folgende Stufen ent- 
hält: 

(1) Beginn der Organisationsarbeit, 

(2) Ist-Aufnahme, 

(3) Ist-Kritik, 

(4) Soll-Vorschlag, 

(5) Durchführung, 

(6) Kontrolle. 

Bei zyklischen Modellen ist ein Teil der Stufen des Organisationsprozesses in gleicharti- 
ge Unterstufen bzw. Schritte gegliedert, deren wiederkehrende Schrittfolge Organisa- 
tionszyklus genannt wird. Der Vorschlag von Schmidt (1979/21, ähnlich 1975/27), der 
grundsätzlich dem Vorgehensmodell des Systems Engineering entspricht (vgl. Büchel 
1969, Haberfellner 1973 und Daenzer 1978), ist aus Abb. 1 zu entnehmen. 

In neuerer Zeit sind diese Modelle deutlicher mit der Entscheidungstheorie verknüpft 
worden (vgl. Hahn 1976, Bleicher 1979, Krüger 1981). Der Organisationszyklus (Schrit- 
te 1.1 bis 1.6 der Abb. 1) entspricht grundsätzlich den Phasen 1 bis 4 des Entscheidungs- 
prozesses nach Abb. 2 und damit der Organisationsplanung. Die Stufen (4) Systembau 
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Organisationsprozeß 


Organisations zyklen 


1. Vorstudie 


1.1 Auftrag und Vorgehensplan 

1.2 Erhebung und Analyse 

1.3 Kritische Würdigung 

1.4 Synthese 

1 . 4 . L/ Konzeptentwurf 
1 .4 .2»/Konzeptanalyse 

1.5 Bewertung 

1.6 Auswahlentscheidung 


2. Hauptstudie 


2.1 - 2.6 (wie 1.1 - 1.6) 


3. Teilstudien 


3.1 - 3 . 6 ( , (wie 1.1 -1.6) 


4. Systembau 


Auftrag und Vorgehensplan 


5 . Einführung 


Auftrag und Vorgehensplan 


6. Erhaltung 


Auftrag und Vorgehensplan 



Abb. 1 : Organisationsprozeß und Organisationszyklus nach Schmidt 
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2.1 Zusammenstellung von | 

Handlungsmöglichkeiten | 

2.2 Bildung von Zukunf.tsvor Stel- 
lungen über beeinflussende 1 

Gegebenheiten 1 

2.3 Auswahl von detailliert zu . 

untersuchenden Handlungs- > 

mögl ichke iten | 


3. Beurteilungs- /Bewertungs- 
phase 

(Beurteilung bzw. Bewer- 
tung der Handlungsmög- 
lichkeiten im Hinblick 
auf die Erreichung der 
relevanten Ziele) 


3.1 Beurteilung der prognostizier- "J 

ten Wirkungen der Handlungs- I 

möglichkeiten auf quantifi- | 

zierbare und auf nicht . 

quantifizierbare Ziele 

3.2 Ermittlung der Nutzengröße | 

je Handlungseinheit | 


4. Entscheidungsphase 
(Festlegung der zu 
realisierenden 
Hand lung smög 1 ichke i t en ) 


j~4.1 Vergleichende Betrachtung 1 

der beurteilten (bewerteten) | 

Handlungsmöglichkeiten i 

4.2 Entschluß über die zu reali- 
sierende Handlungsmöglichkeit | 

(Entscheidungsfällung) | 


5. Realisationsphase 


5.1 Detaillierte Festlegung 
der Durchführung 

5.2 Veranlassung der Durchführung 


6. Kontrollphase 


Vergleich der Durchführung s- 
und Entscheidungsresultate 
(Soll/Ist) 



Planauf- 
stellung 
(Planung 
i.e.S. ) 



[Planung 
'v i.w. S . ) 



Planver- 

abschie- 

dung 



JVorgabeinfor- 
\ination (Soll) 



> Steuerung 



Kontrolle 



Durch- 

flihrung 



I 






Phasen des 
Führungsprozesses 



Tätigkeiten der 
Unternehmens führung 



Rückinf ormat ion 
(Ist) 



Abb. 2: Entscheidungs- bzw. Führungsprozeß in Anlehnung an Hahn 
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Generelle Phasen der 
Organisationsaufgaben 


Stufen des 

Organisationsprozesses 


Teilschritte der 
Organisationsplanung 


Organisationsplanung 


Vorstudie 

Hauptstudie 

Teilstudien 


Zielbildung 
Problemanalyse 
Alternativensuche 
Alternat ivenbeur te ilung 
Entscheidung 


Organisationsrealisation 


Systembau 






Einführung 




Organisationskontrolle 


Erhaltung 





Abb. 3: Organisatiosauf gaben und Organisationsprozeß nach Krüger 



Teilschritte des 
Organisationszyklus 
nach Schmidt 


Phasen der Planung 
(Organisationsplanung) 
nach Hahn 


Teilschritte der 
Organisationsplanung 
nach Krüger 


Auftrag und 
Vorgehensplan 


Problemstellungsphase 


Zielbildung 


Erhebung und Analyse 


Problemanalyse 


Kritische Würdigung 


Synthese 


Suchphase 


Alternativensuche 


Bewertung 


Beurteilungs- 
(Bewertungs- ) Phase 


Alternativenbeurteilung 


Auswahlent Scheidung 


Entscheidungsphase 


Entscheidung 



Abb. 4: Organisationszyklus und -planung nach Schmidt , Hahn und Krüger 



Techniken im Entscheidungs- bzw. 
Organisationsprozeß 


Fachgebiet der 
Schwerpunkt - 
mäßigen 
Darstellung 


Anwendung im Ent Scheidung s- 
bzw. Organisationsprozeß 
(vgl. Phasen der Abb. 2 ) 

P S B E R K 


Erhebungs techniken 
(mit fachspezifischer 
Ausprägung) 


Organisation 
(Marketing , 
Soziologie ) 


XX X 


X 


Darstellungs techniken 
der Aufbau- und 
Ab lauf Organisation 


Organisation 


XXX 


X XX X 


Analyse techniken 
Allgemeine Analyse 
Organisatorische Analyse 


Führungs lehre 
Organisation 


XX X 




Kreative Techniken 


Führungs lehre 


X XX 




Zielbildungs techniken 


Führungslehre 


XX X 




Bewer tungs techniken 

Stat. u. dyn. Invest . -Rechnung 
Oper ations -Research -Mode Ile 
Nutzwertanalyse 
(Entscheidungsmatrix) 


Finanz . /Invest . 
Mathematik, OR 
Führungs lehre 


XX 




Präsent ations techniken 


Führungs lehre 


XXX 


X X 


Sicherungs techniken 

(Techn. der internen Kontrolle) 


Organisation 


X 


X X 



Abb. 5: Techniken im Entscheidungs- bzw. im Organisationsprozeß 




und (5) Einführung innerhalb des Organisationsprozesses gern. Abb. 1 entsprechen der 
Realisationsphase des Entscheidungsprozesses bzw. der Organisationsrealisation (ausge- 
nommen die Durchführung der organisatorischen Regelungen), (6) Erhaltung entspricht 
der Kontrollphase bzw. der Organisationskontrolle. Das Modell von Hahn ist ein Regel- 
kreismodell; die Durchführung als Teil der Realisationsphase ist nicht in den Führungs- 
operationen enthalten; sie bildet die Regelstrecke, der Führungsprozeß den Regler. Abb. 
3 zeigt eine Verknüpfung der Organisationsplanung, -realisation und Kontrolle mit den 
Stufen des Organisationsprozesses und Teilschritten der Organisationsplanung nach 
Krüger. In Abb. 4 wird ein Vergleich der von Schmidt, Hahn und Krüger (s.a. 1981b/6) 
zur Unterteilung der Organisationsplanung verwendeten Begriffe durchgeführt; es zeigt 
sich, daß keine grundsätzlichen Unterschiede vorliegen. 

Auf die einzelnen Stufen des Organisationsprozesses (und auch auf die Teilschritte der 
Organisationsplanung bzw. des Organisationszyklus) kann jedoch auch im Sinne von 
Subentscheidungsprozessen ein Phasenschema analog Abb. 2 angewandt werden (vgl. 
Abb. 127). 



2. Empirisches und konzeptionelles Vorgehen 

Bei der Organisationsplanung können hinsichtlich der Berücksichtigung des Ist- 
Zustandes zwei Vorgehens weisen unterschieden werden (vgl. Müller-Pleus 1972/13, 
Schmidt 1975/39 und Haberfellner 1980/1708). 

Beim empirischen (induktiven, Ist-Zustands-orientierten) Vorgehen werden die mit der 
Ist-Aufnahme erhobenen, vorhandenen organisatorischen Lösungen auf Mängel unter- 
sucht, die Mängelursachen ermittelt und die vorhandenen Lösungen verbessert. Es be- 
steht die Gefahr, daß keine Bestlösungen, sondern nur Detailverbesserungen gefunden 
werden. 

Beim konzeptionellen (deduktiven, Soll-Zustands-orientierten) Vorgehen wird von Lö- 
sungsmodellen ausgegangen. Die Ist-Aufnahme hat nur den Zweck, das Idealkonzept 
konkreten Bedingungen anzupassen. Es besteht die Gefahr, daß von nicht realisierbaren 
Lösungsansätzen ausgegangen wird. 

Eine Verknüpfung beider Vorgehensweisen besteht darin, eine konzeptionell entwickelte 
Groblösung auf ihre grundsätzliche Realisierbarkeit zu überprüfen und anschließend kon- 
zeptionelle Detaillösungen erneut empirisch zu überprüfen. 

Abb. 6 zeigt den Inhalt der Schritte des Organisationszyklus in Abhängigkeit von diesen 
Vorgehensweisen nach Schmidt (1975/41). 



3. Schritte des Organisationszyklus bzw. der Organisationsplanung 



Aus den bisherigen Übersichten ergeben sich bereits die wesentlichen Inhalte der Schrit- 
te im Organisationszyklus (vgl. Abb. 6) bzw. der Organisationsplanung (vgl. Abb. 2), so 
daß auf eine getrennte verbale Beschreibung verzichtet werden kann. 
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Schritte im 
Organisationszyklus 


Inhalt der Schritte, a 
EMPIRISCH 


bhängig vom Vorgehen 

KONZEPTIONELL 


Auftrag und 


Ziel: Verbesserung auf der 


Ziel: Verbesserung ohne Rück- 


Vorgehensplan 


Basis des Ist-Zustandes 


sicht auf Ist-Zustand 


Erhebung und 


Sammlung von: 


Sammlung von: 


Analyse 


Detaillierten Informationen 


Bereits bekannten Konzepten 




über Ist-Lösung und gegen- 


(Lösungsmodelle ) 




wärtige Situation. 


Rahmeninformationen über 




Detaillierte Informationen 


die vorliegende Situation. 




über zu erwartende Entwick- 


Detaillierte Informationen 




lung. 


über zu erwartende Entwick- 
lung. 


Kritische Würdigung 


Auffinden von Schwachstellen 


entfällt 


des Ist-Zustandes 


und Verbesserungsmöglich- 
keiten der vorhandenen 
Lösung . 


weitgehend 


Synthese 


Modifikation der vorhandenen 


Entwurf weiterer Konzepte. 


Konzeptentwurf 


Lösung . 


Hypothesen über die Wirkun- 


Konzeptanalyse 


Hypothesen über die Wirkun- 


gen der Konzepte. 




gen der Modifikationen. 


Aussondern offensichtlich 




Aussondern offensichtlich 
ungeeigneter Modifikationen. 


ungeeigneter Konzepte. 






✓ 




sl 


1/ 


Bewertung und 


Sammlung und Gewichtung von Kriterien zur Beurteilung der 


Auswahl 


Lösungsansätze . 






Vergleich der Leistungsfähigkeit der Ansätze. 




Entscheidung für einen Ansatz 




BEURTEILUNG 


relativ einfach, risikoarm; 


komplex und risikoreich; 




bei gelungenen Konzepten 


bei grundlegend unbefrie- 




oder kurzfristig notwendigen 


digenden vorliegenden 




Verbesserungen anwendbar 


Lösungen und relativ weitem 
Planungsspielraum anwendbar 



Abb. 6: Vergleich empirischen und konzeptionellen Vorgehens nach Schmidt ( entnommen 
aus Schmidt, G.: Organisation - Methode und Technik, Verlag Dr. Götz Schmidt, 
Gießen 1975, S. 41 bzw. 1981, S. 67) 
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4. Stufen des Organisationsprozesses 



a) Anstoß zur Vorstudie 

Am Anfang des Organisationsprozesses steht eine Anregungsinformation, die auf eine 
Soll-lst-Abweichung in der Realisationsphase, eine Zieländerung, eine Änderung von 
Gestaltungsmöglichkeiten, eine Änderung der Datenkonstellationen oder auch auf das 
Auslaufen einer bestehenden Regelung zurückgeht (vgl. Pfohl 1977/85). Diese Anre- 
gungsinformation ist im allgemeinen sehr unbestimmt. Außerdem ist meist völlig offen, 
welche grundsätzlichen Lösungsmöglichkeiten es gibt und mit welchem Aufwand ein 
Organisationsprozeß durchgeführt werden könnte. 



b) Vorstudie 

Die Vorstudie hat den Zweck, eine Entscheidung über den Auftrag der Hauptstudie her- 
beizuführen. Dabei sind zu unterscheiden: 

- der Entscheidungsprozeß über die Problemstellung als solche, 

- der Entscheidungsprozeß über die Projektorganisation. 

Projekte sind zeitlich befristete, komplexe, neuartige (einmalige) Vorhaben. Die Organi- 
sationsaufgabe als Projekt bedarf einer Projektorganisation in aufgabenanalytischer Hin- 
sicht (vgl. Abb. und Abb. 127), in funktioneller bzw. ablauforganisatorischer Hin- 
sicht (vgl. Kap. IV, 4 und Abb. 128) sowie in institutioneller bzw. aufbauorganisatori- 
scher Hinsicht (vgl. Kap. IV, 2; zu den inhaltlichen Gestaltungsmöglichkeiten für alle 
Projekte, wie z. B. Einfluß-, Matrix- und Reine Projektorganisation, vgl. z.B. Frese 1980/ 
1960 ff.). 

Beide vorgenannten Entscheidungsprozesse sind miteinander verknüpft und führen zu 
einem gemeinsamen Kosten-Nutzen-Vergleich. Am Ende der Vorstudie ist zu entschei- 
den, ob das Projekt in der grob umrissenen Richtung weitergeführt oder abgebrochen 
wird. 



c) Hauptstudie 

Nach Schmidt (1975/28) umfaßt die Hauptstudie vier Bereiche: 

- Isolierung überschaubarer Teil- und Untersysteme (Problemfelder), 

- Bestimmung der Schnittstellen zwischen Teil- und Untersystemen, 

- Bestimmung der Prioritäten bzw. Reihenfolge in der Bearbeitung der Teil- und Untersyste- 
me, 

- Erarbeitung globaler Lösungskonzepte für Teil- und Untersysteme. 

Die Ergebnisse der Hauptstudie führen zu einer Detaillierung und ggf. auch Korrektur 
der Projektorganisation und des Kosten-Nutzen-Vergleichs. Am Ende der Hauptstudie ist 
zu entscheiden, ob und mit welchen globalen Lösungsaltemativen das Projekt durch Teil- 
studien fortgesetzt wird. 
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d) Teilstudien 



Die Teilstudien dienen der Detaillierung der ausgewählten Grobentwürfe aus der Haupt- 
studie. Ihr Ergebnis sind fertige, integrationsfähige Regelungen für Teil- und Untersy- 
steme. Diese werden im letzten Zyklusschritt von den Entscheidungsträgem in Kraft ge- 
setzt. Die Teilstudien können zeitlich parallel oder zeitlich gestuft erarbeitet werden 
(s. u.). Bei kleineren, kurzfristigen Organisationsaufgaben, die z. B. von einem Organisa- 
tor in Zusammenarbeit mit der projektunabhängig bestehenden Organisation erledigt 
werden, ist die Organisationsplanung einstufig, d. h. Vorstudie, Hauptstudie und Teilstu- 
dien fallen zusammen. Unter dieser Voraussetzung ist die Organisationsplanung kein zy- 
klischer Prozeß. 



e) Systembau 

Der Systembau ist die erste Stufe der Organisationsrealisation. Er besteht aus der Her- 
stellung der Organisationsmittel, die für die Einführung benötigt werden. Es handelt sich 
z. B. um die für die Einführung geeignete Ausführung und Vervielfältigung der aufbau- 
oder ablauforganisatorischen Darstellungen, Belege, bei EDV-Projekten auch um die 
Programmierung und den Testlauf. Der Systembau kann ebenfalls in zeitlich parallelen 
oder zeitlich gestuften Teilen erfolgen. 



f) Einführung (Implementation) 

Die Einführung beginnt mit der Veröffentlichung der neuen Regelung. Nach Umfang 
und Verbindlichkeit der Einführung können folgende Einführungsarten unterschieden 
werden: 

( 1 ) Endgültige oder versuchsweise (Pilot- bzw. Test-)Einführung In einer Pilot- bzw. 
Testeinführung können Erfahrungen über die Brauchbarkeit der Neuregelung gesammelt 
werden. Sie empfiehlt sich bei sehr unsicherer Beurteilung einer gewählten Lösung. Sie 
erstreckt sich auf einen (mengengeteilten) Teilbereich und kann auch bei einer Neuorga- 
nisation verwendet werden. Von ihr geht eine Rückkoppelung zu vorherigen Stufen des 
Organisationsprozesses aus. 

( 2 ) Einteilige oder mehrteilige (stufenweise) Einführung. Bei einteiliger Einführung 
werden die Ergebnisse aller Teilstudien, d. h. die Regelungen für alle Teil- bzw. Unter- 
systeme, gleichzeitig eingeführt. Bei mehrteiliger Einführung werden die Regelungen für 
die einzelnen Teil- bzw. Untersysteme zeitlich gestuft eingeführt. Die mehrteilige Ein- 
führung einer Neuorganisation ist angebracht, wenn die Teile nicht sofort zeitgleich Zu- 
sammenarbeiten müssen. Sind bei stufenweiser Reorganisation die Schnittstellen zur Al- 
torganisation nicht kompatibel, müssen Übergangsregelungen getroffen werden. 

( 3 ) Ausschließliche oder parallele Einführung. Bei einer parallelen Einführung bestehen 
die alte und die neue Regelung für ein identisches Gesamt-, Teil- oder Subsystem für 
eine Übergangszeit nebeneinander. Die parallele Einführung kommt nur bei Reorganisa- 
tionsmaßnahmen in Betracht. Die Paralleleinführung kann gewählt werden, um die 
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Brauchbarkeit der Neuregelung zu prüfen und/oder die Aufgabenträger an das neue 
System zu gewöhnen. 

Es können eine parallel-objektgleiche und eine parallel-objektverschiedene Einführung 
unterschieden werden. Bei einer parallel-objektgleichen Einführung werden identische 
informationeile Eingangsgrößen nach der alten und nach der neuen Regelung bearbeitet 
(z. B. manuell und maschinell). Die Bearbeitung ist redundant, entsprechend aufwendig, 
aber abstimmbar. Bei einer parallel-objektverschiedenen Einführung werden die Ein- 
gangsobjekte z. B. je nachdem, ob ihr Eingang vor oder nach dem Umstellungsstichtag 
liegt, der alten oder neuen Regelung unterworfen (vgl. Studenten nach einer alten oder 
einer neuen Prüfungsordnung). Der Parallellauf erstreckt sich ggf. über die längste restli- 
che Durchlaufzeit eines Altobjektes. Wird zusätzlich ein Auslauftermin gesetzt, ist auch 
hier eine Übergangsregelung erforderlich. Bei parallel-objektungleicher Einführung ist 
die Bearbeitung nicht redundant und nicht abstimmbar; es kann jedoch eine Kostenrema- 
nenz auftreten. 

Soweit die von der Einführung betroffenen Mitarbeiter nicht in die Organisationsplanung 
eingebunden waren, kann eine mündliche Vorstellung und Erläuterung der Neuregelung 
erforderlich sein. Bei ablauforganisatorischen Regelungen ist eine Schulung bis zur Kon- 
kretisierung durch Vormachen und Üben denkbar; dies kann unter Einsatz des Vorge- 
setzten und/oder des Organisators geschehen. Zugleich können hierdurch Widerstände - 
mindestens teilweise - abgebaut werden. Für eine befristete Übungszeit kann der Organi- 
sator für Rückfragen zur Verfügung stehen. 



g) Erhaltung (Organisationskontrolle) 

Die Organisationskontrolle bezieht sich auf die Organisationsplanung, die Organisations- 
implementation und die Organisationsrealisation (Bleicher 1979/215 ff.). 

Die Kontrolle der Organisationsplanung richtet sich auf Zieländerungen, Änderungen der 
Gestaltungsmöglichkeiten, Änderungen der Datenkonstellationen oder auch das Auslau- 
fen einer bestehenden Regelung und führt zu entsprechenden Anregungsinformationen 
bzw. einem neuen Organisationsprozeß (vgl. Anstoß zur Vorstudie). 

Die Kontrolle der Organisationsimplementation beantwortet die Frage, ob das Geplante 
richtig eingeführt wurde. 

Die Kontrolle der Organisationsrealisation fragt, ob Soll-Ist-Abweichungen bei der 
Durchführung eingetreten sind. Diese können ergebnismäßige oder verfahrensmäßige 
Abweichungen sein. Zu den verfahrensorientierten Kontrollen gehören insbesondere Pro- 
zeßabwicklungs- bzw. Prozeßablaufkontrollen in der Trägerschaft der Vorgesetzten (sog. 
Dienstaufsicht) und der internen oder externen Revision. Bei Abweichungen stellt sich 
die Frage, ob diese durch eine andere Organisationsgestaltung hätten vermieden werden 
können. „Nicht nur die Kontrolle der Prozeßabwicklung, sondern auch die Systemgestal- 
tung sind auf die möglichen Soll-Ist-Abweichungen abzustellen. Dabei ist unter Beach- 
tung der Wirtschaftlichkeit eine Verhütung oder Aufdeckung der Soll-Ist-Abweichungen 
anzustreben“ (Blum 198 la/347). In systemorientierter Sicht sind die „Träger der Verfah- 
renskontrolle Systeme, die Subsysteme kontrollieren. Findet im Subsystem eine Kontrol- 
le statt, so kann diese als interne Kontrolle bezeichnet werden; das System kann sich in- 
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soweit auf die Kontrolle der Kontrolle, also die Metakontrolle beschränken“ (Blum 
1981b/398). Bei kontrollwirksamer Gestaltung können als Instrumente der internen Kon- 
trolle angesehen werden: Strukturierung der Kontrollstrecke, Aufgabenverteilung, Beleg- 
gestaltung, Kontengestaltung, Kontrollvorrichtungen, maschineninteme Kontrollen, pro- 
grammierte Kontrollen und schriftliche Regelungen (vgl. das 5. Kapitel und Blum 
1981b/398 ff.). Die Prüfung und Beurteilung des internen Kontrollsystems ist innerhalb 
der deutschen Wirtschaftsprüfung eine vorrangige Prüfungshandlung, nach deren Ergeb- 
nis der Abschlußprüfer Art und Umfang seiner Prüfungshandlung festlegen kann (IdW 
1977/212). Diese Vorgehensweise müssen sich aus Gründen der Wirtschaftlichkeit alle 
Träger der Verfahrenskontrolle zu eigen machen. 



5. Techniken im Organisationsprozeß 



Abb. 5 zeigt eine Checkliste für den Einsatz ausgewählter Methoden und Techniken (vgl. 
auch Haberfellner 1980/1706). Viele dieser Techniken sind Techniken im Entschei- 
dungsprozeß, die keine Besonderheiten im Organisationsprozeß aufweisen. Hierzu wird 
auf die Führungslehre verwiesen. Vier Gruppen von Techniken haben jedoch in der Or- 
ganisationslehre eine spezifische Ausgestaltung erfahren: 

(1) Erhebungstechniken, 

(2) bestimmte Darstellungstechniken, 

(3) bestimmte Techniken der Problemanalyse und Altemativensuche bzw. der kritischen 
Würdigung und Synthese, 

(4) bestimmte Sicherungstechniken (Techniken der internen Kontrolle). 

Nur diese Techniken werden daher in diesem Buch behandelt. 



Übungsfragen zum ersten Kapitel 



1 . Welche Elemente der Organisation kann man unterscheiden? 

2. Welche Systemarten können a) nach der hierarchischen Einordnung und b) nach den Sy- 
stemeigenschaften unterschieden werden? 

3. Wodurch unterscheiden sich Organisationstheorie, Organisationsmethode und Organisa- 
tionstechnik? 

4. Wodurch unterscheiden sich lineare und zyklische Vorgehensmodelle? 

5. Welche systemtechnischen Arbeitsprinzipien gibt es und wie treten sie bei zyklischen Vor- 
gehensmodellen in Erscheinung? 

6. Beschreiben Sie die Stufen des Organisationsprozesses. 
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Zweites Kapitel 
Erhebungstechniken 



I. Wesen der Erhebung 



Die Erhebung dient der Sammlung organisatorisch relevanter Informationen. Diese In- 
formationen lassen sich bei Reorganisationsmaßnahmen zu wesentlichen Teilen aus dem 
zu reorganisierenden Bereich gewinnen; man spricht in diesem Fall von Ist-Aufnahme. 
Die Erhebung erstreckt sich aber auch auf Informationen, die nicht aus dem Ist-Zustand 
abgeleitet werden können; dies gilt bei Reorganisationen teilweise, bei Neuorganisatio- 
nen vollständig. Insofern ist es angebracht, die Ist-Aufnahme nur als einen Spezialfall 
der Erhebung anzusehen. 

Die Objektivität der Erhebung kann durch drei Problemgruppen beeinträchtigt werden 
(vgl. Wittlage 1980/44): 

(1) Probleme aus der Komplexität der Organisation, die grundsätzlich Vollständigkeit der 
Erhebung ausschließt. 

(2) Probleme aus Beschränkungen der für die Erhebung zur Verfügung stehenden Mittel. 
Derartige Restriktionen können zum Einsatz unzweckmäßiger Techniken oder mit 
Mängeln behafteter Techniken führen. 

(3) Probleme aus subjektiven Einflüssen des Informanten, aber auch des Erhebers (Orga- 
nisators). 

Subjektive Einflüsse der Informanten (und der evtl, entsprechend auf diese einwirkenden 
Vorgesetzten und Kollegen) können verursacht sein durch 

- eine unspezifizierte Furcht vor Veränderungen (Beharrungstendenz), die insbesondere 
bei Mitarbeitern mit höherem Alter, geringer Bildung und Routineaufgaben zu erwar- 
ten ist, 

- Furcht vor Schlechterstellung bei der Karriere, z. B. hinsichtlich der Sicherheit des Ar- 
beitsplatzes (Stellenabbau), Bezahlung (Stellenbewertung), Aufstiegsmöglichkeiten, 
Statussymbole, Leistungsbeurteilung, 

- im Extremfall Furcht vor Aufdeckung und Beseitigung eigener Manipulationsmög- 
lichkeiten mit dolosem Inhalt (vgl. Interne Kontrolle). 

Die genannten Gründe können zu bewußten oder unbewußten Manipulationen führen 
(vgl. Schmidt 1975/59 ff., 1980/660 ff.). Die Grenze zu Fahrlässigkeit, Irrtum und Un- 
vermögen ist fließend. Bewußte Manipulationen sind z. B. Auslassungen, Verfärbungen 
und Lügen, letztere sind, da leichter nachweisbar, Ausnahmen. Unbewußte Manipulatio- 
nen gehen auf Verdrängung, Selektion oder Ergänzung bzw. Strukturierung zurück. Ver- 
drängung führt zu Vergessen, Selektion zur Aufnahme von Teilaspekten entsprechend 
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den eigenen Bedürfnissen, Einstellungen und Werthaltungen. Ergänzung bzw. Strukturie- 
rung bedeutet, daß Informationen nach einer dem Empfänger bekannten und ggf. nicht 
zutreffenden Struktur eingeordnet bzw. ergänzt werden. 

Alle Erhebungstechniken, die den Mitarbeiter als Informanten heranziehen, müssen 
daher als Techniken mit geringerer Objektivität angesehen werden (z. B. Befragung, 
Selbstaufschreibung). Bei ihrer Vorbereitung, Durchführung und Auswertung muß an 
Kontrolle der Plausibilität und Widerspruchsfreiheit gedacht werden. Sie sollten mög- 
lichst durch Methoden höherer Objektivität (z. B. Dokumentenstudium, Beobachtung) 
ergänzt werden. 

Andererseits sollte der Widerstand der Informanten und ihrer Vorgesetzten möglichst 
weitgehend abgebaut werden durch 

- Information über die Ziele der Untersuchung, 

- Beteiligung an der Untersuchung, mindestens in Form der schriftlichen Abstimmung 
der Erhebungsergebnisse und der späteren Soll-Konzeption, 

- Aufbau eines guten persönlichen Verhältnisses zwischen Erheber und Informant. 
Soweit das Untersuchungsziel in wesentliche Interessen der Mitarbeiter eingreift, insbe- 
sondere wenn es im Stellenabbau besteht, stößt dieses Vorgehen jedoch an die Grenzen 
seiner Möglichkeiten; es kann ggf. durch flankierende personalpolitische Maßnahmen 
(z. B. Beschäftigungsgarantie, Sozialpläne) begleitet werden. 



II. Inhalte der Erhebung 



Erhebungsinhalte können mehr oder weniger konkretisiert sein. Zur Konkretisierung 
bieten sich alle Aussagen der Organisationslehre und anderer Disziplinen an, die organi- 
sationsrelevant sind, wie z. B. die gesamte Betriebswirtschaftslehre oder das Recht. Die 
Erhebungsinhalte sind zugleich mögliche Inhalte der Darstellungstechniken oder Ansatz- 
punkte für die Techniken der Problemanalyse, Altemativensuche und Kontrolle (siehe 
hierzu die entsprechenden Kapitel). 

Grundlegende organisatorische Ansätze zur Konkretisierung von Erhebungsinhalten 
sollen kurz aufgezeigt werden. 



1. Systemanalytische Ansätze 



Systemanalytische Ansätze versuchen, ein Gesamtmodell der Organisation zu bilden und 
eine stufenweise Konkretisierung mit den obengenannten Prinzipien der hierarchischen 
Gliederung und des Übergangs von wirkungs- zu strukturbezogener Betrachtungsweise 
vorzunehmen (Top-down-Strategie). Diese Modelle vereinen ihrer Natur nach frühere 
Denkansätze bzw. können mit diesen in Teilaspekten aufgefüllt werden (vgl. die Ab- 
schnitte 2 bis 5). Insbesondere ist darauf hinzuweisen, daß sich die Subsystembildung 
z. B. an der Aufgaben- bzw. Arbeitsanalyse orientieren kann, so daß ein Arbeitselement 
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das kleinste Subsystem bestimmt. Abb. 7a zeigt das Modell für Organisationssysteme 
nach Krüger (1981) und Schmidt (1981). Ausgangspunkt sind die Organisationselemente 
Aufgabe, Aufgabenträger, Information und Sachmittel, die alle mit den Dimensionen Ort, 
Zeit, Menge sowie Inhalt und Form kombiniert werden können, wodurch sich eine Viel- 
zahl von ggf. zu erhebenden und kritisch zu würdigenden Sachverhalten ergibt (vgl. 
hierzu Abb. 140-142). Dieses System ist durch Eingänge (Inputs) und Ausgänge (Out- 
puts) mit der Umwelt verbunden, die aus materiellen Eingangsobjekten (z. B. auch Infor- 
mationsträger) und Informationen bestehen und für die grundsätzlich ebenfalls die ge- 
nannten Dimensionen gelten. Die Beziehungen zwischen den Systemen bzw. den Ele- 
menten werden nach Aufbau- und Ablaufbeziehungen differenziert. Abb. 7b zeigt ein Or- 
ganisationssystem als sog. Aktionsfeldmodell nach Krüger (1984), das aus Eingabefeld, 
Bearbeitungsfeld und Ausgabefeld besteht. Alle drei Felder werden bestimmt durch die 
sog. Aktionselemente, nämlich Aktionsträger, -art, -objekt, -mittel, -zeit und -ort. Die 
o.g. Organisationselemente sind in den ersten vier Aktionselementen enthalten. Abb. 7c 
zeigt ein systemanalytisches Modell der Akademie für Organisation (1987), aufgestellt 
als Interviewleitfaden. Besonders hingewiesen werden soll auf die Differenzierung der 
Informationen in Abb. 7b und 7c. Bestimmte Darstellungstechniken der Ablauforganisa- 
tion sind mit den vorgenannten Modellen vergleichbar (siehe insbesondere die Abb. 57 
und 68 sowie den Abschnitt „Systemanalytische EDV-gestützte Darstellungstechniken“). 



2. Aufgabenanalytische Erhebungsinhalte 



Ist das Ziel der Erhebung eine Aufgaben-/Arbeitsanalyse, so sind nur Informationen rele- 
vant, die in eine Aufgabengliederung eingehen. Es handelt sich somit um Informationen, 
die benötigt werden, um Aufgaben unter Anwendung der Gliederungsmerkmale (Ver- 
richtung, Objekt, Rang, Phase, Zweck) stufenweise in Teilaufgaben zu zerlegen. Hinzu 
tritt die Frage nach dem Verhältnis der Objekte oder Verrichtungen einer Gliederungsstu- 
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Abb. 7a: Organisationssystem in Anlehnung an Krüger (1981 ) und Schmidt (1981 ) 
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AKTIONSFELD 
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Abb. 7b: Aktionsfeld nach Krüger ( 1984) 
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INFORMALE BEZIEHUNGEN 





Abb. 7 c: Erhebungsinhalte nach Akademie für Organisation (1987) 
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fe im Sinne einer Und- bzw. Oder-Gliederung. Die Ergänzung um Mengen- und Zeitan- 
gaben ist denkbar (vgl. Abschnitt 5). Für die Arbeitsanalyse als Verlängerung der Aufga- 
benanalyse gilt das gleiche. Die Frage nach Verrichtungen und Objekten steht im Vor- 
dergrund. Die Konkretisierung dieser Fragestellung ergibt sich jedoch stufenweise aus 
dem Erhebungsergebnis zur vorhergehenden Gliederungsstufe. 

Ohne die Erhebungstechniken vorwegzunehmen, kann doch schon deutlich werden, daß 
es in jedem Fall, sei es ausschließlich oder ergänzend, zu einem halbstandardisierten 
oder niöht-standardisierten Interview kommt. Wittlage (1978/43) gibt für die Anwen- 
dung des halbstandardisierten Interviews zum Zwecke der Aufgabenanalyse folgendes 
Beispiel (Auszug): 

,Meier: Aufgabe der Materialwirtschaft ist die Zurverfügungstellung der benötigten Ma- 
terialien zum geplanten Zeitpunkt. Welche Teilaufgaben werden innerhalb der Material- 
wirtschaft im Hinblick auf die Bezugsbereiche Markt und innerer Betrieb bei der Ackbo 
unterschieden? Herr Meier stellt diese Frage, da er auf Grund des ihm zur Verfügung ge- 
stellten Organisationsplanes erkannt hat, daß nach diesem Kriterium im Unternehmen 
eine Aufgabenteilung vorgenommen wird. 

Lehmann: Wir unterscheiden die Aufgabenbereiche Materialeinkauf und Lagerwirt- 
schaft, wobei der Einkauf die marktbezogenen Teilaufgaben und die Lagerwirtschaft die 
innerbetriebliche Aufgabenstellung wahmimmt. 

Meier: Was beinhaltet in diesem Zusammenhang die Lagerwirtschaft? . . .“ 

Die aufgabenanalytische Fragestellung läßt sich in bezug auf (auch alternative) Verrich- 
tungs- und Objektgliederungen einerseits bzw. die Und- sowie die Oder-Gliederung an- 
dererseits wie folgt fassen (vgl. Jordt/Gscheidle o. J., 2. LB/42, Hub/Fischer 1977/28 
sowie den Abschnitt „Darstellung der Aufgabenanalyse“)' 

(1) Und- Verrichtungsgliederung: Welche Teilverrichtungen sind erforderlich (ergän- 
zend: gehören noch dazu)? 

(2) Oder-Verrichtungsgliederung: kann man die Aufgabe mit verschiedenen Verrichtun- 
gen (auch noch anders) erfüllen? 

(3) Und-Objektgliederung: Auf welche Teilobjekte bezieht sich die Aufgabe (noch) in 
jedem Fall? 

(4) Oder-Objektgliederung: Auf welche alternativen Teilobjekte kann sich die Aufgabe 
(noch) beziehen? 

Ein derartiges Interview kann mit dem Leiter des Bezugsbereiches oder mit den Trägem 
der einzelnen Aufgaben geführt werden. Im ersten Fall dürften die Informationen umso 
ungenauer sein, je größer die instanzielle Entfernung zwischen dem Informanten und 
dem Aufgabenträger ist. Im zweiten Fall stellt sich zwischen den aufgabenanalytischen 
Fragestellungen jeweils auch die Frage nach dem bzw. den Aufgabenträgem bzw. Infor- 
manten auf der nächsten Analysestufe, hier werden die Adressaten der Befragung also 
erst während der Erhebung konkretisiert. 

Auch bei aufgabenanalytischer Fragestellung sollten Tatsachen nach Möglichkeiten 
belegt werden (z. B. Vorlage des Materialnummemschlüssels, Besichtigung der Lagerbe- 
stände) sowie Informationen über Mängel und Wünsche gesammelt werden (z. B. „Gibt 
es Materialien, die nach Ihrer Auffassung zusätzlich auf Lager genommen oder nicht 
mehr auf Lager genommen werden sollten?“). 
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3. Aufbauorganisatorische Erhebungsinhalte 



Zur aufbauorganisatorischen Erhebung sind von Acker (1963/101 ff.) und Schmidt 
(1975/282 ff.) Fragebogen bzw. Interviewleitfäden veröffentlicht worden. Acker weist 
darauf hin, daß es sich hierbei nur um Anregungen zur Erarbeitung von Fragestellungen 
handeln kann, die dem konkreten Untersuchungszweck entsprechen, er selbst gibt zwei 
Beispiele für leitende Stellen und Führungspositionen einerseits und ausführende Stellen 
andererseits. Schmidt gliedert den Fragebogen nach der üblichen Aufteilung von Stellen- 
beschreibungen und formuliert innerhalb dieser Gliederung konkrete Fragen. Eine Ana- 
lyse dieser Fragebögen zeigt: 

- Die Beispielhaftigkeit der Fragestellung verdeckt oft die innewohnende Systematik. 

- Zwischen den einzelnen Abschnitten treten Überschneidungen auf; dies gilt insbeson- 
dere zwischen der Fragestellung nach den Aufgaben der Stelle einerseits und den 
Zeichnungsbefugnissen, der Kommunikation und der Ausschußtätigkeit andererseits. 
Die positive Wirkung derartiger Überschneidungen ist, daß eine gegenseitige Kontrol- 
le der Antworten durch den Erheber möglich ist. Der Befragte wird jedoch verwirrt. 

- Quantitative Angaben müssen ggf. zu jeder einzelnen Aufgabe differenziert erfolgen; 
dies kann übersichtlich nicht listenförmig, sondern muß tabellenförmig geschehen. 

In Abb. 8 werden daher keine konkreten Fragen, sondern Systematiken zur Fragestel- 
lung herausgestellt. Bei auftretenden Überschneidungen werden Brücken (insbesonde- 
re zum Aufgabenbild) oder tabellarische Ergänzungen vorgeschlagen; letzteres ge- 
schieht auch zur Erfassung von Mengen und Zeiten (s. hierzu auch Abschnitt 5). 



4. Ablauforganisatorische Erhebungsinhalte 

Arbeitsabläufe sind eine Folge von Arbeitselementen, entweder an einem Objekt (Stück- 
prozeß oder objektbezogener Ablauf), bei einem Aufgabenträger (Gangfolge oder aufga- 
benträgerbezogener Ablauf) oder bei einem Betriebsmittel (betriebsmittelbezogener 
Ablauf). Es können sachlogische, zeitliche oder räumliche Aspekte im Vordergrund der 
Betrachtung stehen (zeitliche Aspekte s. Abschnitt 5). 

Zu den Merkmalen der Arbeitselemente (vgl. Abschnitt 1 und z. B. Abb. 57a) kommen 
die Beziehungen zwischen den Arbeitselementen (Abb. 57b nach Jordt/Gscheidle 1969/8 
ff. und REFA 1974/75/58); diese werden erfragt mit den Fragestellungen: 

- Welches ist das/sind die unmittelbar vorhergehenden Arbeitselemente? 

- Welches ist das/sind die unmittelbar nachfolgenden Arbeitselemente? 

- Von welcher Bedingung hängt die evtl, alternative Folge der Arbeitselemente ab? 
Welche dieser Fragestellung in Betracht kommen, richtet sich nach dem Ziel der ablauf- 
organisatorischen Untersuchung. In der täglichen Praxis des Organisators stehen die Ge- 
staltung und Sicherung eines zweckmäßigen, d. h. die Aufgaben erfüllenden Handlungs- 
vollzuges im Vordergrund. Die Fragen sind von Arbeitselement zu Arbeitselement zu 
wiederholen, so daß analog zur aufgabenanalytischen Fragestellung nur ein halb- oder 
nicht-standardisiertes Interview möglich ist. 
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Fragestellungen zur Erfassung des Istzustandes durch Fragebogenmethode und Interview 
sowie zur Sollerarbeitung und -darstellung (z. B. Stellenbeschreibung) 

1 Bezeichnung und Rang der Stelle 

1.1 Stellenbezeichnung und evtl. Stellennummer 

1.2 Gruppe, Abteilung, Hauptabteilung, Geschäftsbereich 

1 .3 Rang der Stelle 

2 Einordnungsbild (Über- und Unterstellung) 

2.1 Unterstellung 

2.1.1 Hauptvorgesetzter (direkt, indirekt) 

2.1.2 Fachvorgesetzter 

2.1.3 Disziplinarvorgesetzter 

2.1.4 Änderungsvorschläge 

2.2 Überstellung (Mitarbeiter bzw. Untergebene) 

2.2.1 als Hauptvorgesetzter (direkt, indirekt) 

2.2.2 als Fachvorgesetzter 

2.2.3 als Disziplinarvorgesetzter 

2.2.4 Änderungsvorschläge 

3 Vertretungsbild (Stellvertretung) 

3.1 Passive Stellvertretung 

3.1.1 Platzhalter („Haben Sie einen Platzhalter, der im Falle Ihrer Abwesenheit anfal- 
lende Vorfälle sortiert, um Ihnen diese nachzusenden, für Sie liegenzulassen oder 
Ihrem(n) Vertreter(n) zu geben? Nennen Sie die entsprechenden unterschied- 
lichen Vorfälle.“) 

3.1.2 Stellvertretung („Wer vertritt Sie? — Bei mehreren Personen die jeweiligen Vertre- 
tungsgebiete angeben; bei fallweise wechselnden Personen die beiden zuletzt be- 
trauten Personen nennen.“) Bei sehr stark geteilter oder begrenzter Stellvertretung 
empfiehlt es sich, die Frage nach der Stellvertretung nach dem Aufgabenbild zu 
stellen und den Befragten aufzufordern, für jede Ziffer des Aufgabenbildes den 
Stellvertreter zu nennen. Dies kann alternativ auch in einer Spalte beim Aufgaben- 
bild geschehen. 

3.1.3 Änderungsvorschläge 

3.2 Aktive Stellvertretung 

Es gilt die entsprechende Unterteilung und Formulierung wie unter Punkt „Pass. 
Stellvertretung“; eine Anbindung an das Aufgabenbild des Befragten ist hier nicht 
möglich, jedoch eine Erweiterung des Aufgabenbildes um die vertretungsweise zu 
übernehmenden Aufgaben, insbesondere bei geteilter oder begrenzter Stellvertre- 
tung. 

4 Aufgabenbild (Aufgaben der Stelle) 

Es sind folgende Fragestellungen möglich: 

4.1 Eine undifferenzierte, offene Frage nach den Aufgaben; nur angebracht in Bezug 
auf die Hauptaufgabe bzw. das Ziel der Stelle. 

4.2 Formal differenzierte Fragestellung nach Rang und Phase, also z. B. nach Pla- 
nungs-, Entscheidungs-, Ausführungs- und Kontrollaufgaben. 

Diese Fragestellung kann personell differenziert werden 

a) auf Veranlassung durch Haupt- oder Fachvorgesetzte 

b) nach eigener Sachbearbeitung oder 

c) als Disziplinär-, Haupt oder Fachvorgesetzter. 

4.3 Materiell differenzierte Fragestellung (insbes. nach Verrichtung und Objekt); 
hierzu sind Aufgabenanalysen und horizontal differenzierte Fragen notwendig, 
z. B. für den Beschaffungsbereich: Aufgaben der Bedarfsermittlung, der Liefe- 
rantenermittlung (= Marktanalyse), der Angebotseinholung, des Angebotsverglei- 
ches usw. 

4.4 Fragen zu Mengen und Zeiten 

Diese können nur auf die einzelnen Aufgaben bezogen werden und sollten deshalb 
zusammen mit den Aufgaben in einer Tabelle erfaßt werden: 



Abb. 8: Aufbauorganisatorische Erhebungsinhalte 
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1 T = täglich, W = wöchentlich, M = monatlich, J = jährlich; falls unregelmäßig 
in „Bemerkung“ erläutern 

2 Durchschnittswerte/Tag mit . . ., /Woche mit . . ., /Monat mit . . . multiplizieren; 
Durchschnittswerte/ Jahr übernehmen 

Anstelle oder zur Ergänzung des Frageschemas zum Aufgabenbild kann auch die 
Tagesberichtstechnik verwendet werden. 

4.5 Fragen zu anderen Bestimmungsmerkmalen (z. B. Arbeitsmittel, Raum) Auch 
diese können wie in Tz. 4.4 tabellenförmig angeschlossen werden. 

4.6 Kompetenzprobleme 

4.6.1 Fremde Kompetenzüberschreitungen 

a) von Vorgesetzten, b) von Kollegen, c) von Untergebenen 

4.6.2 Eigene Kompetenzüberschreitungen (Müssen Sie einspringen? ) in bezug auf: 
a) den Vorgesetzten, b) den Kollegen, c) den Untergebenen 

4.6.3 Fremde Kompetenzunterschreitungen 

(Nichterfüllung von Aufgaben durch andere mit negativen Auswirkungen auf die 
eigenen Aufgaben) 

a) bei Vorgesetzten, b) bei Kollegen, c) bei Untergebenen 

4.6.4 Eigene Kompetenzunterschrei tu ngen (z. B. durch Zeitmangel) 

4.7 Verbesserungsmöglichkeiten (Änderungsvorschläge) 

Alle Erfüllungsmerkmale der Aufgaben können grundsätzlich in Frage gestellt wer- 
den. Insbesondere ist an eine Umverteilung bzw. Änderung des Aufgabenträgers zu 
denken: 

4.7.1 Abgabe von Aufgaben (evtl, getrennt nach Entscheidung und Ausführung) 
a) an Vorgesetzte, b) an Kollegen, c) an Untergebene 

4.7.2 Übernahme von Aufgaben (evtl, getrennt n. Entscheidung und Ausführung) 
a) von Vorgesetzten, b) von Kollegen, c) von Untergebenen 

Die vorgezeichneten Fragen könnten aufgeführt werden mit folgender Vorbemer- 
kung: „Folgende Fragestellungen sind bei Verbesserungsvorschlägen möglich: 
Gehen Sie ihr Aufgabenbild noch einmal durch und stellen Sie sich die folgenden 
Fragen grundsätzlich bei jeder Aufgabe; tragen Sie ihre Verbesserungsvorschläge in 
folgende Liste ein“. 



Nr der Aufgabe 
It. Aufgabenbild 


Nr. der Frage 
Verb.-Vorschlag 


Vorschlag im Einzelnen 


11 (Buchen) 


5 (Arbeitsmittel) 


es sollte eine Rechenmaschine zum 
Einsatz kommen 



5 Besondere Befugnisse 

(Schriftliche Kommunikation zur Entscheidung und Kontrolle) 

5.1 Die Frage nach möglichen Objekten richtet sich z. B. auf: 

5.1.1 Ausgangsschreiben extern (Zeichnungsbefugnis i.e.S.) u. intern (an Abt.) 

5.1.2 Eingangsschreiben extern und intern 

5.1.3 Auszahlungsbelege extern (z. B. Ban kvo II macht) u. intern (z. B. Anweisung) 

5.1.4 Einzahlungsbelege (Geldquittungen) 

5.1.5 Dispositionen über Güter und Dienste 

5.1.6 Empfangsbescheinigungen über Güter und Dienste (Postvollmacht, Abnahme) 

5.1.7 Sonstige Belege 

5.2 Die genannten Schriftstücke sind ggf. zu kennzeichnen, ob Unterschrift 

a) allein, b) gemeinschaftlich mit . . ., c) zur Entscheidung, d) zur Kontrolle, e) zur 
Dokumentation der Kenntnisnahme 




5.3 Einbau in den Fragebogen 
Zwei Formen bieten sich an: 

5.3.1 Im Anschluß an die vorgenannte Systematik in Tabellenform: 

lfd. Nr. des Art des Bezeichnung Nähere Angaben Zeichen/Unterschr. 
Aufgaben Schrift- des (Gegenstand, zur/gemeinsam mit 

bildes Stückes Schriftstückes Wertgrenze etc.) E/K 

5.1 Bestellung bis 10 000 DM 

Eine Ergänzung um Mengen- und Zeitangaben (vgl. 4.4) oder um Sender und 
Empfänger der Schriftstücke möglich. 

5.3.2 Wie vor, jedoch unmittelbar zu jeder Aufgabe in Zusatzspalten eines tabellarischen 
Aufgabenbildes gern. 4.4. 

5.4 Verbesserungsvorschläge 

entsprechend anschließend oder in Spalte zum Aufgabenbild. 

6 Kommunikation 

Je nach dem Umfang der Aufgaben in Ziff. 5 können diese Kommuni kationsartfen 
hier entfallen; andernfalls treten Überschneidungen auf. 

6.1 Differenzierungsmöglichkeiten bestehen nach 

6.1.1 Schriftlich (Brief, Fernschreiben, Telegramm, sonst. Datenträger) oder mündlich 
(Fernmündlich, Besuch) 

6.1.2 Eingang (von außen, von innen) oder 
Ausgang (nach außen, nach innen) 

evtl, mit Differenzierung nach Orten, Stellen, Abteilungen 

6.2 Einbau in den Fragebogen in Tabellenform angebracht. Zeilengruppen wie vor mit 
Spalten für Mengen- und Zeitangaben (vgl. 4.4) unter Angabe der Nummer des 
Aufgabenbildes. In beschränkter Differenzierung kann das Aufgabenbild gern. 4.4 
unmittelbar erweitert werden. 

6.3 Verbesserungsmöglichkeiten in Zusatzspalten erläutern. 

Die Fragestellung kann sich insbesondere richten auf zu viel oder zu wenig, auf 
falsche oder langsame Information. 

7 Ausschüsse (Teams, Gruppen, Kommissionen) 

7.1 Mögliche Fragestellungen sind: 

Bezeichnung, Aufgabe, Mitglieder (Name, Stelle, Ausschußressort) Ausschußvor- 
sitzender und -Vorgesetzter, Form der Abstimmung, Beginn und vorauss. Ende der 
Ausschußarbeit, Sitzungsrhythmus und -dauer, Zeit zur Vor- und Nachbereitung, 
Beurteilung der Zusammenarbeit. Einbau in den Fragebogen in Tabellenform an- 
gebracht mit Brücke zum Aufgabenbild (lfd. Nr.). 

7.2 Verbesserungsvorschläge sind analog 7.1 möglich. Hinzu treten Wünsche zur Mit- 
arbeit in bestehenden oder zu bildenden Ausschüssen. 

8 Stabsbeziehungen 

8.1 Aktive Stabsbeziehungen 

Unterstellte Stäbe, andere in Anspruch genommene Stäbe, Gegenstand der In- 
anspruchnahme, generelle oder fallweise Inanspruchnahme (Inanspruchnahme- 
pflicht oder -recht), Unterstützungsrecht durch den Stab, geschätzte zeitliche Inan- 
spruchnahme des Stabes, geschätzte zeitliche Entlastung durch den Stab, weiter- 
gehender Nutzen der Unterstützung, Probleme der Zusammenarbeit. 

8.2 Passive Stabsbeziehungen (Inanspruchnahme durch das Querinformationsrecht der 
Stäbe); zeitlicher Umfang, Probleme der Zusammenarbeit. 

8.3 Einbau in den Fragebogen in Tabellenform mit Brücke zum Aufgabenbild. 

8.4 Verbesserungsvorschläge analog 8.1 und 8.2 in Tabellenspalte. 

9 Sonstige Fragen und Angaben 
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5. Erhebungsinhalt Zeit 



Zeiten sind ggf. zu erheben 

- im Zusammenhang mit den Aufgaben (also auch ggf. im Rahmen der Aufgabenanaly- 
se), 

- im Zusammenhang mit den Objekten (bzw. dem Ablauf von Stückprozessen), 

- im Zusammenhang mit dem Aufgabenträger 

(hier ist einerseits an die Gangfolge, andererseits an die Zeitsummen/Aufgabenträger 
zur quantitativen Stellenbemessung zu denken), 

- im Zusammenhang mit den Sachmitteln. 



a) Zeiten im Zusammenhang mit den Aufgaben 
Hier sind zu unterscheiden 

- Zeit je Verrichtung an einem Objekt (Einzel- bzw. Stückzeit t), 

- Periode (oder Zeitpunkt) des Aufgabenanfalls, 

- Gesamtzeit für die Aufgabe/Periode. 

Diese ergibt sich als Summe t über die Periode oder durch Multiplikation der Menge 
m der Periode mit t. 

Verdichtet man Stückzeiten, Mengen und Gesamtzeit/Aufgabe über die Aufgabenanalyse 
bzw. zu Systemen höherer Ordnung hin, so sind bei Oder-Gliederungen Mengen und 
Gesamtzeiten je in sich zu addieren, die Einzelzeiten aber neu zu errechnen: 



m t 


m X t 


m 


t 


m X t 


Korrespondenz 30 10 


/ Ausgangsschreiben 
300 ) oder 


10 


18 


180 




( Eingangsschreiben 


20 


6 


120 


Bei Und-Gliederungen sind die 
Mengen bleiben aber konstant: 


Einzel- und Gesamtzeiten je 


in sich zu 


addieren, 


m t 


m X t 


m 


t 


m X t 


Ausgangsschreiben 10 18 


l diktieren 
180 < und 


10 


12 


120 




( schreiben 


10 


6 


60 
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b) Zeiten im Zusammenhang mit den Objekten 



Die Objektzeit (Durchlaufzeit des Stückprozesses) setzt sich zusammen aus (vergleiche 
auch Abb. 63, für verzweigte Prozesse aber auch die Netzplantechnik) 

- Bearbeitungszeit, (Planungs-, Entscheidungs-, Durchführungszeit), 

- Prüfzeit, 

- Transportzeit, 

- Lagerzeit (ggf. als Eingangs-, Zwischen- und Ausgangslagerzeit). 



c) Zeiten im Zusammenhang mit dem Aufgabenträger 

Hier sind zu unterscheiden 

(1) Leistungszeit : 

- Aufgabenerfüllungszeit (z. B. Schreiben), 

- ablaufbedingte Unterbrechungen (Warten auf Arbeit). 

Bei der Erhebung von Aufgabenerfüllungszeiten stellt sich das Problem der Feststel- 
lung des Leistungsgrades (Verhältnis zur normalen Arbeitsgeschwindigkeit). 

(2) Sachliche Verteilzeit : 

- planmäßige Verteilzeit (z. B. Rüsten, Planpausen, Krankheit, Urlaub), 

- störungsbedingte Verteilzeit (z. B. Ausfall von Maschinen). 

(3) Persönliche Verteilzeit (persönliche Verrichtungen, die nicht als sachliche Verteilzeit 
anerkannt werden; Manipulationsgefahr). 



d) Zeiten im Zusammenhang mit dem Sachmittel 

Hier können analog c), jedoch selbstverständlich ohne die Kategorie der persönlichen 
Verteilzeit, unterschieden werden: 

(1) Leistungszeit: 

- Nutzungszeit, 

- ablaufbedingte Stillstandszeit. 

(2) Verteilzeit: 

- Rüstzeit (z. B. Einstellen auf neue Objektgruppe), 

- störungsbedingte Verteilzeit. 



III. Erhebungstechniken 



A. Dokumentenstudium 



Das Dokumentenstudium besteht aus der Auswertung aller sachlichen Informationsträ- 
ger, die Informationen über das Problemfeld liefern können, wie z. B. 
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( 1 ) Innerbetriebliche Informationsträger 

- mit Planungsinformationen i.w.S.: Regelungen zur Aufbauorganisation (z. B. Or- 
ganigramme, Stellenbeschreibungen), Regelungen zur Ablauforganisation (z. B. 
Ablaufdarstellungen, Formulare), sonstige Regelungen (z. B. Schlüsselverzeichnis- 
se, Telefonverzeichnisse, Stellenbesetzungspläne, Raumpläne), 

- mit Durchführungs- und Kontrollinformationen: vorfallbezogene Informationsträ- 
ger (z. B. Schriftwechsel, Belege), zeitraumbezogene Informationsträger (z. B. Bi- 
lanzen, BAB). 

(2) Vergleichbare Dokumente anderer Betriebe. 

(3) Literatur. 

Das Dokumentenstudium zu (2) und (3) geht über die Ist-Aufnahme hinaus. Das Doku- 
mentenstudium steht sehr oft am Anfang einer Untersuchung. Es kann der Vorbereitung 
des Einsatzes sonstiger Erhebungstechniken dienen, z. B. der Erarbeitung von Fragestel- 
lungen für Befragungen. Es kann zudem die Untersuchung als fallweise Ergänzung ande- 
rer Erhebungstechniken begleiten. Das Dokumentenstudium ist in besonderer Weise 
dazu geeignet, retrospektive (zurückschauende) und prospektive (vorausschauende) 
Aspekte der Untersuchung zu untermauern. Es kann auch zur Ermittlung von Mengen 
und evtl, von Zeiten verwendet werden. Vorteile des Dokumentenstudiums sind im allge- 
meinen geringer Erhebungs- und Darstellungsaufwand, schneller Zugriff, geringe Stö- 
rung des Arbeitsablaufes, weniger Verunsicherung und subjektive Einflußnahme. Nach- 
teile können sein Unvollständigkeit, mangelnde Aktualität, Aufnahme eines früheren 
Soll- statt Ist-Zustandes (insbesondere bei konventionellen, weniger bei EDV- 
Regelungen). Entsprechend muß das Dokumentenstudium durch andere Erhebungstech- 
niken ergänzt werden. 



B. Befragung 

Man unterscheidet die mündliche Befragung (Interviewtechnik) und die schriftliche Be- 
fragung (Fragebogentechnik). Für beide Techniken lassen sich jedoch gemeinsame Über- 
legungen zu Frageformen, Fragegrundsätzen und zur Fragefindung anstellen. 



1. Frageformen 

a) Offene und geschlossene Fragen 

Dieses Begriffspaar basiert auf dem Freiheitsgrad der Antwort. 
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aa) Offene Fragen 

Offene Fragen sind so formuliert, daß der Befragte in völliger sprachlicher Freiheit ant- 
worten kann (z. B. „Welche Aufgaben haben Sie?“). Die Vorteile offener Fragen (bzw. 
Nachteile geschlossener Fragen) sind: 

- Geringerer Vorbereitungsaufwand zur Fragestellung. 

- Antwortmöglichkeiten können unbekannt sein. 

- Geringere Beeinflussung der Beantwortung durch den Fragesteller. 

- Besseres Erkennen von Fehlinterpretationen und Unwissenheit. 

- Größeres Interesse des Befragten. 

Offenheit und Konkretisierungsgrad der Fragestellung dürfen nicht, wie dies häufig ge- 
schieht, verwechselt werden. Die Fragen „Welche Aufgaben haben Sie?“ und „Welche 
Aufgaben haben Sie bei Auszahlungen“ sind gleichermaßen offen, die zweite Frage ist 
jedoch konkreter. 



bb) Geschlossene Fragen 

Bei geschlossenen Fragen werden die Antwortmöglichkeiten beschränkt. Man unter- 
scheidet 

(1) Identifikationsfragen, welche die Nennung eines einzelnen Sachverhaltes verlangen 
(z. B. einer Person, eines Ortes, eines Zeitpunktes usw.). Beispiel: „Welche kaufmän- 
nische Vollmacht haben Sie?“ 

(2) Selektionsfragen, bei denen alternative Antwortmöglichkeiten vorgegeben sind, die 
der Befragte auszu wählen hat (Einfach- oder Mehrfachauswahl). Beispiel: „Haben 
Sie a) Prokura, b) Handlungsvollmacht, c) keine?“ 

(3) Ja-Nein-Fragen, die mit Ja oder Nein zu beantworten sind. Sie können als Sonderform 
der Selektionsfrage betrachtet werden. Beispiel: „Haben Sie a) Prokura? Ja/Nein, b) 
Handlungsvollmacht? Ja/Nein“. 

Die Vorteile geschlossener Fragen (bzw. Nachteile offener Fragen) sind: 

- Geringerer Beantwortungsaufwand. 

- Weniger Ausdrucksvermögen notwendig. 

- Geringere Mißverständnisse der Fragestellung. 

- Das Wiedererkennungsvermögen wird statt des (schlechteren) Erinnerungsvermögens 
angesprochen. 

- Leichtere Auswertung. 



cc) Anwendungsbereiche offener und geschlossener Fragen 
Offene Fragen eignen sich besonders 

- bei geringen Informationen über den Bezugsbereich, z. B. in der Voruntersuchung, 

- bei gut informierten und qualifizierten Auskunftspersonen, 
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- bei nicht quantifizierenden Fragestellungen. Geschlossene Fragen haben einen gegen- 
sätzlichen Anwendungsbereich. 



b) Direkte und indirekte Fragen 

Die direkte Frage spricht den zu erfragenden Sachverhalt unumwunden an. Es gibt 
jedoch Sachverhalte, über die der Befragte keine wahre Auskunft geben will oder kann. 
Hier erscheint eine indirekte Frage angebracht, mit der nicht nach den Sachverhalten 
selbst, sondern nach Indizien für Sachverhalte gefragt wird (z. B. statt der direkten Frage 
„Wie kommen Sie mit Ihrem Vorgesetzten aus?“ die indirekte Frage „Wie ist das Be- 
triebsklima?“). In einem weiteren Sinn entstehen indirekte Fragen auch durch die Anpas- 
sung von Fragestellungen an das Beobachtungs-, Erinnerungs-, Denk- oder Sprachver- 
mögen des Befragten. 



2. Grundsätze der Fragestellung 

Als Grundsätze der Fragestellung sind insbesondere zu nennen: 

- Grammatikalisch überschaubare Konstruktionen verwenden. 

- Eindeutige Worte aus dem Sprachgebrauch des Befragten benutzen; falls dies nicht 
möglich ist, Frage mit Vorwort (Definition) oder Beispiel einleiten. 

- Keine Verneinungen in die Frage einbauen. 

- Keine Suggestivfragen stellen („Halten Sie es auch für richtig, daß . . .? “). 

- Keine wert- oder prestigegeladenen Formulierungen wählen. 

- Nicht mehrere Fragen in einer Frage bzw. ohne zwischengeschaltete Antwortmöglich- 
keit formulieren. 

- Bei Selektionsfragen alle Alternativen aufführen. 

- Statt Selektionsfragen mit Mehrfachauswahl besser Ja-Nein-Fragen, bei Einfachaus- 
wahl aus vielen Alternativen besser Selektionsfragen verwenden. 

- Erinnerungsvermögen und Schätzvermögen nicht überstrapazieren. 

- „Eingabeln“ von Zeit- und Mengenangaben (zuerst minimale und maximale, dann 
durchschnittliche Größe erfragen). 

- Möglichst Fragen mit Kontrollwirkung einbauen. 

- Tatsachen nach Möglichkeit belegen lassen. 

- Auch Fragen nach Mängeln und Wünschen (Verbesserungsvorschlägen) stellen. 



3. Mündliche Befragung (Interview) 

Das Interview ist die mündliche Form der Befragung; neben mündlichen Fragen und 
Antworten können allerdings auch andere Formen persönlicher Informationsübermitt- 
lung eine Rolle spielen (z. B. allgemeine Bemerkungen, Gesten). 
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a) Interviewpartner 



Interviewer ist in der Regel der Organisator. Der Einsatz anderer Interviewkräfte ist nur 
bei völlig festgelegter, nicht erklärungsbedürftiger Fragestellung (standardisiertem Inter- 
view) und Fixierung der Antworten ohne Einfluß des Interviewers (offene Fragen mit 
diktierter Antwort oder geschlossene Fragen) denkbar. Im Regelfall muß der Interviewer 
zur Fragestellung und Aufnahme des Interviewergebnisses organisatorische Fachkennt- 
nisse haben. 

Befragter bzw. Informant sollte grundsätzlich der Aufgabenträger selbst sein. In der 
Regel wird eine Person befragt. Die gleichzeitige Befragung mehrerer Personen hat nur 
Sinn in bezug auf mengengeteilte Stellen oder in bezug auf Stellen, die in unmittelbarer 
aufbau- oder ablauforganisatorischer Beziehung zueinander stehen. Von Vorteil sind 
hierbei die geringere individuelle Manipulationsmöglichkeit (gegenseitige Kontrolle und 
Korrektur), eine anregendere Gesprächssituation und geringerer Aufwand. Nachteile sind 
gegenseitige negative Beeinflussungsmöglichkeiten der Befragten (Dominanz, Angst vor 
Sanktionen bei von anderen Teilnehmern nicht erwünschten Auskünften), der Entfall von 
Kontrollmöglichkeiten durch den Vergleich der Ergebnisse von Einzelinterviews sowie 
die Möglichkeit der Bildung einer gegen den Interviewer eingestellten selbsttragenden 
Gruppe. Das Gruppeninterview stellt deshalb die Ausnahme dar und sollte sich in jedem 
Fall auf wenige Personen beschränken. Besonders problematisch ist die gemeinsame Be- 
fragung von Vorgesetzten und Untergebenen, insbesondere wenn die Vorgesetzten dies 
wünschen! 



b) Interviewarten nach dem Freiheitsgrad der Frage (Interviewformen) 

Nach dem Bewegungsspielraum des Interviewers bei der Fragestellung werden verschie- 
dene Interviewformen unterschieden: 



aa) Das standardisierte ( strukturierte , gebundene ) Interview 

Hierbei sind die (offenen oder geschlossenen) Fragen vor dem Interview vollständig for- 
muliert und in der Reihenfolge festgelegt. Erläuterungen sind nicht zulässig. Der Inter- 
viewer hat also keinerlei Freiheit, die Fragestellung an den Gesprächsverlauf bzw. an die 
Person oder die Aufgabe des Befragen anzupassen. 

Das standardisierte Interview gleicht der Fragebogentechnik; abweichend ist lediglich, 
daß der Interviewer die Fragen verliest und die Antworten festhält. Die Anwendungsvor- 
aussetzungen beider Befragungstechniken sind daher, daß der Inhalt, die Formulierung 
und die Reihenfolge der Fragestellung für eine den Vorbereitungsaufwand rechtfertigen- 
de Anzahl von Befragten gleich sein kann. Im allgemeinen wird vorgeschlagen, eine ver- 
tikale Differenzierung der Fragestellung nach Leitungs- und Ausführungsstellen vorzuse- 
hen (Acker 1963/18, 101 ff., Schmidt 1975/62). Da jedoch zunehmend Ausführungsstel- 
len auch dispositive Tätigkeiten ausüben, sollte unterschieden werden zwischen Stellen 
mit Aufgaben eines hohen und eines geringen Konkretisierungsgrades (z. B. Leitungs-, 
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Stabs- und andere Stellen mit formalzielnahen Aufgaben). Darüber hinaus kann eine ho- 
rizontale Differenzierung der Fragestellung angebracht sein, wenn sich die Befragung an 
Mitarbeiter unterschiedlicher Verrichtungsbereiche wendet und eine entsprechend mate- 
riell differenzierte Fragestellung gewählt wird (Abb. 8, Ziff. 4.3). 

Hinsichtlich der Vor- und Nachteile gleicht das standardisierte Interview ebenfalls der 
Fragebogentechnik (s. u.), jedoch mit folgenden Abweichungen: 

- Höherer Zeitaufwand der Befragung, 

- größere Akzeptanz beim Befragten durch persönlichen Kontakt, 

- geringere Einflußnahmemöglichkeit Dritter, 

- geringere Ansprüche an das Formulierungsvermögen der Befragten und Einflußnah- 
memöglichkeit des Interviewers auf die Antwortformulierung, falls der Interviewer 
die Antworten auf offene Fragen dem Sinne nach protokolliert; allerdings sind bei 
nicht wörtlicher Übernahme der Antworten Zusatzfragen und damit Übergänge zum 
halbstandardisierten Interview fast unvermeidlich. 

- höhere Rücklaufquote, falls Beantwortung freigestellt; bei organisatorischen Erhebun- 
gen ist Auskunftserteilung jedoch in der Regel Pflicht. 



bb) Das halbstandardisierte Interview 

Bei dieser Interviewform liegen vor dem Interview die genaue Formulierung und Reihen- 
folge der Fragen nicht vor, jedoch eine in der Regel schriftliche Vorbereitung der Frage- 
stellung. Dabei können zwei Spielarten unterschieden werden (vgl. Atteslander 1974/91): 

- das halbstandardisierte Interview mit Frageschema; hierbei kann der Interviewer 
Fragen erklären, umformulieren, in der Reihenfolge ändern und Zusatzfragen stellen. 
Antwortfelder liegen vor. 

- das halbstandardisierte Interview mit Gesprächsleitfaden; hierbei sind keine konkreten 
Fragen vorformuliert, sondern nur Problemstellungen stichwortartig vorbereitet (z. B. 
Ausschreibungen, Einkaufsbedingungen ). Antwortfelder liegen nicht vor. 



cc) Das nicht-standardisierte Interview 

„In dieser freiesten Gesprächsform kann der Interviewer jede Situation so entwickeln, 
wie es ihm für die Erreichung des Befragungszieles am adäquatesten erscheint“ (Attes- 
lander 1974/22). Die Fragestellung entwickelt sich grundsätzlich aus den Antworten. 
Dabei werden an den Interviewer besonders hohe Anforderungen gestellt. 

Die Übergänge zwischen dem halbstandardisierten Interview mit Gesprächsleitfaden und 
dem nicht-standardisierten Interview sind fließend. Beide Formen sind bei aufgabenana- 
lytischer und ablauforganisatorischer Fragestellung vorherrschend. 
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c) Interviewarten nach der Beziehung zwischen Interviewer und Befragten 
(Interviewintensitäten) 

Nach der Beziehung zwischen Interviewer und Befragten im Sinne der Gesprächsatmos- 
phäre unterscheidet man das weiche, das harte und das neutrale Interview. 

- Das weiche Interview ist durch ein freundliches, hilfsbereites Auftreten des Intervie- 
wers gekennzeichnet (Sympathiebeziehung zwischen Interviewer und Befragtem). 
Der Interviewer gibt konstruktive Gesprächsanreize, auch durch Offenlegung eigener 
Standpunkte („Ganz meine Meinung!“). Solange der Interviewte spontan spricht, soll 
kein Eingriff erfolgen. Es darf kein Zeitdruck entstehen. 

- Beim neutralen Interview tritt der Interviewer freundlich, aber höflich-zurückhaltend 
auf. Bei den Gesprächsanreizen wird die Offenlegung eigener Standpunkte vermieden 
(„Das ist ja sehr interessant“). Eingriffe erfolgen, wenn dies sachlich angebracht ist. 
Der Zeitrahmen ist vorgegeben. 

- Das harte Interview wird von autoritärem, provokativem bzw. aggressivem Auftreten 
des Interviewers bestimmt. Der Interviewer führt ein Kreuzverhör mit ständigen Ein- 
griffen in die Äußerungen des Befragten. Durch permanenten Zeitdruck sollen sponta- 
ne Antworten erzwungen werden. 

Im Rahmen von Organisationsinterviews eignet sich die weiche Form insbesondere für 
die Eröffnungs- und Schlußphase (positive Ein- bzw. Ausstimmung). Das neutrale Inter- 
view ist der Normalfall sachlicher und rationaler mündlicher Erhebung. 

Das harte Interview ist der Ausnahmefall, der nur bei erheblichen Widerständen und zur 
Aufdeckung bewußter grober Manipulationen zu vertreten ist; es ist mit der Gefahr der 
Verwirrung, Verweigerung und evtl. Beschwerde verbunden. 



d) Interviewphasen 

Jedes Interview sollte drei Phasen aufweisen: die Einleitungsphase (Einstimmung), die 
Informationsgewinnungsphase (Erhebung i.e.S.) und die Ausklangsphase. Diese Phasen 
dürfen jedoch nicht gekünstelt wirken. 

- Die Einleitungsphase dient der Vorstellung des Interviewers, der Bekanntgabe des 
Auftrages, einer über die Erhebungsankündigung hinausgehende Erläuterung der Ziel- 
setzung und des Aufbaues der Untersuchung und zugleich der Herstellung einer positi- 
ven Gesprächsatmosphäre. 

- Die Informationsgewinnungsphase ist auf den eigentlichen Zweck der Erhebung ge- 
richtet. In dieser Phase sind die Vorentscheidungen zu berücksichtigen, die hinsicht- 
lich der Interviewformen, Interviewintensitäten und Frageformen getroffen worden 
sind. Bei langer Dauer (mehr als 30 bis 60 Minuten) sollen Entspannungsphasen ein- 
geschoben werden. 

- Die Ausklangsphase soll dazu dienen, die positive Gesprächsatmosphäre für weitere 
Kontakte aus- bzw. erneut aufzubauen. 
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e) Interviewort und Interviewzeit 



Die Interviewzeit ist ausreichend zu bemessen und mit den Befragten abzustimmen. 
Gegen Verschleppungstaktiken muß jedoch durch eindeutige Klärung der Prioritäten, 
ggf. unter Einschaltung von Vorgesetzten, vorgegangen werden. 

Der Interviewort sollte möglichst mit dem Arbeitsplatz des Befragten zusammenfallen. 
Erstens wird der Befragte nicht aus seiner vertrauten Arbeitsumwelt herausgelöst; dies 
vermeidet Verunsicherung und erhöht die Gesprächsbereitschaft. Zweitens können Tatsa- 
chen belegt oder beobachtet werden, was sowohl der Verdeutlichung als auch der Kon- 
trolle der gemachten Angaben dienen kann. 

Ein anderer Ort, z. B. ein Besprechungsraum, sollte dann gewählt werden, wenn die Be- 
fragten sich sonst nicht ohne Störungen, Hemmungen oder direkte Einflußnahmen Drit- 
ter äußern können. Ein Besprechungsraum kommt auch bei einer Gruppenbefragung in 
Betracht, wenn die Befragten räumlich unverbundene Arbeitsplätze haben. 



f) Dokumentation der Interviewergebnisse 

Unter der Dokumentation der Interviewergebnisse ist die erste, nicht die endgültige Form 
der Fixierung zu verstehen. 



aa) Fixierung nach Beendigung des Interviews 

Die Dokumentation aus dem Gedächtnis kommt in erster Linie beim halb- und nichtstan- 
dardisierten Interview in Betracht. Je mehr der Interviewer den Ansprüchen dieser Inter- 
viewformen entspricht, desto mehr ist er auch zu einer Rekapitulation der Antworten auf 
die von ihm in der Gesprächssituation entwickelten Fragen fähig. Bei ablauforganisatori- 
scher Fragestellung sind oft die zweckhafte Logik, der geringe Abstraktionsgrad und die 
Möglichkeit des begleitenden Belegstudiums eine Stütze. Bei sehr komplexen Abläufen 
und der Fixierung quantitativer Angaben ist die Grenze der Anwendbarkeit jedoch er- 
reicht. 



hh) Fixierung während des Interviews 

Während des Interviews kommen folgende Dokumentationstechniken in Betracht: 

(1) Technische Aufnahme, z. B. auf Tonband. 

(2) Wörtliche Mitschrift. 

(3) Stichwortartige Mitschrift. 

(4) Eintragung von Quantitäten, Schlüsseln oder Begriffen in Fragebogenfelder. 

(5) Verwendung grafischer oder tabellarischer Techniken zur Darstellung der Aufbau- 
oder Ablauforganisation. 

Grundsätzlich sollte die Dokumentation das Interview nicht mehr als unvermeidbar 
stören und die Auskunftsbereitschaft nicht herabsetzen. Die Tonbandaufnahme während 
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des Gespräches oder die Dokumentation durch eine dritte Person vermeidet Störungen, 
vermindert jedoch, falls nicht eine ungewöhnlich starke Vertrauensbasis vorhanden ist, 
die Auskunftsbereitschaft. Relativ unproblematisch ist ein Tonbanddiktat des Intervie- 
wers in Interviewpausen mit laufender Korrekturmöglichkeit des Befragten. Die wörtli- 
che Mitschrift durch den Interviewer ist nur für kurze Interviewabschnitte nach gegensei- 
tiger Abstimmung denkbar. Die stichwortartige Mitschrift ist das anspruchsloseste, bei 
offenen Fragen weitgehend übliche Verfahren. Das unter (4) genannte Verfahren bietet 
sich bei standardisiertem oder halbstandardisiertem Interview und geschlossenen Fragen 
an. Die Eignung der unter (5) genannten Verfahren zur Interviewdokumentation wird bei 
ihrer Darstellung behandelt; sie stellen hohe Ansprüche an routinemäßige Beherrschung. 



4. Schriftliche Befragung (Fragebogen) 

Erhebungen durch Fragebogen gleichen dem standardisierten Interview mit dem Unter- 
schied, daß dem Befragten der Fragenkatalog zur selbständigen Beantwortung zugesandt 
wird. 

Die Anwendungsvoraussetzungen wurden bei Darstellung des standardisierten Inter- 
views bereits erwähnt (Inhalt, Formulierung und Reihenfolge der Fragestellung müssen 
für eine angemessene Anzahl Befragter gleich sein), ebenso die Möglichkeit bzw. Not- 
wendigkeit einer vertikalen oder horizontalen Differenzierung der Fragestellung. Eine 
differenzierte Fragestellung führt zur Verkürzung des Fragebogens, weniger Fehlanzei- 
gen und höherer Motivation beim Befragten (kein „unpersönliches“ Frageschema). 

Da die Einstimmungsphase des Interviews entfällt, müssen der Grund der Befragung und 
die Zusicherung einer vertraulichen Behandlung der Antworten am Anfang des Fragebo- 
gens oder in einem Begleitschreiben erwähnt werden. 

Offene Fragen sind in Fragebogen sehr problematisch, da sie mit der Gefahr verbunden 
sind, wenig aussagekräftige und nicht vergleichbare Antworten zu erhalten, (vgl. insbes. 
Abb. 8, Ziff. 4). Die Antworten hierauf führen in der Regel zur Notwendigkeit ergänzen- 
der Interviews. Andererseits kann es sich zur Vorbereitung von Interviews empfehlen, 
nach den Aufgaben schriftlich und offen zu fragen und um Beifügung von Dokumenten 
zu bitten (sog. Berichtstechnik). Die Stärke von Fragebogen liegt in geschlossenen 
Fragen (vgl. z. B. Abb. 8, Ziff. 2). Schmidt (1980/664) vertritt die Auffassung, daß sich 
der Fragebogen auch zur Erhebung quantitativer Sachverhalte besonders gut eignet. 
Acker (1963/20) weist hingegen darauf hin, daß Fragen über Arbeitsmengen oder -Zeiten 
die gesamte Befragung belasten, da sie Personalabbau befürchten lassen; daher sollten 
quantitative Angaben später ermittelt werden, entweder durch objektive Verfahren oder 
durch Zusatzbefragungen. 

Im Gegensatz zum standardisierten Interview kann bei der Erhebung durch Fragebogen 
keinerlei persönliche Wirkung des Erhebers eintreten. Dies hat positive und negative 
Aspekte. Positiv ist zu beurteilen, daß der Erheber keinen verfälschenden Einfluß auf das 
Erhebungsergebnis haben kann. Negativ ist zu beurteilen, daß er den Befragten weder 
bei der Beantwortung motivieren noch diesem Hilfestellung geben kann. 

Um so sorgfältiger ist zu prüfen, ob die Abfassung des Fragebogens den Grundsätzen der 
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Fragestellung (s. o.) entspricht und ob durch die Fragen tatsächlich die gewünschten In- 
formationen erhoben werden. Die richtige Gestaltung des Fragebogens ist möglichst 
durch eine Probebefragung (Pretest) zu prüfen. 

Bei der Gestaltung und Verwendung von Fragebögen sind folgende technische Hinweise 
zu beachten (nach KGSt 1977a/108, Schmidt 1980/665): 

- übersichtliche Anordnung der Fragen und der Antwortmöglichkeiten; 

- optische klare Trennung der Fragen; 

- Schreibmaschinennormen (Zeilenabstände etc.) beachten; 

- evtl. Gesichtpunkte der Datenerfassung durch EDV beachten; 

- Rücksendeanschrift auf die erste Seite; 

- Doppel für Auskunftspersonen beilegen; 

- angemessenen Rücksendetermin setzen. 

Die Bestimmung des Rückgabetermins muß sich am Zeitbedarf für die Ausfüllung des 
Fragebogens, der Transportzeit, der Lagerzeit bzw. zeitlichen Elastizität bei der Erfüllung 
der Stellenaufgabe und an evtl. Verlängerungsanträgen (z. B. wegen Krankheit, Dienst- 
reisen, Urlaub) orientieren. Eine unangemessen lange Frist verzögert auch individuelle 
Verlängerungstermine und erleichtert Manipulationen durch den Befragten und Dritte. 



5. Verhältnis von Fragebogen und Interview 



Anwendungsvoraussetzungen sowie Vor- und Nachteile der Fragebogentechnik und des 
standardisierten Interviews decken sich mit den bereits dargestellten Abweichungen. Der 
Fragebogen sowie das halb- und nicht-standardisierte Interview lassen deutlichere Unter- 
schiede und Ergänzungsmöglichkeiten erkennen; hierauf stellen die folgenden Ausfüh- 
rungen ab (vgl. auch Acker 1963/17 ff., Schmidt 1975/76 ff., 1980/665 ff., Wittlage 
1980/58 ff.). 



a) Vor- und Nachteile von Interview und Fragebogen 

aa) Vorteile des Interviews 

Die Vorteile des Interviews sind umgekehrt die Nachteile des Fragebogens: 

- geringerer Vorbereitungsaufwand (Zeit und Kosten), 

- Abbau emotionaler Widerstände und stimulierende Wirkung durch die Gesprächssitu- 
ation, 

- unvorhersehbare und konkretere Fragestellung möglich, 

- unvorhersehbare Adressaten können befragt werden („Durchfragen“ bei aufgabenana- 
lytischer und ablauforganisatorischer Fragestellung), 

- offene Fragestellung problemlos, da Fixierung der Antworten durch den Interviewer, 

- weniger Mißverständnisse bei Fragen und Antworten, da fallweise Erläuterungen 
möglich, 
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- Anpassung der Fragestellung an Aufgabe und Person des Befragten (keine homogene 
Gruppe von Befragten notwendig), 

- Abwägen der Antworten nach der Person des Befragten möglich, 

- keine unmittelbare Manipulation durch Dritte, 

- Beobachtung und Dokumentenstudium können begleitend zur Ergänzung und Kon- 
trolle angewandt werden. 



bb) Vorteile des Fragebogens 

Die Vorteile des Fragebogens sind umgekehrt die Nachteile des Interviews: 

- Stichtagsbild auch bei vielen Befragten möglich, 

- geringer Aufwand (Zeit und Kosten) bei Durchführung, Dokumentation und Auswer- 
tung der Befragung, 

- durchdachtere Auskünfte, 

- Befragter kann Informationen sammeln, z. B. Quantitäten ermitteln, 

- keine Manipulation durch den Erheber (außer durch Frageformulierung), 

- falls angebracht, kann Anonymität hergestellt werden. 



b) Kombination von Fragebogen und Interview 

Das Interview hat einen breiteren Anwendungsbereich als der Fragebogen; während das 
Interview bei aufgabenanalytischer, aufbauorganisatorischer und ablauforganisatorischer 
Erhebung eingesetzt werden kann, ist die Fragebogentechnik nur für die aufbauorganisa- 
torische Erhebung geeignet. Bei aufbauorganisatorischer Fragestellung ist zudem meist 
eine Kombination von Fragebogen und Interview angebracht. Die generelle Begründung 
liegt darin, daß die Vorteile des Interviews geeignet sind, die Nachteile der Fragebogen- 
technik aufzuheben. Im einzelnen ergeben sich folgende Anlässe einer Kombination: 

(1) Zur Aufstellung des Fragebogens sind sehr oft neben dem Dokumentenstudium Inter- 
views erforderlich. Das Interview mit einem Mitglied einer homogenen Adressaten- 
gruppe kann wesentliche Anregungen zur Fragestellung geben. 

(2) Fragebogen und Interview können bei getrennten Teilen der Erhebung eingesetzt 
werden, um eine optimale Kombination zu erreichen. So ist es denkbar, alle Frage- 
stellungen mit geschlossenen Fragemöglichkeiten im Fragebogen vorzusehen, hinge- 
gen die offenen Fragen, insbesondere zum Aufgabenbild (vgl. Abb. 8, Ziff. 4), ergän- 
zenden Interviews vorzubehalten. 

(3) Die Auswertung von Fragebogen führt in der Regel ebenfalls zu ergänzenden Inter- 
views, und zwar insbesondere aus folgenden Gründen: 

- Widersprüche zwischen den zur Kontrolle geeigneten Angaben eines Fragebogens 
oder zwischen den sich entsprechenden Angaben von Stellen mit gegenseitigen Be- 
ziehungen (z. B. aktive Stellvertretung A durch B gleich passive Stellvertretung B 
durch A). 

- Unklarheiten oder Konkretisierungsnotwendigkeiten bei Antworten auf offene 
Fragen. 
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- Klärung der Bedeutung von angeführten Begriffen. 

- Erkenntnisse über Unklarheiten und Lücken der Fragestellung. 

- Kontrolle von Angaben durch Interviews mit Belegeinsicht. 

(4) Die unter (3) genannten Gründe können auch bereits nach der Probebefragung zu er- 
gänzenden Interviews führen. 



C. Arbeitsbegleitende Selbsterfassung 



1. Wesen der arbeitsbegleitenden Selbsterfassung 



Die arbeitsbegleitende Selbsterfassung besteht darin, daß die Aufgabenträger ihre Tätig- 
keiten laufend nach Verrichtung, Objekt und ggf. anderen Merkmalen (vgl. Abb. 7a-c 
und Abb. 57) erfassen, und zwar über eine begrenzte Erhebungsperiode. 

Diese Erfassung der Tätigkeiten kann stellenbezogen oder objektbezogen sein. Eine stel- 
lenbezogene Erfassung wird Selbstaufschreibung (Schmidt 1975/98, 1980/669) oder Ar- 
beitsaufzeichnung (KGSt 1977a/151 ff.) genannt; sie ist primär aufbauorganisatorisch 
orientiert; eine Erfassung des aufgaben- bzw. stellenbezogenen Arbeitsablaufs (der 
Gangfolgen) ist möglich. Die objektbezogene Erfassung wird Laufzetteltechnik genannt 
(KGSt 1977a/165 ff., Schmidt 1980/670); sie ist ablauforganisatorisch orientiert, und 
zwar in bezug auf den objektbezogenen Ablauf (Stückprozeß). Angemerkt sei, daß sich 
die Erfassung auch an anderen Aufgabenmerkmalen ausrichten, so z. B. den betriebsmit- 
telbezogenen Ablauf in den Vordergrund stellen könnte. 

Der Unterschied zwischen der arbeitsbegleitenden Selbsterfassung und der Befragung 
besteht nicht, wie oft unterstellt (z. B. bei Hub o. J./62, Wittlage 1980/72), in der Auf- 
schreibung durch den Aufgabenträger selbst; dies ist auch bei der Fragebogentechnik ge- 
geben. Der wesentliche Unterschied zur Befragung besteht darin, daß die Befragung 
weitgehend auf das Erinnerungs- und Schätzvermögen des Befragten angewiesen ist, 
während die arbeitsbegleitende Selbsterfassung die Tatbestände grundsätzlich bei ihrem 
Auftreten erfaßt. Diesen Sachverhalt hat sie mit der Beobachtung gemeinsam, die jedoch 
nicht durch den Aufgabenträger (mit hoher Manipulationsgefahr), sondern durch Dritte 
erfolgt. 

Die arbeitsbegleitende Selbsterfassung hat mit der Fragebogentechnik folgende Vorteile 
gemeinsam: 

- (relativ) schnelle Erhebung bei vielen Stellen möglich, 

- keine Manipulation durch den Erheber, 

- Erhebungsergebnisse sind vom Informanten nicht angreifbar. 

Mit der Interviewmethode deckt sie sich in bezug auf folgende Vorteile: 

- keine vorhersehbare und konkrete Fragestellung notwendig, 

- (relativ) geringer Vorbereitungsaufwand. 

Der besondere Vorteil gegenüber der Befragung ist die höhere Genauigkeit, der besonde- 
re Nachteil die hohe zeitliche Belastung der Informanten, die zu erheblichen Widerstän- 
den führen kann. Umso wichtiger sind die anwendungsfreundliche Gestaltung der Erhe- 



46 




bungsformulare und ein Pretest. Außerdem sind eine umfassende Vorinformation und 
eine laufende Begleitung der Erhebung, z. B. durch tägliche Kontrollen und ununterbro- 
chene telefonische Auskunftsbereitschaft in den ersten Tagen, unumgänglich. 



2. Tagesberichtstechnik (Selbstaufschreibung) 



Bei der Tagesberichtstechnik (in unscharfer Abgrenzung zur Laufzetteltechnik auch 
Selbstaufschreibung genannt) erfaßt der Aufgabenträger laufend seine Tätigkeiten (Ar- 
beiten, persönliche Verrichtungen und Pausen) stellenbezogen in einem Tagesbericht in 
Tabellenform. In der einfachsten Form umfaßt der Tagesbericht neben dem Kopf nur die 
Spalten 1 bis 4 der Abb. 9a. 

Erfaßt werden die Tätigkeit nach Verrichtung und Objekt, die Zeit (Uhrzeit und/oder 
Zeitdauer) und, falls diese Angaben sich auf mehr als eine Mengeneinheit beziehen, die 
Menge (Stückzahl). In zusätzlichen Spalten können weitere Merkmale der Arbeitsele- 
mente (vgl. Abb. 57) erfaßt werden, wie z.B. Arbeitshilfsmittel, Arbeitsunterlagen usw. 
Die Erfassung der Beziehungen zwischen den Arbeitselementen (vgl. Abb. 57) und der 
entsprechenden Verzweigungsbedingungen dürfte eine Überforderung darstellen (s.u.). 
Hingegen können ggf. die Stellen, von denen die Objekte (Informationen) empfangen 
oder an die sie abgegeben werden (vgl. „Kommunikation“ im Fragebogen Abb. 8) und 
die Stellen, mit denen eine Arbeit gemeinsam ausgeführt wird (vgl. „Ausschüsse“ im 
Fragebogen Abb. 8) erfaßt werden. Schließlich können Anmerkungen zu Mängeln und 
Wünschen erfolgen. 

Der Detaillierungsgrad der erfaßten Tätigkeiten ist problematisch. Grundsätzlich kann 
eine getrennte Eintragung erfolgen für 

- ein einzelnes Arbeitselement bzw. eine Verrichtung an einem Objekt; ein Maß für die 
Konkretisierung der Verrichtung - vgl. die Analysestufen - kann jedoch nicht abstrakt 
festgelegt werden. 

- einen einzelnen Arbeitsgang bzw. ein einzelnes Objekt, wobei bei Teilung oder Verei- 
nigung neue Objekte entstehen, 

- eine objektgleiche Gangfolge bzw. eine Gruppe gleicher Objekte (Stapel). 

Die Tagesberichtstechnik kann mit dem Multimomentverfahren verbunden werden (s. 
dort). 



a) Typisierung von Tagesberichten 

Anhand von in der Literatur dargestellten Beispielen von Tagesberichten lassen sich 
Merkmale herausarbeiten, deren Kombination zu einer großen Typenvielfalt führt: 
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aa) Chronologische und nicht-chronologische Tagesberichte 



In chronologischen Tagesberichten wird die Uhrzeit der Tätigkeit erfaßt (Abb. 9a u. b). 
Eine Seite bzw. Achse der Tabelle - in der Regel die Senkrechte - ist an die Zeit gebun- 
den. 

In nicht-chronologischen Tagesberichten ist keine Zeitachse vorhanden (Abb. 10). Zu 
den Tätigkeiten wird keine Uhrzeit, sondern nur die Zeitdauer notiert; diese Form ist 
auch als Strichliste geeignet. 

Ein Vorteil der chronologischen Tagesberichte liegt darin, daß die zeitliche Verteilung 
der Tätigkeiten während der einzelnen Tage erfaßt wird. Außerdem erschwert der größe- 
re Zwang zu laufenden Auf Schreibungen Manipulationen, zumal ggf. Kontrollen durch 
den Vergleich sich entsprechender Auf Schreibungen von Stellen mit Kommunikationen 
exakt durchgeführt werden können. Schließlich sind die Gangwechsel (Rüstprobleme) 
erkennbar. 

Der Vorteil nicht-chronologischer Tagesberichte liegt in der einmaligen Nennung der 
einzelnen Tätigkeitsbeschreibung; dies führt zu einer Verkürzung des Berichtes und zu 
einer leichteren Auswertung, da die Zeit- und evtl. Mengenangaben bereits für die einzel- 
nen Tätigkeiten tageweise zusammengefaßt sind. 



bb) Chronologische Tagesberichte ohne oder mit maßstäblicher Zeitachse 

Chronologische Tagesberichte ohne maßstäbliche Zeitachse bzw. mit variabler Zeitauf- 
schreibung sind dadurch gekennzeichnet, daß zu Beginn (nur für die erste Tätigkeit nö- 
tig) und zu Ende einer jeden Tätigkeit die Uhrzeit - meist minutengenau - eingetragen 
wird (vgl. Abb. 9a). 

Chronologische Tagesberichte mit maßstäblicher Zeitachse enthalten vorgedruckte Zeit- 
intervalle (vgl. Abb. 9b; eine entsprechende Vorgabe der Zeitintervalle wäre auch in 
Spalte 1 der Abb. 9a möglich). Die für die erfaßte Tätigkeit verbrauchte Zeit wird durch 
Markierung (Abb. 9b) oder Eintragung der Tätigkeit (Abb. 9a) gekennzeichnet. Vorteil- 
haft ist die geringere Schreibarbeit und eine Egalisierung des Konkretisierungsgrades. Je 
größer das Zeitintervall, desto geringer werden der Konkretisierungsgrad und die Zeitge- 
nauigkeit, aber auch der Aufwand. 



cc) Chronologische Tagesberichte mit Tätigkeits-Zeilen und! oder -Spalten 

Bei chronologischen Tagesberichten - mit Zeitbindung in der Senkrechten - führt die 
Beschreibung der Tätigkeiten dazu, daß Tätigkeiten, die mehrfach Vorkommen, auch 
mehrfach eingetragen werden müssen (Abb. 9a, Spalten 1 bis 4). Erleichternd wirkt die 
Verwendung von Tätigkeits-Schlüsseln (s.u.) oder die Eintragung der laufenden Nummer 
der Erstbeschreibung im gleichen Tagesbericht; trotzdem bleibt der Nachteil grundsätz- 
lich erhalten. 

In chronologischen Tagesberichten können komplementär (Abb. 9a, Spalten 5 bis 13 und 
Abb. 9b) oder alternativ für eine beschränkte Anzahl häufig vorkommender Tätigkeiten 
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Spalten vorgesehen werden. Stehen die Uhrzeiten und evtl, die Mengen in Vorspalten, so 
ist eine Auswertungserleichterung durch die tageweise Vorsortierung nach Tätigkeiten 
nicht gegeben (Abb. 9a). Stehen die Uhrzeiten (und evtl, die Mengen) in den Tätigkeits- 
spalten (Abb. 9b), so tritt diese Auswertungserleichterung wie bei nicht-chronologischen 
Tagesberichten auf. 



dd) Tagesberichte mit Erfassung von Einzelobjekten oder Objektgruppen 

Bezieht sich in Tagesberichten jede Zeitangabe nur auf ein Objekt bzw. Stück, so kann 
eine Streuung der Einzelzeiten ermittelt werden. Beziehen sich die Zeitangaben hingegen 
auf Objektgruppen, so können nur Durchschnittszeiten ermittelt werden; zusätzlich muß 
eine Mengenangabe je Objektgruppe erfolgen. Mengenangaben könnten z.B. in Abb. 9a 
und Abb. 9b in zusätzlichen Spalten, in Abb. 10 eingeklammert hinter jeder Zeitangabe 
vorgenommen werden. 

In chronologischen Tagesberichten mit maßstäblicher Zeitachse, in denen Einzelobjekte 
erfaßt werden sollen, muß sich das Zeitintervall an der geringstmöglichen Einzelzeit 
orientieren; sollen Objektgruppen erfaßt werden, ist die geringstmögliche Stapelbearbei- 
tungszeit ein Anhaltspunkt. 

In chronologischen Tagesberichten dürfte die Erfassung von Tätigkeitszeiten (für Einzel- 
objekte oder Stapel) unter fünf bis zehn Minuten in Tätigkeitsspalten bzw. unter zehn bis 
fünfzehn Minuten in Tätigkeitszeilen zu einem im allgemeinen unvertretbaren Aufwand 
der Erhebung und Auswertung führen. 

Für die Erfassung von Tätigkeitszeiten, die überwiegend unter fünf Minuten liegen, dürf- 
te nur der nicht-chronologische Tagesbericht geeignet sein. 



ee) Tagesberichte mit freier oder standardisierter Tätigkeitsbescbreibung 
( Tätigkeits-Katalog , Tätigkeits-Verschlüsselung , Tätigkeits-Vordruck) 

In Tagesberichten mit freier Tätigkeitsbeschreibung trägt der Stelleninhaber die Tätig- 
keitsbeschreibung mit eigenen Worten ein; dieses Vorgehen ist notwendig, wenn eine 
vorhergehende Aufgaben- bzw. Arbeitsanalyse nicht möglich war. Von Vorteil ist, daß 
die Tätigkeiten vor der Erhebung völlig unbekannt sein können und keine Suggestivwir- 
kung von vorformulierten Tätigkeitsbeschreibungen ausgehen kann. Von Nachteil ist, 
daß der Konkretisierungsgrad und die Wortwahl der Tätigkeitsbeschreibungen, auch für 
identische Tatbestände (Objekte, Verrichtungen, Arbeitshilfsmittel), bei mehreren oder 
sogar bei demselben Stelleninhaber verschieden sind, so daß eine Auswertung nur nach 
ergänzenden Interviews möglich ist. 

Umgekehrt sind die Anwendungsvoraussetzungen sowie Vor- und Nachteile bei Tages- 
berichten mit standardisierter Tätigkeitsbeschreibung. Hierbei werden die Tätigkeitsbe- 
schreibungen vorgegeben, wobei drei Möglichkeiten bestehen: 

- Ein Tätigkeits-Katalog wird den Stelleninhabem zur Verfügung gestellt (analog Abb. 
10), aus dem sie die Beschreibung der jeweils ausgeführten Tätigkeit entnehmen und 
auf den Tagesbericht übertragen. 
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- Ein Tätigkeits-Katalog mit Tätigkeits-Schlüsseln wird vorgegeben; auf den Tagesbe- 
richt ist die jeweilige Schlüssel-Nummer zu übertragen. Vorteilhaft sind die geringere 
Schreibarbeit und die Möglichkeit, durch einen systematischen Aufbau der Schlüssel- 
Nummer nach Stufen der Aufgaben- bzw. Arbeitsanalyse die Verdichtung und Aus- 
wertung, evtl, auch mittels EDV, zu erleichtern. 

- Die Tätigkeitsbeschreibungen werden im Tagesbericht - evtl, zusammen mit Schlüs- 
sel-Nummern - vorgedruckt (Abb. 9b u. 10). Hierbei tritt die größte Vereinfachung 
für den Stelleninhaber ein; das Verfahren ist aber nur zweckmäßig, wenn gleiche Tä- 
tigkeiten bei einer größeren Anzahl von Stelleninhabem auftreten (evtl, vertikale oder 
horizontale Differenzierung der Vordrucke für vergleichbare Stellen). Außerdem 
schließt es chronologische Tagesberichte aus (s. o.), es sei denn bei Verwendung von 
Tätigkeits-Spalten. 

Freie und standardisierte Tätigkeitsbeschreibungen sind in der Regel nebeneinander zu 
verwenden. Bei überwiegend freier Tätigkeitsbeschreibung sollten die nicht unmittelbar 
der Aufgabenerfüllung dienenden Tätigkeiten (vgl. Schlüsselgruppe 00 der Abb. 10, Spal- 
ten 10,13 und 14 der Abb. 9b) standardisiert werden. Bei überwiegend standardisierter 
Tätigkeitsbeschreibung ist mindestens die freie Beschreibung „für sonstige Tätigkeiten“ 
notwendig (vgl. die Spalten 1 1 und 12 der Abb. 9b). 



b) Aufbereitung der Tagesberichte 

aa) Aufbereitung der Tätigkeitsbeschreibung 

Tagesberichte mit freier Tätigkeitsbeschreibung müssen hinsichtlich dieser Tätigkeitsbe- 
schreibungen aufbereitet werden. Dazu muß aus ihnen eine Aufgaben- bzw. Arbeitsana- 
lyse abgeleitet werden, wodurch eine Vereinheitlichung der Bezeichnungs weisen, eine 
auf die Gliederungsstufen abgestellte Verschlüsselung und eine auf eine bestimmte Glie- 
derungsstufe bezogene Verdichtungsmöglichkeit erreicht werden. 

Zur Durchführung der Analyse und Vereinheitlichung der Bezeichnung sind in der Regel 
ergänzende Interviews nötig. Ist die Verschlüsselung durchgeführt, sind die Schlüsselzif- 
fem in die (verdichteten) Tagesberichte zu übernehmen. Danach ist auch ggf. eine EDV- 
mäßige Weiterverarbeitung möglich (vgl. KGSt 1977a/157 ff.). Bei Tagesberichten mit 
standardisierter Tätigkeitsbeschreibung entfällt die Aufbereitung der Tätigkeitsbeschrei- 
bungen. 



bb) Aufbereitung der Zeit- und Mengenangaben (Verdichtete Tagesberichte ) 

Die Aufbereitung der Zeit- und Mengenangaben besteht aus einer Verdichtung der quan- 
titativen Angaben je Tätigkeit in Höhe der gewünschten Gliederungstiefe. Dabei ist zu 
beachten, daß die Mengen nur bei der Oder-Gliederung addiert werden dürfen, die Zeit- 
verbräuche jedoch bei der Und- sowie Odergliederung zu addieren sind (vgl. 2. Kap., II, 
5). 
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Abb. 9a: Chronologischer Tagesbericht ohne maßstäbliche Zeitachse (Hub o. JJ64) 






Abb. 9b: Chronologischer Tagesbericht mit maßstäblicher Zeitachse (KGSt 1 977b/53) 
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Bei chronologischen Tagesberichten können die Angaben in Tätigkeits-Zeilen zunächst 
täglich verdichtet werden. Es entsteht sodann eine Form analog Abb. 10. Diese tägliche 
Verdichtung fällt bei den in Spalten erfaßten Tätigkeiten sowie bei nicht- 
chronologischen Tagesberichten von vornherein an. Durch die tägliche Verdichtung ge- 
hen die Tätigkeits-Verteilung innerhalb eines Tages und die Gangfolge auf einer Stelle 
verloren. 

Bei allen Tagesberichten können die Zeitverbräuche und Mengen über die Erhebungspe- 
riode verdichtet werden. Abb. 1 1 zeigt ein Formularmuster für eine derartige Verdich- 
tung von Tagesberichten, in dem zugleich die maximalen und minimalen Zeitverbräuche 
pro Stück festgehalten werden (nur möglich auf Basis von Tagesberichten mit Erfassung 
von Einzelobjekten) und die Umrechnung der Zeit- und Mengenangaben auf ein Jahr so- 
wie der Zeitangaben auf Prozentanteile und durchschnittliche Stückzeiten erfolgt. In die 
Verdichtung sind die in Tagesberichten nicht repräsentativ erfaßten Tätigkeiten ergän- 
zend oder korrigierend einzubeziehen. 



c) Ergänzung der Tagesberichte für nicht repräsentativ erfaßte Tätigkeiten 

Tagesberichte umfassen nur diejenigen Tätigkeiten, die in dem relativ kurzen Erhebungs- 
zeitraum anfallen. Tätigkeiten, die in abweichenden Zyklen oder unregelmäßig Vorkom- 
men, treten in den Tagesberichten überhaupt nicht oder mit einem zu hohen oder gerin- 
gen Gewicht auf. 

Daher muß eine Ergänzung der Tagesberichte erfolgen, wie z. B. Abb. 12 zeigt. Diese 
Ergänzung ist erst nach Vorliegen der vorläufigen Ergebnisse (Verdichtung) über den Er- 
hebungszeitraum zweckmäßig (vgl. Abb. 11). Grundsätzlich müssen sich die ergänzen- 
den Angaben in ihren positiven und negativen zeitlichen Abweichungen von den Tages- 
berichten ausgleichen, wenn die Tagesberichte selbst zeitliche Belastungen ergeben, die 
dem normalen Arbeitszeitangebot der Stelle entsprechen und es nicht in den übrigen Zei- 
träumen des Jahres zu zeitlicher Über- oder Unterdeckung kommen soll. 

Die Ergänzung der Tagesberichte für nicht repräsentativ erfaßte Tätigkeiten bedeutet ei- 
nen Übergang zur Fragebogentechnik. Das wesentlichste Kriterium der Selbstaufschrei- 
bung, die laufende arbeitsbegleitende Erfassung, wird aufgegeben; hinsichtlich der Er- 
gänzungen werden das Erinnerungs- und Schätzvermögen des Informanten angesprochen 
und größere Manipulationsmöglichkeiten eröffnet. Deshalb müssen die Plausibilität sorg- 
fältig geprüft und Mengenangaben ggf. durch Belegzählung kontrolliert werden. 



d) Tätigkeits-Stellenvergleich 

Die über die Erhebungsperiode verdichteten Tagesberichte können zu Stellenvergleichen 
verwendet werden. Dazu können in einer sog. Arbeitsverteilungsübersicht (vgl. Abb. 13) 
die verdichteten Tagesberichte mehrerer Aufgabenträger mit vergleichbaren Aufgaben, 
insbesondere für Stellen mit Mengenteilung, gegenübergestellt werden. 

Die Arbeitsverteilungsübersicht gleicht im Aufbau dem Funktionendiagramm (siehe 
dort). 
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Lfd. Tätigkeitsbezeichnung Erhebungszeitraum entspricht pro Jahr Minuten/Stk. 

Nr. Tätigkeitsschlüssel Anzahl I Stunden Anzahl I Stunden |Std . % max.lmin.|0 
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Abb. 12: Ergänzung von Tagesberichten für nicht repräsentativ erfaßte Tätigkeiten 




e) Ergänzung der Tagesberichte um Mängel- und Wunschlisten 



Konkrete Mängel- und Wunschhinweise (Verbesserungs Vorschläge) sind in den Tages- 
berichten unpraktisch, weil sich gleiche Tätigkeiten wiederholen und weil der Zeitdruck 
der laufenden Arbeiten keine durchdachte Stellungnahme zuläßt. Zudem spricht gegen 
die Erfassung von Verbesserungsvorschlägen in Tagesberichten, aber auch in den ver- 
dichteten Tagesberichten, daß für die Darlegungen ein sehr unterschiedlicher Raumbe- 
darf benötigt wird. Daher erscheint eine Erfassung in einem zusätzlichen Formular ange- 
bracht (vgl. Abb. 14); von Nachteil ist hierbei allerdings, daß der unmittelbare Zusam- 
menhang zwischen dem Mängelerlebnis und Mängelhinweis entfällt. Dies kann vermie- 
den werden, wenn in den Tagesberichten selbst zwei Spalten vorgesehen werden, in de- 
nen für jede Tätigkeit unter dem Eindruck der momentanen Erfüllung anzukreuzen ist, 
ob Mängel und Wünsche bestehen oder nicht. Diese Hinweise werden in die verdichteten 
Tagesberichte übernommen; der Mitarbeiter ist gehalten, zu jedem dieser Hinweise im 
Ergänzungsformular Stellung zu nehmen. 



f) Ergänzung von Tagesberichten um Angaben zur Kommunikation, 
zur Ausschußarbeit oder zum Arbeitsablauf 

Der (objektbezogene) Arbeitsablauf besteht aus einer Folge von Arbeitselementen (Tä- 
tigkeiten), die unverzweigt ist oder Und- bzw. Oder- Verzweigungen, -Zusam- 
menführungen und -Rückkopplungen aufweist. Die Arbeitselemente (Tätigkeiten) kön- 
nen auf einen oder mehrere Arbeitsträger verteilt sein. Die Oder-Verzweigungen sind an 
Bedingungen geknüpft. 

Um den Arbeitsablauf exakt zu erfassen, müßten zu den einzelnen Tätigkeiten eine oder 
mehrere vorgeschaltete und nachgeschaltete Tätigkeiten, die Aufgabenträger dieser Tä- 
tigkeiten und die Bedingungen bei Oder-Teilungen vermerkt werden. 

Um Wiederholungen und Platzverschwendung in den Tagesberichten zu vermeiden, 
könnte dies in getrennten Formularen geschehen, in denen Bezug genommen wird: 

- bei Tagesberichten ohne vorgegebene Tätigkeitsbeschreibung auf die Ersterfassung 
der Tätigkeit, 

- bei Tagesberichten mit vorgegebener Tätigkeitsbeschreibung auf die vorgegebene Tä- 
tigkeit bzw. den Tätigkeits-Schlüssel; bei derartigen Tagesberichten ist der Ablauf al- 
lerdings oft durch die Analyse bekannt. 

Die Ergänzung könnte z. B. in einem Formular gern. Abb. 15 erfolgen; fallen bei einer 
Tätigkeit mehrere vor- und nachgeschaltete Tätigkeiten an, so werden in diesem Formu- 
lar mehrere Zeilen benötigt. 

In der Regel dürfte der Mitarbeiter jedoch nicht in der Lage sein, derartig komplexe An- 
gaben mit befriedigender Genauigkeit zu machen. Besonders problematisch ist eine Fol- 
ge von mehreren Bedingungen, die zu einer vielfältigen Oder-Teilung führt. Gleiches gilt 
auch für Verrichtungen als Tätigkeitsangabe, die sich auf mehrere unterschiedliche Ob- 
jekte beziehen (vgl. „Maschinenschreiben“ in Abb. 9 oder „Eingänge durchsehen/ 



57 




verteilen“ in Abb. 10). Die Angaben werden je nach den personellen und sachlichen Ver- 
hältnissen zu ergänzenden Interviews führen oder überhaupt derartigen Interviews Vorbe- 
halten bleiben müssen. 

Insgesamt ist festzustellen, daß Tagesberichte zur Erfassung komplexer objektbezogener 
Arbeitsabläufe grundsätzlich ungeeignet erscheinen. Allerdings können die Kommunika- 
tionspartner und Ausschußpartner zu jeder Tätigkeit erfaßt werden; damit ist zugleich 
eine gewisse Kontrollmöglichkeit der gegenseitigen Angaben vorhanden. 



3. Laufzetteltechnik 

Beim Laufzettelverfahren erfassen die an einem objektbezogenen Arbeitsablauf beteilig- 
ten Aufgabenträger arbeitsbegleitend Daten zum Durchlauf von Objekten (Informations- 
träger wie Belege, Akten etc.) auf einem Laufzettel, der den Objekten beigefügt wird. In 
seiner einfachsten Form erfaßt ein Laufzettel neben der Objektbezeichnung nur die Spal- 
ten 1 bis 4 sowie 10 bis 12 der Abb. 16. 

Erfaßt werden die am Arbeitsablauf beteiligten Aufgabenträger, die Tätigkeit (Verrich- 
tung in bezug auf das durchlaufende Objekt), die Zeit (Datum, Uhrzeit und/oder Zeitdau- 
er) und, falls diese Angaben sich auf mehr als eine Mengeneinheit beziehen, die Menge 
(Stückzahl). 

Durch die getrennte Erfassung von Eingangszeit, Bearbeitungszeit und Ausgangszeit 
können Liege- und Transportzeiten ermittelt werden. In zusätzlichen Spalten können 
weitere Merkmale der Arbeitselemente (vgl. Abb. 57) erfragt werden, wie z. B. Arbeits- 
hilfsmittel. Die Ableitung von Verzweigungsbeziehungen der Arbeitselemente (vgl. Abb. 
57) ist nur möglich, wenn es gelingt, unverzweigte Ablaufabschnitte getrennt zu erfassen 
und aufeinander zu beziehen (s. u.), was sowohl die Erhebung als auch ihre Auswertung 
wesentlich erschwert. 

Für den Detaillierungsgrad der erfaßten Tätigkeiten gilt die bei der Selbstaufschreibung 
beschriebene Problematik. 



a) Typisierung von Laufzetteln 

In weitgehender Anlehnung an die geschilderten Merkmale von Tagesberichten lassen 
sich auch Merkmale von Laufzetteln herausarbeiten. 



aa) Chronologische und nicht-chronologische Laufzettel 

In chronologischen Laufzetteln werden die Uhrzeiten erfaßt (Abb. 16). In nichtchronolo- 
gischen Laufzetteln wird nur die Zeitdauer der Bearbeitung notiert (vgl. Spalten 10-12 
der Abb. 16 sowie KGSt 1977b/96); es besteht eine größere Manipulationsgefahr durch 
nachgeholte Eintragungen. 
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bb) Lauf zettel mit Erfassung von Einzelobjekten oder Objektgruppen 



Bezieht sich in Laufzetteln jede Zeitangabe nur auf ein Objekt bzw. Stück, so kann eine 
Streuung der Einzelheiten ermittelt werden. Beziehen sich die Zeitangaben hingegen auf 
Objektgruppen, so können nur Durchschnittszeiten ermittelt werden; zusätzlich muß eine 
Mengenangabe je Objektgruppe (Stapel) im Kopf des Laufzettels erfolgen (vgl. Abb. 
16). 



cc ) Lauf zettel mit freier oder standardisierter T ätigkeitsbeschreibung 

( Tätigkeits-Katalog , Tätigkeits-Verschlüsselung , Tätigkeits-Vordruck) 

Es gelten die entsprechenden Ausführungen zu Tagesberichten analog, jedoch mit fol- 
genden Änderungen: 

Voraussetzung eines Tätigkeits-Vordrucks in Laufzetteln ist, daß für einen Arbeitsablauf 
nicht nur die Tätigkeiten, sondern auch ihre Folge einschließlich der Verzweigungen und 
Zusammenführungen bekannt sind und dieser Arbeitsablauf während der Erhebungspe- 
riode angemessen häufig frequentiert wird. Die Erhebung hat sodann nur noch die Zeit- 
und Mengenerfassung zum Ziel, evtl, auch noch die Erfassung der Bearbeiter. Diese kön- 
nen zusammen mit der Tätigkeitsbeschreibung vorgedruckt werden, wenn jede Tätigkeit 
an einen Bearbeiter gebunden ist, also z. B. auch keine Mengenteilung besteht. Bei Men- 
genteilung kann die Abteilung vorgegeben werden. 



b) Laufzettelerstellung bei verzweigten Arbeitsabläufen 

Bei der Und-Teilung teilt sich ein Objekt in mehrere Teile. Es müssen somit mehre Lauf- 
zettel ausgestellt werden. Ein vor der Und-Teilung vorhandener Laufzettel könnte allen- 
falls ein Teil-Objekt weiter begleiten. Da die Festlegung dieses Teilobjektes Schwierig- 
keiten bereiten kann und ein ungleiches Vorgehen die Auswertung erschwert, ist es 
zweckmäßiger, für jedes Teilobjekt einen neuen Laufzettel anzulegen. 
Zusammenführungen nach einer Und-Teilung bedeuten, daß mehrere Objekte vereinigt 
werden. Auch hier empfiehlt sich die Anlage eines neuen Laufzettels aus den genannten 
Gründen. 

Die Anschluß-Laufzettel müssen sachlich, zeitlich und mengenmäßig genau auf die vor- 
hergehenden Laufzettel zurückführbar sein. Die Verbindung kann dadurch hergestellt 
werden, daß die Laufzettel vomumeriert ausgegeben werden und auf jedem Laufzettel 
die Nummern evtl, vorhergehender und nachfolgender Laufzettel zu notieren sind (vgl. 
Abb. 16). 

Bei der Oder-Teilung entstehen nicht mehrere Objekte, sondern alternative Abläufe. Jede 
Ablaufaltemative wird von einem Objekt bzw. einer Objektgruppe, die ihre Bedingungen 
erfüllt, wie ein unverzweigter Ablauf durchlaufen (vgl. die Regeln der Entscheidungsta- 
bellentechnik). Auch Zusammenführungen nach einer Oder-Teilung ändern diese Situa- 
tion nicht. 
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Rückkopplungen nach einer Und- bzw. Oder-Teilung müssen analog zu neuen Laufzet- 
teln führen, wenn dabei Objekte vereinigt werden; bei Schleifen mit mehrmaligem 
Durchlauf gleicher Ablaufabschnitte verlängert sich lediglich die Tätigkeitsfolge auf ei- 
nem Laufzettel. 



c) Aufbereitung der Laufzettel 

aa) Aufbereitung der Tätigkeitsbeschreibung, Tätigkeitsfolge und Stellenfolge 

Laufzettel mit freier Tätigkeitsbeschreibung müssen analog zu Tagesberichten in bezug 
auf die Tatigkeitsbeschreibungen aufbereitet werden. Ein Tätigkeits-Schlüssel ist zu erar- 
beiten und in die Laufzettel zu übertragen. Bei Laufzetteln ohne Tätigkeits-Vordruck, 
also mit Tätigkeitskatalog oder Tätigkeitsverschlüsselung, ist die für bestimmte Objekte 
typische Tätigkeits- und evtl, auch Stellenfolge abzuleiten. Objekte mit identischen Fol- 
gen können ebenfalls verschlüsselt werden (u. a. Voraussetzung einer evtl. EDV- 
Auswertung). Die objekttypische Folge ergibt sich bei Abläufen mit Oder-Teilung für 
jede Objektvariation (s.o.), vergleichbar mit den einzelnen Regeln einer konsolidierten 
Entscheidungstabelle (s. dort). Die Bedingungen, von denen die Objektvariationen ab- 
hängig sind, werden nur deutlich, wenn ihre Prüfung von den Bearbeitern als getrennte 
Tätigkeit aufgeführt wurde; anderenfalls sind auch insoweit ergänzende Interviews erfor- 
derlich. Für die evtl. Umsetzung in eine gemeinsame Darstellung für alle Objektvariatio- 
nen (Z. B. in ein Blockdiagramm) müssen die getrennt erfaßten Abläufe auf gemeinsame 
Ablaufabschnitte untersucht werden. Eine entsprechende Ergänzung der Tätigkeits- 
schlüssel ist denkbar. Die objekttypische Folge ergibt sich bei Und-Teilungen für jeden 
Ast eines und -geteilten Ablaufes. Für die evtl. Umsetzung in eine gemeinsame Darstel- 
lung (z. B. ein Blockdiagramm) muß die Ast-Folge ermittelt werden, z. B. aus den lfd. 
Nummern der Anschluß-Laufzettel (s. o.). 



bb) Aufbereitung der Zeit- und Mengenangaben ( verdichtete Laufzettel) 

Im Gegensatz zu Tagesberichten ist keine tägliche Verdichtung, sondern nur eine Ver- 
dichtung über die Erhebungsperiode angebracht (vgl. Abb. 17). Die Mengen auf allen un- 
geteilten Ablaufabschnitten müssen gleich sein. In der Verdichtung können nicht reprä- 
sentativ erfaßte Mengen und Zeiten korrigiert werden. 



d) Durch Laufzettel nicht repräsentativ erfaßte Tätigkeiten 

Mit Laufzetteln können im Gegensatz zu Tagesberichten keine persönlich bedingten Tä- 
tigkeiten bzw. Verteilzeiten ermittelt werden. Auch Informationsflüsse, die nicht an Re- 
algüter gebunden sind und sich diesen nicht einzeln zuordnen lassen, werden mit Lauf- 
zetteln nicht erfaßt (z. B. Telefongespräche oder Besprechungen ohne Bezug zu einem in 
Bearbeitung befindlichen Beleg). 
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Abb. 17: V erdichteter Laufzettel 




Weiterhin können Arbeitsabläufe existieren, die im Erhebungszeitraum nicht Vorkom- 
men. Schließlich kann sich der Einsatz des Laufzettelverfahrens bewußt nicht auf alle, 
sondern auf bestimmte Abläufe richten. 



e) Stellenvergleich auf Basis der Laufzettel 

Bearbeiten mehrere Stellen gleiche Ablaufabschnitte, so kann bei vorheriger Verdich- 
tung je Stelle ein Stellenvergleich durchgeführt werden, der insbesondere die Bearbei- 
tungszeiten (Spalten 5-1 1 der Abb. 17) analog Abb. 13 vergleichen kann. 



f) Mängel- und Wunschlisten bei der Laufzetteltechnik 

Für die Ergänzung der Laufzetteltechnik durch Mängel- und Wunschlisten gelten die 
Ausführungen zu den Tagesberichten analog. Abb. 16 sieht in den Spalten 15 und 16 die 
grundsätzliche Anmerkung von Mängeln und Wünschen vor. Nach der Verdichtung kön- 
nen diese Anmerkungen zu ausführlicheren Angaben der betreffenden Stellen in Anleh- 
nung an die Mängel- und Wunschliste der Abb. 14 führen. 



g) Grenzen der Laufzetteltechnik 

Wie dargelegt, sind bestimmte Tätigkeiten durch die Laufzettel nicht erfaßbar und auch 
kaum ergänzend einzubringen. Darüber hinaus dürfte deutlich geworden sein, daß die 
Laufzetteltechnik nur bei unverzweigten Abläufen - wie sie bei ihrer Darstellung meist 
unterstellt werden - ein einfaches Verfahren darstellt. Bei verzweigten, insbesondere bei 
zugleich unbekannten Abläufen stößt sie durch die notwendigerweise komplizierte Aus- 
gestaltung an die Grenze eines sicher beherrschbaren und wirtschaftlichen Einsatzes. 

Eine Auswertung in bezug auf Lager- und Transportzeiten bzw. Durchlaufzeiten ist bei 
verzweigten Abläufen nur mit den Mitteln der Netzplantechnik sinnvoll. 
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D. Beobachtung 



1. Wesen der Beobachtung 



Die Beobachtung als organisatorische Erhebungsmethode ist eine direkte, sinnliche 
Wahrnehmung von Tatsachen (Beständen und Prozessen), insbesondere menschlichen 
Verhaltens. 

Beobachten bedeutet sprachlich i.e.S. sehen, i.w.S. sinnlich, d. h. mit allen fünf Sinnen 
wahmehmen. Bei der organisatorischen Beobachtung kommt Sehen und/oder Hören in 
Betracht. Mögliche Objekte sind Menschen und Sachen als Bestände oder Elemente von 
Prozessen. Organisatorische Beobachtung bedeutet in erster Linie Sehen und Hören 
menschlichen Verhaltens bzw. körperlichen Handelns. Denkhandeln kann nicht beobach- 
tet werden. Trotzdem wäre es zu eng, die Beobachtungsmöglichkeit auf manuelle Tätig- 
keiten zu beschränken; auch Besprechungen können z. B. beobachtet werden. 

Im Gegensatz zu Befragung und Selbsterfassung können also keine Denkschritte erhoben 
werden. Gleiches gilt in bezug auf Einstellungen und Motivationen, doch sind diese Be- 
schränkungen in der Organisation von geringerer Bedeutung als in der Sozialforschung. 
Aspekte des „Betriebsklimas“ können beobachtet werden. 

Umfang und Genauigkeit der Beobachtung hängen auch z. B. von Nähe und Blickwinkel 
des Beobachters oder von eingesetzten Geräten ab. Schließlich kann nur beobachtet wer- 
den, was in die Beobachtungs- bzw. Erhebungsperiode fällt (vgl. Selbsterfassung). 
Ähnlich wie die Interviewmethode unterliegt die Beobachtung subjektiven Einflüssen 
des Erhebers. Beobachtungsergebnisse können, wenn nicht eine genaue Festlegung der 
Beobachtungskategorien erfolgt, subjektiv selektiert oder ergänzt bzw. strukturiert wer- 
den. Der Beobachtete kann bewußt oder unbewußt manipulieren, wenn ihm die Tatsache 
der Beobachtung bekannt ist. Die Beobachtung ist jedoch unabhängig von der Aus- 
kunftsfähigkeit und Auskunftsbereitschaft von Personen. Insgesamt gesehen ist sie ob- 
jektiver als die anderen Erhebungsmethoden. 

Die Grenzen der Beobachtung führen ggf. zum vorbereitenden und/oder ergänzenden 
Einsatz der anderen Erhebungsmethoden. Andererseits können deren Ergebnisse ggf. 
durch Beobachtung objektiviert werden. 



2. Formen der Beobachtung 



a) Direkte und indirekte Beobachtung 

Direkte Beobachtung bedeutet die Aufnahme der Daten im Augenblick des Auftretens; 
indirekte Beobachtung wäre die Beobachtung von Sekundärmaterial, ist nichts anderes 
als Dokumentenanalyse und gehört nicht zur Beobachtung im Sinne dieses Abschnittes 
(ebenso Atteslander 1975/154). 
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Direkte Beobachtung kann jedoch zeitgleich (live) oder zeitverschoben reproduziert sein 
(z. B. Bild- und Tonübertragung oder -konserve). Es können auch Geräte zum Messen 
und Zählen eingesetzt werden. 



b) Systematische (strukturierte und unstrukturierte) sowie naive Beobachtung 

Eine systematische (oder auch sog. wissenschaftliche) Beobachtung liegt vor, wenn ein 
Beobachtungszweck vorliegt, die Beobachtung systematisch geplant wird, die Aufzeich- 
nung der Beobachtungsergebnisse systematisch erfolgt und die Beobachtung grundsätz- 
lich wiederholten Prüfungen und Kontrollen hinsichtlich der Gültigkeit, Zuverlässigkeit 
und Genauigkeit unterworfen werden kann (vgl. Jahoda, Deutsch, Cook 1965/77 und At- 
teslander 1975/141). Grundsätzlich müssen hierbei mehrere Beobachter, die gleichzeitig 
oder bei sich wiederholenden Vorgängen auch hintereinander eine systematische Beob- 
achtung anstellen, zu identischen Ergebnissen gelangen. 

Die systematische Beobachtung kann strukturiert oder unstrukturiert sein. 

Eine strukturierte Beobachtung ist durch folgende Gegebenheiten gekennzeichnet (Attes- 
lander 1975/149): 

(1) Festlegung der Beobachtungseinheiten, 

(2) Festlegung der Beobachtungskategorien, 

(3) Festlegung der Zeitintervalle, in denen beobachtet werden soll, 

(4) Festlegung der Hilfsmittel bzw. des Verfahrens zur Aufzeichnung der Beobachtun- 
gen. 

Zu (1) kommen die zu beobachtenden Personen oder Objekte, zu (3) der Zeitraum (z. B. 
die Beobachtungsperiode) bzw. Zeitpunkte (vgl. Multimomentverfahren), zu (4) insbe- 
sondere Erhebungsbögen in Anlehnung an Punkt (2) in Betracht, aber auch technische 
Aufnahmen und spezielle grafische oder tabellarische Techniken zur organisatorischen 
Darstellung (vgl. Dokumentation von Interviewergebnissen). Die Beobachtungskatego- 
rien zu (2) sind mit den (geschlossenen) Fragen beim standardisierten Interview oder 
(noch besser) mit den standardisierten Tätigkeitsbeschreibungen der arbeitsbegleitenden 
Selbsterfassung zu vergleichen. Erfaßt werden primär quantitative Merkmale. 

Die unstrukturierte Beobachtung (eigentlich halb-strukturiert) gleicht hinsichtlich des 
Punktes (2) dem halbstandardisierten Interview oder einer offenen Fragestellung. Es sind 
lediglich Hauptkategorien vorgegeben, so daß der Beobachter Beobachtungsrichtung und 
Ergebnisfixierung beeinflußt. Auch bei den anderen Kriterien besteht ein Ermessens- 
spielraum. Hierdurch kann die Kontrollierbarkeit (s. o.) eingeschränkt sein. 

Die sog. naive Beobachtung ist die Beobachtung des Alltags. Die Betriebsbegehung, die 
oft am Anfang einer Erhebung steht, liegt auf der Grenze zwischen unstrukturierter und 
naiver Beobachtung und kann mit dem unstrukturierten Interview oder auch einem laien- 
haften Gespräch verglichen werden, je nach der Kompetenz des Beobachters. 

Die Übergänge zwischen den Beobachtungsformen müssen grundsätzlich als fließend an- 
gesehen werden. 
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c) Offene und verdeckte Beobachtung 



Bei der offenen Beobachtung gibt der Erheber seine Identität als Beobachter zu erkennen 
bzw. ist dem Beobachteten die Beobachtung bewußt. Damit ist eine Information über 
den Zweck der Beobachtung unumgänglich. Die genauen Gegenstände der Erhebung 
können - im Gegensatz zur Befragung mit direkten Fragen - vor den Beobachteten je- 
doch geheim gehalten werden, um eine wesentliche Veränderung im Verhalten der Beob- 
achteten möglichst zu vermeiden. Die offene Beobachtung erlaubt eine erkennbare Do- 
kumentation, von deren Form jedoch ebenfalls eine Verhaltensänderung ausgehen kann 
(vgl. die entsprechenden Ausführungen beim Interview). 

Bei der verdeckten Beobachtung gibt sich der Beobachter als solcher nicht zu erkennen 
bzw. bleibt die Beobachtung unbekannt. Damit wird jede Verfälschung der beobachteten 
Situation vermieden. Nach Atteslander (1975/155) und Wittlage (1980/64) ergeben sich 
keine ethischen Vorbehalte aus dieser Beobachtungsform, sondern allenfalls aus dem Be- 
obachtungsziel und der Verwendung der gewonnenen Informationen, allerdings wird 
hierbei offenbar nicht an eine nicht-teilnehmende verdeckte Beobachtung gedacht (s. u.). 
Ist die verdeckte Beobachtung teilnehmend (s. u.), so ergeben sich Erschwernisse einer 
Dokumentation während der Beobachtung. 



d) Aktiv-teilnehmende, passiv-teilnehmende und nicht-teilnehmende Beobachtung 

Bei der aktiv-teilnehmenden Beobachtung wirkt der Beobachter selbst an der Aufgaben- 
erfüllung (Selbstbeobachtung) bzw. in der zu beobachtenden Gruppe mit. Der Partizipa- 
tionsgrad kann unterschiedlich hoch sein. Vorteilhaft ist, daß besonders detaillierte Infor- 
mationen erhoben werden können und daß die verdeckte Form der Beobachtung leichter 
aufrecht erhalten werden kann. Einstellungen, Motive usw. sowie Denkhandeln bei der 
Aufgabenerfüllung können auch hier nicht beobachtet, jedoch selbst erfahren bzw. in un- 
vermeidbar verbundenen Gesprächssituationen erkannt werden (Übergang zur Selbster- 
fassung bzw. zum Interview). Bei längerer Dauer kann der Nachteil eines Neutralitäts- 
verlustes durch Identifikation auftreten. Bei der passiv-teilnehmenden Beobachtung ist 
der Beobachter lediglich sichtbar anwesend, beschränkt sich jedoch auf die Tätigkeit der 
Beobachtung und Dokumentation. Grundsätzlich kann auch diese Beobachtung verdeckt 
sein, falls eine andere Erklärung der Anwesenheit möglich ist. 

Darüber hinaus muß noch die Möglichkeit einer nicht-teilnehmenden (bzw. versteckten ) 
Beobachtung in Betracht gezogen werden. Hierbei bleibt der Beobachter für die Beob- 
achteten unsichtbar und benutzt evtl, spezielle Hilfsmittel (einseitig durchlässige Spiegel, 
Übertragungs- oder Aufnahmegeräte für Bild bzw. Ton). Auch diese Beobachtungsform 
kann offen (vgl. Supermärkte) oder verdeckt sein (vgl. Mithören von Telefongesprä- 
chen). Einige Autoren unterscheiden nicht zwischen passiv-teilnehmener und nicht- 
teilnehmender Beobachtung. Diese Unterscheidung ist aber nur für die offene Beobach- 
tung unerheblich; bei verdeckter Beobachtung muß mindestens die nicht-teilnehmende 
Form auf ethische Vorbehalte stoßen und ist auch ggf. rechtlich unzulässig. 
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3. Dauerbeobachtung 



Bei der Dauerbeobachtung werden die Beobachtungseinheiten über eine längere Erhe- 
bungsperiode (Tage, Wochen) kontinuierlich beobachtet. Beobachtungseinheiten sind in 
der Regel Stellen, es kann aber auch eine betriebsmittel- oder objektbezogene Dauerbe- 
obachtung erfolgen. 

Die Dauerbeobachtung ist grundsätzlich mit der arbeitsbegleitenden Selbsterfassung ver- 
gleichbar. Unterschiede bestehen dadurch, daß nicht der Aufgabenträger, sondern der Be- 
obachter die Erhebung fixiert und das die beobachtungstypische Beschränkung auf unter- 
scheidbares körperliches Handeln gegeben ist. Hingegen sind analoge Formen der Ge- 
staltung der Erhebungsbögen, der Aufbereitung und der Ergänzung möglich. 
Entsprechend kann die Dauerbeobachtung mehr oder weniger strukturiert sein; sie kann 
offen und verdeckt sowie mit verschiedenen Partizipationsgraden vorgenommen werden. 
Bei freier Tätigkeitsbeschreibung (unstrukturierte Dauerbeobachtung) kann eine Kombi- 
nation mit begleitenden Interviews in Betracht kommen. Außerdem ist eine Kombination 
mit einem begleitenden Dokumentenstudium möglich, die auch Inventurmethode ge- 
nannt wird (Pärli 1972/104). 



a) Stellenbezogene Dauerbeobachtung 

Eine stellenbezogene Dauerbeobachtung entspricht mit den obengenannten Einschrän- 
kungen der Tagesberichtstechnik. Die dort genannte Typisierung der Tagesberichte 
(nicht-chronologisch sowie chronologisch, dabei mit oder ohne maßstäbliche Zeitachse, 
Tätigkeitszeilen und/oder -Spalten, mit Erfassung von Einzelobjekten oder Objektgrup- 
pen, mit freier oder standardisierter Tätigkeitsbeschreibung) und ihre Probleme sind na- 
hezu vollständig übertragbar. 

Die stellenbezogene Dauerbeobachtung kann einzelstellenbezogen oder mehrstellenbezo- 
gen sein. Bei einzelstellenbezogener Dauerbeobachtung erlauben die starke Beobach- 
tungsnähe und eine geringere Beobachtungsfallanzahl eine mit den Tagesberichten ver- 
gleichbare Detaillierung. Eine mehrstellenbezogene Dauerbeobachtung erstreckt sich auf 
eine räumlich überschaubare Gruppe von Personen. Je größer diese Gruppe und je unter- 
schiedlicher die Tätigkeiten der einzelnen Stellen (Art- statt Mengenteilung), desto gerin- 
ger ist - bei einem Beobachter - die mögliche Konkretisierung. 

Im Extremfall kann sich die Erhebung auf die Kategorien „aufgabenbezogen tätig - 
nicht aufgabenbezogen tätig“ beschränken. Die REFA-Verteilzeitaufnahme ist ein Bei- 
spiel für eine chronologische, mehrstellenbezogene Daueraufnahme mit sieben Zeitka- 
tegorien, bei der der Aufgabeninhalt der Grundzeit nicht beschrieben wird (REFA 1973/ 
196 ff., insbesondere S. 217). 

Die stellenbezogene Dauerbeobachtung kann somit den Leistungsgrad (Intensität und 
Wirksamkeit) genau ermitteln, während dies durch die Befragungsformen nur sehr be- 
schränkt möglich ist (Manipulierbarkeit durch den Aufgabenträger, Mengenteilung als 
Voraussetzung des Stellen Vergleichs). Zunächst gilt dies bei verdeckter Dauerbeobach- 
tung. Bei der offenen Dauerbeobachtung ergeben sich zwei Möglichkeiten: 
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- Der Dauerbeobachter wird in die Gruppe integriert (insbesondere bei aktiv- 
teilnehmender Beobachtung) und kann den Leistungsgrad unverfälscht beobachten. 

- Der Dauerbeobachter wird nicht in die Gruppe integriert. Der Leistungsgrad steigt 
durch die Anwesenheit des Beobachters an (vgl. Klein 1970/26). 

In jedem Fall können Stückzeiten ermittelt und als zukünftiger Leistungsanspruch zu- 
grunde gelegt werden, wenn geeignete Mengeneinheiten vorliegen. 

Die stellenbezogene Dauerbeobachtung kann auch zur Ermittlung organisatorischer Lä- 
ger (Warteschlangen) benutzt werden, wenn die Objekte entsprechend zu beobachten 
sind (vgl. z. B. Schlangen vor Schaltern im Tagesablauf). 

Bei mehrstellenbezogener Dauerbeobachtung und ablauforganisatorisch verbundenen 
Stellen kann sich die Beobachtung vermehrt auf die Beziehungen zwischen Stellen rich- 
ten. 



b) Objektbezogene Dauerbeobachtung 

Eine objektbezogene Dauerbeobachtung entspricht mit den eingangs genannten Ein- 
schränkungen der Laufzetteltechnik. Der Dauerbeobachter begleitet Objekte im (objekt- 
bezogenen) Arbeitsablauf, ggf. von Stelle zu Stelle. Schwierigkeiten bereiten Und- 
Teilungen, die räumlich getrennte Stellen betreffen; die Beobachtung der einzelnen Äste 
durch mehrere Beobachter wäre sehr aufwendig; die Beobachtung der einzelnen Äste 
durch einen Beobachter kann nur bei verschiedenen Durchläufen unter Verlust des zeitli- 
chen Zusammenhanges geschehen. Schließlich sind Liege- und Transportzeiten des Ob- 
jekts mit entsprechenden Wartezeiten des Beobachters verbunden. Eine objektbezogene 
Dauerbeobachtung, die räumlich getrennte Stellen betrifft, kann daher nur in Ausnahme- 
fällen in Betracht kommen, insbesondere bei unverzweigten Abläufen mit geringen Lie- 
ge- und Transportzeiten. 



c) Mängel und Wünsche bei der Dauerbeobachtung 

Im Gegensatz zu den anderen Erhebungsmethoden kann der Organisator bei der Dauer- 
beobachtung Mängel bei der gegebenen Aufgabenerfüllung konkret erkennen, soweit 
diese körperliches Handeln und auch die Arbeitsplatzgestaltung betreffen. Dies enthebt 
ihn jedoch nicht der abstrakten gedanklichen Durchdringung der Aufgaben und ihrer Er- 
füllung zur weiteren Ist-Kritik. 

Außerdem gilt auch hier, daß geeignete Erhebungsergebnisse den Stelleninhabem zur 
Angabe von Mängeln und Wünschen zugänglich gemacht werden sollten. 



4. Multimomentverfahren 



Das Multimomentverfahren dient der Erhebung der Häufigkeit oder der Zeitdauer quali- 
tativ bekannter Tatsachen durch stichprobenartige Kurzzeitbeobachtungen. Es ist somit 
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ein strukturiertes Beobachtungsverfahren, in dem eine freie Beschreibung von Beobach- 
tungskategorien (z. B. von Tätigkeiten) während der Beobachtung ausgeschlossen ist. 
Andererseits findet weder eine Dauerbeobachtung noch eine Beobachtung von geschlos- 
senen Zeiträumen, sondern ausschließlich eine Beobachtung zu Zeitpunkten statt. 

Es gibt zwei Formen des Multimomentverfahrens: 

- Beim Multimoment-Häufgkeits-Zählverfahren (MMH) wird gezählt, wie oft verschie- 
dene bekannte Tatsachen, insbesondere Tätigkeiten, zu den zufälligen Beobachtungs- 
zeitpunkten Vorkommen. Es ergeben sich absolute Häufigkeiten und, bezogen auf die 
Gesamtzahl der Beobachtungen (Notierungen), relative Häufigkeiten (Prozentsätze). 
Die relativen Häufigkeiten gelten zugleich als relativer Zeitanteil an der gesamten Er- 
hebungsperiode, so daß die Gesamtzeit einer Tätigkeit ermittelt werden kann. 

- Beim Multimoment - Zeit-Meßverfahren (MMZ) wird an zufälligen Beobachtungszeit- 
punkten Tätigkeit und Uhrzeit festgestellt. Aus jeweils vier Zeitmeßpunkten (einer 
vor, zwei in und einer nach der Tätigkeit) wird ein Näherungswert für die unbekannte 
Dauer der Tätigkeit abgeleitet (s. u.). 

Bei beiden Verfahren kann eine bestimmte statistische Sicherheit und Genauigkeit er- 
reicht werden. Beide sind methodisch sehr stark ausgebaut (vgl. die Literaturangaben) 
und können nur in ihren Grundzügen beschrieben werden. Beide Verfahren sind aller- 
dings kaum verdeckt (oder überraschend) auszuführen und können daher von den Beob- 
achteten manipuliert werden. Dies gilt noch stärker als bei anderen Beobachtungsverfah- 
ren, da ein Leistungsgradschätzen im Moment des kurzen Beobachtungsvorganges kaum 
möglich erscheint (vgl. Haller-Wedel 1969/241 ff.). 



a) Multimoment-Häufigkeits-Zählverfahren (MMH) 
aa) Prinzip des Verfahrens 

Abb. 18 veranschaulicht das Prinzip des MMH im Vergleich zur Dauerbeobachtung (in 
prinzipieller Anlehnung an de Jong O.J./5). In neun Balkendiagrammen ist für neun Stel- 
len die tatsächliche Zeitdauer von drei Tätigkeiten (sog. Ablaufarten) schwarz, schraf- 
fiert und weiß gekennzeichnet; es könnte sich z. B. um Grundzeiten, Verteilzeiten und 
Zeiten der Untätigkeit (!? -s. o.) handeln. Die tatsächlichen Zeitanteile P sind rechts da- 
neben ausgeworfen. Sie würden sich bei Zeitmessung oder Dauerbeobachtung ergeben. 
Im vorliegenden Beispiel ist eine stichprobenweise Erhebung auf zehn Rundgängen un- 
terstellt, die durch die Schrägstriche angedeutet sind. Die auf diesen Rundgängen geführ- 
te Strichliste (für verschiedene Aufnahmebögen vgl. REFA 1973) führt über die absolu- 
ten Häufigkeiten zu relativen Häufigkeiten, den Ergebnisanteilen p (rechts unten). Die re- 
lativen Häufigkeiten ergeben, als Prozentanteile auf die der Beobachtung unterworfenen 
Arbeitszeiten angewandt, die Zeitanteile. Ein Vergleich der relativen Häufigkeiten aus 
den MMH-Stichproben mit den tatsächlichen Werten zeigt eine Abweichung (Fehler 
bzw. Toleranz), die jedoch relativ gering ist und die grundsätzlich von der Anzahl der 
Beobachtungen abhängt. 
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bb) Sicherheit und Genauigkeit des MMH (Umfang der Stichprobe und Fehler ) 

Es stellt sich die Frage, wieviel Beobachtungen notwendig sind, um eine bestimmte Si- 
cherheit und Genauigkeit zu erreichen. 

Unter einer statistischen Sicherheit versteht man den Prozentsatz (die Wahrscheinlich- 
keit), mit der ein Stichprobenergebnis dem tatsächlichen Wert entspricht. 

Genauigkeit bedeutet, innerhalb welcher Toleranz der tatsächliche Wert vom Stichpro- 
benergebnis abweichen kann. Die Zahl der notwendigen Beobachtungen bzw. Notierun- 
gen (Umfang der Stichprobe) ergibt sich aus der sog. MMH-Hauptformel, auf deren Ab- 
leitung verzichtet wird (vgl. Haller-Wedel 1969/36): 

m _ 1,96 2 - p(l00-p) 
f 2 

Darin bedeutet: 

N = Gesamtzahl der Notierungen 
p = Anteil in Prozent von N (relative Häufigkeit) 

f = Streumaß = absolute Fehlertoleranz des Anteils p (Fehler in Prozent von N) 

1,96 = Faktor auf Basis einer statistischen Sicherheit von 95 %, der beim MMH in der 
Regel nicht als Variable eingesetzt wird. Für eine statistische Sicherheit von 99 % 
würde er 2,58 betragen. 

Aus der Formel für N ergibt sich durch Umformung 

Der Genauigkeitsgrad £ ist die relative Fehlertoleranz des Anteils p (Fehler in Prozent 
von p). Es ergibt sich durch Anwendung der Beziehung 

f- 100 

£ = 

p 

e=±l,96/'/- 1( ff-E - 

V N- p 

N, f, p und £ sind Werte der Stichprobe bzw. des Ergebnisses; mit N', f , p' und e' werden 
die geschätzten oder gewünschten Werte vor Durchführung der Stichprobe bezeichnet. 

Wendet man die Formel für f auf das Stichprobenergebnis der Abb. 18 an, so erhält man 



fi =±1,96^ 


/ 32,2(100 - 32, 2) = , 7;£i „ 00 




90 


f 2 = ±1,96 


/ 27,8( 100 - 27,8 ) _ 9 3 . gj _ 33 3 




\l 90 


f 3 = ±l,96 A 


/4o(, 00-40 ) - 10>1 . g 3 - 25,3 




V 90 
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Die bei einer Erhebung unbekannten tatsächlichen Anteile P b P 2 und P 3 können somit 
innerhalb großer Bereiche liegen, P 3 z.B. zwischen 29,9 und 50,1 (sog. Vertrauensbe- 
reich). Im allgemeinen wird beim MMH eine absolute Fehlertoleranz von ± 2,5 % für 
diejenige Tätigkeit angestrebt, deren geschätzter Wert p' am nächsten bei 50 % liegt oder 
der für den Untersuchungszweck am wichtigsten ist. Werden die zu ermittelnden Werte 
der Entlohnung zugrunde gelegt, so ist es das Recht der Vertragsparteien, über die ange- 
strebte Fehlertoleranz eine Vereinbarung zu treffen. Der bei der Multimomentaufnahme 
auftretende Fehler (z. B. f = ± 2,5 %) bzw. Vertrauensbereich (z. B. 5 %) bedeutet, daß 
bei einer evtl. Normsetzung eine Entscheidung bzw. Vereinbarung darüber getroffen 
werden muß, ob der Ergebnisanteil p, die obere oder untere Grenze des Vertrauensberei- 
ches oder ein Zwischenwert anzusetzen ist (vgl. Pomschlegel/Schiffer 1970/79). Strebt 
man im Beispiel für f 3 den Wert von 2,5 an, so ist der Stichprobenumfang wie folgt fest- 
zusetzen 



n/ _ 1 , 96 - 38 ( 100-38 ) 
2 , 5 2 



1.448 



Durch die Beziehung f= £ p — kann der Stichprobenumfang auch von einem ge- 
wünschten £' abhängig gemacht werden. Zu beachten ist, daß zur Ermittlung des erfor- 
derlichen Stichprobenumfanges bei einer gewünschten Fehlertoleranz der Anteil p' ge- 
schätzt werden muß, da der tatsächliche Anteil nicht bekannt ist (und auch unbekannt 
bleibt). Zur Abstützung der Schätzung kann eine Voruntersuchung mit einem geringeren 
Stichprobenumfang oder eine Zwischenauswertung vorgenommen werden. Zur über- 
schläglichen Bestimmung von N' oder f kann ein Nomogramm (eine Leitertafel) verwen- 
det werden (vgl. Abb. 19 sowie REFA 1973/234). Die zwei bekannten bzw. geschätzten 
Werte werden auf Leitern markiert; durch die Markierungspunkte wird eine Gerade ge- 
legt; der Schnittpunkt dieser Geraden mit der unmarkierten Leiter ergibt den gesuchten 
Wert. 



cc) Weg- und Zeitplanung des MMH 

Die Zeitersparnis des MMH gegenüber anderen Beobachtungsmöglichkeiten ist grund- 
sätzlich umso größer, je mehr Stellen bzw. Arbeitsplätze in die Multimomentaufnahme 
einbezogen werden. Die Multimomentaufnahme erfolgt daher nicht in bezug auf eine 
Stelle, sondern auf mehrere Stellen, die auf einem Rundgang mit festgelegten Wegen 
von bestimmten Beobachtungsstandpunkten aus beobachtet werden. Wird eine Multimo- 
mentaufnahme in bezug auf mehrere gleichartige Stellen durchgeführt, so ergibt sich die 
Zahl der notwendigen Rundgänge (R) durch Division der Anzahl der notwendigen Beob- 
achtungen (N') durch die Zahl dieser Stellen. Die statistische Sicherheit und Genauigkeit 
des Multimomentverfahrens ist davon abhängig, daß jeder Zeitpunkt eines Ereignisses in 
der Beobachtungsperiode dieselbe Chance hat, durch zufällige Beobachtung notiert zu 
werden. Auf eine zufällige Verteilung der notwendigen Rundgänge auf die Tage der Er- 
hebungsperiode wird allerdings verzichtet. Die Anzahl der Rundgänge/Tag wird durch 
einfache Division bestimmt. 
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Abb. 19: Nomogramm für p,f, N (p',f, N ') 
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Es werden lediglich die Startzeitpunkte der Rundgänge jedes Tages zufällig festgelegt; 
der Beobachtungszeitpunkt jeder einzelnen Notierung hängt dann von den Wegen zwi- 
schen den Beobachtungsstandpunkten ab, auf denen nur zufällige Verzögerungen eintre- 
ten dürfen. 

Zur Bestimmung zufälliger Startzeitpunkte können Zufallszahlentafeln verwendet wer- 
den. Es gibt entsprechende Stundentafeln (z. B. für 6-17 Uhr) und Minutentafeln (00-59 
min.) - vgl. Abb. 20 nach Haller/Wedel 1965/32, 33 bzw. REFA 1973/241). Man wählt 
aus jeder Tafel einen beliebigen Block aus und schreibt zunächst so viele Stunden- und 
Minutenangaben paarweise nebeneinander, wie tägliche Rundgänge geplant sind. Diese 
Zufallszahlen werden zunächst chronologisch sortiert. Alternativ können Zufallszeitge- 
ber eingesetzt werden. 
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Abb. 20: Zufallstafeln für Stunden und Minuten (gekürzt entnommen aus Haller-Wedel , E. : 

Das Multimoment-Verfahren in Theorie und Praxis , Carl Hanser Verlag, München 
1969, S. 32-33). 

Bei einem Beobachter muß der Mindestabstand der Startzeitpunkte gleich dem Zeitbe- 
darf für einen Rundgang sein. Zufallszahlen, die nicht innerhalb der Arbeitszeit oder zu 
dicht nebeneinander liegen, werden gestrichen und durch neue ersetzt. 

Ebenso wie man auf die zufällige Auswahl der Tage verzichtet, ist es denkbar, die Zahl 
der Rundgänge pro Stunde durch Division zu ermitteln und nur die Minuten als Zufalls- 
zeiten zu bestimmen (vgl. Schmidt 1975/90). Ergibt sich keine Ganzzahligkeit der Rund- 



73 




gänge pro Tag (bzw. pro Stunde), so muß eine angemessene Verteilung oder Aufrundung 
erfolgen. Multimoment-Häufigkeitszählungen können auch in regelmäßigen Abständen 
durchgeführt werden (sog. Festintervall-Multimomentaufnahmen), wenn 

- das Intervall kleiner ist als der kleinste vorkommende Teilvorgang, oder 

- die Teilvorgänge selbst fremdbestimmt und damit zufällig sind (vgl. Burkhardt 1970/ 
79 ff. ). 

Letzteres ist z. B. der Fall bei Bedienungssystemen wie z. B. bei Kundenbedienung. Ein 
Vorteil der Festintervall-Multimomentaufnahme ist, daß die zeitliche Verteilung der Er- 
eignisse während des - auch hier möglichst repräsentativen - Beobachtungszeitraums er- 
faßt werden kann. Liegen die genannten Voraussetzungen vor, gelten auch hier die For- 
meln für N und f . 



b) Multimoment-Zeitmeßverfahren (MMZ) 



Während mit dem Multimoment-Häufigkeitszählverfahren absolute oder prozentuale Be- 
obachtungshäufigkeiten bzw. Zeitanteile und damit die Gesamtzeit für das Auftreten be- 
stimmter Vorgänge (Tätigkeiten) im Beobachtungszeitraum ermittelt wird (z. B. Zeitan- 
teile für Telefongespräche oder Maschinenschreiben), wird mit dem Multimoment- 
Zeitmeßverfahren die durchschnittliche Zeitdauer (und auch die Menge) der Vorgänge 
festgestellt (z. B. ununterbrochene Zeitabschnitte des Telefonierens oder Schreibens). 
Auch hier gilt allerdings, daß sich die erfaßte Tätigkeit auf ein Objekt oder eine Gruppe 
von Objekten beziehen kann, insbesondere wenn Einzelobjekte nicht durch Beobachtung 
unterschieden werden können (z. B. mehrere Telefongespräche). 

Es finden ebenfalls grundsätzlich zufällig bestimmte Beobachtungen statt. Eine Festinter- 
vall-Aufnahme ist dabei auch denkbar. Auf den Rundgängen wird nicht nur das Vorkom- 
men des Vorganges, sondern auch der Beobachtungszeitpunkt notiert (z. B. minutenge- 
nau). 

Das Prinzip des MMZ kann am Beispiel der Abb. 21 erläutert werden (vgl. auch Haller- 
Wedel 1969/106). 

Es ist zu erkennen, daß die Zeitdauer des Vorkommens i des Vorganges Vi nicht größer 
als b und nicht kleiner als a sein kann. Ein brauchbarer Näherungswert ist . 

Dem entsprechen als Näherungswert ein Ende des Vorganges bei T2 * Tl und ein Anfang 
bei T -^ T3 . Aus diesen Überlegungen ergibt sich 

r -. b + a - (T4-Ti) + (T3-T 2 ) 

2 2 



und im Beispiel = 



( 8 l5 - 7 05 ) + (8 05 -7 31 ) _ 7Q + 34 
2 2 



= 52 min. 



bzw. 



-_ (T 4 + T 3 )-(T 2 + T|) 
2 



, z.B. = 8 l0 -7 18 = 52 min. 



Um vier Zeitmeßpunkte je Vorgangsabschnitt zu erhalten, dürfen die Zeitintervalle der 
Beobachtung nicht größer sein als die Hälfte des kleinsten zu beobachtenden Vorgangs- 
abschnittes; anderenfalls könnte innerhalb eines Vorkommens nur eine oder auch keine 
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Messung erfolgen. Die Zeitdauer des kleinsten Vorgangsabschnittes muß geschätzt wer- 
den. Zur - relativ komplizierten - Ermittlung der Zahl der Notierungen und Streumaße 
wird auf die Literatur verwiesen (vgl. Haller - Wedel 1969/108-121). 




t 4 

t 3 



T» 

T 2 

t 3 

t 4 

T, 

T, 



letzte Notierung verdem Vorgang V x 
erste Notierung im Vorgang Vj 
letzte Notierung im Vorgang V t 
erste Notierung nach dem Vorgang V x 
maximale Zeitschätzung = b 
minimale Zeitschätzung = a 

Näherungswert für die unbekannte Dauer t des Vorganges V 2 j 



Abb. 21: Prinzip des MMZ 



c) Selbsterhebungs-Multimomentverfahren 

Hierbei wird ein Tagesbericht (s. o.) zu Zufalls- oder Festintervall-Zeitpunkten geführt. 
Von Vorteil ist, daß die Aufgaben unbekannt sein können und kein Beobachter benötigt 
wird. Nachteilig ist die Gefahr der Manipulation durch den Betroffenen. 



5. Zeitmessung (Zeitaufnahme) 



Unter Zeitmessung versteht man eine Messung der Zeitdauer einzelner Ablaufabschnitte 
(Arbeitselemente) durch Zeitnehmer mit Hilfe von Zeitmeßgeräten. Die Zeitmessung ist 
z. B. wesentlicher Bestandteil der Zeitaufnahme nach REFA „Zeitaufnahmen bestehen in 
der Beschreibung des Arbeitssystems, im besonderen des Arbeitsverfahrens, der Arbeits- 
methode und der Arbeitsbedingungen, und in der Erfassung der Bezugsmengen, der Ein- 
flußgrößen, der Leistungsgrade und Ist-Zeiten für einzelne Ablaufabschnitte; deren Aus- 
wertung ergeben Soll-Zeiten für bestimmte Ablaufabschnitte“ (REFA 1973/81). 

Die Zeitmessung bezieht sich im Normalfall auf wenige zusammenhängende Ablaufab- 
schnitte in bezug auf ein Objekt und eine Stelle bzw. einen Arbeitsplatz. Nach REFA sind 
zwei verschiedene Verfahren der Zeitmessung üblich: 
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(7) Fortschrittszeitverfahren 

„Fortschrittszeiten (F) sind Zeiten zwischen dem Beginn der Zeitaufnahme und den End- 
ereignissen der einzelnen Ablaufabschnitte. 

Das Zeitmeßgerät wird zu Beginn der Zeitaufnahme in Gang gesetzt und läuft während 
der gesamten Aufnahme durch. Entsprechend den festgelegten Meßpunkten wird die 
Fortschrittszeit durch den Beobachter vom Meßgerät am Ende eines jeden Ablaufab- 
schnittes abgelesen und in den Zeitaufnahmebogen eingetragen. Die Dauer eines Ablauf- 
abschnittes errechnet sich als Differenz zwischen den Fortschrittszeiten zweier aufeinan- 
derfolgender Meßpunkte.“ (REFA 1973/86). 

(2) Einzelzeitverfahren „Einzelzeit ti ist die Dauer eines einzelnen Ablaufabschnittes. 

Bei der Zeitmessung nach dem Einzelzeit-Verfahren wird das Zeitmeßgerät am ersten 
Meßpunkt in Gang gesetzt und bei nächstem Meßpunkt des Ablaufes wieder gestoppt, so 
daß jeder Ablaufabschnitt gesondert gemessen wird.“ „Bei diesem Verfahren ist es erfor- 
derlich, daß die Lückenlosigkeit der Einzelzeit-Messungen folgender Abschnitte durch 
dafür geeigneter Zeitmeßgeräte gewährleistet ist und eine zusätzliche Gesamtzeitmes- 
sung der Aufnahmedauer zur Kontrolle der Summen aller Einzelheiten erfolgt.“ (REFA 
1973/87). 

Um eine sinnvolle Aufnahme vornehmen zu können, sind die obengenannten Vorarbei- 
ten notwendig. Eine statistisch gesicherte und genaue Auswertung erfordert eine hohe 
Anzahl von Zeitmessungen und ist entsprechend aufwendig. 

Voraussetzung einer sinnvollen Anwendung von Zeitmessungen sind 

- ein relativ kurzer Arbeitszyklus, 

- keine großen Schwankungen in der Zeitdauer, 

- gleichförmige Wiederholung des Arbeitszyklus. 

Diese Voraussetzungen sind bei Realgüterprozessen erheblich häufiger gegeben als bei 
informationellen Prozessen. „Zeitstudien im Büro- oder Verwaltungsbereich sind beson- 
ders schwierig, da die Abläufe sehr lang, verschachtelt und in ihrem Beginn und ihrem 
Ende wesentlich schwieriger zu erkennen sind als Abläufe in der Fertigung“ (Schmidt 
1975/94). Besondere Grenzen ergeben sich durch Oder-Teilungen und nicht zu beobach- 
tendes Denkhandeln. Außerdem trifft das Verfahren wegen seines Ausnahmecharakters 
in den entsprechenden Arbeitsbereichen auf besondere psychologische Widerstände. Da- 
her wird auf eine intensivere Darstellung der Zeitmessung verzichtet und auf die Spezial- 
literatur verwiesen (vgl. insbesondere REFA 1973/79 ff). 



E. Indirekte Erhebungstechniken 

(Systeme vorbestimmter Zeiten - SVZ) 

„Das Prinzip des Systems vorbestimmter Zeiten besteht in der Erkenntnis, daß sich jede 
menschliche Tätigkeit nichtgeistiger Art als eine Sequenz von Grundbewegungen erklä- 
ren läßt, deren Art und Zahl von der Anatomie des Menschen her relativ eng begrenzt ist. 
Unterschiedliche Tätigkeiten sind danach nichts anderes, als die unterschiedliche Se- 
quenz von Grundbewegungen wie Hinlangen, Kreisen, Transportieren, Loslassen u.ä. 
oder Armbewegung, Fingerbewegung, Kopfdrehen, Augeneinstellen usw. Untersuchun- 
gen haben gezeigt, daß der unterschiedliche Zeitbedarf für ein und dieselbe Grundbewe- 
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gung praktisch auf einige wenige Einflußgrößen - Bewegungslänge und -Schwierigkeit, 
Gewicht, Form und Abmessung zu bewegender Teile etc. zurückführbar ist. Es war da- 
durch möglich, die Grundbewegungen mit ihren Einflußgrößen zu sogenannten Bewe- 
gungselementen zu kombinieren und sie in Katalogen zusammen mit dem jeweiligen 
durchschnittlichen Zeitbedarf, als Bausteine menschlicher Tätigkeit, auszuweisen. Die 
Systeme vorbestimmter Zeiten bestehen also praktisch nur aus Katalogen von Bewe- 
gungselementen und dazugehörenden ausführlichen Regelwerken für ihre Anwendung“ 
(Helm 1967/574). 

Die erste Stufe der Anwendung von SVZ ist somit eine Arbeitsanalyse bis hin zu Bewe- 
gungselementen. Die Zeiten für die einzelnen Bewegungselemente ergeben sich aus 
SVZ-Katalogen, und zwar in Abhängigkeit von Einflußgrößen (z.B. beim Hinlangen die 
Bewegungslänge und die Bewegungsschwierigkeiten). Durch Addition der Zeiten für die 
Bewegungselemente ergibt sich der Zeitbedarf für den Arbeitsprozeß. 

Die bekanntesten SVZ sind Work-Factor (WF) und Methods-Time-Measurement 
(MTM). Sie unterscheiden sich nicht grundsätzlich voneinander, sondern nur durch eine 
unterschiedliche Definition der Grundbewegungen und Einflußgrößen. 

Durch Zusammenfassung von Zeiten für Grundbewegungen sind Standarddaten ermittelt 
worden, die eine rationellere Anwendung der SVZ ermöglichen. In dem Bereichswertka- 
talog „Büro-Daten“ des MTM-Verfahrens gibt es z.B. Standarddaten für folgende Tätig- 
keiten (vgl. Bethke 1970/21): 

- Handhaben, 

- Papierhandhaben, 

- Gebrauchen, 

- Rechnen, 

- Lesen, 

- Vergleichen, 

- Suchen und Finden, 

- Öffnen und Schließen, 

- Schreiben, 

- Maschinenbedienung. 

Grundsätzlich gilt jedoch auch hier, daß nur Zeiten für manuelle Tätigkeiten ermittelt 
werden können. Denkarbeit kann, mit Ausnahme des genannten routinemäßigen Rech- 
nens, Lesens und Vergleichens, nicht erfaßt werden. 

Die Genauigkeit der Zeitermittlung mit SVZ ist hoch; beim MTM beträgt die Zeiteinheit 
z.B. 1 TMU = 1/100000 Stunde, d.h. 27,8 TMU sind eine Sekunde. Der hohe Aufwand 
des Verfahrens wird aber nur in Ausnahmefällen durch diese Genauigkeit gerechtfertigt. 
„Die SVZ werden nur in Ausnahmefällen als Verfahren der Zeitermittlung in Betracht 
kommen, z.B. dann, wenn es sich um manuelle Tätigkeiten handelt, die mit hoher Ge- 
nauigkeit geplant werden sollen. Unter Umständen können sie auch für stichprobenartige 
Kontrollen der mit anderen Verfahren ermittelten Daten geeignet sein. Im allgemeinen 
ist ihre Bedeutung für die Zeitplanung von Bürotätigkeiten jedoch gering“ (Heinrich/ 
Sämann 1973/60). 
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Abb. 22: Erhebungsinhalte und geeignete Erhebungstechniken 
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F. Schätzungen 



In Bezug auf Schätzungen wird auf die Spezialliteratur verwiesen. Eine spezifisch orga- 
nisatorische Ausprägung von Schätzungen gibt es nicht. 



G.Vergleich der Erhebungstechniken/Erhebungsmix 



Abb. 22 zeigt die wesentlichsten Erhebungsinhalte und die diesbezügliche Anwendbar- 
keit der Erhebungstechniken. Bei einer Erhebung kommt es im allgemeinen zu einer 
Kombination von Erhebungstechniken, zu einem sog. Erhebungsmix. 



Übungsfragen zum zweiten Kapitel 

1. Welche Objektivitätsprobleme der Erhebung kennen Sie - generell und bei den einzelnen 
Erhebungstechniken? 

2. Was bedeutet das Dokumentenstudium und wie kann es zusammen mit den anderen Er- 
hebungstechniken angewendet werden? 

3. Welche generellen Überlegungen gelten für Befragungen? 

4. Welche Grundprobleme ergeben sich bei der Interviewtechnik? 

5. Welche Grundprobleme ergeben sich bei der Fragebogentechnik? 

6. Was sind die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der Tagesberichts- und Laufzetteltech- 
nik? 

7. Welche Gestaltungsmöglichkeiten ergeben sich bei Tagesberichten? 

8. Wie können Tagesberichte aufbereitet, ergänzt und ausgewertet werden? 

9. Welche Möglichkeiten und Grenzen bietet die Laufzetteltechnik? 

10. Was bedeutet Beobachtung und in welchen Formen ist sie möglich? 

11. Welche Probleme der Dauerbeobachtung kennen Sie? Stellen Sie insoweit Vergleiche 
mit der Tagesberichts- und Laufzetteltechnik an. 

12. Welche Unterschiede und Gemeinsamkeiten haben das Multimoment-Häufig- 
keitszählverfahren (MMH) und das Multiomoment-Zeitmeßverfahren? 

13. Welche Bedeutung haben der Stichprobenumfang, die relative Häufigkeit und das Streu- 
maß bei Planung, Durchführung und Auswertung des Multimoment-Häufig- 
keitszählverfahrens? 

14. Was bedeutet Zeitmessung, welches sind ihre Meßverfahren und wo liegt ihr Anwen- 
dungsbereich? 

15. Was ist das Wesen der Systeme vorbestimmter Zeiten und welche Grenzen haben diese 
in bezug auf informationelle Arbeitsabläufe? 
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Drittes Kapitel: 
Darstellungstechniken 



I. Darstellung der Aufgaben- und Arbeitsanalyse 



A. Grundlagen der Aufgaben- und Arbeitsanalyse 



Basis der hier zu behandelnden Gliederungstechnik ist die Theorie der Aufgaben- und 
Arbeitsanalyse (vgl. insbesondere Kosiol 1962). 

Bei der herrschenden Darstellungsweise der Gliederungstechnik werden die Gliederungs- 
merkmale Verrichtung und Objekt betont, verbunden mit der Und-/Oder-Gliederung 
(vgl. 2. Kap., II, 2). 

Das formale Gliederungsmerkmal Zweck bzw. die Gliederung in unmittelbare (Zweck-) 
und mittelbare (Verwaltungs-)Aufgaben wird im allgemeinen vernachlässigt. 

Die formalen Gliederungsmerkmale Rang (Entscheidung, Ausführung) und Phase (Pla- 
nung, Realisation, Kontrolle) werden in der anwendungstechnischen Literatur nicht ge- 
trennt, sondern zu einem einheitlichen Phasenschema zusammengefaßt (z.B. zu Planung, 
Entscheidung, Ausführung, Kontrolle - vgl. auch den Entscheidungsprozess gern. 
Abb.2); sie sind grundsätzlich auf allen Stufen der Aufgabenanalyse anzuwenden, wobei 
die Aus- bzw. Durchführung bei Oberaufgaben entfällt und sich in den jeweiligen Unter- 
aufgaben realisiert (vgl. Abb. 127 und 128). Die Phasenanalyse ist eine Und-Gliederung. 
Die hierdurch entstehenden Teilaufgaben werden, da sie oft bei der Synthese auf ver- 
schiedene Aufgabenträger verteilt werden, von vielen Autoren Funktionen oder Elemen- 
tarfunktionen genannt (vgl. Jordt/Gscheidle o.J., LB 4/10, Hub/Fischer 1977/58 ff., Nol- 
lert 1978/95). 

Nach Kosiol hat der Begriff der Funktion in der Aufgabenanalyse keinen Platz. 
„Funktionen treten daher erst in Zusammenhang mit Problemen der Aufgabenverteilung 
auf und stellen subjektbezogenen Aufgaben dar“ (Kosiol 1962/45); in seinem Sinn ent- 
stehen bei der Rang- und Phasengliederung keine Funktionen, sondern formale Teilauf- 
gaben (vgl. Kosiol 1962/65). Die in der Darstellungstechnik vorherrschende Begriffsver- 
wendung ist jedoch anders: „Da die Elementarfunktionen für die Zwecke der Aufbauor- 
ganisation nicht weiter zerlegt werden, also unmittelbar darauf die Zuordnung erfolgt, ist 
es vertretbar, schon hier von Funktionen (Elementarfunktionen, Funktionsanalyse) zu 
sprechen, obwohl es sich noch um den Bereich der Analyse handelt“ (Nollert 1978/96). 
Die beschriebenen Techniken sind grundsätzlich sowohl für die Aufgaben- als auch für 
die Arbeitsanalyse geeignet; ihre aufgabenanalytische Anwendung steht jedoch im Vor- 
dergrund. 
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B. Technik der Darstellung 



1. Rasterdarstellung nach Jordt/Gscheidle 

Zur Fixierung der Aufgabenanalyse während eines Interviews ist von Jordt/Gscheidle 
(o .J. LB 2/42) ein sog. Rasterblatt entwickelt worden (vgl. Abb. 23). Man beginnt in der 
ersten Rasterzeile mit der Aufgabe des Bezugsbereiches. Die sich aus der aufgabenanaly- 
tischen Fragestellung (vgl. Abschnitt Inhalte der Erhebung) ergebenden Antworten 
werden sodann je Gliederungsabschnitt (d.h. je Aufgabengruppe mit gemeinsamer direk- 
ter Oberaufgabe) in eine Rasterzeile eingetragen. Dabei werden die Aufgaben zugleich 
mit einer dekadischen Aufgabennummer versehen, so daß die Zahl der Ziffern einer Auf- 
gabennummer die erreichte Gliederungsstufe angibt. 

Im Beispiel der Abb. 23 wurde entsprechend eingetragen: Zeile a: 1 Vertrieb; Zeile b (2. 
Gliederungsstufe): 1 1 Produkt A, 12 Produkt B; Zeile c (Untergliederung von 1 1 Produkt 
A, also 1. Gliederungsabschnitt der 3. Gliederungsstufe): 111 Marketing, 112 Verkauf, 
113 Verkaufsabwicklung, 114 Versand; Zeile d (Untergliederung von 12 Produkt B, also 

2. Gliederungsabschnitt der 3. Gliederungsstufe): 121 Marketing, 122 Verkauf, 123 Ver- 
kaufsabwicklung, 124 Versand; Zeile e (Untergliederung von 114 Versand, also 1. Glie- 
derungsabschnitt der 4. Gliederungsstufe): 1 141 Kopfteile, 1 142 Seitenteile; usw. 

Da diese Eintragungen einerseits in Abschnitten und mit verschiedenen Interviewpart- 
nem erfolgen, andererseits die Aufgabengliederung mit Elementaraufgaben auf verschie- 
denen Gliederungsstufen endet, muß bei jeder Teilaufgabe geklärt werden, ob eine tiefe- 
re Untergliederung erforderlich ist. Ist dies nicht der Fall, wird die Teilaufgabe 
„abgeblockt“, d.h. waagerecht abgestrichen. Im anderen Fall bleibt das Blockungsfeld 
der Teilaufgabe offen, bis sie auf der nächsten Gliederungsstufe vollständig gegliedert 
ist; erst dann wird die Aufgabe zum Zeichen der Erledigung diagonal abgestrichen. Statt 
der Striche können natürlich auch merktechnisch günstigere Zeichen verwendet werden, 
z.B. E für „Ende“ bzw. „Elementaraufgabe“ und K für „komplett gegliedert“ bzw. 
„Komplexaufgabe“. 

Die vorhergehende Beschreibung stellt eine u.E. zweckmäßige Erleichterung der Vorge- 
hensweise dar. Jordt/Gscheidle sehen vor, daß die jeweilige Folgezeile im Rasterblatt 
stets den Gliederungsabschnitt aufnimmt, der mit der niedrigsten noch unerfaßten Aufga- 
bennummer beginnt (in Abb. 23 müßten die Zeilen e und d vertauscht sein). Einzuwen- 
den ist, daß dies mit dem Interviewfortschritt unvereinbar sein kann. Darüber hinaus 
werden nach Jordt/Gscheidle die Komplexaufgaben erst dann diagonal abgestrichen, 
wenn sie bis zu den Elementaraufgaben durchgegliedert sind. Tn Ziff. 5 wird eine andere 
Form vorgeschlagen. 
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2. Gliederungsprotokoll nach Hub/Fischer 



Wie auch Jordt/Gscheidle betonen (o .J., LB 2/42), ist an jedem Gliederungspunkt bzw. 
für jeden Gliederungsabschnitt die Frage nach alternativen Gliederungsmöglichkeiten zu 
stellen. Von den alternativen Gliederungsmöglichkeiten ist die sinnvollste auszuwählen 
und in das Rasterblatt aufzunehmen. Um diesen Vorgang zu formalisieren und zu doku- 
mentieren, ist von Hub/Fischer ein sog. Gliederungsprotokoll gern. Abb. 24 entwickelt 
worden (vgl. Hub/Fischer 1977/32 u. 82). Zu beachten ist, daß einerseits nicht alle vier 
Gliederungsformen Vorkommen müssen, andererseits aber auch eine Gliederungsform 
Alternativen ergeben kann (z.B. könnte alternativ zur Und-Objektgliederung Kopfteile - 
Seitenteile auch eine alternative Und-Objektgliederung Holzteile - Metallteile in Be- 
tracht kommen). 

Das Gliederungsprotokoll unterstützt die Vollständigkeit der Fragestellung, dokumentiert 
die Alternativen sowie die Auswahlbegründung und ermöglicht eine spätere Korrektur 
der Auswahlentscheidung oder ein Aufgreifen von Gliederungsmöglichkeiten auf einer 
späteren Gliederungsstufe. Ausschließlich auf späteren Gliederungsstufen brauchbar sind 
Gliederungsaltemativen, die nur auf einen Teil der zu gliedernden Aufgabe anwendbar 
sind. Wird hingegen eine von zwei anwendbaren Alternativen gewählt, so kann die 
andere in mehreren späteren Gliederungsabschnitten geeignet sein. 



3. Strukturbild in Pyramidenform nach Jordt/Gscheidle 



Im sog. Strukturbild gern. Abb. 25 werden die Aufgaben in einer horizontalen Pyrami- 
denform dargestellt. Eine derartige Form ist übersichtlicher und kann z.B. über ein Funk- 
tionendiagramm (Abb. 49) in die Darstellung der Aufgabensynthese eingebracht werden. 
Der Nachteil des Strukturbildes in Pyramidenform besteht darin, daß seine Konstruktion 
zusätzliche Schwierigkeiten bereitet, weil der Abstand der Komplexaufgaben auf allen 
Gliederungsstufen von den Elementaraufgaben am Ende der Darstellung abhängt. Beim 
Zeichnen des Strukturbildes muß also mit den Elementaraufgaben begonnen werden. 
Hierzu ist es notwendig, aus dem Rasterblatt die abgeblockten bzw. elementaren Aufga- 
ben in die Reihenfolge der Höhe ihrer Aufgabennummer zu bringen und mit einer ent- 
sprechenden Zeilennummer zu versehen. Bei dieser Reihung muß der Stellenwert der 
Aufgabennummer beachtet werden (z.B. 113<1141<121). Um bei dieser Reihung eine 
größere Sicherheit zu erhalten, können die Aufgabennummem der Elementaraufgaben 
im Rasterbogen mit angehängten Neunen (Jordt/Gscheidle) oder Nullen (Hub/Fischer) 
auf so viel Stellen erweitert werden, wie sie die Elementaraufgaben mit der höchsten 
Stellenzahl aufweisen (im Beispiel: 11399<11419<12199). 

Nach diesen Vorarbeiten im Rasterbogen können die Elementaraufgaben in das pyrami- 
denförmige Strukturbild übernommen werden; dabei ist die Zeile durch die Zeilennum- 
mer, die Spalte durch die Stellenzahl der Aufgabennummer (ohne evtl. Erweiterungen 
um 9 oder 0) bestimmt. 
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Das pyramidenförmige Aufgabenstrukturbild kann leicht in eine Blockform abgewandelt 
werden, in dem die jeweiligen Oberaufgaben den ganzen Raum der Gliederungsstufe ein- 
nehmen, der ihnen durch die jeweiligen Unteraufgaben zur Verfügung steht. In dieser 
Form ist es als Bestandteil des sog. einstufigen Funktionendiagrammes gebräuchlich 
(Abb. 49). 



4. Strukturbild in Terrassenform 

Die beim pyramidenförmigen Strukturbild geschilderten Konstruktionsprobleme werden 
beim terrassenförmigen Strukturbild vermieden (Abb. 26b). 

Das terrassenförmige Aufgabenstrukturbild kann auch in Zeilenform mit Überlappung 
(modifizierte Blockform) dargestellt werden, indem die Oberaufgaben zusätzlich zu ihrer 
Zeile den gesamten Raum der Gliederungsstufe bis zur nächsten Oberaufgabe ausfüllen 
(analog Abb. 47c). 

Das terrassenförmige Aufgabenstrukturbild kann sehr vereinfacht werden, indem die 
Aufgaben als Liste mit Einrückungen entsprechend ihrer Aufgabennummer geschrieben 
werden (vgl. Abb. 48) und evtl, in einer Vorspalte eine Struktur analog Abb. 35b vorge- 
sehen wird. Beim terrassenförmigen Aufgabenstrukturbild entsteht auch für jede Ober- 
aufgabe eine Zeile. Diese Zeilen können dazu benutzt werden, elementare Funktionen 
dieser Oberaufgaben auszuweisen, die zwar verteilungsbedürftig, nicht aber nach Ver- 
richtung und Objekt gliederungsbedürftig sind. Es handelt sich dabei grundsätzlich um 
Koordinationsaufgaben, die durch die weitergehende Aufgabenverteilung entstehen. Von 
dieser Möglichkeit des terrassenförmigen Aufgabenstrukturbildes wird z.B. im sog. 
mehrstufigen Funktionendiagramm Gebrauch gemacht (vgl. Abb. 44). Falls allerdings 
eine tiefere Analyse dieser Koordinationsaufgaben nach Verrichtung und Objekt erfolgen 
soll (z.B. zur arbeitsanalytischen Fixierung), so werden diese Zeilen zur Verteilung nicht 
benötigt (vgl. das mehrstufige Funktionendiagramm mit Konkretisierung von Koordina- 
tionsaufgaben gern. Abb. 47d sowie nach Menzl/Nauer gern. Abb. 45). In diesem Fall er- 
laubt auch das pyramidenförmige Aufgabenstrukturbild eine vollständige Verteilung 
(vgl. auch die Aufgabenanalyse bei Kosiol 1962/55). 



5. Aufgabengliederungsliste 



a) Grundformen der Aufgabengliederungsliste 

Anstelle eines Rasterblattes nach Jordt/Gscheidle kann eine Aufgabengliederungsliste 
gern. Abb. 26a verwendet werden. In einer derartigen Liste werden die Aufgaben je Glie- 
derungsabschnitt in. Zeilengruppen zusammengefaßt. Im übrigen sind die Vorgangs- 
schritte einschließlich Blockung und Numerierung der Elementaraufgaben wie beim Ra- 
sterbogen möglich. 
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Abb . 26a: Aufgabengliederungsliste (Analyseliste) nach Blum 
(Ergänzen Sie zur Übung die fehlenden Angaben!) 
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Abb. 26b: Aufgabenanalyse in Terassenform 
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Eine derartige Aufgabengliederungsliste ist u.E. übersichtlicher, platzsparender und 
schreibtechnisch günstiger als das Rasterblatt. Außerdem kann sie je Teilaufgabe oder 
Aufgabengruppe beliebig um zusätzliche Angaben ergänzt werden, weil in ihr wie beim 
terrassenförmigen Aufgabenstrukturbild je Aufgabe eine Zeile entsteht. 

Eine Überführung in ein terrassenförmiges Aufgabenstrukturbild in Listenform ist durch 
einfaches Umsortieren der Aufgaben ohne eine spezifische Methoden- und Zeichenfer- 
tigkeit durch jede Schreibkraft möglich (vgl. Abb. 26a und 26b). 

Diese Form der Aufgabengliederungsliste (Analyseliste) wurde inzwischen von der Aka- 
demie für Organisation übernommen und hat entsprechende Verbreitung gefunden (A für 
O 1989); gleiches gilt für das Strukturbild in Terrassenform. 



b) Ergänzung der Aufgabengliederungsliste 

(1) Ergänzung um Mengen- und Zeitangaben 

Die Berücksichtigung der quantitativen Belastung bzw. der Quantitätsbedingung ist bei 
der Aufgabensynthese notwendig. Sie muß jedoch bereits Gegenstand der Erhebung sein 
und den einzelnen analytischen Teilaufgaben zugeordnet werden. Dies kann in einer Er- 
gänzung der Aufgabengliederungsliste geschehen, (Abb. 27, Teil 2). Dabei ist zu beach- 
ten, daß es sich um ein Schema handelt, das auch für Oberaufgaben Quantitäten vorsieht 
(vgl. zur Berechnungsweise 2. Kap., II, 5. Erhebungsinhalt Zeit). 

(2) Ergänzung um formale Teilaufgaben (Funktionen) und Verteilungshinweise 

Die Aufgabengliederungsliste kann weiterhin zeilenweise leicht um eine formale Analy- 
se (Funktionsanalyse) ergänzt werden (vgl. Teil 3 der Abb. 27). Im Beispiel wird davon 
ausgegangen, daß jede Teilaufgabe, die nach Verrichtung und Objekt beschrieben wurde, 
Planungs- (P), Entscheidungs- (E), Durchführungs- (D) und Kontrollelemente (K) ent- 
hält, die evtl, unterschiedlichen Stellen zugeordnet werden (wobei bei Oberaufgaben D 
entfällt). Diese Zuordnung kann insbesondere dann, wenn kein Funktionendiagramm ver- 
wendet wird, durch Angabe der Stellennummer erfolgen, evtl, als Brücke zu Stellenbe- 
schreibungen. Erfolgt eine Ergänzung um formale Teilaufgaben und sollen deren 
Mengen- und Zeitangaben bei der Aufgabensynthese berücksichtigt werden, so muß der 
Teil 2 der Darstellung für jede Funktion differenziert ausgewiesen werden. (Vgl. auch 
den Abschnitt Funktionendiagramm). Phasen-Gliederungen sind Und-Gliederungen. 

(3) Ergänzung um Gliederungsaltemativen 

Schließlich läßt sich die Aufgabengliederungsliste leicht um ein Gliederungsprotokoll er- 
weitern. Teil 4 der Abb. 27 zeigt ein derartiges Gliederungsprotokoll in freier Anlehnung 
an Hub/Fischer; im Gegensatz zu Hub/Fischer wurden dabei die Gliederungsmöglichkei- 
ten und die tatsächliche Gliederung je Gliederungsabschnitt in einer gemeinsamen Zei- 
lengruppe dargestellt. Die unübersichtliche Trennung zwischen der Rasterdarstellung 
nach Jordt/Gscheidle und dem Gliederungsprotokoll nach Hub/Fischer kann somit durch 
die Aufgabenliste vermieden werden. 
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6. Zusammenhang zwischen Darstellungen der Arbeitsanalyse und der 
Arbeitssynthese bzw. der Arbeitsabläufe 

Bei der Ordnung von Arbeitselementen in die Reihenfolge von objektbezogenen Arbeits- 
abläufen (Stückprozessen) müssen Oder-Gliederungen in Bedingungen überführt 
werden; Und-Gliederungen führen zu einem logischen Hintereinander (unverzweigter 
Ablauf) oder Nebeneinander (Und-Verzweigung). Dies kann grundsätzlich von Stufe zu 
Stufe der Aufgaben- bzw. Arbeitsanalyse geschehen (Top-down- Vorgehen) und sichert 
die Richtigkeit der Analyse. Konkrete Techniken zur Herstellung des Zusammenhanges 
zwischen der Arbeitsanalyse und bestimmten ablauforganisatorischen Darstellungsfor- 
men werden in Abschnitt IV aufgezeigt. 



Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil I 



1 . Beschreiben Sie die Rasterdarstellung von Jordt/Gscheidle. 

2. Welchen Inhalt hat das Gliederungsprotokoll nach Hub/Fischer? 

3. Wie erfolgt die Umsetzung der Rasterdarstellung in ein Strukturbild in Pyramidenform? 

4. Welche Vorteile hat ein Strukturbild in Terrassenform? 

5. Welche Inhalte und welche Vorteile hat eine Aufgabengliederungsliste? 



Literatur zum dritten Kapitel, Teil I 



Jordt, A., Gscheidle, K.: Femkurs für Organisation, Wiesbaden, o .J., Lehrbrief 2. 

Kosiol, E.: Organisation der Unternehmung, 1962. 

Wild, J.: Grundlagen und Probleme der betriebswirtschaftlichen Organisationslehre, 1966. 

Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung (KGSt): Organisationsuntersuchungen 
in der Kommunal Verwaltung, 1977. 

Hub, H., Fischer, W.: Techniken der Aufbauorganisation, 1977. 

Berg, C.: Darstellung und Kritik traditioneller Organisationstechniken, in: Wirtschaftswissenschaftliches 
Studium 1979, S. 104 ff. 

Krüger, W.: Aufgabenanalyse, Wiesbaden o.J. (1980). 

Krüger, W.: Aufgabenanalyse: Renaissance einer Organisationstechnik, in: Zeitschrift für Organisation, 
1981, S. 185 ff. 

Berg, C. : Organisationsgestaltung, 1981. 

Gaitanides, M.: Prozeßorganisation, 1983. 

Krüger, W.: Organisationsplanung, 1983. 

Krüger, W.: Organisation der Unternehmung, 1984. 

Akademie für Organisation, Gießen: Skriptum Aufgabenanalyse (Bearbeitet von Blum, E.), 1989. 
Schmidt, G.: Organisation - Methode und Technik, 1975 (8. Aufl. 1989). 
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II. Darstellung der Aufbauorganisation 



A. Organigramm 



Das Organigramm dürfte die am weitesten verbreitete Darstellungstechnik der Aufbauor- 
ganisation sein. Außerdem ist es ein Element anderer Darstellungstechniken. Daher ist 
eine intensive Erörterung angebracht. Sie ist eine überarbeitete Fassung eines entspre- 
chenden Aufsatzes (Blum 1980), auf den auch in bezug auf Quellenhinweise verwiesen 
wird. 



1. Begriff 



Das Organigramm ist eine grafische Form der Darstellung der Aufbauorganisation. Es 
besteht aus Stellensymbolen (Elementen) in einem Beziehungsgefüge, das in erster Linie 
eine Über-, Unter- und Gleichordnung darstellt (hierarchische Struktur). Andere Bezeich- 
nungen sind Organisationsplan bzw. -schaubild, Strukturplan, Betriebsgliederungsplan, 
Abteilungsgliederungsplan sowie Stellenplan bzw. -schaubild. 

Alle Wortverbindungen mit dem Begriff Plan sind zu weit, da dieser Begriff im Gegen- 
satz zum Schaubild nicht nur grafische, sondern auch verbale Darstellungsformen 
umfaßt. Ebenso sind die Wortverbindungen mit Organisation und Struktur zu umfassend, 
da sie auf alle Darstellungsinhalte der Organisation anwendbar wären; gleiches gilt 
grundsätzlich auch für den Begriff Organigramm. 

Die Begriffe Betriebs- bzw. Abteilungsgliederungsplan geben zu Verwechslungen mit 
dem Begriff Aufgabengliederung Anlaß, während tatsächlich die Aufgabenverteilung 
dargestellt wird. Am eindeutigsten dürften die Begriffe Grafischer Stellenplan oder Stel- 
lenschaubild sein. Im Folgenden soll aber die Bezeichnung Organigramm verwendet 
werden, die sich zunehmend durchzusetzen scheint. 



2. Stellensymbole 

a) Äußere Gestaltung des Stellensymbols 

(l)Es kann grundsätzlich jede geschlossene geometrische Fläche (Quadrat, Rechteck, 
Dreieck, Kreis u.a.m.) gewählt und nach Größe, Lineatur, Schrift und Farbe differen- 
ziert werden. 

Die Wahl zwischen diesen Möglichkeiten wird insbesondere durch folgende Gesichts- 
punkte bestimmt: 

- Zweck der Darstellung, 

- Anzahl der Stellen, 
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- Differenzierungsbedürfnis nach Stellenarten, 

- innere Aufteilung des Stellensymbols, 

- Verknüpfung der Stellensymbole im Schaubild, 

- Übersichtlichkeit und Ästhetik des Schaubildes, 

- Erstellungs- und Reproduktionsaufwand. 

Der letztgenannte Gesichtspunkt schließt farbliche Differenzierungen im allgemeinen 
aus. 

(2) In Lehrbüchern wird oft Wert auf die anschauliche Differenzierung nach Leitungs-, 
Stabs- und Ausführungsstellen gelegt. Hierfür sind folgende Symbole vorgeschlagen 
worden (Kosiol, Schmidt): 



Leitungsstelle der Linie 



Ausf ührungsste Ile 



Stabsstelle 



Abb. 28a: Stellensymbole mit unterschiedlicher Form 




(3) In der Praxis ergibt sich im allgemeinen unter Beachtung der zu (1) genannten Ge- 
sichtspunkte das Rechteck als optimale Form. Es läßt sich relativ leicht erstellen und 
im Inneren aufteilen, übersichtlich mit anderen Rechtecken verbinden und, falls dies 
überhaupt für notwendig erachtet wird, durch unterschiedliche Liniengestaltung 
seiner Seiten in vielfältiger Weise nach Stellenarten differenzieren, z.B.: 



Leitungs- bzw. Ausführungsstelle der Linie 



Leitungs- bzw. Ausführungsstelle bei bereichs- 
bezogenen Stäben (im allgemeinen bei Fach- 
stäben) 




Leitungs- bzw. Ausführungsstelle bei stellenbe- 
zogenen Stäben (z. B. Assistenten, Führungs- 
stäbe) 



andere mögliche Differenzierungen (z. B. 
Dienstleistungsstellen) 



Abb. 28b: Stellensymbole mit unterschiedlicher Lineatur 
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Eine derartige Liniengestaltung ermöglicht zweimal vierzehn unterschiedliche Sym- 
bole. 

(4) Die Größe des Stellensymbols wird in erster Linie vom generellen Raumbedarf der 
Angaben im Inneren des Symbols bestimmt. Eine Differenzierung der Größe, z.B. 
nach Stellenarten oder Rangstufen, sollte grundsätzlich nur dann gewählt werden, 
wenn der Inhalt bzw. die innere Aufteilung des Stellensymbols dies verlangt. 

(5) Einige Organigrammformen (vgl. weiter unten Block- und Kreisform) führen aus sich 
heraus zu unterschiedlichen Formen und/oder Größen der Stellensymbole mit entspre- 
chenden Nachteilen, andere (vgl. Tabellenformen) lassen Differenzierungen der 
Form, Größe oder Lineatur kaum zu. 



b) Innere Aufteilung des Stellensymbols (vgl. Abb. 29) 

(7) Stellenbezeichnung bzw. Aufgabe der Stelle 

Die Stellenbezeichnung wird in erster Linie durch Verrichtungs- und/oder Objektanga- 
ben gebildet (Einkäufer, Rohstoffe, Einkäufer Rohstoffe). Komplementär oder alternativ 
können auch die anderen Verteilungsmerkmale (Kosiol) Anwendung finden. Gleiches 
gilt auch für Abteilungsbezeichnungen, wenn das Stellensymbol für eine Stellenmehrheit 
unter gemeinsamer Leitung verwendet wird (s.u.). Dabei ergeben sich vielfältige sprach- 
liche Möglichkeiten (vgl. z.B. einkaufen, Einkäufer, Einkaufssachbearbeiter, Einkauf, 
Einkaufsabteilung, Einkaufsleiter(-leitung), Leiter der Einkaufsabteilung, Abt.-Ltr. Ein- 
kauf). Verwechslungen zwischen Stellen und Stellenmehrheiten sowie zwischen Stellen- 
bezeichnung und Stellenrang sind möglichst auszuschließen. Für moderne und komplexe 
Tätigkeiten gibt es vielfach keine verbalen Sammelbezeichnungen; oft wird hier auf Be- 
rufsbezeichnungen ausgewichen (z.B. Jurist, Ingenieur, Betriebswirt), wobei jedoch 
keine entsprechenden Abteilungs- oder Abteilungsleitungsbezeichnungen gebildet 
werden können (vgl. z.B. Rechtsabteilung, Juristischer Leiter, Rechtsleiter, Leiter der 
Rechtsabteilung). Geschützte Berufsbezeichnungen sind nur geeignet, wenn die Stellen- 
besetzung ausschließlich mit Personen eines entsprechenden Ausbildungsganges erfolgt. 
Die Stellenbezeichnung kann keine eindeutige Beschreibung der Stellenaufgabe sein, 
und zwar aus folgenden Gründen: 

- Nach der Theorie der Aufgabenanalyse ist eine Elementaraufgabe nur durch die voll- 
ständige Folge aller bei der Analyse hintereinander angewandten Gliederungsmerkma- 
le (Kosiol) beschrieben. Zur Bezeichnung einer Elementaraufgabe müssen daher alle 
Begriffe auf dem Gliederungsweg gelesen werden. Bei der Verteilung können noch 
die zusätzlichen fünf Verteilungsmerkmale hinzutreten. Eine Übernahme aller dieser 
Merkmale in die Stellenbezeichnung ist nicht möglich. 

- In fast allen Fällen gehören zur Stellenaufgabe mehrere Elementaraufgaben, die keine 
direkte gemeinsame Oberaufgabe haben, also nicht durch die Aufgabenbezeichnung 
einer komplexen Aufgabe der Aufgabenanalyse abgedeckt sind. Eine gemeinsame Be- 
zeichnung ist also ausgeschlossen. 

- Aber selbst dann, wenn eine Stelle alle Teilaufgaben einer komplexen Aufgabe umfas- 
sen würde, wäre die Bezeichnung dieser komplexen Aufgabe nicht eindeutig. Insbe- 
sondere Verrichtungsbegriffe sind unscharf, sie „fransen an ihren Rändern aus“. Fängt 
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Abb. 29: Stellensymbole in Organigrammen: a) Bundeskartellamt , b) Kalle Niederlassung 

der Hoechst AG, c) Ruhr-Universität Bochum, d) Niederrheinische Gas- und Was- 
serwerke GmbH 
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die Beschaffung von Hilfsstoffen z.B. bei der Bedarfsermittlung oder bei der Lieferan- 
tenermittlung an und hört sie z.B. bei der Warenannahme, bei der Rechnungsprüfung 
oder sogar bei der Rechnungsbezahlung auf? 

Trotzdem sollten Bezeichnungen gefunden werden, die möglichst aussagekräftig und 
überschneidungsfrei sind. Zur verbesserten Deutung der Stellenbezeichnung können 
sodann noch die Bezeichnungen der über-, neben- und untergeordneten Stellen herange- 
zogen werden (horizontaler und vertikaler Vergleich). Insbesondere sind die Bezeichnun- 
gen der übergeordneten Stellen bei der Deutung einer Stellenbezeichnung unverzichtbar, 
wenn die in ihnen vorkommenden Verteilungsmerkmale in der Stellenbezeichnung nicht 
wiederholt werden (z.B. Bezeichnung der Leitungsstelle Einkauf, der Ausführungsstelle 
Rohstoffe, also zu deuten: Einkauf Rohstoffe). Gleiches gilt bei an sich inhaltsleeren Be- 
zeichnungen wie z.B. Werk I, Werk II oder Werk Augsburg, Werk München, die zudem 
nur zulässig sind, wenn es sich um Aufgabenidentität im Rahmen von Mengen- oder 
Raumteilung handelt. Eine intensive Darstellung von Bezeichnungsschwächen findet 
sich bei Acker (1961). Die Stellenbezeichnung kann durch eine Aufgabenaufzählung er- 
gänzt werden (vgl. Abb. 29a, 29b, 29c). Dies ist von besonderer Bedeutung bei fallwei- 
ser interner und externer Kommunikation. Ein Grund hierfür kann auch sein, daß aussa- 
gefähigere, aber aufwendigere Formen der Aufgabenabgrenzung, wie z.B. Funktionendi- 
agramme oder Stellenbeschreibungen, nicht vorgesehen sind. 

(2) Rang der Stelle 

Der Rang einer Stelle basiert in erster Linie auf der Bedeutung der Stellenaufgabe für das 
Formalziel und auf den Anforderungen aus der Stellenaufgabe. Es ergeben sich mehrere 
Ausdrucksmöglichkeiten im Stellensymbol: 

- Bezeichnung des Leitungs- oder Ausführungsranges 

Die Leitungsränge werden überwiegend, insbesondere im kaufmännischen Bereich, 
durch die Begriffe Bereich, Abteilung und Gruppe in Verbindung mit den Zusätzen 
Haupt-, Ober- und Unter- differenziert. Im technischen Bereich sind alternativ die Be- 
griffe Betrieb, Werkstatt und Meisterei gebräuchlich; eine Angleichung an die erstge- 
nannten Bezeichnungen ist jedoch aus Gründen der Vergleichbarkeit anzustreben. 

Die Bezeichnung der obersten Leitung ergibt sich in der Regel aus Rechtsquellen, wie 
z.B. Vorstand bei der AG, Geschäftsführung bei der GmbH oder Rektorat bei einer 
Hochschule. 

Die notwendige Anzahl der Leitungsränge entspricht der maximalen Leitungstiefe, die 
grundsätzlich von der Stellenzahl und den Leitungsbreiten abhängt. 

Die Ausführungsränge ergeben sich aus der Differenzierung von Anforderungsgrup- 
pen, wie sie z.B. auch in Tarifverträgen üblich sind. Leitungsränge und Ausführungs- 
ränge überlappen sich im Bereich unterer Leitungsstellen und gehobener Ausfüh- 
rungsstellen. 

Bei der Bezeichnung von Ausführungsrängen wird im kaufmännischen Bereich über- 
wiegend der Begriff Sachbearbeiter, im technischen Bereich der Begriff Arbeiter 
durch Zusätze differenziert, z.B. in Haupt- und Hilfssachbearbeiter einerseits sowie in 
Fach- und Hilfsarbeiter andererseits. Für den Bereich der Überlappung mit unteren 
Leitungsrängen bietet sich z.B. die Bezeichnung Referent mit entsprechenden Diffe- 
renzierungen an. Goossens schlägt hingegen vor, in diesem Bereich auch den ausfüh- 
renden Stellen einen vergleichbaren Leitungsrang zu verleihen. Es gibt auch Systeme, 
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wo alle Stellen eine leitungsunabhängige Dienst- oder Amtsbezeichnung erhalten und 
ein evtl. Leitungsrang zusätzlich vergeben wird. Leitungs- oder Ausführungsränge 
können auf den Abteilungs- oder Ausführungsbereich (Hauptabteilung), die Stelle 
(Hauptabteilungsleitung) oder auf den Stelleninhaber (Hauptabteilungsleiter) bezogen 
werden. Der Bezug auf die Stelle entspricht am besten der Vorgehensweise bei der 
Stellenbezeichnung, führt allerdings zu Schwierigkeiten, wenn die Stelleninhaber 
nicht automatisch mit der Übernahme der Stelle einen entsprechenden Rang erhalten. 

- Gehalts- oder Lohngruppen 

Ihre Angabe wird z.B. von Jordt/Gscheidle vorgeschlagen, allerdings an einem Bei- 
spiel aus dem öffentlichen Dienst. Sie können stärker als Leitungs- oder Ausführungs- 
ränge differenziert und außerdem mit Zuschlägen für besondere Aufgaben (z.B. Voll- 
machten) oder Fähigkeiten versehen sein. Außerdem können Abweichungen zwischen 
Soll und Ist Vorkommen, z.B. aus Gründen der Verhandlungsposition oder der Lei- 
stung des Stelleninhabers. Die Angabe von Gehalts- und Lohngruppen dürfte daher 
nur in Sonderschaubildem des Personalwesens angebracht sein. 

- Rangstufen-Schlüssel 

Wie im folgenden Abschnitt dargelegt wird, kann ein Stellenschlüssel bzw. Stellen- 
kurzzeichen, insbesondere die Stellennummer, eine Rangordnung zum Ausdruck brin- 
gen. 

(3) Stellenkurzzeichen 

Stellenkurzzeichen können wie folgt gebildet werden: 



Stellenkurzzeichen 





Buchstaben 

i 




Ziffern 
(Abb. 29c) 


Kombinationen 
1 


1 

abhängig 
von Stellen- 
bezeichnungen 


1 

unabhängig 
von Stellen- 
bezeichnungen 


1 

buchstaben- 
betont 
(Abb. 29 b) 


1 

ziffern- 
betont 
(Abb. 31) 


1 

mehr- 
stellig 
(Abb. 29 d) 


ein- 

stellig 











Abb. 30: Systeme von Stellenkurzzeichen 




Mehrstellige Abkürzungen von Stellenbezeichnungen werden unübersichtlich, wenn man 
sie über mehrere Rangstufen zusammenfaBt (z. B. KN/Ga/Ha/Je). Einstellige Abkürzun- 
gen von Stellenbezeichnungen können aufgrund der Identität von Anfangsbuchstaben 
verschiedener Aufgabengebiete (Verkauf, Verwaltung) zu Schwierigkeiten führen. Bei 
von der Stellenbezeichnung unabhängigen Buchstaben stehen auf einer Stelle des Zei- 
chens 26 Buchstaben zur Verfügung, die für entsprechend große Leitungsbreiten ausrei- 
chen. In Ziffern müssen bereits Trennpunkte bei Leitungsbreiten über zehn eingefügt 
werden. Eine in vieler Hinsicht zweckmäßige Stellen-Nummer könnte folgendermaßen 
aufgebaut sein: Die oberste Leitung erhält die Nummer 1, auf der nächsten Rangstufe 
werden die Stellen mit 1.1, 1.2, 1.3 usw. bezeichnet. Beim Überspringen einer Rangebe- 
ne wird eine Null eingesetzt und danach getrennt fortlaufend numeriert. Ein derartiges 
System hat den Vorteil, daß man aus der Folge der Ziffern die Unterstellungsverhältnisse 
und aus der Stellenzahl den Rang der Stelle ableiten kann. Außerdem ist es eine Hilfe bei 
der Ist- Aufnahme von Unterstellungsverhältnissen und bei der Konstruktion von Schau- 
bildem in Pyramidenform, die dann analog der Aufnahme und Darstellung von Aufgabe- 
nanalysen erfolgen kann (vgl. Abschnitt B 3). 

Personalunion stört dieses System nicht; der Stelleninhaber wird unter zwei Stellennum- 
mem geführt. Schwierigkeiten bereiten hingegen Pluralinstanzen, die zwar überwiegend 
bei der obersten Leitung Vorkommen, grundsätzlich aber auch auf anderen Rangebenen 
möglich sind, z. B. bei der Spartenleitung oder bei der Niederlassungsleitung. Wir schla- 
gen vor, einer Pluralinstanz zunächst eine Stellennummer zu geben wie einer Einzelstel- 
le. Sodann werden die einzelnen Stellen der Pluralinstanz mit dieser Nummer und einem 
angehängten Buchstaben bezeichnet. Haben Mitglieder der Pluralinstanz Einzelentschei- 
dungsbefugnis, so sollte dies durch eine nachgeordnete, in Personalunion besetzte Stelle 
zum Ausdruck kommen. Dieses Verfahren läßt auch bei Untergebenen rangniedriger Plu- 
ralinstanzen eindeutig erkennen, in welche hierarchische Kette sie einzuordnen sind. Es 
bleibt auch bei Planteilung (s. u.) übersichtlich. Ein entsprechendes Verfahren wird in 
dem Beispiel der Abb. 32 ff. angewandt. 

( 4 ) Subjektbezogene Angaben 
Es kommen in Betracht 

- Name des Stelleninhabers, 

- Akademische Grade, 

- Vollmachten im Rechtsverkehr. 

Hier sind insbesondere die handelsrechtlichen Vollmachten, die Handlungsvollmacht 
und die Prokura, zu nennen. Ihre Erteilung müßte organisatorisch gesehen von der Auf- 
gabe bzw. Entscheidungsbefugnis der Stelle abhängen, wird jedoch in der Praxis oft von 
der Person abhängig gemacht und ist rechtlich natürlich auch an die Person gebunden. 

- Betriebliche Ehrentitel 

wie z. B. Oberingenieur, Direktor, Justitiar u.a.m. 

Subjektbezogene Angaben können die Kommunikation erleichtern und Anerkennungsbe- 
dürfnisse befriedigen, ihr Nachteil liegt im Platzbedarf und Änderungsdienst. Sie sind 
insbesondere bei kommunikationsintensiven Stellen und bei Leitungsstellen verbreitet. 
Bei starker Fluktuation, job rotation, Springereinsatz, Wechselschicht sowie Teilzeitbe- 
setzung von Stellen sind subjektbezogene Angaben unzweckmäßig. 
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(5) Kommunikationshinweise 

wie Telefon-Nr., Orts- und Raumangaben, Dienst- und Sprechzeiten. Ihre Zweckmäßig- 
keit hängt z. B. ab von dem Ausmaß fall weiser Kommunikation und dem Vorhandensein 
bzw. Aufbau anderer Informationsquellen gleicher Art, wie z. B. interner Telefonbücher. 

(6) Leitungsbreite 

Es kann sich um die direkte und/oder gesamte Leitungsbreite, evtl, getrennt nach Lohn- 
und Gehaltsempfängern, handeln (Abb. 29d). Grundsätzlich ist es denkbar, auch noch 
eine Fachleitungsbreite bei Fachvorgesetzten und eine Disziplinarleitungsbreite bei Dis- 
ziplinarvorgesetzten auszuweisen. 

Angaben zur Leitungsbreite sind insbesondere dann instruktiv, wenn nicht alle Stellen 
eines Leitungsbereiches durch eigene Stellensymbole ausgewiesen sind und/oder der Lei- 
tungsbereich nur in mehreren Teilplänen vollständig abgebildet wird. 

(7) Liniensysteme der Leitung einschließlich Ausschußsysteme 

Der Hauptvorgesetzte kann im Symbol durch die Stellenkurzzeichen ableitbar sein (siehe 

( 3 ) ). 

Der mit dem Hauptvorgesetzten oft nicht identische Disziplinarvorgesetzte kann zum 
Ausdruck gebracht werden durch eine unterschiedliche Gestalt des Stellensymbols oder 
durch ein Zeichen im Symbol (z. B. D). Die einem Disziplinarvorgesetzten disziplina- 
risch unterstellten Stellen sind im einfachsten Fall alle direkt und indirekt Unterstellten. 
Alternativ können Disziplinarvorgesetzte z. B. auf mehreren Ebenen so auftreten, daß die 
jeweils einfach indirekt unterstellten Stellen Disziplinaruntergebene sind; gilt dies als ge- 
nerelle Regelung, erübrigt sich eine besondere Darstellung. Bei differenzierten Regelun- 
gen, insbesondere auch dann, wenn der Disziplinarvorgesetzte nicht auf dem Weisungs- 
weg liegt, können bei Disziplinarvorgesetzten die Stellenkurzzeichen der Disziplinarun- 
tergebenen im Stellensymbol aufgeführt werden und umgekehrt. Für Fachvorgesetzte ist 
ein analoges System denkbar (z. B. FV bzw. FU mit Stellennummer), jedoch ist die 
Kompetenzabgrenzung eines oder mehrerer Fachvorgesetzter kaum aus deren Stellenbe- 
zeichnung abzuleiten. 

Ausschußsysteme können ebenfalls durch Ausschußzeichen im Symbol zum Ausdruck 
gebracht werden (z. B. A 1 bei allen Stellen, die im Ausschuß 1 vertreten sind). Hierfür 
kommen jedoch nur Dauerausschüsse in Betracht (z. B. Investitionsausschuß), nicht hin- 
gegen fallweise Ausschüsse (z. B. Ausschuß Überarbeitung Eingangsmeldung). Die Auf- 
gabe des Ausschusses muß ggf. in einer entsprechenden Legende zum Ausdruck 
kommen. Die horizontale Arbeitsteilung im Ausschuß (Ausschußressort) wird oft aus der 
Stellenbezeichnung des Ausschußmitgliedes ableitbar sein, die vertikale Arbeitsteilung 
kann evtl, durch Zusatzzeichen wie V = Ausschußvorsitzender ausgewiesen werden. 

(8) Angaben zur Stellvertretung 

Die Stellvertretung kann grundsätzlich angegeben werden, und zwar entweder unter Be- 
zugnahme auf die Person oder auf die Stelle des Vertreters (passive Stellvertretung/PS) 
und des Vertretenen (aktive Stellvertretung/AS). Die Angabe der diesbezüglichen Stel- 
lennummem hinter vorgenannter Abkürzung wäre relativ platzsparend. Die Grenzen 
liegen jedoch mindestens bei Formen der geteilten und der begrenzten Stellvertretung. 
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Zeitbezogene Angaben können Teil der Stellenbezeichnung sein oder getrennt ausgewie- 
sen werden. Sie kommen insbesondere in Betracht bei 

- Schichtstellen, 

- Teilzeitstellen, 

- Stellen mit gleitender Arbeitszeit. 

( 10 ) Sonstige Angaben 

Neben den vorgenannten Angaben mit einem breiten Anwendungsbereich können, vor 
allem für spezielle Schaubilder, weitere Inhalte des Stellensymbols in Frage kommen, 
z.B.: 

- Kostenstellen in Sonderschaubildem für Fertigung und Kostenrechnung, 

- Vergütungsgruppe, Alter, Beurteilung und Verwendungsmöglichkeiten in Sonder- 
schaubildem des Personalwesens, 

- Foto des Stelleninhabers in Sondemschaubildem für Public-Relations-Z wecke u. ä., 

- Firmenzugehörigkeit in Sondemschaubildem für Arbeitsgemeinschaften. 
Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Stellensymbol eine Vielzahl von Informatio- 
nen enthalten kann, jedoch wird bei der Gestaltung konkreter Organigramme nur eine 
Auswahl der aufgezeigten Symbolinhalte Berücksichtigung finden. Wie bei allen grafi- 
schen Darstellungen von Systemen ist es auch hier im Extremfall möglich, die Symbole 
von konkreten Inhalten völlig freizuhalten und eine Adresse, z. B. das Stellenkurzzei- 
chen, als Brücke zu verbalen Erläuterungen zu benutzen. Eine Kombination dieser Art 
wäre z. B. ein Organigramm mit Stellennummem und einer ergänzenden Stellenliste 
(Abb. 32 und Abb. 31). Zur Erzielung von Anschaulichkeit ist jedoch die Stellenbezeich- 
nung besonders wichtig. 



c) Symbole für Stellenmehrheiten 

Symbole für Stellenmehrheiten kommen in vielfältiger Weise vor, so daß durch sorgfäl- 
tig differenzierte Gestaltung Verwechslungen vermieden werden müssen. 

( 1 ) Symbole für Abteilungen 

Symbole für Leitungsstellen stehen oft zugleich für den gesamten Leitungsbereich, wenn 
das Organigramm an dieser Stelle abgebrochen oder unterbrochen wird. Angebracht ist 
in diesem Fall ein Symbolinhalt, der sich auf den Abteilungsbereich und nicht auf die 
Stelle bzw. den Stelleninhaber bezieht und der die Abteilungsgröße (Stellenzahl) enthält. 
Es kommen auch Symbole vor, in denen alle Stellen einer Abteilung listenförmig aufge- 
führt werden; relativ unproblematisch ist dies bei Leitungsstellen und gleichrangigen 
Ausführungsstellen mit Mengenteilung (bzw. Parallelstellen); es tritt eine wesentliche 
Platzerspamis ein (Abb. 29b). 

(2) Symbole für Parallelstellen 

Parallelstellen, d. h. Stellen mit Mengen-, Raum- oder Zeitzentralisation kommen über- 
wiegend bei Ausführungsstellen vor. Auch hier sind die beiden vorgenannten Formen 
denkbar, d. h. ein Symbol mit Stellenbezeichnung und Stellenzahl oder ein Symbol mit 
Stellenbezeichnung und einer Stellen-, d. h. insbesondere Namensliste. 
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(3) Symbole für Pluralinstanzen 

Pluralinstanzen werden im allgemeinen dargestellt, indem mehrere Stellensymbole durch 
eine gemeinsame Umrandung zusammengefaßt werden. Hinzu tritt eine zusätzliche ge- 
meinsame Bezeichnung der Pluralinstanz. 

(4) Symbole für Leitungsstellen einschließlich zugeordneter Stabs- und Dienstleistungs- 
stellen 

Wie an späterer Stelle ausgeführt wird, führt die ranggerechte Darstellung von Stabs- 
und Dienstleistungsstellen bei fast allen Formen der Organigramme zu Problemen. Oft 
werden daher diese Stellen mit der entsprechenden Leitungsstelle in einem Symbol zu- 
sammengefaßt. 

(5) Symbole für Ausschüsse 

Ausschüsse bzw. entsprechende Gruppen können auf Dauer oder fallweise eingerichtet 
sein. Die Darstellung fallweiser Ausschüsse verbietet sich schon aus Gründen des Ände- 
rungsdienstes. Außerdem ergeben sich Probleme der Darstellung von Ausschüssen aus 
der inneren vertikalen und horizontalen Arbeitsteilung, aus der Einordnung der Gruppe 
in die übrige Organisation, aus Ausschußhierarchien und Ausschußüberlappungen. Es 
bietet sich die oben erwähnte Möglichkeit an, die Stellen je Ausschuß mit einem gemein- 
samen Zeichen im Stellensymbol zu versehen und/oder ein Ausschußsymbol einzufüh- 
ren, das z. B. die Stellennummem der Ausschußmitglieder enthält. Andere Formen der 
Darstellung von Ausschüssen sind jedoch leistungsfähiger, z. B. ein Ausschußdiagramm 
in Form eines Funktionendiagramms (vgl. aber auch die Symmetrische # Stellentabelle 
gern. Abb. 41). 



3. Anordnung der Stellensymbole (Organigrammformen) 

Ansätze zur Systematisierung finden sich hinsichtlich der verschiedenen Organigramm- 
formen insbesondere bei Schmidt, hinsichtlich der Beurteilung dieser Formen insbeson- 
dere bei Hub/Fischer und, unter Betonung der Grenzen der Darstellungsmöglichkeiten, 
bei Brändle. 

Diese Ansätze werden aufgegriffen, aber wesentlich erweitert. Dabei werden die ver- 
schiedenen Formen erläutert an Hand eines gemeinsamen Beispiels gern. Abb. 31 mit 22 
Stellen, das später um 4 Stellen ergänzt wird. Dieses Beispiel enthält formell die wesent- 
lichsten Darstellungsprobleme, materiell, d. h. nach Stellenzahl und Aufgabeninhalten, 
kann es natürlich nicht repräsentativ für betriebliche Wirklichkeit sein. 



a) Pyramidenform (Abb. 32) 

- Begrifflich sind zu unterscheiden: 

(1) die vertikale Pyramidenform (Abb. 32a, 32b), 

(2) die horizontale Pyramidenform (Abb. 32c) 

Bei diesen Formen sind die Stellensymbole auf Rangstufen (I, II, III, ..) angeordnet. Die 
übergeordneten Stellen stehen grundsätzlich in der Mitte über (bzw. links neben) den un- 
tergeordneten Stellen. Unter- und übergeordnete Stellen sind durch Verbindungslinien, 
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die in erster Linie Hauptweisungswege darstellen, miteinander verknüpft. Diese Verbin- 
dungslinien können auf kürzestem Wege, d. h. in der Regel diagonal (Abb. 32a) oder 
ausschließlich senkrecht und waagerecht gezeichnet werden (Abb. 32b). Die diagonale 
Verknüpfung ergibt ein unruhiges Gesamtbild und kann nicht durchgehalten werden, 
wenn auf den einzelnen Weisungswegen die Rangstufen nicht vollständig ausgefüllt 
sind. 

In der Praxis ist die diagonale Verknüpfung daher wenig gebräuchlich. Sie zeigt aller- 
dings besonders deutlich, daß von den Stellensymbolen nur eine Fläche in Anspruch ge- 
nommen wird, die einem - im Idealfall gleichschenkligen - Dreieck oder Giebel ent- 
spricht. Für diese Darstellungsweise hat sich leider die Bezeichnung Pyramidenform 
weitgehend durchgesetzt (vgl. Berger, Schmidt und in Anlehnung hieran Hub/Fischer 
sowie mehrere neue Lehrbücher), obgleich der Begriff Pyramide keine Räche, sondern 
einen Körper bezeichnet und daher nur bei dreidimensionaler Darstellung einer Hierar- 
chie angebracht wäre. Die Schwäche der Bezeichnung wird besonders deutlich, wenn 
von einer horizontalen Pyramidenform gesprochen wird. Ähnliches gilt für die Bezeich- 
nungen anderer Formen. 

- Die Übersicbtlicbkeit der Aufgabenverteilung ist - innerhalb der bei den Stellensym- 
bolen aufgezeigten Grenzen - wie bei keiner anderen Form gegeben. Betriebs- und 
Unterrichtspraxis zeigen, daß es bei der Diskussion alternativer Aufgabenverteilungen 
zweckmäßig ist, andere Darstellungsformen zunächst in die Pyramidenform zu über- 
führen; offenbar unterstützt die Baumstruktur den Denkvorgang besonders gut. 

- Der Leitungszusammenbang wird in bezug auf die direkte, aber auch indirekte Haupt- 
unter^tellung besonders gut sichtbar. Dies betrifft allerdings nur das Unterstellungs- 
verhältnis als solches, nicht aber seinen Inhalt, d. h. z. B. das Ausmaß an Fremdent- 



Stellen- 

Nr. 


Blockung 

Basis-Nr. 


Stellenbezeichnung 


Rang 


Name usw. 


la 


/ 




Beschaffung 


Geschäftsführer 




lb 


/ 




Rechnungswesen 


Geschäftsführer 




lc 


/ 




Absatz 


Geschäftsführer 




1001 


— 


1 


Fahrer 


Facharbeiter 




12 


/ 




Beschaffung 


Abteilungsleiter 




13 


/ 




Rechnungswesen 


Abteilungsleiter 




14 


/ 




Absatz 


Abteilungsleiter 




105 


/ 




Schreibdienst 


Gruppenleiter 




121 


— 


2 


Warengruppe A 


Hauptsachbearb. 




1202 


— 


3 


Hilfs- u. Betriebsst. 


Sachbearbeiter 




123 


— 


4 


Warengruppe B 


Hauptsachbearb. 




131 


— 


5 


Bilanzbuchhaltung 


Hauptsachbearb. 




132 


— 


6 


Finanzbuchhaltung 


Hauptsachbearb. 




133 


— 


7 


Lohnbuchhaltung 


Hauptsachbearb. 




141 


/ 




Zentralverkauf 


Gruppenleiter 




142a 


/ 




Verkaufsniederlass. 


Gruppenleiter 




142b 


/ 


| 


Verkaufsniederlass. 


Gruppenleiter 




1411 


— 


8 


Warengruppe A 


Sachbearbeiter 




1412 


— 


9 


Warengruppe B 


Sachbearbeiter 




1421 


— 


10 


Warengruppe A 


Sachbearbeiter 




1422 


— 


11 


Warengruppe B 


Sachbearbeiter 




1051 


— 


12 ! 


Schreibdienst 


Sachbearbeiter 





Abb. 31: Stellen in Listendarstellung 
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Scheidungsbefugnis. Die Darstellung fachlicher oder disziplinarischer Unterstellungs- 
verhältnisse durch zusätzliche Verbindungslinien ist in einem praktisch ausreichenden 
Umfang nicht möglich, da dies zu einer verwirrenden Vielfalt von Linien führen 
würde. 

Der Rang der Stellen ergibt sich im allgemeinen eindeutig aus ihrer Anordnung auf 
Rangstufen. Stabsstellen und Dienstleistungsstellen (z. B. Sekretariate) werden aller- 
dings oft neben die Vorgesetzte Linienstelle gezeichnet; dies verdeutlicht ihren Wirk- 
bereich, verwischt aber die Rangstufen und kann aus Platzgründen nicht durchgehal- 
ten werden, wenn es sich um Abteilungen mit mehreren Rangebenen handelt. Das 
Hierarchiedenken wird nach Auffassung einiger Autoren durch die vertikale Pyrami- 
denform gefördert, die Zusammenarbeit geschwächt. Von der horizontalen Form wird 
ein gegenteiliger, positiver Effekt erwartet (Schmidt, Hub/Fischer). Ausmaß und 
Nachhaltigkeit einer deratigen Wirkung sollten jedoch nicht überbewertet werden. 

- Arbeitszusammenhänge bzw. Informations- und Sachgüterwege können ebenfalls 
wegen der entstehenden Linienvielfalt nicht in praxisgerechter Weise dargestellt 
werden (vgl. auch die Komplexität ablauforganisatorischer Schaubilder). 

- Kollegialzusammenhänge bzw. Ausschüsse oder Teams werden zu Lehrzwecken oft 
dargestellt, indem die entsprechenden Stellensymbole durch ein gemeinsames Feld 
eingefaßt werden. Dies ist in der Praxis umso weniger möglich, je weiter die Stellen 
horizontal oder vertikal voneinander entfernt sind, je kurzfristiger die Ausschußtätig- 
keit ist und je mehr Ausschüsse gleichzeitig auftreten. 

- Die Konstruktion des Schaubildes in Pyramidenform bereitet besondere Schwierigkei- 
ten, weil der Abstand der Stellensymbole auf allen Rangstufen von den Stellen an der 
Basis der Darstellung abhängt. Das Schaubild muß also grundsätzlich von unten nach 
oben gezeichnet werden bzw. bei horizontaler Form von rechts nach links. Zur Bewäl- 
tigung dieses Konstruktionsproblems kann dieselbe Methode Anwendung finden wie 
bei der Strukturdarstellung der Aufgaben in Anlehnung an Jordt/Gscheidle. 
Jordt/Gscheidle benutzen einen sog. Rasterbogen, um die Aufgaben - hier Stellenbe- 
zeichnungen - zu ordnen (vgl. Abb. 23). Ein derartiger Rasterbogen ist jedoch erklä- 
rungsbedürftiger, schreibtechnisch ungünstiger und im Inhalt unelastischer als eine 
Stellenliste (Abb. 31). In beiden Fällen werden die Stellen der ersten Rangebene in der 
ersten Zeilengruppe erfaßt. In den folgenden Zeilengruppen werden die Untergebenen 
dieser Leitungsstellen aufgeführt usw. Ist eine Stelle Ausführungsstelle, wird sie 
durch einen waagerechten Strich abgeblockt, da keine Folgestellen zu bearbeiten sind. 
Ist eine Stelle Leitungsstelle, so erfolgt die Abblockung erst nach der Erfassung aller 
Direktunterstellten, und zwar durch einen diagonalen Strich. Sind alle Stellen erfaßt, 
so werden die Ausführungsstellen nach aufsteigender Stellen-Nummer mit einer 
Basis-Nummer durchnumeriert; hierbei sind im vorgeschlagenen System der Stellen- 
Nummer die zwischengeschalteten Nullen zu unterdrücken. Die Zahl der festgestell- 
ten Ausführungs- bzw. Basisstellen, in unserem Beispiel 12, bestimmt bei der vertika- 
len Form des Organigramms die Breite bzw. bei der horizontalen Form die Höhe des 
Organigramms. Sind die Basisstellen auf den Rangstufen gezeichnet, die sich aus der 
Stellen-Nummer ergeben, so baut man den Plan weiter auf, und zwar unter Beachtung 
der oben erwähnten Tatsache, daß übergeordnete Stellen grundsätzlich in der Mitte 
über (bzw. neben) den untergeordneten Stellen stehen. Diese Konstruktionsprinzipien 
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bedeuten für den Änderungsdienst einen wesentlichen Nachteil, da sich die Bildung 
oder Streichung einer Basisstelle auf die Lage aller anderen Stellen auswirken kann. 

- Platzbedarf und Teilbarkeit sind mit wachsender Betriebsgröße entscheidend für die 
Anwendungsmöglichkeit, die Übersichtlichkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Orga- 
nigrammform. 

Wie sich bereits aus der Bezeichnung ergibt, nimmt ein Organigramm in Pyramiden- 
form mit seinen Stellensymbolen nur maximal die Hälfte eines rechteckigen Blattfor- 
mates in Anspruch. Voraussetzung dieses Maximums sind erstens gleichmäßige Lei- 
tungsbreiten und Leitungstiefen und zweitens eine Übereinstimmung von Breite und 
Tiefe des Organigrammes und des Blattformates. Das Organigramm verbreitert sich 
jedoch von Rangstufe zu Rangstufe umso mehr, je breiter das Stellensymbol und die 
Leitungsbreiten sind. Es stößt daher oft in der Breite an die Grenzen von DIN- 
Formaten, bevor diese in der Tiefe ausgenutzt sind. Bei quadratischen Stellensymbo- 
len betrifft dieses Problem die horizontale und vertikale Form des Organigramms 
gleichermaßen. Bei liegend rechteckigen Stellensymbolen, die in der Praxis vorherr- 
schen, führt die horizontale Form des Organigramms oft dazu, daß ein bis zwei Rang- 
stufen mehr und damit eine doppelt so große Stellenzahl auf demselben Blattformat 
abgebildet werden können. Jedoch stoßen in jedem Fall Organigramme in Pyramiden- 
form schnell an die Kapazitätsgrenze praxisgerechter Blattformate. Schon bei einer re- 
lativ geringen Betriebsgröße besteht daher die Notwendigkeit, die Schaubilder zu 
teilen. Dies geschieht zweckmäßigerweise so, daß die auf der untersten ausgefüllten 
Rangstufe des Planes 1. Ordnung dargestellten Stellen auf den Plänen 2. Ordnung die 
erste Rangstufe bilden. Es ergibt sich hieraus eine überlappende horizontale und verti- 
kale Aufteilung des grafischen Stellenplans. Ein Vorteil der Pyramidenform ist, daß 
bei der Teilung des Schaubildes kein Wechsel in der Darstellungsweise der überlap- 
penden Stellen eintritt. In Abb. 40 wurde versucht, unter bestimmten Annahmen über 
die Größe des Stellensymbols die Kapazität bzw. Teilungsbedürftigkeit von Organi- 
grammen darzustellen. Es zeigt sich, daß bei gängigen Blattformaten vertikale Pyra- 
midenorganigramme erst bei einem fünf- bis sechsstufigen, horizontale Pyramidenor- 
ganigramme erst bei einem vier- bis fünfstufigen Blattsystem in der Lage sind, Groß- 
betriebe mit mehr als 100 000 Beschäftigten abzubilden. Diese Organigrammform 
muß daher für Großbetriebe als unübersichtlich und unwirtschaftlich bezeichnet 
werden. 



b) Block-, Kreis- und Satellitenform (Abb. 33) 

Diese Formen sind, obgleich der erste Augenschein dies nicht vermuten läßt, mit der Py- 
ramidenform verwandt. 

(l)Die Blockform ergibt sich, indem die Stellensymbole über die gesamte Breite und 
Höhe der Rangstufen ausgedehnt werden. Die Symbolgröße ist nur bei den Basisstel- 
len gleich, bei ranghöheren Stellen ist sie von der Zahl der untergeordneten Basisstel- 
len abhängig. Störende Freiflächen entstehen, wenn auf Weisungswegen Rangstufen 
nicht ausgefüllt sind. Auch diese Form ist in vertikaler (Abb. 33a) oder horizontaler 
Darstellung (ohne Abb.) möglich 
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(2) Die Kreisform - auch Ringsegmentform genannt - (Abb. 33b) benutzt Ringe anstelle 
streifenförmiger Rangstufen. Zur Veranschaulichung der Verwandtschaft mit dem 
Blockdiagramm kann man sich vorstellen, daß ein elastisches Blockdiagramm um 
einen Mittelpunkt herumgezogen ist, bis sich die Seiten berühren. 

(3) Die Satellitenform - auch Sonnenform genannt - (Abb. 33c) entsteht, indem auf 
Kreisbahnen um die Symbole der Leitungsstellen deren direkt untergebene Stellen an- 
geordnet werden. Man kann sich zur Veranschaulichung der Verwandtschaft mit der 
Pyramidenform vorstellen, in einem elastischen Organigramm in Pyramidenform 
seien die jeweils untergebenen Stellen um ihre Vorgesetzten Stellen kreisförmig her- 
umgezogen worden. 

Zusammengefaßt ergeben sich folgende Gesichtspunkte: 

- Die Übersichtlichkeit der Aufgabenverteilung ist bei der Blockform ähnlich, bei 
Kreis- und Satellitenform jedoch geringer als bei der Pyramidenform. 

- Die Stellensymbole werden nach Form und Größe von der Organigrammform beein- 
flußt. Damit wird ihre eigenständige Differenzierung nach Form und Inhalt behindert 
(siehe Abschnitt 2). Die Beschriftung ist insbesondere bei der Kreis- und Satelliten- 
form erschwert. Bei der Block- und Kreisform verwirren die Felder der nicht ausge- 
füllten Rangstufen. 

- Für den Leitungszusammenbang gelten die Ausführungen zur Pyramidenform. Aller- 
dings geht die Deutlichkeit der Rangstufe bei der Satellitenform verloren. Der Abbau 
des Hierarchiedenkens wird von den oben genannten Autoren insbesondere auch als 
Vorteil der Kreis- und Satellitenform angesehen. Der Arbeits- und Kollegialzusam- 
menhang ist in noch geringerem Maße darstellbar als bei der Pyramidenform. 

- Die Konstruktion folgt ebenfalls den Prinzipien der Pyramidenform, geschieht also 
von unten nach oben bzw. von außen nach innen. Dies führt bei der Satellitenform, 
falls mehr als drei Rangstufen in einem Schaubild abgebildet werden sollen, zu prak- 
tisch unlösbaren Problemen. Die Auswirkungen der Bildung oder Streichung einer 
Stelle (Änderungsdienst) sind insbesondere bei der Block- und Kreisform noch gravie- 
render als bei der Pyramidenform. Beide Formen setzen zudem in der Erstellung die 
Fähigkeiten technischer Zeichner voraus. 

- Der Platzbedarf ist nur wenig geringer als bei der Pyramidenform. Bei der Blockform 
und der Kreisform entfallen die Flächen für Weisungswege. Bei der Kreisform und 
der Satellitenform entfallen zwar die Freiflächen neben der Pyramide, jedoch wird 
vom rechteckigen Blattformat lediglich ein Kreisinhalt ausgenutzt. Die Notwendigkeit 
zur Aufteilung ergibt sich praktisch nach derselben Anzahl von Rangstufen bzw. Stel- 
len. Bei der Kreisform tritt als zusätzliche Erschwerung der Übersichtlichkeit am 
Blattsprung der Schaubilder ein Wechsel der Darstellungsweise auf, indem die über- 
lappende Stelle im übergeordneten Schaubild durch ein peripheres trapezähnliches 
Ringsegment, im untergeordneten Schaubild hingegen durch einen zentralen Kreis 
dargestellt wird. 

- Insgesamt gesehen überwiegen die Nachteile, so daß die beschriebenen drei Formen 
in der Regel für die betriebliche Praxis ausscheiden. 



106 




c) Säulenform (Abb. 34) 



Diese Form ist auf den oberen Rangstufen mit der Pyramidenform identisch, geht jedoch 
im allgemeinen von der dritten Rangstufe ab zu einem parallelen, kolonnenförmigen Un- 
tereinander der Stellen über, wobei die Stellen von Rangstufe zu Rangstufe nach rechts 
versetzt werden können. Die Anordnung ist mit Texten vergleichbar, die nach der Dezi- 
malklassifikation gegliedert und eingerückt sind. Die Bezeichnung Säulenform hat sich 
weitgehend eingeführt. Die von einigen Autoren verwendete Bezeichnung „Kombination 
zwischen vertikaler und horizontaler (Pyramiden-)Form“ trifft die Besonderheiten dieser 
Darstellungsweise nicht. Die Säulenform ist vertikal (Abbildung) und horizontal (ohne 
Abbildung) möglich. Die horizontale Form weist jedoch keine Besonderheiten auf. 

- Die Übersichtlichkeit der Aufgabenverteilung ist nicht in dem Umfang gegeben wie 
bei der Pyramidenform (s. o.). 

- Der Leitungszusammenhang wird zwar ebenso eindeutig, aber nicht so anschaulich 
abgebildet wie bei der Pyramidenform. Je größer die Leitungstiefe ist, desto mehr pa- 
rallel geführte Weisungswege treten auf und stören die Übersichtlichkeit. Dieser 
Effekt wird eher erhöht als vermindert, wenn man die Weisungswege abwechselnd 
links und rechts an den Stellensymbolen vorbeiführt (Abb. 34c, insoweit und hinsicht- 
lich anderer Mängel nach Beispielen der Praxis). Zusätzliche Fachweisungswege etc. 
sind noch weniger möglich als bei der Pyramidenform. Der Rang der Stellen auf den 
rangniedrigen Stufen wird durch das Einrücken der Stellensymbole und/oder durch 
den Abstand der Weisungswege von den Stellensymbolen zum Ausdruck gebracht. 
Zusätzlich werden evtl, die Stellensymbole von Rangstufe zu Rangstufe schmaler, um 
an der rechten Seite der Kolonnen eine einheitliche, ruhige Begrenzung zu erhalten. 
Insgesamt wird der Rang jedoch nicht so deutlich wie bei der Pyramidenform. Daher 
ist gerade bei der Säulenform ein Stellenkurzzeichen mit Rangschlüssel (s. o.) von 
Vorteil. Eine vergleichbare Deutlichkeit wäre nur erreicht, wenn das Einrücken der 
Stellensymbole um jeweils eine ganze Symbolbreite erfolgen würde, so daß in den 
Kolonnen optisch vollständig getrennte Rangstufen entstünden (vgl. auch Terrassen- 
form); dies ist jedoch in der Praxis aus Platzgründen nicht üblich. 

- Arbeitszusammenhänge können aus Gründen der Linienvielfalt noch weniger abgebil- 
det werden als bei der Pyramidenform. 

- Für Kollegialzusammenhänge gilt das gleiche. 

- Die Konstruktion des Schaubildes bietet nicht die von der Pyramidenform bekannten 
Schwierigkeiten. Das Schaubild kann von oben nach unten aufgebaut werden. Es 
empfiehlt sich jedoch aus Platzgründen ein vorheriger Überblick über die Leitungstie- 
fen bzw. Stellenanzahl in den einzelnen Kolonnen (s. u.). Bei Einrichtung oder Strei- 
chung einer rangniedrigen Stelle wird nur die entsprechende Kolonne betroffen; der 
Änderungsdienst ist also gegenüber der Pyramidenform vereinfacht. 

- Der Platzbedarf zeigt den entscheidenden Vorteil der Säulenform. Die Stellensymbole 
füllen im Gegensatz zur Pyramidenform im Idealfall nicht nur das halbe, sondern das 
ganze Blattformat aus. Dies gilt allerdings auch hier nur unter einer Voraussetzung, 
nämlich gleicher Stellenzahlen in den Kolonnen. Wie auch Abb. 34a zeigt, sind diese 
Voraussetzungen insbesondere durch Dienstleistungs- und Stabsstellen sowie durch 
unterschiedlich große Abteilungen auf der 2. Rangstufe oft nicht gegeben. In der 
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Praxis ist es daher weitgehend üblich, mehrere kleinere Kolonnen untereinander abbil- 
den (Abb. 35b, linke Kolonne) oder große Kolonnen durch Einschieben einer Pyrami- 
denform aufzuteilen (Abb. 35b, rechte Kolonnen). Dadurch leidet jedoch die Über- 
sichtlichkeit. 

In Abb. 40 ist die Kapazität bzw. die Teilungsbedürftigkeit des Organigramms in Säu- 
lenform im Vergleich zur Pyramidenform dargestellt. Es zeigt sich, daß bei Anwen- 
dung der Säulenform bereits auf einem dreistufigen Blattsystem Großbetriebe mit 
mehr als 100000 Beschäftigten dargestellt werden können. Dies dürfte der Grund sein, 
warum die Säulenform in der großbetrieblichen Praxis überwiegende Verbreitung ge- 
funden hat. 



d) Terrassen- und Spaltenformen (Abb. 35) 

(1) Bei der reinen Terrassenform (Abb. 35a) stehen die Stellen wie bei der Pyramiden- 
form auf Rangstufen, jedoch keine Stellen untereinander. Diese Form hat den Vorteil, 
daß die Konstruktionsprobleme der Pyramidenform nicht auftreten, und daß für jede 
Stelle ein spaltenförmiger Freiraum entsteht, der für stellenbezogene Angaben der 
verschiedensten Art genutzt werden kann. 

(2) Die Spaltenform mit Terrassenkopf (Abb. 35b) bringt den vorgenannten Tatbestand 
voll zur Geltung, indem die Spalten deutlich gemacht werden und sogar die Inhalte 
des Stellensymbols aufnehmen (vgl. z. B. Ulrich/Staerkle). 

(3) Die Spaltenform mit Überlappung (Abb. 35c) benutzt ebenfalls Spalten je Stelle, 
stellt jedoch die Hierarchie dar, indem die Spalten von Leitungsstellen am Kopfende 
abgewinkelt werden und die jeweils unterstellten Stellen überlappen. In der Tatsache, 
daß jede Stelle eine Spalte bis zur Basis des entstehenden Blocks hat, besteht der ent- 
scheidende Unterschied zur Blockform. Alle drei Formen sind horizontal (Abb.) und 
vertikal (ohne Abb.) möglich. Sie sind allerdings kaum als eigenständige Organigram- 
me verbreitet, sondern vielmehr in erster Linie als Bausteine für tabellenförmige 
Schaubilder geeignet, wie z. B. für Kommunikations-, Stellvertretungs-, Ausschuß- 
und Funktionendiagramme sowie für die Darstellung der Matrix- und Tensororganisa- 
tion (s. unten). Schließlich finden sie auch Anwendung bei der grafischen Darstellung 
der Ablauforganisation. 

Eine zusammengefaßte Beurteilung ergibt: 

- Die Übersichtlichkeit der Aufgabenverteilung ist nur bei der reinen Terrassenform mit 
der Pyramidenform vergleichbar, bei den anderen Formen deutlich geringer, da die ge- 
dankliche Umsetzung der Spaltenangaben in einen hierarchischen Aufgabenzusam- 
menhang schwierig ist. 

- Der Leitungszusammenhang wird in ähnlichem Umfang deutlich und darstellbar wie 
bei der Pyramidenform, sowohl hinsichtlich der Unterstellung als auch des Ranges der 
Stellen. Dies gilt jedoch für die Spaltenform mit Überlappung nur beschränkt. Hier 
stören ähnlich wie bei der Blockform die nicht ausgefüllten Felder beim Überspringen 
von Rangstufen. Ebenfalls leidet bei dieser Form die grafische Differenzierbarkeit der 
Stellensymbole gern. Abschnitt 2. 

- Auch für den Informations- und den Kollegialzusammenhang gelten die Ausführun- 



108 




Organigramme in Pyramidenform 




Abb. 32a: Vertikale Pyramidenform mit diagonalen Hauptweisungswegen 




( 1 ) ( 2 ) ( 3 ) ( 4 ) ( 5 ) ( 6 ) ( 7 ) ( 8 ) ( 9 ) ( 10 ) ( 11 ) ( 12 ) 

Abb. 32b: Vertikale Pyramidenform mit rechtwinkligen Hauptweisungswegen 




Abb. 32c: Horizontale Pyramidenform 
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Organigramme in Block-, Kreis- und Satellitenform 
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Abb. 33c: Satelliten bzw. Sonnenform 
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Abb. 35c: Satellitenform mit Überlappung 






















gen zur Pyramidenform. Bei der Spaltenform mit Überlappung sind keinerlei Zusatzli- 
nien denkbar. 

- Der Konstruktion des Schaubildes bereitet nicht die Schwierigkeiten der Pyramiden- 
form. Die zeichnerische Darstellung erfolgt von oben nach unten, wobei allerdings 
nicht Rangstufe nach Rangstufe, sondern Weisungsweg nach Weisungsweg dargestellt 
wird. 

- Der Platzbedarf und die Teilbarkeit stellen das Hauptproblem dieser Formen dar. 

Der Platzbedarf steigt in der Horizontalen proportional der Stellenzahl, also noch stär- 
ker als bei der Pyramidenform. Der Platzbedarf in der Vertikalen entspricht bei der 
reinen Terrassenform der Pyramidenform. Bei den Spaltenformen ist er geringer, so 
daß die Spalten, die den Inhalt der Stellensymbole aufnehmen, eine sehr große Auf- 
nahmekapazität erhalten. Sollen also recht viele der in Abschnitt 2 genannten Inhalte 
ausgewiesen werden, so sind die Spaltenformen besonders gut geeignet. 

Die Teilung der Terrassenformen erfolgt grundsätzlich wie bei der Pyramidenform. 
Ein Wechsel der Darstellungsweise tritt bei den überlappenden Stellen nicht auf. Al- 
lerdings dürfte die gedankliche Zusammensetzung von Teilplänen in der Spaltenform 
mit Überlappung größere Schwierigkeiten als bei den anderen Formen bereiten. 



e) Matrixformen (Abb. 36 und 37) 

Die Matrixformen sollen als Darstellungsmittel der Matrixorganisation erläutert werden. 
Hierzu wird das Beispiel, das die bisherigen Überlegungen veranschaulichte, um Stellen 
mit Querschnittsaufgaben erweitert, die mit bestimmten, hier nicht näher zu erläuternden 
Maßnahmen auf die Linienabteilungen einwirken. Es handelt sich um die Stellen 16: Pro- 
duktmanager A und 17: Produktmanager B. 

Matrixorganigramme treten in drei Formen auf: 

(7) Säulenmatrix (Abb. 36). 

Die Stellen sind in einem Säulenorganigramm dargestellt. In der ersten Kolonne 
stehen die Stellen mit Querschnittsaufgaben. Von dieser gehen zusätzliche Verbin- 
dungen zu den Linienstellen. Die Leistungsfähigkeit dieser Dalstellungsform ist 
jedoch sehr begrenzt: 

- Eine ausreichende Differenzierung der Verbindungslinien nach Art der Verbin- 
dung ist nicht möglich. 

- Nur in dem Fall, daß die korrespondierenden Stellen in den Linienabteilungen nach 
Zahl und Verteilungsmerkmal gleich strukturiert sind wie die Stellen mit Quer- 
schnittsaufgaben, ergeben sich übersichtliche Verbindungslinien (Abb. 36a). Eine 
derartige Strukturierung ist jedoch praxisfremd. Bereits bei unserem Beispiel mit 
16 Stellen ergeben sich Verhältnisse, die zu einer verwirrenden Vielfalt von Linien 
führen würden (Abb. 36b). Aus der Praxis ist eine vereinfachte Matrix in blockarti- 
gen Säulen bekanntgeworden, die folgerichtig auf die Verknüpfung einzelner kor- 
respondierender Stellen bzw. Abteilungen verzichtet und stattdessen nur die ent- 
sprechenden Abteilungen in Blöcken so anordnet, daß eine gewisse Andeutung der 
Matrixform entsteht (Abb. 36c). 
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(2) Terrassenmatrix bzw. Gittermatrix (Abb. 37a, b) 

Bei der Gittermatrix werden die Linienabteilungen bzw. -Stellen der Horizontalen, 
die Querschnittsabteilungen bzw. -Stellen in der Vertikalen der gemeinsamen Leitung 
so zugeordnet, daß eine zweiseitige Terrassenform entsteht. Durch senkrechte und 
waagerechte Linien werden die beiden Stellengruppen miteinander verbunden. Die 
Folge ist ein Liniengitter, in dem wirksame und nicht wirksame Verbindungspunkte 
grafisch unterschieden werden können. 

Bei dieser Darstellungsweise bleibt offen, zwischen welchen Stellen Zusammenhänge 
bestehen. Wirkt in unserem Fall der Produkt-Manager A z. B. auf den Beschaffungs- 
leiter, auf alle Mitarbeiter der Abteilung Beschaffung oder nur auf bestimmte Mitar- 
beiter dieser Abteilung ein? Dieser Darstellungsmangel wird bei der Stellen- 
Gittermatrix vermieden (Abb. 37b). Anzumerken ist, daß natürlich auch in der Senk- 
rechten, d. h. bei den Stellen mit Querschnittsaufgaben eine mehrstufige Terrassen- 
form auftreten kann. 

Es wäre denkbar, die wirksamen Verknüpfungspunkte der Gittermatrix nach Art der 
Einflußnahme grafisch zu differenzieren. Eine bessere Möglichkeit zur Differenzie- 
rung bietet jedoch die 

(3) Tabellenmatrix (Abb. 37c) 

Hierbei überlagern sich ein vertikales und ein horizontales Organigramm in Tabellen- 
form. In den Verknüpfungsfeldem kann durch grafische Zeichen, Buchstaben (Abb.) 
und/oder Verweise auf Legenden die Art der Einflußnahme beschrieben werden. In 
der Abbildung wurde S für Stabsbeziehung, F für Fachweisungsbeziehung und A für 
Abstimmungs- bzw. Ausschußbeziehung verwandt. 

Bezogen auf alle Matrixformen ergeben sich folgende Feststellungen: 

- Die Übersichtlichkeit der Aufgabenverteilung entspricht den Grundformen, aus denen 
die Matrixformen abgeleitet sind; sie ist nur bei der aus der Terrassenform abgeleite- 
ten Gittermatrix in einer der Pyramidenform entsprechenden Weise gegeben. 

- Für den Leitungs-, Arbeits- und Kollegialzusammenhang gelten ebenfalls die Aussa- 
gen zu den Grundformen. Allerdings können bei der Gittermatrix und der Tabellen- 
matrix die Zusammenhänge besser als bei den Grundformen dargestellt werden, 
soweit diese zwischen den Teilmengen der senkrecht und waagerecht abgebildeten 
Stellen bestehen. Die Tabellenmatrix erlaubt auch die Darstellung der Art, nicht 
jedoch der Richtung der Beziehungen. Dabei sind Kollegialbeziehungen grundsätz- 
lich nur zwischen zwei Stellen darstellbar; die Verwendung von Indices zur Kenn- 
zeichnung von größeren Ausschüssen führt zu keiner übersichtlichen Lösung. 

- Die Konstruktion der Matrixformen bietet keine besonderen Probleme. Bei der Tabel- 
lenmatrix muß allerdings die Beschriftung in zwei Richtungen erfolgen. 

- Für Raumbedarf und Teilungsnotwendigkeit gelten praktisch die Aussagen zu den 
Grundformen, solange die Zahl der senkrecht abzubildenden Stellen das Blattformat 
nicht sprengt. Ist dies jedoch der Fall, so treten gegenüber den bisher betrachteten 
Formen völlig neue Probleme auf (vgl. Tensorformen). 
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f) Tensorformen 

Für mehrdimensionale Organisationsstrukturen mit mehr als zwei Dimensionen bzw. 
Verteilungsmerkmalen auf einer Verteilungsebene (z. B. Verrichtung, Objekt und Raum) 
ist die Bezeichnung Tensororganisation vorgeschlagen worden (Bleicher). Deshalb soll 
dieser Begriff auch für entsprechende Darstellungsformen verwendet werden, obgleich 
in mathematischem Sinn keine dreidimensionale Abbildung erfolgt; es bedarf wohl kaum 
einer näheren Erläuterung, daß eine derartige, z. B. würfelförmige Darstellung nicht pra- 
xisgerecht ist (Abb. 38a). Zur Veranschaulichung der Tensorformen werden zwei weitere 
Stellen in unser Beispiel eingeführt, nämlich 18: Kunden-Manager Handel und 19: 
Kunden-Manager Industrie. In Anlehnung an die Systematik der Matrixformen sollen 
fünf Tensorformen unterschieden werden: 

( 1 ) Säulentensorform (Abb. 38b, c) 

Die zusätzliche Aufnahme von einflußnehmenden Stellen einer dritten oder vierten Di- 
mension in die Abbildungen erhöht die bereits bei Säulenmatrix geschilderte Unüber- 
sichtlichkeit, so daß diese Form als praktisch unanwendbar anzusehen ist. 

(2) Doppelgitter-Tensor (Abb. 39a) 

Für den Abteilungs-Doppelgitter-Tensor (Abb. 39a) gilt die bei der entsprechenden Ma- 
trixform aufgezeigte Kritik in verstärkter Weise. Darüber hinaus führen die zusätzlichen 
Verbindungslinien zur Unübersichtlichkeit. Dies würde auch für einen Stellen- 
Doppelgitter-Tensor analog Abb. 37b gelten. 

(3) Gittertensor in Dreieckform (Abb. 39b) 

Es werden alle Stellen an der Basis des Organigramms durch gleichmäßig abgewinkelte 
Linien verbunden, so daß ein Liniengitter in Dreiecksform entsteht. Als wirksam gelten 
nur die besonders gekennzeichneten Verknüpfungspunkte. Bei dieser Organigrammform 
können neben den Hauptweisungswegen beliebige Verbindungslinien dargestellt werde, 
ohne daß eine verwirrende Linienvielfalt entsteht. Die Verbindungslinien beziehen sich 
nicht nur auf die für Matrix- und Tensororganisationen typischen Manager-Stellen, son- 
dern erlauben die Darstellung der Beziehungen zwischen allen Stellen. In das Beispiel 
wird jedoch aus Vereinfachungsründen nur eine weitere Beziehung eingeführt. 

( 4 ) Spaltentensor in Dreieckform (Abb. 39c) 

Verknüpft man nach demselben Prinzip die Stellen nicht durch Linien, sondern durch 
Spalten, so läßt sich die Art der Verbindung analog Abb. 37c darstellen. Umbefriedigend 
ist jedoch, daß die Verbindungsrichtung offen bleibt. In Abb. 39c besteht z. B. zwischen 
den Stellen 13 und 14 eine Fach Weisungsbeziehung. Diese wäre denkbar von 13 nach 14, 
z. B. in bezug auf Personalprobleme, und/oder von 14 nach 13, z. B. in bezug auf Ab- 
rechnungsprobleme. Betrachtet man die bisher dargestellten Tensorformen insgesamt, so 
ergeben sich folgende Aussagen: 

- Die Übersichtlichkeit der Aufgabenverteilung entspricht wie bei den Matrixformen 
den Grundformen, aus denen die Tensorformen abgeleitet sind. 

- Der Leitungs-, Arbeits- und Kollegialzusammenhang kann im Säulen- und Doppelgit- 
tertensor nicht praxisgerecht dargestellt werden. Der Gittertensor in Dreiecksform und 
der Spaltentensor in Dreiecksform erlauben die Darstellung der Beziehungen zwi- 
schen allen Stellen, allerdings wird die Richtung nicht deutlich. Im Spaltentensor in 
Dreiecksform sind die Art der Beziehung und mehrere Beziehungen zwischen zwei 
Stellen darstellbar. 
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(5) Tabellentensor bzw. Symmetrische Stellentabelle 

Bei der Symmetrischen Stellentabelle (Blum 1980) werden zwei grundsätzlich identische 
Organigramme in Spaltenform vertikal und horizontal überlagert, so daß eine Tabelle 
entsteht, deren Vorspalte und Kopfzeile i.d.R. denselben Aufbau haben, also in bezug auf 
die Hauptdiagonale symmetrisch sind. Der besondere Vorteil ist, daß oberhalb und unter- 
halb der Symmetrieachse je ein Verknüpfungsfeld zwischen zwei Stellen auftritt, so daß 
für die Aktivitäten in beiden Richtungen je ein Feld zur Verfügung steht. Ergänzend 
kann in Listenform (unterer Teil der Abb. 41) der Inhalt ausgewählter Beziehungen be- 
schrieben werden. 

- Die Übersichtlichkeit der Aufgabenverteilung entspricht dem Tabellenorganigramm. 

- Zum Leitungs-, Arbeits- und Kollegialzusammenbang lassen sich Art und Richtung 
aller Beziehungen ausweisen, und zwar zweckmäßig wie folgt: 

Soweit diese Beziehungen zwischen zwei Stellen bestehen, werden sie durch Symbole 
in den beiden Verknüpfungsfeldem dieser Stellen ausgewiesen. Ein Verknüpfungsfeld 
kommt in Betracht, wenn die Beziehung (Initiative) nur von einer Stelle ausgeht (vgl. 
z. B. das Feld 16/141 in Abb. 41). Zwei Verknüpfungsfelder sind zu benutzen, wenn 
die Initiative von beiden Stellen ausgehen kann (vgl. z. B. die Felder 18/16 und 16/18 
der Abb. 41). 

Soweit diese Beziehungen zwischen mehr als zwei Stellen bestehen, werden sie in 
einer getrennten Zeile und Spalte erfaßt (vgl. das Ausschußsymbol in anderen Organi- 
grammformen). Hierdurch lassen sich alle Elemente der Gruppe sowie die Beziehun- 
gen nach Innen und Außen darstellen (Mitglieder, Leitungszusammenhang nach 
Außen und innere Hierarchie der Gruppe). Der Abb. 41 ist z. B. zu entnehmen, daß 
der Ausschuß Al (vgl. die Spalte) die Mitglieder 16, 17,18 und 19 hat, die Stelle 14 
Ausschußvorsitzender (AV) und die Pluralinstanz 1 (Geschäftsführung) Hauptvorge- 
setzter des Ausschusses ist; weiterhin ist ersichtlich (vgl. die Zeile), daß der Ausschuß 
eine Stabsfunktion (S) gegenüber der Geschäftsführung und eine Fachvorgesetzten- 
funktion (F) gegenüber den Stellen 1411, 1412, 1421 und 1422 hat. 

Der Inhalt der Beziehungen ergibt sich aus den Erläuterungen. Insgesamt gesehen ist 
die symmetrische Stellentabelle das leistungsfähigste Organigramm. 

Die Konstruktion bietet bei allen Tensorformen keine Probleme. 

Raumbedarf und Teilungsnotwendigkeit sind bei der Symmetrischen Stellentabelle wie 
bei allen Matrix- und Tensorformen problematisch. 

Die Überlegungen werden veranschaulicht durch ein vereinfachtes Beispiel mit einer 
Leitungsbreite von 2 und einer Leitungstiefe von 5. Wie Abb. 42a zeigt, bietet sich für 
ein Symmetrisches Tabellenorganigramm zunächst eine Teilung in Quadranten an. Die 
Zahl dieser Quadranten würde jedoch, ebenso wie der Raumbedarf des Gesamtorgani- 
gramms, in einer quadratischen Beziehung zur Zahl der Stellen stehen. Die Blattanzahl 
der Teilorganigramme würde in unvertretbare und unübersichtliche Größenordnungen 
steigen, die bei Mittelbetrieben die Millionengrenze und bei Großbetrieben die Milliar- 
dengrenze überschreiten (vgl. Abb. 40). Außerdem würden durch die Teilungen ggf. auf 
keinem Blatt alle Beziehungen einer Stelle abgebildet sein und sogar die Hauptunterstel- 
lungsverhältnisse zerrissen. 

Zur Überwindung dieser Tatbestände sind mehrere Methoden denkbar (vgl. Blum 1980/ 
89), von denen jedoch nur eine praktischen Ansprüchen genügt: die Teilung in überlap- 
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pende Leitungsbereiche unter Ergänzung aller Stellen, mit denen Beziehungen bestehen 
(Abb. 42b). Es entsteht wie bei allen anderen Organigrammen eine baumförmige Struk- 
tur mit einer linearen Beziehung zwischen Stellenzahl und Blattzahl. Es ist zu erwarten, 
daß sich dabei die Blattzahl der Tabellenformen der vertikalen Pyramidenform angleicht 
(vgl. Abb. 40). 



4. Verbale Stellenpläne als Ergänzung oder Alternative zu Organigrammen 



Die Überlegungen zum grafischen Stellenplan haben ergeben, daß dem nicht zu unter- 
schätzenden Vorteil der Anschaulichkeit jedoch auch wesentliche Nachteile gegenüber- 
stehen: 

- hoher Herstellungsaufwand, insbesondere bei Großbetrieben, 

- hierdurch bedingt Änderungsdienst in großen Abständen bzw. überwiegend geringe 
Aktualität, 

- relativ geringer Informationsgehalt. 

Komplementär oder alternativ zu grafischen Stellenplänen können verbale Stellenpläne 
(Stellenlisten) eingeführt werden. Derartige Stellenlisten können unter großbetrieblichen 
Verhältnissen leichter als grafische Stellenpläne auch durch Datenverarbeitungsanlagen 
erstellt und geändert werden. Der Übergang zu einer Stellenliste bedeutet lediglich, daß 
die bei der Säulenform noch nebeneinander stehenden Angaben untereinander erfolgen. 
Zur besseren Übersichtlichkeit in vertikaler Hinsicht kann die Liste ausschließlich aus 
Blöcken direkter Unterstellungsverhältnisse bestehen. Hierdurch überlappen sich alle 
Blöcke vertikal bzw. jede Leitungsstelle wird zweimal aufgeführt, erstens als Untergebe- 
ner, zweitens als Vorgesetzter (Abb. 42c). Eine derartige Form hat insbesondere folgen- 
de Vorteile: 

(1) Geringer Herstellungs- und Änderungsaufwand, evtl, unter Einsatz der EDV; im Ge- 
gensatz zu grafischen Stellenplänen erscheint hier vorstellbar, daß jede Änderung der 
Stellenbildung und -besetzung zu einem Neudruck der entsprechenden Teilliste führt 
(Abstimmung mit Stammdaten). 

(2) Großer Informationsgehalt: Auf engem Raum kann eine große Zahl von Informatio- 
nen ausgewiesen werden, die die Möglichkeit eines Stellensymbols sprengen und 
sonst üblicherweise nur in Stellenbeschreibungen dargestellt werden. Es können alle 
Stellen aufgeführt werden, mit denen eine Zusammenarbeit erfolgt, evtl, unter 
Angabe der Art der Zusammenarbeit. 

(3) Individuelle Teilbarkeit des verbalen Stellenplans: Insbesondere bei elektronischer 
Erstellung kann jeder Stelle eine Stellenliste zur Vergügung gestellt werden, die fol- 
gendes enthält: 

- alle direkt sowie einfach indirekt Vorgesetzten und untergebenen Stellen, 

- alle dem eigenen Vorgesetzten unterstellten gleichrangigen Stellen, 

- alle Stellen, mit denen eine sonstige Verbindung besteht. 
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Organigramme in Säulenmatrixform 




Abb. 36a: Säulenmatrix mit gleichstrukturierten Stellen 




Abb. 36b: Säulenmatrix mit ungleich strukturierten Stellen 



Geschäftsführung: la Beschaffung, lb Rechnungswesen, lc Absatz 1 

(1001, 105, 1051) | 
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Manager A 


12 Beschaffung 
121 W.-Gr. A 
1202 H + B-St. 
123 W.-Gr. B 


13 Rechnungswesen 

131 Bil.-Buchh. 

132 Fin.-Buchh. 

133 Lohn-Buchh. 


14 Absatz 
141 Zentr.-Verk. 

1411 W.-Gr. A 

1412 W.-Gr. B 
142a Verk.-Nied. 
142b Verk.-Nied. 

1421 W.-Gr. A 

1422 W.-Gr. B 


17 Produkt- 
Manager B 



Abb. 36c: Säulenmatrix in Blockform 
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Organigramme in Würfel- und Säulentensorform 




Abb. 38a: Würfeltensor 
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Abb. 38b: Säulentensor mit zweidimensional gleichstrukturierten Stellen 
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Abb. 38c: Säulentensor mit ungleich strukturierten Stellen 
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Organigramme in Gittertensor- und Spaltentensorform 




Abb. 39a: Doppelgitter-Tensor 




Abb. 39b: Dreieckiger Gittertensor 




Abb. 39c: Dreieckiger Spaltentensor 
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4 bb. 41: Tabellentensor bzw. Symmetrische Stellentabelle 
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Abb. 42b: Tabellenorganigramme mit überlappender Teilung 

















Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil II A 



1 . Was ist und woraus besteht ein Organigramm? 

2. Warum ist der alternative Begriff Organisationsplan abzulehnen? 

3. Welche Formen können Stellensymbole haben? Vor- und Nachteile? 

4. Welchen Inhalt können Stellensymbole haben? 

5. Welche Symbole für Stellenmehrheiten kommen vor? 

6. Welche Gruppen von Organigrammformen kennen Sie? 

7. Nach welchen Kriterien kann man Organigrammformen beurteilen? 

8. Welche besonderen Vor- und Nachteile haben die Pyramiden-, Säulen- und Terrassen- 
form? 

9. Was ist das besondere Darstellungsziel der Matrix- und Tensorformen? 

10. Wie steigern sich die Darstellungsmöglichkeiten der Stellenbeziehungen bei den Matrix- 
und Tensorformen? 

11. Welche Problematik ergibt sich bei der Teilung von Matrix- und Tensorformen? Lö- 
sungsmöglichkeit? 

12. ln welcher komplementären Beziehung können Organigramme und verbale Ergänzun- 
gen, z. B. Stellenlisten, stehen? 

13. Prüfen Sie die Darstellung in Abb. 42 b (ein Fehler)! 
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B. Funktionendiagramm 



1. Grundstruktur 

a) Tabellenform 

Das Funktionendiagramm ist eine grafische Darstellung in Tabellenform zur Ver- 
knüpfung von Aufgabenanalyse und Aufgabensynthese (vgl. Abb. 44-46). Die Vorspalte 
der Tabelle enthält im Regelfall nur eine Aufgabenanalyse nach Verrichtung und Objekt. 
Je Aufgabe entsteht eine Zeile. Die Kopfzeile der Tabelle ist ein Organigramm mit einer 
Spalte je Aufgabenträger (vgl. auch Abb. 35). 

Die Verknüpfungsfelder der Tabelle enthalten in waagerechter Betrachtungsweise in der 
Regel die Aufgabenanalyse nach formalen Merkmalen bzw. die sog. Funktionsanalyse 
(vgl. auch den Abschnitt Darstellung der Aufgabenanalyse). In senkrechter Betrachtung 
enthalten sie die Verteilung der Funktionen auf die Aufgabenträger. 



b) Funktionen und Funktionssymbole 
aa) Phasenschema der Funktionen 

In der Organisationsliteratur haben zahlreiche Autoren, voneinander mehr oder weniger 
abweichend, formale Teilaufgaben bzw. Funktionen herausgearbeitet (vgl. z. B. die Zu- 
sammenstellung bei Nollert 1978/101). In Anlehnung an die Aufgabenanalyse nach 
Kosiol (1962) bietet es sich an, Funktionen aus den Gliederungsmerkmalen Rang und 
Phase abzuleiten. Da die Elementaraufgaben nach Rang und Phase bzw. entsprechende 
Funktionen im Regelfall in den Verknüpfungsfeldem dargestellt werden, können diese 
Gliederungsmerkmale allerdings nur in einem gemeinsamen Phasen- bzw. Funktions- 
schema Anwendung finden (z. B. Planung, Entscheidung, Ausführung, Kontrolle). Eine 
weitere Differenzierung kann an die sog. Phasen des Entscheidungsprozesses anknüpfen 
(vgl. Abb. 2). 



bb) Graphische Symbole und Buchstabensymbole 

Soweit Autoren Funktionen im Zusammenhang mit dem Funktionendiagramm herausge- 
arbeitet haben, haben sie zugleich graphische Symbole und/oder Buchstabensymbole er- 
arbeitet. Die benutzten Funktionen gehen in diesen Fällen weitgehend auf Hijmans und 
Nordsieck zurück, die bereits in den 20er und 30er Jahren über das Funktionendiagramm 
veröffentlichten. Abb. 43 zeigt derartige Funktionssymbole aus neuerer Zeit nach 
Schmidt (1975/157), Menzl/Nauer (1974/13 und 28ff.) sowie Jordt/Gscheidle (o. J., LB 
4/13). Die Abb. 44 bis 46 zeigen entsprechende Funktionendiagramme (Schmidt 1975/ 
160-162, Menzel/Nauer 1974/14 und Jordt/ Gscheidle o. J., LB 4/46). 
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Grafische Symbole sind aufwendig in der Erstellung. Ihnen werden von einigen Autoren 
die Vorteile zugeschrieben, daß sie merktechnisch günstiger und besser kombinierbar 
seien. U. E. sind diese Vorteile jedoch nicht überzeugend. 



cc) Summen -, Salden- und Einzelsymbole 

Summensymbole enthalten mehrere Funktionen. Im System von Schmidt (Abb. 43) gibt 
es ein (grafisches) Summensymbol für die formalen Funktionen vor der Ausführung (Ge- 
samtzuständigkeit ohne Ausführung und ohne Kontrolle. 

Saldensymbole enthalten mehrere Funktionen, soweit diese nicht gesondert dargestellt 
sind. Bei Menzl/Nauer beinhaltet E zugleich I und P, soweit letztere nicht getrennt ausge- 
wiesen (und die normale Dienstaufsicht). 

Der Nachteil von Summensymbolen ist die größere Symbolvielfalt. Saldensymbole 
haben den Nachteil, daß sie zusammen mit anderen bei der Aufgabe ausgewiesenen 
Funktionen, also auch evtl, über andere Teildiagramme hinweg (s.u.), gelesen werden 
müssen. Außerdem lassen sie Zweifel an der Vollständigkeit der Darstellung offen. 
Summen- und Saldensymbole haben den Vorteil geringerer Symbolhäufung in einem 
Feld. 

Einzelsymbole haben umgekehrte Vor- und Nachteile. In diesem Zusammenhang ist fest- 
zustellen, daß die Ausführung bei Schmidt ein Saldensymbol ist; sie beinhaltet die 
Selbstentscheidung, wenn keine Anordnung bei einer anderen Stelle ausgewiesen ist. Bei 
Menzl/Nauer ist die Ausführung, soweit ersichtlich, ein Einzelsymbol, so daß Selbstent- 
scheidung die Angabe von E und A in einem Feld verlangt. 

Das Einzelsymbol „Anordnung“ wird bei Schmidt bei jeder Fremdentscheidung für not- 
wendig gehalten, bei Menzl/Nauer nur dann, wenn es nicht mit E zusammenfällt, es sich 
also um die Weitergabe einer Anordnung auf dem Weisungsweg handelt, und dieser 
Weisungsweg nicht eindeutig aus dem Organigramm ersichtlich ist. 



dd) Vollständigkeit der Funktionspasen je Aufgabe 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß jede Aufgabe mit allen Funktionen ausgewie- 
sen und verteilt wird. Sowohl bei Schmidt als auch bei Menzl/Nauer wird jedoch offen- 
bar zu den Oberaufgaben (bzw. den entsprechenden Koordinationsaufgaben) keine Aus- 
führung ausgewiesen (vgl. Aufgaben 1, 11,111 in Abb. 44 und 51 1, 512 in Abb. 45); die 
Ausführung ist Teil der Unteraufgaben (vgl. Kosiol 1962/55). Außerdem kann es bei 
Aufgaben mit hohem Konkretisierungsgrad unnötig erscheinen, andere Funktionen als 
die Ausführung auszuweisen; Ausführung als Saldensymbol verdeckt diesen Sachver- 
halt. 
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c) Symbolfreie Funktionendiagramme 



Wie bereits ausgeführt, hat die Verwendung von Funktionssymbolen in den Verknüp- 
fungsfeldem zur Folge, daß die formale Analyse nur in einem einheitlichen Funktions- 
schema angewandt werden kann und zu Elementaraufgaben führt. Dies führt u. a. dazu, 
daß diese Funktionen im Funktionendiagramm selbst nicht fallweise nach Verrichtung 
und Objekt inhaltlich beschrieben werden können (welchen Inhalt hat z. B. die Kontrolle 
lt. Feld la, 3b oder 1 lh der Abb. 44? ). 

Die genannten Einschränkungen werden vermieden, wenn die vollständige Aufgabenana- 
lyse nach materiellen und formalen Merkmalen in die Vorspalte auf genommen wird und 
die Verknüpfungsfelder lediglich ein einheitliches Verteilungskennzeichen je Zeile bzw. 
Elementaraufgabe erhalten. 

Das symbolfreie Funktionendiagramm ist weitgehend mit der sog. Aufgaben- bzw. Ar- 
beitsverteilungsübersicht identisch (vgl. den Abschnitt Erhebung/Aufbereitung der Ta- 
gesberichte sowie auch Knebel/Schneider 1978/44 und 1 18), knüpft jedoch im Gegensatz 
zu dieser an eine systematische Aufgabenanalyse an. 



d) Berücksichtigung von Mengen und Zeiten im Funktionendiagramm 

Zur Berücksichtigung der Quantitäten im Funktionendiagramm sieht Schmidt (1975/159 
ff.) die Erweiterung der Vorspalte bzw. Aufgabenanalyse nach Verrichtung und Objekt 
um die Spalten Q= Häufigkeit des Aufgabenanfalls (Woche oder Monat), T = 0 Zeit pro 
Aufgabenanfall und Q x T vor. Kritisch ist anzumerken, daß sich derartige Angaben auf 
die zu verteilenden Funktionen beziehen müßten, um in die Synthese einzugehen bzw. je 
Stellenspalte addierbar zu sein. Quantitäten in der Vorspalte sind nur bei einem symbol- 
freien Funktionendiagramm ohne weiteres für die Synthese brauchbar. 

Jordt/Gscheidle (o. J., LB 4/45 ff.) sehen differenzierte Quantitätsangaben in den Ver- 
knüpfungsfeldem vor (vgl. Abb. 46). Die angegebene Streubreite gibt als Schätzwert die 
Schwankung des absoluten Zeitbedarfes von Zeitabschnitt zu Zeitabschnitt wieder. „Bei 
einer Zeitbedarfsschätzung wird immer zuerst der Zeitbedarf für die Ausführungsfunk- 
tion ermittelt, und zwar getrennt für jede betroffene Kraft. Der für die anderen Funktio- 
nen geschätzte Zeitbedarf wird zu Vergleichszwecken zusätzlich prozentual auf den Zeit- 
bedarf für die Ausführungsfunktion bezogen“ (Jordt/ Gscheidle o. J., LB 4/47). 



2. Einstufige und mehrstufige Funktionendiagramme 



a) Einstufige Funktionendiagramme 

Einstufige Funktionendiagramme (i.w.S.) sind dadurch gekennzeichnet, daß nur für die 
letzte Stufe der Aufgabengliederung, nicht aber für die entsprechenden Ober bzw. Kom- 
plexaufgaben Verteilungszeilen entstehen (vgl. Abb. 47a und 47b); sie enthalten eine 
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Aufgabenanalyse in Blockform oder Pyramidenform. Es können zwei Gruppen unter- 
schieden werden: 



aa) Einstufige Funktionendiagramme i.e.S. 

In einstufigen Funktionendiagrammen i.e.S. (Abb. 47a) führen mit den Oberaufgaben zu- 
sammenhängende Koordinationsaufgaben nicht zu Verteilungszeilen. Diese Koordina- 
tionsaufgaben können nur in dreierlei Weise zum Ausdruck gebracht werden: 

(7) Mehrere Funktionendiagramme werden nacheinander erstellt, indem jeweils eine 
weitere Gliederungsstufe hinzutritt (Schmidt 1975/158). In den vorgeschalteten 
Funktionendiagrammen entsteht eine Zeile je Oberaufgabe, in der zugehörende Koor- 
dinationsaufgaben verteilt werden können. Die hierdurch entstehende Teilung (s. u.) 
ist aufwendig und unübersichtlich; zur Vermeidung von Zweifeln über die erreichte 
Gliederungstiefe müßten die Elementaraufgaben besonders gekennzeichnet werden. 

(2) Die Koordinationsaufgaben werden in allen Zeilen der Elementaraufgaben mit einem 
z. B. durch die Nummer der Oberaufgabe indizierten Symbol ausgewiesen. Diese 
Möglichkeit wird weiter unten dargestellt und diskutiert; sie führt zu einer übermäßi- 
gen Symbolfülle. 

(3) Es erfolgen entsprechende Ergänzungen außerhalb des Funktionendiagramms (vgl. 
Abb. 53). 



bb) Einstufige Funktionendiagramme mit Konkretisierung der Koordinationsaufgaben 

Hierbei werden Koordinationsaufgaben auf jeder Gliederungsstufe neben den sonstigen 
Unteraufgaben ausgewiesen (Abb. 47b). Es entsteht ein formell einstufiges Funktionen- 
diagramm mit der Möglichkeit einer Konkretisierung von Koordinationsaufgaben, das 
materiell einem mehrstufigen Funktionendiagramm entspricht. 



b) Mehrstufige Funktionendiagramme 

Mehrstufige Funktionendiagramme i.w.S. sind dadurch gekennzeichnet, daß für alle 
Stufen der Aufgabengliederung Verteilungszeilen entstehen (vgl. Abb. 47c und 47d); sie 
enthalten eine Aufgabenanalyse in überlappenden Zeilen, in Terrassen- oder in Listen- 
form. Auch hier können zwei Gruppen unterschieden werden: 



aa) Mehrstufige Funktionendiagramme i.e.S. 

In mehrstufigen Funktionendiagrammen i.e.S. (Abb. 47c) werden mit den Oberaufgaben 
zusammenhängende Koordinationsaufgaben in der Verteilungszeile der Oberaufgabe 
ausgewiesen, also nicht als solche nach Verrichtung und/oder Objekt konkretisiert. Eine 
Konkretisierung könnte nur als Ergänzung außerhalb des Funktionendiagramms erfol- 
gen. 



129 




bb) Mehrstufige Funktionendiagramme mit Ponkretisierung von Koordinationsaufgaben 

Hierbei werden Koordinationsaufgaben auf jeder Gliederungsstufe neben den sonstigen 
Unteraufgaben ausgewiesen. Da sie hierdurch in getrennten Zeilen konkretisiert werden, 
bleiben die Zeilen der Oberaufgaben verteilungsfrei (Abb. 47d). Eine entsprechende 
Form hat auch das Funktionendiagramm nach Menzl/Nauer (vgl. z. B. die Zeilen 5, 51 
und 511 der Abb. 45). 



3. Entsprechungsgrad von Aufgabenanalyse und Aufgabensynthese und das 
Funktionendiagramm 

Aufgabenanalyse und Aufgabensynthese sollen als sich vollständig entsprechend bzw. 
kongment bezeichnet werden, wenn sich ihre Gliederungs- bzw. Verteilungsmerkmale 
nach Inhalt und Reihenfolge entsprechen und jede Stelle nur eine Aufgabe erhält. Sind 
diese Voraussetzungen ganz oder teilweise nicht gegeben, ist der Entsprechungsgrad ge- 
ringer. Die dabei auftretenden Darstellungsprobleme werden mit den Abb. 48 bis 52 ver- 
anschaulicht, wobei in diesem Zusammenhang zunächst nur die Funktionen Entschei- 
dung (E) und Ausführung (A) als Einzelfunktionen betrachtet werden. 



a) Weitgehende Kongruenz von Aufgabenanalyse und -Synthese 
aa) Mehrstufige Funktionendiagrmme 

(7) Vollständige Kongruenz von Aufgabenanalyse und -Synthese 
Diesen Fall zeigt Abb. 48a. Ein Funktionendiagramm ist überflüssig. 

(2) Entfall einer Verteilungsstufe. 

ln diesem Fall gern. Abb. 48b, einer sog. verkürzten Verteilung (vgl. auch Acker 1961/ 
67), liegen die Entscheidungsaufgaben der überschüssigen Gliederungsstufe (im Beispiel 
1 Vertrieb) auf der nächsthöheren Verteilungsebene (im Beispiel beim Geschäftsführer 
statt beim nicht vorhandenen Vertriebsdirektor). 

(3) Synthese von Unteraufgaben als Teil einer Oberaufgabe 

In diesem Fall gern. Abb. 48c, einer verlängerten Verteilung, entspricht den Koordina- 
tionsentscheidungen keine Aufgabenzeile. Es wird ein Index notwendig, der die Ent- 
scheidung (bzw. die Planung und die Kontrolle) auf Koordinationsaufgaben begrenzt. 

(4) Synthese von Unteraufgaben als Teil mehrerer Oberaufgaben 

Dieser Fall gern. Abb. 48d führt zu Mehrlinien- oder Ausschußbeziehungen (vgl. Spalte 
„Produktmanager A oder Ausschuß“) mit der im vorigen Abschnitt beschriebenen Indi- 
zierung. In einer Zeile tritt E mehrfach auf. Es stellt sich die Frage, welches A zugehörig 
ist (s. u.). Haben die Unteraufgaben nicht dasselbe Gliederungsmerkmal, so wird bei 
einer Aufgabe lediglich ein Teil angesprochen (vgl. Aufgabe 21 Rohstoffe, Zuständigkeit 
des Produktmanagers beschränkt). Zusätzlich wird aber die Zuständigkeit der Stelle mit 
der ersten gemeinsamen Oberaufgabe (hier: Geschäftsführer) vermindert, so daß auch bei 
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dieser ein einschränkender Index vorgesehen werden muß. 

(5) Synthese von nicht analysierten Unteraufgaben 

Dieser Fall (Abb. 45) kommt z. B. bei Menzl/Nauer durch die Funktionen Eg, En, Ew 
zum Ausdruck. Er bedarf einer fallweisen Erläuterung, um eindeutig zu sein. Alternativ 
ist eine Erweiterung der Analyse um entsprechende Objekte möglich und systemgerech- 
ter. 

(6) Übertragung einer einzelnen Entscheidungsaufgabe auf mehrere Aufgabenträger ge- 
meinsam 

Für diesen Fall (Abb. 48d) ist wie zu (4) eine getrennte Spalte für das Kollegium oder 
auch wie bei Menzl/Nauer die Funktion Em möglich. Folgerichtig könnte es auch Sym- 
bole für andere gemeinsame Funktionen geben (Pm, Am, Km). Eine getrennte Spalte ist 
vorzuziehen. 



bb) Einstufiges Funktionendiagramm i.e.S . 

Beim einstufigen Funktionendiagramm i.e.S. (Abb. 49) gilt die vorgenannte Problematik 
analog. Koordinationsentscheidungen, die eine Oberaufgabe betreffen, können vielfach 
aufgeführt und mit einem Index versehen werden. Dies führt jedoch zu einer starken 
Symbolhäufung (vgl. auch die oben genannten Darstellungsaltemativen). 



b) Geringe Kongruenz von Aufgabenanalyse und -synthese 
aa) Mehrstufiges F unktionendiagamm 

Die obengenannte Problematik gilt analog (vgl. Abb. 50). Es treten zusätzliche Fälle der 
Synthese von Unteraufgaben als Teil mehrerer Oberaufgaben auf, die einer Indizierung 
bedürfen. 



bb) Einstufiges Funktionendiagramm i.e.S. 

Es gilt ebenfalls die obengenannte Problematik analog (vgl. Abb. 51). Die Koordina- 
tionsentscheidungen müssen, wie bereits festgestellt, ggf. vielfach aufgeführt und mit In- 
dices versehen werden. 



4. Probleme einzelner Funktionen 



a) Probleme der Entscheidungsfunktion 

Unsere Beispiele folgen in Abb. 48 bis 51 der Vorgehens weise, Koordinationsentschei- 
dungen ohne Anordnung und/oder Ausführung abzubilden. Dabei bleibt offen, wer der 
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Weisungsempfänger in Bezug auf diese Fremdentscheidungen ist, falls der Hauptwei- 
sungsweg nicht eingehalten wird, also ein Mehrliniensystem entsteht. Die in der Literatur 
anzutreffende Feststellung, daß in Funktionendiagrammen keine Mehrliniensysteme ab- 
gebildet werden können, erscheint jedoch nicht zwingend. Zu unterscheiden sind (1) un- 
echte Mehrliniensysteme, bei denen Anordnungen von Hauptvorgesetzten unter Umge- 
hung von zwischengeschalteten Vorgesetzten erteilt werden und (2) echte Mehrliniensy- 
steme, bei denen Anordnungen von Fachvorgesetzten ausgehen. 

Unechte Mehrliniensysteme können dadurch deutlich gemacht werden, daß zusätzlich 
zum Entscheidungssymbol bei einem indirekten Hauptvorgesetzten das Ausführungs- 
symbol beim Ausführenden verwendet wird (vgl. Zeilen 0,1 der Abb. 52a). Dieses un- 
echte Mehrliniensystem kann sich auf einen Teil der Aufgabe beziehen; gern. Zeile 1 1 
der Abb. 52a hat sich der Vertriebsdirektor bestimmte Entscheidungsfälle des Vertriebes 
Produkt A Vorbehalten, so daß diese Entscheidungsaufgabe indiziert werden muß (Index 
g) und im Falle des unechten Mehrliniensystems auch die entsprechenden Ausführungs- 
symbole indiziert werden müssen. Wird jedoch bei Koordinationsentscheidungen der 
Dienstweg eingehalten, so sind die Ausführungssymbole entbehrlich; um die Einhaltung 
des Dienstweges zu dokumentieren, kann ein Anordnungssymbol verwendet werden 
(Zeile 0,1 der Abb. 52b). 

Ein echtes Mehrliniensystem kann abgebildet werden, indem neben dem Entscheidungs- 
symbol beim Fachvorgesetzten, d. h. bei einer weder direkt noch indirekt auf dem Haupt- 
weisungsweg lt. Organigramm befindlichen Stelle, Ausführungssymbole bei den ausfüh- 
renden Stellen verwendet werden (Zeile 1 1 der Abb. 52a). Endet ein echtes Mehrlinien- 
system nicht beim Ausführenden, sondern bei seinem direkten oder indirekten Hauptvor- 
gesetzten, so sind Anordnungssymbole zwischenzuschalten (Zeile 1 1 der Abb. 52d). Es 
ist allerdings darauf hinzuweisen, daß sich bei einer derartigen Abbildung von Mehrli- 
niensystemen der Inhalt des Ausführungssymbols im Regelfall nicht mehr auf die gesam- 
te Teilaufgabe der entsprechenden Zeile bezieht. Insofern wird der Weisungsempfang 
nicht inhaltlich, sondern nur formal beschrieben, was grundsätzlich systemfremd ist. Zur 
größeren Deutlichkeit könnte das Ausführungssymbol mit der Nummer der Aufgabe in- 
diziert werden, auf deren Koordination sich die Entscheidung bezieht (z. B. Angabe von 
A m bei Aufgabe 0, Stelle Marketing A der Abb. 52a - vgl. auch die folgende Planungs- 
funktion). 



b) Probleme der Planungsfunktion 

Abb. 52c und 52d zeigen die Abb. 52a und 52b ohne Anordnungsproblematik, aber mit 
Einführung der Planungsfunktion (P). In Anbetracht der mit der Planung (Entscheidungs- 
vorbereitung) verbundenen Führungsproblematik kann zumindest bei Ist-Aufnahmen, 
auch im Normalfall der Beratung eines jeden Vorgesetzten durch seine Mitarbeiter, nicht 
auf dieses Symbol verzichtet werden. Um zu exakten Aussagen zu gelangen, muß beim 
Planungssymbol der Planungsbereich indiziert werden. Dabei zeigt das Planungssymbol 
zu Aufgabe 11 in Abb. 52d, daß sogar eine doppelte Indizierung notwendig werden 



132 




kann, wenn bereits das entsprechende Entscheidungssymbol einen Index trägt und die 
Planungsaufgabe sich nur auf einen Teil des Entscheidungsbereiches bezieht. 



c) Probleme der Kontrollfunktion 

Die Kontrollfunktion bedarf zusätzlicher Überlegungen. Ihre Darstellung wirft Probleme 
auf, die analog zur Entscheidungsfunktion (bzw. Anordnungsfunktion) zu betrachten 
sind. Während dort die Fragen auftauchen, „wer entscheidet“ und „wer führt aus“, stellen 
sich hier die Fragen „wer kontrolliert“ (Kontrolle) und „wer wird kontrolliert“ (Verant- 
wortlichkeit). Die Beziehung zwischen Entscheidung und Ausführung kann nur im Re- 
gelfall der Hierarchie entnommen werden; in den anderen Fällen ist zu E bzw. O auch A 
notwendig, um die Anordnungsbeziehung darzustellen. Gleiches gilt für die Kontrollbe- 
ziehung, die zwischen Kontrolle (K) und Verantwortlichkeit (V) besteht. Bei Ist- 
Aufnahmen, Ausnahmen von allgemeinen Führungsgrundsätzen und bei Stabsstellen mit 
Kontrollaufgaben kann ein Ausweis von K und V angebracht sein. In Abb. 52b könnte z. 
B. zu jedem E und O die Funktion K, zu jedem A die Funktion V treten, falls die Kon- 
trolle und Ist-Aufnahme folgerichtig ausgeübt wird. Als Soll-Regelung erübrigt sich dies; 
hier kann unterstellt werden, daß A zugleich V und E bzw. O zugleich K enthält, falls 
nicht K getrennt ausgewiesen ist. Entsprechend verzichten Menzl/Nauer auf K für die 
normale Dienstaufsicht. 

Insbesondere bei der Kontrolle können Schwierigkeiten dadurch entstehen, daß das Pha- 
senschema innerhalb des Funktionendiagramms nicht mehrfach hintereinander angewen- 
det werden kann. Kontrolle bedeutet hier nur Kontrolle der Ausführung. Falls die Kon- 
trolle der Planung sowie die Kontrolle der Entscheidung ebenfalls ausgewiesen werden 
sollen, ist eine Differenzierung des Symbols notwendig (z. B. in K A , K P , K E ). 



d) Vollständigkeit des Funktionendiagrammes. 

Das vollständige Funktionendiagramm ergibt sich in unserem Beispiel erst durch Überla- 
gerung der Abb. 52a) und c) oder der Abb. 52b) und d), evtl, ergänzt um Kontrolle und 
Verantwortlichkeit. Es kann kein Zweifel bestehen, daß diese an sich schon sehr komple- 
xen Angaben keinesfalls übersichtlich auf einstufige Funktionendiagramme gern. Abb. 
49 und Abb. 51 übertragen werden können, so daß deren praktische Unbrauchbarkeit als 
sicher gelten kann. 

Weiterhin ist festzustellen, daß mehrstufige Funktionendiagramme, um damit formal ein- 
deutige und vollständige Aussagen zu erhalten, einen systematischen Aufbau der Darstel- 
lungstechnik verlangen wie kaum ein anderes Darstellungsverfahren. 

Erheblich einfacher ist es zweifellos, Aufgabenverteilungen mit der üblichen Genauig- 
keit von Stellenbeschreibungen in symbolfreien Funktionendiagrammen darzustellen. 
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5. Teilungsbedürftigkeit 



Das Funktionendiagramm weist, da es sich um eine Tabelle handelt, einen Platzbedarf 
auf, der mit dem Produkt aus Stellenanzahl und Aufgabenanzahl steigt (vgl. auch die 
symmetrische Stellentabelle). Es besteht somit bereits unter mittelbetrieblichen Verhält- 
nissen eine Teilungsbedürftigkeit. 

Die von Schmidt (197/158) erwähnte Möglichkeit, bei einstufigen Funktionendiagram- 
men (i.e.S.) „mehrere Funktionendiagramme nacheinander“ zu erstellen (s. o.), führt zu 
einer Aufteilung der Aufgabenanalyse in sich überlappende, pyramidenförmige, zweistu- 
fige Analyseteile, löst jedoch nicht das Problem der Organigrammteilung. 

Menzl/Nauer (1974/1 1) schlagen hingegen eine Aufteilung in sich überlappende, pyrami- 
denförmige, zweistufige Leitungsbereiche vor (s. a. Organigramme in Pyramidenform). 
Da Menzl/Nauer Funktionendiagramme nur für obere und mittlere Führungskräfte als ge- 
eignet ansehen (1974/19), ist die Stufenzahl entsprechend vermindert. Der Aufgabenka- 
talog soll „in allen Diagrammen gleich aufgebaut und durchgehend gleich numeriert“ 
sein, um den Zusammenhang zwischen den Funktionendiagrammen der verschiedenen 
Stufen sicherzustellen. Andererseits gehen Menzl/Nauer davon aus, daß der entsprechen- 
de Aufgabenkatalog in einer von ihnen angewandten Standardform für industrielle Un- 
ternehmungen 50 Seiten(!) umfaßt. In Verbindung gebracht kann dies nur bedeuten, daß 
der Leitungsbereich des jeweiligen Teilorganigrammes die Teilung bestimmt und in das 
jeweilige Funktionendiagramm nur diejenigen Teilaufgaben aufgenommen werden, die 
für die entsprechenden Stellen von Bedeutung sind. Bei einer derartigen Vorgehens weise 
werden die Funktionen einer Aufgabe an den Schnittstellen u. U. in verschiedenen Funk- 
tionendiagrammen abgebildet. Menzl/Nauer sehen eine entsprechende Erweiterung der 
Aufgabenzeile in einer Ergänzunsspalte vor (vgl. Abb. 45, Aufg. 11, „M bei Chef 
EDV“). Systematisch betrachtet ergeben sich folgende Teilungsmöglichkeiten: 



a) Teilung der Gesamtdarstellung in Quadranten 

Diese Form legt platzorientierte Schnitte durch die Darstellung. Sie zerreißt sowohl die 
Funktionen der Aufgaben als auch die Funktionen der Stellen. Außerdem zerreißt sie die 
Aufgaben- und Stellenhierarchie; davon werden nicht nur deren Rangverhältnisse betrof- 
fen, sondern auch die Ablesbarkeit der vollständigen Bezeichnung von Aufgaben oder 
Stellen über mehrere Stufen. 



b) Stellenorientierte Teilung des Funktionendiagramms 

Bei stellenorientierter Teilung wird das Organigramm des gedachten Gesamtdiagramms 
systematisch geteilt. In den jeweiligen Teil-Funktionendiagrammen werden nur diejeni- 
gen Aufgaben dargestellt, die die abgebildeten Stellen betreffen. Dadurch wird die Auf- 
gabenhierarchie zerrissen und kann nur in einer zusätzlich dargestellten Aufgabenanalyse 
(bzw. -liste) abgelesen werden. 
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aa) Teilung des Organigrammes in Terassenabschnitte 



Bei dieser Teilungsmöglichkeit wird zusätzlich zur Aufgabenhierarchie auch die Stellen- 
hierarchie zerrissen; sie kann nur über ein zusätzliches Organigramm abgebildet werden. 
Außerdem werden die Funktionen einer Aufgabe u. U. an den Schnittstellen in verschie- 
denen Funktionendiagrammen abgebildet. 



bb) Teilung des Organigrammes in Terassenabschitte mit stellenmäßiger Ergänzung 

Der jeweilige Terrassenabschnitt kann vertikal um alle direkten und indirekten Leitungs- 
stellen (vgl. die überlappenden Spalten) und diagonal bzw. horizontal um alle Stellen er- 
gänzt werden, die sonst noch von den Funktionen der abgebildeten Aufgaben betroffen 
werden. In diesem Fall wird nur noch die Aufgabenhierarchie zerrissen. Ein weiterer 
Nachteil ist der Aufwand für die vielfache Darstellung von Leitungsstellen. 



cc) Teilung in pyramidenförmig überlappende Leitungsbereiche 

Diese Teilung (vgl. Menzl/Nauer) erfolgt analog zur Teilung pyramidenförmiger Organi- 
gramme. Die Stellenhierarchie bleibt übersichtlich; die Leitungsstellen werden nur an 
den Schnittstellen zweimal abgebildet. Hinsichtlich der Aufgaben und deren Funktionen 
gilt allerdings aa). 



dd) Teilung in pyramidenförmig überlappende Leitungsbereicbe mit diagonaler und 
horizontaler Stellenergänzung 

In diesem Fall wird die zu cc) dargestellte Form um die Stellen ergänzt, die sonst noch 
von den Funktionen der abgebildeten Aufgaben betroffen werden. Der Nachteil des Aus- 
einanderreißens von Funktionen derselben Aufgaben entfällt. 



c) Aufgabenorientierte Teilung des Funktionendiagrammes 

Bei aufgabenorientierter Teilung wird die Aufgabenanalyse systematisch geteilt. In dem 
jeweiligen Fuaktionendiagramm werden nur die Stellen dargestellt, die die abgebildeten 
Aufgaben betreffen. Dadurch wird die Stellenhierarchie zerrissen und kann nur in einem 
zsätzlichen Organigramm abgelesen werden. 



aa) Teilung der Aufgabenanalyse eines mehrstufigen Funktionendiagrammes 
in Terrassenabschnitte 

Bei dieser Teilungsmöglichkeit wird zur Stellenhierarchie auch die Aufgabenhierarchie 
zerrissen; sie kann nur über eine zusätzliche Darstellung der Aufgabenanalyse abgebildet 
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werden. Außerdem werden die Funktionen einer Stelle u. U. an den Schnittstellen in ver- 
schiedenen Funktionendiagrammen abgebildet. 



bb) Teilung der Aufgabenanalyse eines mehrstufigen Funktionendiagramme s 
mit aufgabenmäßiger Ergänzung in Terrassenabschnitte 

Der jeweilige Terrassenabschnitt kann um alle direkten und indirekten Oberaufgaben 
sowie um alle Aufgaben ergänzt werden, die zu Funktionen der abgebildeten Stellen 
führen. Die Funktionen der abgebildeten Stellen sind sodann vollständig. Von Nachteil 
ist der Aufwand für die vielfache Darstellung der ergänzenden Aufgaben. 



cc) Teilung der Aufgabenanalyse eines einstufigen Funktionendiagrammes 
in pyramidenförmige , evtl, überlappende Bereiche (vgl. Schmidt) 

Die Aufgabenhierarchie bleibt übersichtlich, die Oberaufgaben werden evtl, an den 
Schnittstellen zweimal abgebildet. Die Funktionen der Stellen müssen allerdings ggf. aus 
verschiedenen Funktionendiagrammen entnommen werden. 

Insgesamt gesehen führt die Teilungsnotwendigkeit des Funktionendiagrammes zu einer 
starken Schwächung der Übersichtlichkeit und zur Notwendigkeit ergänzender Organi- 
gramme oder ergänzender Darstellungen der Aufgabenanalyse. 



6. Ergänzungsmöglichkeiten 

Neben den bereits erwähnten Mengen- und Zeitangaben im Funktionendiagramm erge- 
ben sich weitere Ergänzungsmöglicbkeiten, die ihren Ort haben können 

- bei den Aufgabenbezeichnungen, 

- bei den Stellenbezeichnungen (vgl. den Abschnitt „Inhalt des Stellensymbols“), 

- in den Verknüpfungsfeldem (s. Informationsempfänger bei Schmidt oder u. g. Anga- 
ben zur Stellvertretung), 

- in ergänzenden verbalen Angaben am Ende der Zeilen (vgl. Menzl/Nauer) oder Spal- 
ten, 

- in Legenden zu Legendenverweisen, die an den vorgenannten Orten möglich sind 
(vgl. Legendenverweise zum Entscheidungssymbol bei Schmidt), 

- in listenmäßigen verbalen Erläuterungen bzw. Ergänzungen zu Aufgaben- oder Stel- 
lennummem (s. Abb . 53 nach Hub/Fischer), 

- in einer tabellenförmigen Weiterführung des Funktionendiagrammes, evtl, in alle vier 
Richtungen (s. u. bei Hijmans). 

Auf einige dieser Möglichkeiten sei im folgenden eingegangen. 
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a) Ergänzungsmöglichkeiten in den Verknüpfungsfeldem 
aa) Angaben zu Verbindungswegen zwischen Funkionen 

Die von Schmidt für das Symbol „Informationspflicht“ vorgesehene fakultative Ergän- 
zung um die empfangende Stelle kann fallweise mit Nutzen ausgedehnt werden, indem 
grundsätzlich zu jedem Funktionssymbol die Möglichkeit vorgesehen wird, einen akti- 
ven oder passiven Konnektor durch Angabe des entsprechenden Stellenkurzzeichens 
bzw. der Stellen-Nummer zu nennen. Davon kann immer Gebrauch gemacht werden, 
wenn sonst Unklarheiten entstehen. 



bb) Angabe zur Vertretungsregelung 

Die aktive und passive Stellvertretung läßt sich nur bei ungeteilten und unbegrenzten 
Stellvertretungsformen im Stellensymbol, also auch im Kopf des Funktionendiagrammes 
durch Angabe der Stellen-Nummer fixieren. Die passive geteilte oder begrenzte Stellver- 
tretung bezieht sich auf die einzelnen Aufgaben bzw. Funktionen einer Stelle, die in der 
Stellenspalte zum Ausdruck kommen. Es ist somit eine folgerichtige, aber raumaufwen- 
dige Möglichkeit, die passive geteilte oder begrenzte Stellvertretung durch Angabe der 
Stellen-Nummer des Stellvertreters beim Funktionssymbol vorzusehen. Auf aktive ge- 
teilte und begrenzte Stellvertretungsregelungen kann in einer Aufzählung von Aufgaben- 
nummem oder Funktionsfeldem am Ende der Stellenspalte verwiesen werden. 



b) Listenmäßige verbale Erläuterungen und Ergänzungen 

Hub/Fischer (1977/53 ff.) betonen den hohen Aufwand eines additiven Nebeneinanders 
von Funktionendiagramm und Stellenbeschreibung und schlagen eine Mischform vor, 
die aus 3 Teilen besteht (vgl. Abb. 53) 

Teil A: Stellenbeschreibung mit Ausnahme des Aufgabenbildes. 

Teil B: Funktionendiagramm (anstelle des Aufgabenbildes einer Stellenbeschreibung 
gilt für mehrere Stellen gemeinsam). 

Teil C: Stellenspezifische Erläuterungen zum Funktionendiagramm und Ergänzungen 
(in bezug auf die Stellenaufgaben). 

Es bietet sich an, in Teil A bei spezifischen Stellvertretungsformen, z. B. bei geteilter 
oder begrenzter Stellvertretung, auf die Funktionen des Funktionendiagrammes Bezug zu 
nehmen. 

Den umgekehrten Weg einer Ergänzung der Stellenbeschreibung durch einen stellenspe- 
zifischen Auszug aus Funktionendiagrammen geht der Arbeitskreis Krähe (1985, z.B. 
206-212) mit einem sog. Kompetenzblatt, in dem je Aufgabe/Funktion noch das Zusam- 
menwirken mit anderen Stellen und Informationsinhalte beschrieben werden (ohne 
Abb.). Auch wegen der weitgehend abgestimmten Darstellung einer umfassenden Stel- 
lenhierachie in Funktionendiagrammen und Stellenbeschreibungen ist hierauf besonders 
hinzuweisen. 
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c) Tabellenförmige Weiterführungen des Funktionendiagramms 

Führt man die Zeilen und/oder Spalten des Funktionendiagrammes weiter fort, so lassen 
sich weitere Tabellen mit dem Funktionendiagramm verknüpfen. Diese Tabellen sind 
entsprechend auf einer Seite an die Aufgaben oder an die Stellen gebunden . 



aa) Aufgabengebundene Weiterführungen 

Hijmans (1929) hat bereits zwei aufgabengebundene Weiterführungen des Funktionendi- 
agramms veröffentlicht. 

In einem Fall werden die verlängerten Aufgabenzeilen durch Spalten überlagert, die Be- 
schwerdegründe (bzw. Kontrollbedürfnisse) und ihre Schwerpunkte bei den einzelnen 
Aufgaben enthalten (vgl. Nordsieck 1936/87 und auch 1961 Bd. 2/25). 

In dem anderen Fall werden die verlängerten Aufgabenzeilen durch Spalten überlagert, 
die einen Anforderungskatalog enthalten (vgl. Nordsieck 1936/86 und auch 1961 Bd. 2/ 
20 ). 

Kritisch ist anzumerken, daß die Zuordnung zu den einzelnen Funktionen nur mit Hilfe 
zusätzlicher Stellen-Nummem oder einer Wiederholung der Funktionssymbole in den 
Verknüpfungsfeldem dieser Weiterführungen - oder in symbolfreien Funktionendia- 
grammen - möglich ist. Der Krähe Arbeitskreis (siehe b)) verwendet entsprechend eine 
Zeile je Funktion. 



bb) Stellengebundene Weiterführungen 

Überlagert man Weiterführungen der Stellenspalten mit Stellenzeilen, so lassen sich mit 
dem Funktionendiagramm ein Tabellentensor, ein Vertretungsdiagramm und ein Kom- 
munikationsdiagramm verknüpfen. Diese Darstellungsformen sind an anderer Stelle be- 
handelt und ergänzen das Funktionendiagramm im Rahmen ihrer dort geschilderten 
Möglichkeiten. 

Bei allen vorgenannten Weiterführungen ist es möglich, in den Verknüpfungsfeldem die 
Aufgaben-Nummem zu nennen, auf die sich die Beziehung erstreckt; im Tabellentensor 
können sodann die Mehrlinienbeziehungen nach Richtung und Inhalt und im Vertre- 
tungsdiagramm geteilte und begrenzte Stellvertretung dargestellt werden. 



7. Vor- und Nachteile 



Nach Schmidt (1975/162) hat das Funktionendiagramm folgende Vorteile: 

- Erstellung wirtschaftlicher als bei Stellenbeschreibungen, 

- Darstellung von Zusammenhängen auf engem Raum möglich, 

- Starke Hilfe bei der Kritik aufbauorganisatorischer Regelungen, 

- Niedriger Änderungsaufwand. 
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Als Nachteile nennt Schmidt 

- Schwierigkeit der Aufstellung einer Aufgabengliederung in geeigneter Detaillierung, 

- Differenzierung der Normal- und Sonderfälle nur mit zusätzlichen Listen möglich, 

- Mehrfachunterstellungen, Kommunikations- und Besetzungsbild (Anforderungsbild) 
können nicht wiedergegeben werden, 

- Symbolik ist erläuterungsbedürftig. 

Menzl/Nauer (1974/8) nennen darüber hinaus als Vorteil die Hilfe bei der Durchsetzung 
betrieblicher Führungsgrundsätze. 

U. E. stehen und fallen die von Schmidt genannten Vorteile mit der Schlüssigkeit und 
dem Erstellungsaufwand der Funktionssymbole. Dressler/Kessler/KöhlerlWidmann 
(1975/195) merken kritisch an, „daß ein allgemeingültiges System von Funktionsarten, 
das alle möglichen Aktivitäten nach Art und Wirkumfang abdeckt, weder existiert noch 
mit dessen Entwicklung zu rechnen ist. Damit ist es unmöglich, die Stellenaufgabe durch 
eine Addition der abgebildeten Funktionsarten vollständig zu beschreiben“. Sie weisen 
weiter auf die fehlende Allgemeinverständlichkeit hin und betonen die Überlegenheit der 
Stellenbeschreibung hinsichtlich der Fixierung der Aufgabenverteilung und der Zusam- 
menarbeit, der Realisierung einer Führungskonzeption, der Regelung von (Mehrfach-) 
Unterstellungsverhältnissen, der Kommunikationsbeziehungen, der Stellvertretung mit 
ihren differenzierten Formen und der Personalführungsaufgaben. Sie empfehlen das 
Funktionendiagramm lediglich zur übersichtlichen Darstellung der Grobstrukturen von 
Partialbereichen, und zwar sowohl bei der Ist- Analyse als auch als Teil einer Soll- 
Konzeption. „Organisationsplan, Funktionendiagramm und Stellenbeschreibung sind 
also nicht ohne weiteres gegeneinander substituierbar, sie ergänzen vielmehr einander“ 
(1975/197). 

Unsere Ausführungen haben ergeben, daß - insbesondere auch mit Hilfe von Ergänzun- 
gen - viele der genannten Schwächen des Funktionendiagramms überwunden werden 
können. Wie noch zu zeigen sein wird, bietet auch die Stellenbeschreibung oft analoge 
Probleme, die wegen der geringeren Formstrenge allerdings leicht verdeckt bleiben. 
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Funktionen nach Schmidt Funktionen nach Menzl/Nauer Funktionen nach Jordt /Gscheidle 
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Abb. 43: Funktionen für Funktionendiagramme verschiedener Autoren 
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Abb. 44: Mehrstufiges Funktionendiagramm nach Schmidt (Ausschnitt) - vgl. Schmidt , G., 
Organisation - Methode und Technik, Verlag Dr. Götz Schmidt, Gießen 1975, 

S. 160 und 161 bzw. 1981, S. 180 und 181 
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Abb. 45: Funktionendiagramm nach Menzl/Nauer ( Ausschnitt ) - vgl . Menzel , AJNauer , E.: 
Das Funktionendiagramm , ein flexibles Organisations- und Führungsmittel, Verlag 
Paul Haupt, Bern 1974, S. 14 
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Abb. 47b: Einstufiges Funktionendiagramm mit 

Abb. 47a: Einstufiges Funktionendiagramm i.e.S. Konkretisierung der Koordinationsaufgaben 
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Abb. 47c: Mehrstufiges Funktionendiagramm ohne Abb. 47 d: Mehrstufiges Funktionendiagramm mit 

Konkretisierung von Koordinationsaufgaben Konkretisierung der Koordinationsaufgaben 
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Abb. 49a-d: Einstufige Funktionendiagramme mit weitgehender Kongruenz 
von Aufgabenanalyse und Aufgabensynthese 
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FUNKT IONEND IAGRAMM 




Abb. 50a-d: Mehrstufige Funktionendiagramme mit geringer Kongruenz 
von Aufgabenanalyse und Aufgabensynthese 
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Erläuterungen: 

P * Planung (u. Initiative) 
E * Entscheidung (u.Init., 
Planung, Anordnung) 

0 * Anordnung (soweit 

nicht mit E zusammen) 

A * Ausführung (u. Selbst- 
Init. ,-Plan. ,-Entsch. ) 
b * Aufgaben 11 und 21 
c * Rohstoffe für Prod. A 
d * Aufg. 0, aber Koordin. 

Prod.A nur b. Konflikt 
g ■ Folgende Grundsatz- 
entscheidungen: ... 
Ziffern * einzelne Bezugs- 
aufgaben der Funktion 


Aufgaben 



Abb. 52a-d: Mehrstufige Funktionendiagramme mit Berücksichtigung von 
Anordnungs- und Planungsbeziehungen 
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Stellenbeachreibmig 



Ä. Leitungsverhältnisse und Ziele der Stelle 

1. Itejceichnun^ der £tellej_ 

Einkaufsleiter 

2. Dienstrangj^ 

Abteilungsleiter 

3. Untrer s t^e 1^1 un^ : 

Der Stelleninhaber ist dem Geschäftsführer unterstellt. 

4. Herstellung.*. 

Dem Stelleninhaber sind unterstellt: 

Einkäufer 1, Einkäufer 2, Sachbearbeiter 1, Sachbearbeiter 2 

5. Stellvertretung: 

Er wird vertreten durch den Einkäufer 1. 

6. Z iel_der_S te 11 e : 

Kurz-, mittel- und langfristige Sicherstellung der Versorgung des Betriebes mit Roh-, Hilfs- 
und Betriebsstoffen sowie Betriebsmitteln. Beschaffung zu den jeweils günstigsten Preisen 
unter Beachtung der Qualitätserfordernisse. Überwachung der Lieferungen. 

7. Besondere Be£ u & n i 8 ®L e i. 

Der Stelleninhaber hat Handlungsvollmacht. Bestellungen bis zu einem Wert von DM sowie 

die übrige Post unterschreibt er allein. 

B. Funkt ionend iagramm 
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C. Stellenspezifische Erläuterungen zum Funktionendiagramm und Ergänzungen 

Erläuterungen zu Funktionen 

Nr. 1113 Bei wesentlichen Änderungen im Fabrikationsprogramm oder in den Herstellungsprozessen 
hat der Einkaufsleiter die Bedarfsschätzung selbst vorzunehmen. 

Nr. 1123 Er veranlaßt sämtliche Bestellvorgänge, die im Zuge der Erfüllung des Beschaffungs- 
planes erforderlich sind. 

Ergänzungen 

(1) Der Einkaufsleiter hat der Geschäftsführung bis zum 10. eines jeden Monats einen Be- 
richt vorzulegen über 



Abb. 53: Mischform aus Stellenbeschreibung und Funktionendiagramm nach Hub/Fischer 
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Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil II B 



1. Übertragen Sie das Beispiel eines mehrstufigen Funktionendiagramms nach Schmidt 
(Abb. 44) auf einen Übungsbogen und verwenden Sie dabei die Funktionssymbole 
gern Abb. 43b (nach Menzl/Nauer). 

2. Vergleichen Sie zu (1) Aufgabenanalyse und Aufgabenverteilung. Wo erkennen Sie 
(a) Verstöße gegen das Prinzip der Objektdeckung bzw. das Minimalebenenprinzip 
(Entscheidungsdelegation so weit wie möglich nach unten) sowie (b) Schwierigkeiten 
bei der Zuordnung von Koordinationsaufgaben? 

3. Stellen Sie tabellenförmige Weiterführungen des Funktionendiagramms graphisch 
dar. 



Literatur zum dritten Kapitel, Teil II B 



Nordsieck, F.: Organisationsanalyse im Einzelhandelsbetrieb, in: Die Betriebswirtschaft 1932, S. 92. 

Nordsieck, F.: Die schaubildliche Erfassung der Betriebsorganisation, 1936 (1. Aufl. 1931). 

Nordsieck, F.: Betriebsorganisation, Lehre und Technik, Textband und Tafelband, 1961. 

Staerkle, R.: Stabstellen in der industriellen Unternehmung, 1961. 

Ulrich, H., Staerkle, R.: Die Verbesserung der Organisationsstruktur von Unternehmungen, 1962 . 

Strommenger, Ch., Linear Responsibility Charting, in: Management-Enzyklopädie, 1971. 

Jordt, A.,Gscheidle, K.: Femkurs für Organisation, 4. Lehrbrief, o.J. 

Jope, R.: Das Funktionendiagramm, in: Zeitschrift für Organisation 1974, S. 100 ff. 

Menzl, A./Nauer, E.: Das Funktionendiagramm, ein flexibles Organisations- und Führungsmittel, 1974. 

Dressier, W ./ Kessler, A./Köhler, H. D./Widmann, U.: Funktionendiagramme oder Stellenbeschreibun- 
gen? Eine vergleichende Analyse der Ziele und Anwendungsmöglichkeiten, in: Zeitschrift für Orga- 
nisation 1975, S. 191 ff. 

Schmidt, G.: Funktionendiagramme - das Ende der Stellenbeschreibung?, in: bürotechnik 1974, S. 1240 
ff. 

Schmidt, G.: Organisation - Methode und Technik, 1975 (4. Aufl. 1981) 

Hub, H./Fischer, W. Funktionendiagramm und/oder Stellenbeschreibung, in: bürotechnik 12/1976, S. 52 
ff. 

Hub, H./Fischer, W.: Techniken der Aufbauorganisation, 1977. 

Arbeitskreis Krähe der Schmalenbach-Gesellschaft - Deutsche Gesellschaft für Betriebswirtschaft e. V. - 
:Untemehmungorganisation, 5. Aufl. 1985 
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C. Stellenbeschreibung 



1. Begriff 



Die Stellenbeschreibung ist eine formalisierte verbale Beschreibung einer Stelle unter 

aufbauorganisatorischem Aspekt, die insbesondere ihre hierarchische Einordnung, ihre 

Aufgaben (auch im Zusammenwirken mit anderen Stellen) und die daraus resultierenden 

Anforderungen enthält. 

Oft synonym gebrauchte Begriffe sind (vgl. auch Schwarz 1975/14): 

- Arbeitsplatzbeschreibung - ein Begriff, der z. B. von Schwarz (1975/15) als Buchtitel 
in praxis- bzw. zielgruppenorientierter Sicht verwendet, aber zugleich in wissenschaft- 
licher Sicht abgelehnt wird. Ein Arbeitsplatz dient den räumlich zusammenhängenden 
Erfüllungsvorgängen durch eine unbestimmte Stelle bzw. Person, so daß sowohl ein 
Stelleninhaber an mehreren Arbeitsplätzen tätig als auch ein Arbeitsplatz von mehre- 
ren Stelleninhabem benutzt werden kann (vgl. Kosiol 1962/92); 

- Positionsbeschreibung (Berger 1961/561) - abzulehnen wegen des im deutschen orga- 
nisatorischen Sprachgebrauch nicht üblichen Positionsbegriffes; 

- Pflichtenhefte - abzulehnen, da die Stellenbeschreibung auch Rechte enthält; 

- Funktionsbeschreibung, Aufgabenbeschreibung - zu eng, da nicht nur die Aufgaben 
einer Stelle beschrieben werden; 

- Tätigkeits- oder Arbeitsbeschreibung - analog aus den vorgenannten Gründen, aber 
u. E. auch wegen des darin liegenden ablauforganisatorischen Aspektes abzulehnen; 

- Dienstanweisung - ein Begriff, der sprachlich zu allgemein ist und auch oft für Ar- 
beitsablaufregelungen benutzt wird (vgl. Berger 1961/570); 

- job-description, position guide - für unsere Zwecke überflüssige Synonyma aus dem 
anglo-amerikanischen Sprachraum. 



2. Inhalt 



a) Hauptinhalt der Stellenbeschreibung 

Für die Stellenbeschreibung sind zahlreiche Gliederungsvorschläge entwickelt worden 
(vgl. z. B. Abb. 54 und 55), die jedoch entsprechend der o. a. Definition folgende Haupt- 
inhalte gemeinsam haben: 

- Bezeichnung und Rang der Stelle, 

- Instanzielle Einordnung (Instanzenbild), 

- Stellvertretung (Vertretungsbild), 

- Aufgaben (Aufgabenbild), 

- Kriterien der Leistungsbewertung (Beurteilungsbild), 

- Anforderungen (Anforderungsbild). 

Die Anforderungen werden (vgl. Kosiol 1962/94), evtl, zusammen mit den Bewertungs- 
kriterien (vgl. Hub/Fischer 1977/64), auch Besetzungsbild genannt. Die Aufnahme dieser 
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beiden Teile in die Stellenbeschreibung wird allerdings von Höhn (1977/189 ff.) abge- 
lehnt. Der Kern der Stellenbeschreibung ist zweifellos die Beschreibung der Aufgaben, 
von denen letztlich alle anderen genannten Teile abhängen. Diese Aufgaben werden oft 
in Gruppen gegliedert, die den Charakter eines eigenständigen Hauptabschnittes bzw. 
„Bildes“ annehmen, jedoch in einer Weise voneinander abhängen, daß Überschneidungs - 
bzw. Abgrenzungsprobleme unvermeidlich sind. Es handelt sich z. B. 

- Ziel (bzw. Hauptaufgabe), 

- Einzelaufgaben, 

- Besondere Befugnisse, 

- Kommunikationsbeziehungen, 

- Kollegialbeziehungen, 

- Stabsbeziehungen. 



b) Detailinhalt der Stellenbeschreibung 

Im Abschnitt Erhebung/Aufbauorganisatorische Fragestellung wurde ein Fragebogen 
dargestellt, der - neben quantifizierenden Inhalten - auch die möglichen Inhalte einer 
Stellenbeschreibung aufzeigt (Abb. 8). Ergänzend soll auf folgendes hingewiesen 
werden: 

(7) Bezeichnung und Rang der Stelle 

Wie bereits beim Organigramm ausgeführt, kommen in der Stellenbezeichnung einer un- 
tergeordneten Stelle die Verteilungsmerkmale der übergeordneten Stellen bzw. Vertei- 
lungsebenen in der Regel nicht vor. Daher sollte die Zugehörigkeit der Stelle zu Lei- 
tungsbereichen verschiedener Stufen ebenfalls genannt werden (z. B. Stellenbezeich- 
nung, Abteilung, Hauptabteilung, Geschäftsbereich). 

Der Name des Stelleninhabers wird von den meisten Autoren, nicht aber z. B. von Höhn, 
für angebracht gehalten. Die Namensangabe erschwert den Änderungsdienst und schließt 
aus, daß Stellenbeschreibungen bei (insbes. fallweiser) Mengenteilung für mehrere Stel- 
len verwendet werden können. Bei Verwendung eines Titelblattes sind diese Gründe al- 
lerdings nicht so schwerwiegend. 

(2) Unter- und Überstellung 

Die Unterstellung bezieht sich auf die Vorgesetzten, die Überstellung auf die Untergebe- 
nen bzw. Mitarbeiter. Eine Gliederungsmöglichkeit ist die Unter- und Überstellung als 
Hauptvorgesetzter, Fachvorgesetzter und Disziplinarvorgesetzter. Höhn sieht bei der 
Unter- und Überstellung als Haupt- und Fachvorgesetzter eine tiefere Untergliederung 
nach Linien-, Stabs- und Dienstleistungsfunktion vor (vgl. Höhn 1977/40 ff.). Eine 
Unter- bzw. Überstellung in Linienfunktion bedeutet, daß der Mitarbeiter selbst im 
Rahmen seines Delegationsbereiches entscheidet und der Vorgesetzte lediglich Dienst- 
aufsicht und Erfolgskontrolle ausübt. Eine Unter- bzw. Überstellung in Stabsfunktion be- 
deutet, daß der Mitarbeiter den Vorgesetzten berät und informiert bzw. dessen Entschei- 
dungen vorbereitet, und zwar außerhalb des Sachgebietes seiner eigenen Linienfunktion. 
Eine Unter- bzw. Überstellung in Dienstleistungsfunktion bedeutet, daß der Mitarbeiter 
lediglich Durchführungsaufgaben, jedoch keine Entscheidungsaufgaben wahmimmt. 
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Schwarz (1975/163 ff.) lehnt alle diese Unterscheidungen mit dem Argument ab, daß 
sich die konkreten Leitungsbeziehungen aus den in der Stellenbeschreibung genannten 
Aufgaben von allein ergeben und die Abgrenzung von vielfältigen Auftragsverhältnissen 
nicht möglich ist. U. E. sollte trotzdem die Unterscheidung der Unter- und Überstellung 
nach Haupt-, Fach- und Disziplinarvorgesetzten nicht aufgegeben werden. Es ist jedoch 
zu betonen, daß zusätzlich im Aufgabenbild bei jeder Aufgabe das Leitungssystem deut- 
lich werden muß, da sonst der Inhalt der Leitungsbeziehung offen bleibt. 

Neben den unmittelbaren bzw. direkten Unter- und Überstellungsverhältnissen können 
auch die mittelbaren bzw. indirekten angegeben werden. Wrabetz sieht vor, neben dem 
unmittelbaren Vorgesetzten auch dessen Vorgesetzten anzugeben. Indirekte Überstel- 
lungsverhältnisse können der Zahl nach angegeben werden (indirekte Leitungsbreite). 
Auch die Stellvertreter der Vorgesetzten können angegeben werden (vgl. Schwarz und 
Wrabetz). Bei geteilter oder begrenzter Stellvertretung muß jedoch auf die Stellenbe- 
schreibung der Vorgesetzten verwiesen oder im Aufgabenbild bei der entsprechenden 
Leitungsbeziehung auch der Stellvertreter genannt werden. 

Schwarz und Wrabetz legen Wert darauf, bei Ausführungsstellen die Überstellung nega- 
tiv zu bestimmen („keine“) und evtl, beigeordnete Mitarbeiter zu nennen, „sofern den 
Stelleninhaber eine gewisse Verantwortung für deren Arbeit trifft oder diese nach seinem 
Auftrag arbeiten, ohne ihm persönlich und formal unterstellt zu sein“ (Schwarz 1975/ 
137). Dies ist u. E. jedoch nur deshalb notwendig, weil die Angabe der Eigenschaft als 
Fachvorgesetzter aufgegeben wird. 

Weiterhin stellt sich die Frage, ob die Namen der Vorgesetzten (wie bei Schwarz) und 
evtl, sogar ihrer Stellvertreter sowie auch die Namen der Unterstellten zu nennen sind. 
Die Namensangaben erleichtern die Kommunikation, erschweren jedoch den Änderungs- 
dienst (s. o.). 

( 3 ) Stellvertretung 

Zu unterscheiden ist die aktive (wen vertritt der Stelleninhaber) und die passive Stellver- 
tretung (durch wen wird der Stelleninhaber vertreten). Die Angabe entsprechender Stel- 
len (und evtl. Namen mit dem Nachteil vermehrten Änderungsdienstes) ist grundsätzlich 
nur ausreichend, wenn es sich um unbegrenzte und ungeteilte Stellvertretung handelt. 
Insbesondere bei einer auf Einzelaufgaben begrenzten oder mehrfach geteilten Stellver- 
tretung muß eine Anbindung an das Aufgabenbild erfolgen. Die passive Stellvertretung 
kann hierbei unter Angabe der entsprechenden Ziffern des Aufgabenbildes oder im Auf- 
gabenbild selbst bei jeder Aufgabe durch Angabe der Stellennummer des Vertreters fest- 
gelegt werden. Die aktive Stellvertretung kann ggf. durch eine Ergänzung des Aufgaben- 
bildes um Vertretungsaufgaben konkretisiert werden. 

( 4 ) Ziel bzw. Hauptaufgabe der Stelle 

Dieser Teil enthält eine Herausstellung der sachlichen Oberaufgabe(n) des Aufgabenbil- 
des unter Angabe der entsprechenden nicht quantifizierten bzw. nicht quantifizierbaren 
Formalziele. Quantifizierte Zielsetzungen (Solls bzw. Leistungsstandards), die eine Ver- 
änderung im Zeitablauf erfahren, können nicht in die Stellenbeschreibung aufgenommen 
werden. Das Stellenziel muß sich in die Zielhierarchie der über- und untergeordneten 
Stellen einfügen. Zielkonflikte sind durch Zielkompromisse bzw. Angabe von Haupt- 
und Nebenzielen zu vermeiden. Eine intensive Diskussion der genannten Gesichtspunkte 
findet sich bei Höhn (1977/140-180). 
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Mangelnde Konkretisierbarkeit der Zielsetzung führt jedoch oft zu einem leerformelhaf- 
ten Charakter dieses Gliederungspunktes. Während Höhn das Ziel der Stelle zugleich als 
Beurteilungsmaßstab für die Erfolgskontrolle ansieht, sehen andere Autoren einen ge- 
trennten Gliederungspunkt für Kriterien der Leistungsbewertung vor. 

(5) Einzelaufgaben 

- Aufgaben , Kompetenz und Verantwortung 

Die oft beim Aufgabenbild genannten Begriffe Kompetenz und Verantwortung erschei- 
nen entbehrlich. Kompetenzen sind Zuständigkeiten, im engeren Sinn für Entscheidungs- 
aufgaben. Die Verantwortung ist an die Aufgabe gebunden. Es gibt weder Aufgaben 
ohne Verantwortung noch Verantwortung ohne Aufgaben. Sind Aufgaben eindeutig for- 
muliert, sind auch Kompetenzen und Verantwortung fixiert. Dadurch ist natürlich nicht 
ausgeschlossen, daß im Einzelfall objektiv unerfüllbare Aufgaben bzw. „untragbare“ 
Verantwortung übertragen wird oder daß bei unerfüllten Aufgaben bzw. nicht erreichten 
Zielen die Ursachenanalyse Gründe außerhalb der Sphäre des Stelleninhabers aufzeigt. 
Ausdrucksweisen wie z. B. „Der Stelleninhaber ist verantwortlich für . . .“ oder „Er hat 
dafür zu sorgen, daß . . .“ sind auf jeden Fall zu vermeiden (Höhn 1977/21 und 41), da 
sie offen lassen, ob der Stelleninhaber die Aufgabe selbst durchzuführen hat (Eigenver- 
antwortung, Handlungsverantwortung) oder ob er nur für die Erfüllung durch Dritte ver- 
antwortlich ist (Fremdverantwortung, Führungsverantwortung, Leitungsverantwortung, - 
vgl. Kosiol 1962/106, Höhn 1966/10, Schwarz 1975/177). Fremdverantwortung kann nur 
Verantwortung für Leitungsaufgaben sein, z. B. aus unterbliebener Fremdinitiative, feh- 
lerhafter Fremdentscheidung, nichtverständlicher Anordnung und nicht ausreichender 
Kontrolle (und Sanktion); ausreichende Kontrolle kann nicht den fehlerhaften Einzelfall, 
jedoch die in der Person des Mitarbeiters begründete generelle Aufgaben - bzw. Zielver- 
fehlung ausschließen. Allgemeine Führungsgrundsätze können allerdings nicht als Einze- 
laufgaben im Aufgabenbild, sondern nur generell in einer Allgemeinen Führungsweisung 
(vgl. Höhn 1966/21 ff.) fixiert werden, auf die in der Stellenbeschreibung hingewiesen 
werden kann. 

- Materielle und formale Aufgaben ( Funktionen ) 

Höhn schlägt eine Gliederung der Aufgaben nach Linien-, Stabs- und Dienstleistungs- 
funktionen vor, Wrabetz nach periodisch und aperiodisch anfallenden Aufgaben, 
Schmidt nach Fachaufgaben und Sonderaufgaben (Organisations-, Personal- und sonsti- 
ge Aufgaben). Von ausschlaggebender Bedeutung ist jedoch der Vorschlag von Schmidt, 
die Fachaufgaben in die Gruppen der Entscheidungsvorbereitungs-, Entscheidungs-, 
Ausführungs- und Kontroll- oder Überwachungsaufgaben einzuteilen. „Es ist in der 
Regel nicht sinnvoll, die Aufgaben diesen Gruppen entsprechend aufzuführen, da viel- 
fach ein Stelleninhaber sämtliche oder mehrere Phasen einer Aufgabe zu erfüllen hat. 
Um jedoch die Regelung aller Phasen einer Aufgabe sicherzustellen, hat es sich als vor- 
teilhaft erwiesen, diese Gliederung als Gedankenstütze vorzugeben“ (Schmidt 1975/ 
137). Hub/Fischer (1977/66) führen zu diesem Problemkreis mit Recht aus: „Im übrigen 
geht es hier um die im Zusammenhang mit dem Funktionendiagramm unterschiedenen 
Funktionsarten“. Konkret bedeutet dies, daß bei jeder Aufgabe nicht nur eine Beschrei- 
bung nach Verrichtung und Objekt erfolgen muß, sondern auch eindeutig auszudrücken 
ist, welcher Phasenabschnitt bzw. welche „Elementarfunktion“ dieser Aufgabe bei dem 
Stelleninhaber liegt. So darf z. B. die Aufgabe 1111 der Abb. 53 in der Stellenbeschrei- 
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bung nicht lauten „Der Einkaufsleiter ist verantwortlich für die Lagerbestandskontrolle“, 
oder „Er ist für die Lagerbestandskontrolle zuständig“, sondern „Er trifft die Entschei- 
dungen im Zusammenhang mit der Lagerbestandskontrolle“. Zusätzlich sind jedoch 
unsere Ausführungen zu Einzel-, Summen- und Saldenfunktionen zu beachten. E enthält 
in diesem Falle Planung und evtl, auch Kontrolle. Werden Summenfunktionen verbal 
ausgedrückt (z. B. „Gesamtzuständigkeit“), müssen sie erläutert werden. Werden Salden- 
funktionen zum Ausdruck gebracht, müssen die Zuständigkeiten Dritter für andere Funk- 
tionen ausdrücklich genannt werden. Werden Zuständigkeiten Dritter genannt, so sind im 
Aufgabenbild zugleich die Beziehungen zu anderen Stellen enthalten. Nur durch Einzel- 
funktionen unter Nennung der ergänzenden Funktionen anderer Stellen erhält u. E. eine 
Stellenbeschreibung übersichtliche und eindeutige Inhalte. So sollte die o. a. Aufgabe 
wie folgt zum Ausdruck kommen: „Er trifft die Entscheidungen im Zusammenhang mit 
der Lagerbestandskontrolle nach eigener Entscheidungsvorbereitung (oder: nach Ent- 
scheidungsvorbereitung durch den Lagerverwalter), gibt entsprechende Anordnungen 
über den Lagerverwalter an den Lagerarbeiter 1 und kontrolliert die Ergebnisse der La- 
gerbestandskontrolle“. 

Aus diesen Überlegungen und Beispielen wird deutlich, daß die Stellenbeschreibung un- 
beschadet ihrer größeren Elastizität in der Funktionsformulierung vor analogen Schwie- 
rigkeiten steht wie das Funktionendiagramm; werden diese Schwierigkeiten nicht gelöst, 
sondern mit Hilfe der geringeren Formstrenge sowie durch ungenaue Formulierungen zu- 
gedeckt, so ist die Stellenbeschreibung im Ergebnis unbrauchbar. 

- Konkretisierungsgrad der Aufgaben 

Der im Aufgabenbild anzustrebende Konkretisierungsgrad ist nach herrschender Mei- 
nung aufbauorganisatorisch zu bestimmen, d. h., er sollte so weit gehen, daß eine eindeu- 
tige Zuständigkeitsabgrenzung erreicht wird. Ablauforganisatorische Regelungen, d. h. 
Regelungen, die einen höheren Konkretisierungsgrad (Arbeitselemente) aufweisen und 
insbesondere auch die Verzweigungsstruktur und die zeitliche Folge von Arbeiten auf- 
zeigen, lassen sich besser mit speziellen Techniken darstellen (vgl. den entsprechenden 
Abschnitt). Schwarz (1975/138 ff.) vertritt hingegen die Auffassung, daß insbesondere 
bei ausführenden Mitarbeitern nicht nur die Aufgaben, sondern auch der Arbeitsablauf 
bzw. die Tätigkeiten in der Stellenbeschreibung zu beschreiben seien. 

Der für aufbauorganisatorische Zwecke notwendige Konkretisierungsgrad des Aufgaben- 
bildes hängt allerdings von der vertikalen und auch horizontalen Stellung in der Hierar- 
chie ab. Bei der obersten Leitung ist der Konkretisierungsgrad evtl, so gering, daß Ziel- 
setzung und Aufgabenbild zusammenfallen. Bei rein ausführenden Stellen mit wenigen 
Aufgaben kann der Konkretisierungsgrad der Arbeitsanalyse erreicht sein. Aus diesen 
Gründen ist der Nutzen der Stellenbeschreibung für beide Stellengruppen umstritten. 

(6) Besondere Befugnisse 

Es handelt sich um Entscheidungsaufgaben (auch innerhalb von Kontrollprozessen), die 
sich in externen oder internen Zeichnungs- bzw. Unterschriftsbefugnissen niederschlagen 
(vgl. auch den Fragebogen Abb. 8). Für die Überschneidung mit dem Aufgabenbild be- 
stehen grundsätzlich drei Lösungsmöglichkeiten: 

- konsequenter Einbau dieser Aufgaben in das Aufgabenbild, 

- konsequente Herausnahme dieser Aufgaben aus dem Aufgabenbild, 

- doppelte Erfassung unter gegenseitiger Bezugnahme auf die lfd. Nummer. 
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Abb. 54: Gliederungsvorschläge für Stellenbeschreibungen nach Höhn (1973 u. 1977) 
- links - und nach Schmidt (1975) - rechts - 
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Abb. 55 : Gliederungsvorschläge für Stellenbeschreibungen in Anlehnung an 
Schwarz ( 1975 ) - links - und nach Wrabetz ( 1973 ) - rechts - 
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Ebenso wie das Leitungssystem sich nicht nur aus dem Einordnungsbild, sondern auch 
konkret beim Aufgabenbild zeigen muß, dürfen auch die besonderen Befugnisse nicht 
ohne Konkretisierung der mit ihnen verbundenen Aufgaben bleiben. Soweit die besonde- 
ren Befugnisse nicht an die Stelle, sondern an die Person des Stelleninhabers gebunden 
sind, ist aus Gründen des Änderungsdienstes eine getrennte Fixierung außerhalb der Stel- 
lenbeschreibung zu erwägen. 

(7) Kommunikationsbeziehungen 

Kommunikationsbeziehungen entstehen aus Informationsaufgaben. Zu den möglichen 
Inhalten und zur Überschneidung bzw. Anbindung an das Aufgabenbild wird auf Abb. 8 
verwiesen. Hinsichtlich der Überschneidung ergeben sich wiederum drei Lösungsmög- 
lichkeiten: 

- konsequenter Einbau dieser Aufgaben in das Aufgabenbild, 

- Beschränkung dieses Abschnittes auf Informationsaufgaben, die in keinerlei konkre- 
ten Zusammenhang mit den sonstigen Aufgaben der Stelle stehen, 

- doppelte Erfassung unter gegenseitiger Bezugnahme auf die Ifd. Nummer. 

Eine konsequente Herausnahme der Informationsaufgaben aus dem Aufgabenbild ist 
nicht angebracht, da sie bei jeder Aufgabe anfallen, die an der Schnittstelle zu anderen 
Aufgabenträgem oder Dritten steht. 

(8) Kollegialbeziehungen 

Es handelt sich um Aufgaben, die mehreren Personen (Ausschüssen, Teams, Gremien, 
Gruppen, Arbeitskreisen) gemeinsam übertragen sind. Es kann sich um inner- und außer- 
betriebliche (Teil-)Gruppen handeln. In die Stellenbeschreibung können nur ständig an- 
fallende Kollegialbeziehungen aufgenommen werden, insbesondere soweit die Mitglied- 
schaft an die Stelle und nicht an die Person gebunden ist. Eine von den sonstigen Einzel- 
aufgaben getrennte Erfassung erscheint bei Kollegialbeziehungen besonders sinnvoll, da 
eine genaue Abgrenzungsmöglichkeit besteht. Die Aufgabe des Ausschusses und die 
Aufgabe des Stelleninhabers im Ausschuß muß materiell und nach den formalen Funk- 
tionen (z. B. nach Planung, Durchführung, Kontrolle) genau so deutlich werden wie bei 
den sonstigen Aufgaben. Die Ausschußbesetzung sowie die hierarchische Einordnung 
und innere Struktur können genannt werden. Evtl, kann diesbezüglich teils auf Bestand- 
teile der Führungsanweisung, teils auf eine allgemeine oder spezielle Ausschußordnung 
verwiesen werden. 

(9) Stabsbeziehungen 

Auch zu diesem möglichen Gliederungspunkt wird auf den Fragebogen gern. Abb. 8 ver- 
wiesen. Es kann sich einerseits um Beziehungen zu unterstellten und zu nicht unterstell- 
ten Stäben handeln. Unterstellte Stäbe sind im Gliederungspunkt „Überstellungen“ des 
Einordnungsbildes zwar aufgeführt, die Funktion dieser Stäbe im Prozeß der Aufgaben- 
erfüllung des Stelleninhabers wird hieraus jedoch nicht deutlich. Die Beziehungen zu 
nicht-unterstellten Stäben (z. B. von der Beschaffungs- zur Rechtsabteilung) sind dort 
nicht erwähnt. Während bei den unterstellten Stäben nur aktive Stabsbeziehungen von 
Bedeutung sind, können nicht-unterstellte Stäbe auch passive Stabsbeziehungen mit 
großen Belastungen nach sich ziehen, die deshalb zweckmäßig in der Stellenbeschrei- 
bung Aufnahme finden (z. B. von der Revision zum Rechnungswesen). Bei den aktiven 
Stabsbeziehungen ist von besonderer Bedeutung, ob der Stelleninhaber den Stab nur ein- 
schalten kann oder einschalten muß (Inanspruchnahmerecht oder -pflicht). Für die akti- 
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ven Stabsbeziehungen gibt es drei Darstellungsmöglichkeiten : 

- konsequenter Einbau dieser Aufgaben in das Aufgabenbild (Erwähnung der fremden 
Entscheidungsvorbereitung bei den Entscheidungsaufgaben), 

- Herausnahme dieser Aufgaben aus dem Aufgabenbild (Verlust von Übersichtlichkeit 
und Wirksamkeit), 

- doppelte Erfassung unter gegenseitiger Bezugnahme. 

Für die passiven Stabsbeziehungen von besonderer Bedeutung gibt es ebenfalls diese 
drei Möglichkeiten. Für die passiven Stabsbeziehungen von allgemeiner Bedeutung 
kommt eine ausschließliche Erwähnung in der Führungsanweisung in Betracht. 

(10) Beurteilungsmaßstäbe 

„Beurteilungsmaßstäbe für die Leistung des Stelleninhabers sind eine Ergänzung oder 
Präzisierung der am Anfang der Beschreibung pauschal genannten Ziele, sofern solche 
formuliert wurden“ (Schwarz 1975/185). Auch anderenfalls sollen sie fixieren, welchen 
Erfolg die Aufgabenerfüllung haben soll. In bezug auf ausführende Tätigkeiten besteht 
die Gefahr einer Wiederholung von Aufgaben oder einer Betonung von Kriterien, die ei- 
gentlich selbstverständlich sind, wie z. B. selbständig, sorgfältig, richtig, gut, korrekt 
oder sachlich (vgl. das Beispiel bei Schwarz 1977/148). Bei Stellen mit Entscheidungs- 
aufgaben besteht die Schwierigkeit darin, Maßstäbe zu finden, deren Einflußgrößen 
allein auf die Tätigkeit des Stelleninhabers zurückgehen. Von Höhn (1977/191 ff.) wird 
auch dieser Gliederungspunkt abgelehnt, sinngemäß mit der Begründung, daß für die Be- 
urteilung in fachlicher Hinsicht die Aufgaben und die Zielsetzung der Stelle Anhalts- 
punkte geben und daß Kriterien für die Beurteilung in führungsmäßiger Hinsicht die 
Stellenbeschreibung überfordem. 

(11) Anforderungen 

Die Anforderungen ergeben sich aus den Stellenaufgaben. Sie sollten sich nicht an dem 
derzeitigen Stelleninhaber orientieren. Zu denken ist insbesondere an Ausbildung, Erfah- 
rungen sowie körperliche, charakterliche und psychische Voraussetzungen. Die Aufnah- 
me dieses Gliederungspunktes wird für erforderlich gehalten, wenn die Stellenbeschrei- 
bung als Hilfsmittel für die Stellenbesetzung und die Ermittlung des qualitativen Perso- 
nalbedarfs dienen soll (vgl. Schwarz 1978/361). 

Von Höhn (1977/189) wird diese Funktion der Stellenbeschreibung und damit dieser 
Gliederungspunkt abgelehnt, weil das Anforderungsprofil Bestandteil von bei der Perso- 
nalabteilung liegenden Richtlinien für die Stellenbesetzung sein sollte. 



Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil II C 

1. Welche Hauptinhalte hat eine Stellenbeschreibung? 

2. Warum ist es nicht angebracht, neben den Aufgaben noch Kompetenz und Verantwor- 
tung zu nennen? 

3. Warum sollte als Aufgabe niemals „ist verantwortlich für . . .“ angegeben werden? 

4. Wie ist der Zusammenhang zwischen den Funktionen eines Funktionendiagrammes 
und der Aufgabenbeschreibung lt. Stellenbeschreibung? 

5. Welcher Konkretisierungsgrad ist in Stellenbeschreibungen angebracht? 
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6. Welcher Zusammenhang besteht zwischen den Einzelaufgaben des Stelleninhabers 
und (a) dem Instanzenbild, (b) dem Vertretungsbild, (c) den besonderen Befugnissen, 
(d) den Kommunikationsbeziehungen, (e) den Kollegialbeziehungen, (f) den Stabsbe- 
ziehungen und (g) den Anforderungen? 
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D. Kommunigramm 



1. Zweck und Inhalt 



Fast alle Darstellungstechniken der Aufbau- und Ablauforganisation enthalten zugleich 
Kommunikationsbeziehungen, jedoch überwiegend unter qualitativen Aspekten. Die spe- 
zifischen Formen der Darstellung von Kommunikationsbeziebungen (Kommunigramme) 
betonen quantitative Aspekte. Sie sind ein Hilfsmittel insbesondere für 

- die Stellen- und Abteilungsbildung nach dem Prinzip der Schnittstellenminimierung, 

- die Standortplanung für Stellen- und Abteilungen nach dem Prinzip des kürzesten 
Weges (Grundstücks-, Bau- und Raumplanung), 

- die Kommunikationsmittelplanung. 

Die möglichen Inhalte entsprechen diesen Zwecken und können sein: 

- Information abgebendes (Sub-)System (Sender), 

- Information empfangendes (Sub-)System (Empfänger), 

- Kommunikationsobjekt (Informationsinhalt bzw. Aufgabe), 

- Kommunikationsart (z. B. persönlich, fernmündlich, schriftlich) und/oder Kommuni- 
kationsmittel, 

- Kommunikationshäufigkeit (H), 

- Kommunikationsdauer (t) im Durchschnitt (0t) und insgesamt (X) für Senden und 
Empfangen (nicht für Speichern und Verarbeiten), 

- Zeitbedarf der Informationsübertragung, 

- Wegstrecke der Informationsübertragung, 

- evtl. Kosten- und Nutzengrößen zur Kommunikation. 

Nach Zweck und Inhalt verwischt sich die Grenze zwischen aufbau- und ablauforganisa- 
torischer Darstellung. 



2. Formen 



Kommunigramme haben einen einfachen Aufbau, so daß Abbildungen in Verbindung 
mit Hinweisen auf Vor- und Nachteile genügen können. 



a) Kommunikationstabelle (Abb. 56a) 

- Vorteile: Differenzierungsmöglichkeit nach Informationsrichtung, Aufgaben (Infor- 
mationsinhalt) und Kommunikationsart (-mittel) in einer Darstellung. 

- Nachteile: Es können keine Beziehungen zwischen bestimmten Kommunikationspart- 
nem (auch nicht Zeitbedarf und Wegstrecke der Übermittlung) dargestellt werden. 
(Daher können auch die folgenden Darstellungen nicht aus der Kommunikationstabel- 
le abgeleitet werden.) 
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Abb. 56b: Kommunikationsdiagramm (Dreiecksform) 




Abb. 56c: Kommunikationsmatrix 




Abb . 56d: Kommunikationsspinne Abb. 56e: Kommunikationsnetz 
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b) Kommunikationsdiagramm in Dreiecksform (Abb. 56b) 

- Vorteile: Beziehungen zwischen bestimmten Kommunikationspartnem können darge- 
stellt werden (ebenso Zeitbedarf und Wegstrecke der Informationsübermittlung bzw. - 
Übertragung). 

- Nachteile: Keine Differenzierungsmöglichkeit nach Informationsrichtung (Sender und 
Empfänger). Differenzierung nach Informationsinhalt und -art nur in verschiedenen 
Darstellungen zweckmäßig (in einer Darstellung durch Unterzeilen zwar möglich, 
aber raumaufwendig wegen unausgenutzter Kombinationsfelder). 



c) Kommunikationsmatrix (Abb. 56c) 

- Vorteile: Beziehungen zwischen bestimmten Kommunikationspartnem können darge- 
stellt werden, differenziert nach Informationsrichtung. In mathematischer Form Mittel 
für Optimierungsrechnungen, die allerdings keine große Problemlösungskraft haben 
(vgl. Blohm 1977/178). 

- Nachteile: Hinsichtlich Informationsinhalt und -art wie b). 



d) Kommunikationsspinne und Kommunikationsnetz (Abb. 56d und 56e) 

- Vorteile: Beziehungen zwischen bestimmten Kommunikationspartnem können darge- 
stellt werden, differenziert nach Informationsrichtung. Beim Informationsnetz kann 
die Knotenlage evtl, dem Zeitbedarf oder der Wegstrecke der Informationsübermitt- 
lung entsprechen. Sehr anschaulich, insbesondere wenn Pfeilstärke analog H oder t. 

- Nachteile: Eine Differenzierung nach Informationsinhalt und -art ist nur in verschiede- 
nen Darstellungen zweckmäßig, ebenfalls nach Häufigkeit und Gesamtdauer der 
Kommunikation. Hoher Erstellungsaufwand, ungenaue Datenwiedergabe. Bei vielen 
Kommunikationspartnem unübersichtlich (insbesondere Spinne durch gebogene 
Pfeile). 

Kommunikationsmatrix und Kommunikationsspinne sind in ihrem Grundaufbau mit der 
Soziomatrix und dem Soziogramm verwandt, die informale Beziehungen zwischen Men- 
schen darstellen, die jedoch nicht zu den Organisationstechniken i.e.S. gehören. 



Übungsfrage zum dritten Kapitel, Teil II D 



Bilden Sie zwei Kommunikationsmatrizen für je eine Kommunikationsart und übertra- 
gen Sie diese in die anderen Darstellungsformen. 
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III. Darstellung der Ablauforganisation 



A. Inhalte der Darstellung 

Arbeitsabläufe bestehen aus in Beziehung stehenden Arbeitselementen. Daher muß ihre 
Darstellung einerseits die Arbeitselemente, andererseits die Beziehungen zwischen den 
Arbeitselementen umfassen. 



a) Merkmale der Arbeitselemente 

Arbeitselemente entstehen nach Kosiol (1962/189) aus der Arbeitsanalyse, die eine ver- 
längerte Aufgabenanalyse darstellt. Dabei erfolgt die Aufgabenanalyse nach den fünf 
Gliederungsmerkmalen Verrichtung, Objekt, Rang, Phase und Zweck. Rang, Phase und 
Zweck sind jedoch Merkmale, die primär der Stellen- und Abteilungsbildung dienen; 
diese wird bei der Zusammensetzung der Arbeitselemente zu Arbeitsabläufen, der Ar- 
beitssynthese, vorausgesetzt (Kosiol 1962/193 u. 212). Andererseits ergibt sich aus der 
Tatsache, daß die Arbeitssynthese eine personale, temporale und lokale Synthese dar- 
stellt (Kosiol 1962/190) und auf die Erfüllung von Aufgaben gerichtet ist (Kosiol 1962/ 
185), die Einbeziehung des Aufgabenträgers, der Zeit, der Menge, des Raumes und des 
Arbeitsmittels in die ablauforganisatorische Betrachtung. Von Bedeutung für die synthe- 
tische Beschreibung der Arbeitselemente sind somit die von Kosiol im Zusammenhang 
mit der Aufgabenerfüllung genannten Merkmale (1962/43 und 44). Eine differenziertere 
Darstellung von Merkmalen der Arbeitslemente geben Jordt/Gscheidle (o. J. 5, 1969/26); 
sie nennen diese Merkmale Kenngrößen, Feldelemente oder auch selbst Arbeitselemente. 
Abb. 57 zeigt einen Vergleich zwischen den Erfüllungsmerkmalen in Anlehnung an 
Kosiol und den Kenngrößen bzw. Feldelementen nach Jordt/Gscheidle. Auch aus den sy- 
stemanalytischen Ansätzen der Abb. 7a-c können Merkmale der Arbeitselemente abge- 
leitet werden, ebenso aus der Netzplantechnik (Abschnitt C). 

Fehlende Merkmale der Arbeitselemente setzen den Konkretisierungsgrad der Darstel- 
lung herab. Verrichtung und Objekt (Arbeitsgegenstand) sind allerdings unverzichtbare 
Merkmale. 



b) Beziehungen zwischen den Arbeitselementen 

Eine Folge von Arbeitselementen kann einfach (glatt, unverzweigt) oder komplex sein. 
Abb. 57 zeigt die möglichen Verzweigungen, Zusammenführungen und Rückkopplun- 
gen nach Jordt/Gscheidle (o. J. 5./29 ff. und 1969/8 ff.), die auch von REFA übernom- 
men wurden (REFA 1974/75/58). 

Arbeitselemente und Beziehungen stehen in einem ganzheitlichen Zusammenhang. Die 
Oder-Teilung geht von einem Arbeitselement aus, das eine Wahlhandlung beinhaltet. Es 
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a) Merkmale der Arbeitaelemente 



Fragestellung 



Feldelemente 

(Jordt/Gscheidle) 



Merkmale 

(Kosiol) 



Wer arbeitet 


Arbeitsträger 


Aufgabenträger , 
Subjekt 


Vermittlerin 


Warum wird gearbeitet 


Anstoßinformation 
(Abschlußinforma . ) , 
Arbeitsimpuls 




Vermittlungs- 
an ruf 


Wonach wird gearbeitet 


Steuer Information 
(Programm) 


- 


- Telefonbuch 


Woran wird gearbeitet 


Arbeitsgegenstand 


Objekt 


Auftrag 


Womit wird gearbeitet 


Arbeitshilfsmittel 


Arbeitsmittel 


Telefon 


Was wird erreicht 


Arbeitsergebnis 


- 


Anschluß 


Wie wird gearbeitet 


Ausführungsart 
(Aus führ . -technik) 


- 


Wählen 

(Stöpseln) 


Welche Arbeit wird 
ausgeführt 


Verrichtung 


Verrichtung 


Verbinden 


Wo wird gearbeitet 


Arbeitsort 


Raum 


Vermittlung 


Wann wird gearbeitet 


Beginnzeit, Endezeit 
(evtl, weitere 
Differenzierung) 


Zeit 


Io |o 


Wie lange wird 
gearbeitet 


Erledigungsdauer 

(EZ./.BZ) 


Zeitdauer 


10 Minuten 


Wie oft wird gearbeitet 


Häufigkeit 


^ Menge 


11 Versuche 


Wieviel wird erreicht 


Arbeitsmenge 


1 Anschluß 


Womit Beförderung 1 Transportmittel 

(falls nicht in getrenntem Feld) 







b) Beziehungen zwischen den Arbeitselementen 



Beziehungsart 



einfache (glatte, un- 
verzweigte) Folge 

Und -Verzweigung 
(Und-Teilung) 

Oder-Verzweigung 

(Oder-Teilung) 



Und-Zusammenführung 

Oder-Zusammenführung 

Und-Rückkopplung 

(Und-Rückführung) 

Oder-Rückkopplung 

(Oder-Rückführung) 



Erläuterung 



Im Stückprozeß folgt auf eine Verrichtung ausschließ- 
lich eine andere Verrichtung (kettenförmige Struktur) 

Eine Verrichtung hat unbedingte Folgebeziehungen zu 
mehreren Verrichtungen (z.B. Trennung Formular satz) 

Eine Verrichtung hat bedingte Folgebeziehungen zu 
mehreren Verrichtungen (bedingungsabhängig gilt 
nur ein Zweig) 

Nach einer Und-Verzweigung oder einem parallelen 
Beginn werden die Ablaufzweige zusammengeführt 

Nach einer Oder -Verzweigung oder einem alternativen 
Beginn werden die Ab lauf zweige zusammengeführt 

Und-Zusammenführung nach vorhergehender Und-Verzweigung 
Oder-Zusammenführung mit vorhergehender Oder-Teilung 



Abb. 57: Inhalte der Darstellung der Ablauforganisation 

wird auch als Entscheidung oder Verzweigung (i.e.S.) bezeichnet. Die Bezeichnung Ver- 
zweigung ist vorzuziehen, da es sich bei programmierbaren Abläufen nicht um echte Ent- 
scheidungen (unter Unsicherheit) handelt. 
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c) Meß- und Kennzahlen 



Quantitative Größen werden bei einigen Darstellungsformen von den übrigen Merkma- 
len der Arbeitselemente getrennt als sog. Meß- und Kennzahlen ausgewiesen. Teilweise 
sind sie mit den in Abb. 57 genannten Größen identisch, teilweise werden sie hieraus ab- 
geleitet (Kosten, Zeitgrößen der Netzplantechnik). 



d) Transporte 

Transporte können je nach dem Darstellungszweck als getrennte Arbeitselemente aufge- 
führt oder weggelassen werden; letzteres geschieht zur Vereinfachung in einigen der 
weiter unten folgenden Beispiele. 



e) Objektbezogener, aufgabenträgerbezogener und arbeitsmittelbezogener Ablauf 

Die Ablaufdarstellung kann sich beziehen auf (vgl. Jordt/Gscheidle o. J. LB 5/8, 
Schweitzer 1964/43, REFA 1973/20 ff., Kosiol 1962/217): 

- die Folge von Arbeitselementen (Arbeitsgängen) an einem Objekt , die im allgemeinen 
mehrere Stellen betrifft und Stückprozeß, objektbezogener, arbeitsgegenstandbezoge- 
ner oder aufgabenbezogener Ablauf genannt wird, 

- die Folge von Arbeitselementen (Arbeitsgängen) bei einem Aufgabenträger , die 
Gangfolge, aufgabenträgerbezogener, menschenbezogener, stellenbezogener oder ar- 
beitsplatzbezogener Ablauf genannt wird, 

- die Folge von Arbeitselementen bei einem Betriebsmittel , die arbeits- oder betriebs- 
mittelbezogener Ablauf genannt wird. 

Der erstgenannte Inhalt wird bei den folgenden Ausführungen zugrunde gelegt; er steht 
bei der Organisation informationeller Prozesse im Vordergrund und soll im engeren Sinn 
als Arbeitsablauf bezeichnet werden. 

Unbeschadet der Tatsache, daß in jeder Ablauffolge ein Zeitmoment enthalten ist, kann 
die Ablaufdarstellung sachlogische, zeitliche oder räumliche Aspekte betonen. In Ab- 
schnitt B werden sachlogisch orientierte, in Abschnitt C zeitlich orientierte Darstellungen 
(Netzplantechnik, Balkendiagramm) erörtert. Raumorientierte Darstellungsformen (Weg- 
und Verkehrspläne) werden nicht behandelt. 



B. Sachlogisch orientierte Darstellungsformen 
1. Verbale Darstellung 

Verbale Darstellungen bedienen sich in erster Linie der natürlichen Sprache. Einige Au- 
toren vertreten die Auffassung, daß verbale Darstellungen von Arbeitsabläufen in der 
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Praxis kaum eingesetzt würden (vgl. Schmidt 1975/181, Wittlage 1980/148). Diese 
These entspricht in keiner Weise den Erfahrungen des Verfassers. Erstens dürften in der 
Praxis Darstellungen der Ablauforganisation eine höhere Verbreitung als Darstellungen 
der Aufbauorganisation haben. Zweitens dürften bei der Darstellung der Ablauforganisa- 
tion die verbalen Formen den sonstigen, z. B. grafischen oder tabellarischen Formen vor- 
gezogen werden - jedenfalls gilt dies außerhalb der EDV. Im umgekehrten Verhältnis 
steht allerdings die literarische Behandlung dieser Formen. 

Die Gründe für das Vorherrschen verbaler Ablaufdarstellungen dürften sein: 

- Ablauforganisatorische Reorganisationsmaßnahmen stehen in der täglichen Praxis im 
Vordergrund. 

- Grundlagen ablauforganisatorischer Reorganisationsmaßnahmen sind meist nicht um- 
fassende Aufgabenanalysen, sondern Ist- Aufnahmen durch Interviews. 

- Die verbale Darstellungsform ist die einzige, die auf allen Stufen des Organisations- 
prozesses anwendbar - wenn auch nicht die geeignetste - ist. 

- Der Konkretisierungsgrad ablauforganisatorische Regelungen ist im allgemeinen 
höher als derjenige aufbauorganisatorischer Regelungen. Daher können, wenn der 
stellenbezogene Zugriff gesichert ist, aufbau- durch ablauforganisatorische Regelun- 
gen ersetzt werden, aber nicht umgekehrt. Der Zugriff durch die Stelleninhaber kann 
in einem Organisationshandbuch durch ein Register ermöglicht werden, in dem je 
Aufgabenträger alle relevanten Regelungen nachgewiesen werden (z. B. durch Num- 
mern und Textziffem der entsprechenden Arbeitsablauf-Anweisungen). Ein vom Ver- 
fasser in der Praxis eingeführtes Organisations-Handbuch dieser Art hat sich bewährt 
(vgl. Abschnitt V). 



a) Unsystematische verbale Darstellung 

Abb. 58 zeigt einen Arbeitsablauf in unsystematischer verbaler Darstellung. Es handelt 
sich um ein Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ (vgl. Jordt/ Gscheidle 
1965), das auch für die Veranschaulichung aller anderen Darstellungsformen zugrunde 
gelegt wird. 

Eine derartige unsystematische Darstellung muß allerdings als völlig ungeeignet bezeich- 
net werden; sie kann jedoch bei kritischer Analyse zahlreiche Erkenntnisse vermitteln. 



b) Systematische verbale Darstellung (mit Aufgabenträger-Vorspalte) 

Eine derartige Darstellung zeigt Abb. 59. Sie wird folgenden Überlegungen gerecht: 

(7) Beziehungen zwischen den Arbeitselementen 

- Eine unsystematische Darstellung (Abb. 58) enthält im allgemeinen zahlreiche uner- 
kannte Beziehungen. In Satz 2 dieser Darstellung ist z. B. eine Kontrolle enthalten, die 
grundsätzlich zu einer Oder-Teilung führen muß; es bleibt jedoch offen, ob und wo 
der Fall „Scheck nicht in Ordnung“ dargestellt wird. Insgesamt enthält der Text mehr 
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als zehn derartige unvollständig dargestellte Beziehungen. In Abb. 59 sind alle Bezie- 
hungen enthalten; der vorbeschriebene Fall ist in Ziff . 1.1.1 geregelt. 

- Eine verbale Darstellung kann das nach Teilungen entstehende Nebeneinander von 
Abläufen nur als Hintereinander darstellen. Nach einem Verzweigungspunkt kann die 
Beschreibung zunächst abgebrochen oder aber nur ein Ast weitergeführt werden. 
Ohne Konnektoren bleibt offen, wo die Darstellung entsprechend fortgesetzt wird. 
Derartige Konnektoren können nur durch zweckmäßige Gliederungspunkte (z. B. 
Textziffem) gebildet werden. Zur sinnvollen Bildung aktiver (nach) und passiver 
(von) Konnektoren sind Textziffem bei jeder Verzweigung und Zusammenführung 
sowie bei jeder Unterbrechung und Wiederaufnahme einer glatten Folge angebracht 
(vgl. Abb. 59, z. B. Ziff. 1.3 und 1.5). Ein offener aktiver Konnektor weist bei der Er- 
arbeitung auf eine Ergänzungsnotwendigkeit hin. 

(2) Bestimmungsmerkmale der Arbeitselemente 

- Je nach Zielsetzung und Stellung des Textes im Organisationsprozeß ist der Konkreti- 
sierungsgrad festzulegen (Zahl und Genauigkeit der Merkmale; vgl. z. B. Abb. 59, 
Ziff. 1.1. sowie Ziff. 2.2. mit der unsystematischen Darstellung in Abb. 58). 

- Gleiches gilt für das merkmalsabhängige Aufschließen des Textes, den Zugriff. Im all- 
gemeinen hat - außerhalb der EDV - das Merkmal Aufgabenträger eine überragende 
Bedeutung. Beim Wechsel des Aufgabenträgers sollte daher ebenfalls eine neue Text- 
ziffer und/oder ein Herausstellen des Aufgabenträgers in einer Aufgabenträger- 
Vorspalte erfolgen (vgl. Abb. 59). Die Aufgabenträger-Vorspalte ist besonders zweck- 
mäßig, wenn einzelne Regelungen viele Aufgabenträger betreffen, so daß diese im 
Text kaum aufgezählt werden können. Außerdem hilft sie, die Ablaufdarstellung so in 
ein Organisationshandbuch einzubauen, daß parallele aufbauorganisatorische Rege- 
lungen weitgehend entbehrlich werden. 

- Straffung des Textes, z. B. durch Reihung von mehreren Verrichtungen an einem 
Objekt (vgl. Abb. 59, Ziff. 1.7), ist anzustreben. 

- Bei der Formulierung muß eine Entscheidung zwischen beschreibender oder befehlen- 
der Ausdrucksweise getroffen werden. Außerdem stellt sich die Frage, ob Regelungen 
zu begründen sind. Beschreibende und begründende Formulierungen passen besser zu 
modernen Führungsgrundsätzen. 



c) Arbeitsablauf-Listen 

Verbale Darstellungen können auch in Listenform dargestellt werden (Abb. 60 linker 
Teil). Derartige Listen werden auch „Verzeichnis der Arbeitsabläufe“ genannt (Acker 
1973/78). Jedes Arbeitselement bzw. jede Verrichtung erhält eine neue Zeile. Nach 
Acker soll eine neue Verrichtung immer dann angenommen werden, wenn 

- der Aufgabenträger wechselt, 

- das Objekt wechselt, 

- das Objekt in mehrere Teile zerlegt wird (vgl. Und- sowie Oder-Teilung), 

- mehrere Objekte vereinigt werden (vgl. Zusammenführung und Rückkoppelung), 

- das Arbeitsmittel wechselt, 

- ein bestimmter Zustand des Objektes erreicht wird. 
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Der Buchhalter in der Geschäftsbuchhaltung I erhält einen Scheck zur Begleichung einer 
Rechnung. Er prüft den Scheck auf Ordnungsmäßigkeit. Anschließend bringt er den 
Scheck zur Kontoristin in die Geschäftsbuchhaltung II. Die Kontoristin trägt den Scheck 
in das Scheckeingangsbuch ein. Dann entnimmt sie der Kontokartei die Kontokarte der 
Bank, auf die der Scheck ausgestellt ist und prüft, ob das Guthabenlimit bei der Bank 
schon erreicht ist oder nicht. Dann legt sie die Kontokarte in die Kartei zurück und setzt 
einen Übertragungsvermerk für die Bank auf den Scheck. Danach fertigt sie aufgrund des 
Schecks ein Bankeinzahlungsformular mit Erst-, Zweit- und Drittschrift aus. 

Durch den Boten I wird die Drittschrift dem Sachbearbeiter in der Zentralkasse zugelei- 
tet. Dem Geschäftsführer bringt der Bote II den Scheck sowie Blatt 1 und 2 des Bank- 
einzahlungsformulars in sein Büro. Er unterschreibt den Scheck und Blatt 1 des Einzah- 
lungsformulars und gibt die Schriftstücke durch den Boten II an die Kontoristin zurück. 
Wenn der Geschäftsführer nicht anwesend ist, wird der Scheck sowie Blatt 1 und 2 des 
Bankeinzahlungsformulars durch den Boten II zum Einkauf gebracht, wo die Schrift- 
stücke vom Prokuristen A unterschrieben werden. Ist auch Prokurist A abwesend, so 
gehen diese Schriftstücke dem Prokuristen B im Verkauf zur Unterschrift zu. Danach 
bringt der Bote II die unterschriebenen Schriftstücke der Kontoristin der Geschäftsbuch- 
haltung II zurück. 

Währenddessen hat der Sachbearbeiter Zentralkasse aufgrund der Drittschrift des Bank- 
einzahlungsformulars einen Zahlvermerk in die Liste der offenstehenden Rechnungen 
gemacht. Der Bote I befördert die Drittschrift danach wieder zur Kontoristin. Die Kon- 
toristin trägt den Scheck nun aus dem Scheckeingangsbuch aus, vereinigt ihn mit dem 
Bankeinzahlungsformular einschließlich der Durchschriften und läßt ihn durch den 
Boten I zur Bank befördern. 

Nach 24 Stunden erhält der Buchhalter durch den Boten I die Zweitschrift des Bank- 
einzahlungsformulars und einen Kontoauszug von der Bank. Er prüft den Kontoauszug 
anhand des Bankeinzahlungsformulars, legt danach den Kontoauszug ab und gibt das 
Bankeinzahlungsformular an die Kontoristin weiter. Diese entnimmt aufgrund des For- 
mulars der Kontokartei die Kontokarten „Forderungen“, „Bank“ und „eingereichte 
Schecks“ und macht mit Hilfe der Buchungsmaschine auf der Kontokarte „Forderun- 
gen“ eine Habenbuchung, auf der Kontokarte „Bank“ eine Sollbuchung und auf der 
Kontokarte „eingereichte Schecks“ eine Soll- und eine Habenbuchung. Dann legt sie die 
Kontokarten in der Kontokartei und das Bankeinzahlungsformular in einem Ordner ab. 
Stimmen Kontoauszug und Zweitschrift des Bankeinzahlungsformulars nicht überein, 
so schreibt der Buchhalter ein Hinweisschreiben aus, vereinigt es mit Kontoauszug und 
Zweitschrift und gibt es durch den Boten I an die Bank zurück. 



Abb. 58: Arbeitsablauf in unsystematischer verbaler Darstellung 
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Arbeitsablauf Eingang und Gutschrift Kundenschecks 




1 . 


Scheckeingang 


GBu/Bu 


1.1 


Eingehende Kundenschecks werden von GBul/Bu geprüft. Die 
Prüfung erstreckt sich auf das Vorhandensein von Wert in 
Ziffern und Buchstaben, Verwendungszweck, Rechnungs- 
nummer und Datum/Unterschrift. 




1.1.1 


Bei Beanstandungen wird der Scheck (mit dem Formschrei- 
ben gemäß Anlage 1 ) an den Aussteller zurückgesandt. 




1.1.2 


Fehlerfreie Schecks werden an GBull/Ko gegeben (persön- 
lich). 


GBull/Ko 


1.2 


Geprüfte Schecks werden von GBull/Ko in das Scheckein- 
gangsbuch (Muster Anlage 2) eingetragen. Es wird geprüft, ob 
das Guthabenlimit bei der bezogenen Bank erreicht ist. 




1.2.1 


Ist das Guthabenlimit erreicht, wird der Scheck der Hausbank 
eingereicht. 




1.2.2 


Andernfalls wird der Scheck der bezogenen Bank eingereicht. 




1.3 


Die Schecks werden mit entsprechenden Übertragungsvermer- 
ken versehen: Ein Bankeinzahlungsformular (BEF) wird aus- 
gestellt (3-fach): 

Blatt 1 zur Unterschrift zusammen mit dem Scheck (Tz. 1.4) 

Blatt 2 verbleibt bei Blatt 1 

Blatt 3 Sachbearbeiter Zentral kasse (Tz. 1.5). 




1.4 


Die Unterschriften auf dem Scheck (Übertragungsvermerk) 
und dem BEF werden geleistet: 


Gf 


1.4.1 


bei Anwesenheit von Gf durch Gf 


Ei/PA 


1.4.2 


bei Abwesenheit von Gf durch Ei/PA 


V/PB 


1.4.3 


bei Abwesenheit von Gf und Ei/PA durch V/PB; in jedem Fall 
erfolgt Rücklauf zu GBull/Ko (Tz. 1.6). 


ZKa/Sa 


1.5 


ZKa/Sa macht aufgrund der Drittschrift des BEF (Tz. 1.3) 
Zahlvermerk in die Liste der offenstehenden Rechnungen und 
leitet das Formular an GBull/Ko zurück. 


GBull/Ko 


1.6 


GBull/Ko trägt den Scheck aus dem Scheckeingangsbuch aus, 
verbindet ihn mit dem BEF einschließlich der beiden Durch- 
schriften (vgl. Tz. 1.3, 1.4, und 1.5) und gibt ihn an die ent- 
sprechende Bank zur Gutschrift. 




2. 


Gutschrift 


GBul/Bu 


2.1 


Nach Bearbeitung durch die Bank (etwa nach 24Std.) erge- 
ben sich für GBul/Bu folgende zwei Möglichkeiten: 




2.1.1 


Die rückgelaufene Zweitschrift des BEF und Kontoauszug 
stimmen nicht überein: GBul/Bu gibt Kontoauszug, Zweit- 
schrift des BEF und ein Hinweisschreiben an die Bank. 




2.1.2 


Die Unterlagen gemäß 2.1.1 stimmen überein: 

GBul/Bu legt den Kontoauszug ab und gibt das BEF an 
GBull/Ko. 


GBull/Ko 


2.2 


GBull/Ko verbucht die Gutschrift wie folgt: 

— Bank an eingereichte Schecks 

— eingereichte Schecks an Forderungen. 



Abb. 59: Arbeitsablauf in systematischer verbaler Darstellung 
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Arbeitsablauf 

Eingang und Gutschrift Kundenschecks 



Verrichtung (Ablaufstufen) 



Aufgabenträger (Stelle) 




1 S an Buchhalter 

2 S prüfen 

3 S an Kontoristin 

4 S in SEB eintragen 

5 KB der KK entnehmen 

6 prüfen Guthabenlimit 

7 KB ablegen 

8 Ubertragungsv.Hausbk.a.S. 

9 BEF 1,2,3 schreiben 

10 Anwesenheit Gesch.-F. prüf. 

11 S+BEF 1,2 an Geschäftsf. 

12 S unterschreiben 

13 BEF 1 unterschreiben 

14 S+BEF 1,2 an Kontoristin 

15 S in SEB austragen 

16 S+BEF 1,2,3 vereinigen 

17 S+BEF 1,2,3 an Bank 

18 KA+BEF 2 an Buchhalter 

19 KA und BEF 2 prüfen 

20 KA ablegen 

21 BEF 2 an Kontoristin 

22 KF,KB und KS der KK entn. 

23 Habenbuchg. m. BM auf KF 

24 Sollbuchg . m. BM auf KB 

25 S u. H-Buchung m. BM auf KS 

26 KF ,KB + KS ablegen 

27 BEF 2 in Ordner ablegen 

28 Über tragungsv.bez .Bank a.S. 

29 BEF 1,2,3 schreiben 

30 Anwesenheit Prok. A prüfen 

31 S ,BEF 1,2 an Prok. A 

32 S unterschreiben 




Abb. 60: Arbeitsablauf-Zuordnungsliste (linker Teil: Arbeitsablaufliste) 



ZKa/Sa 














Die Listendarstellung hat, wenn Reihungen nicht zugelassen werden, einen höheren 
Platzbedarf als die einfache verbale Darstellung. Verzweigungen berücksichtigt sie 
grundsätzlich nicht. Sie ist jedoch die Grundform für einige andere, verrichtungsgebun- 
dene Darstellungsformen. 



2. Verrichtungsgebundene Darstellung 

Tabellen und grafische Darstellungen sind im allgemeinen in der Senkrechten und Waa- 
gerechten (in den Koordinaten) nach bestimmten Kriterien geordnet bzw. gebunden (vgl. 
Nordsieck 1936/6). Diese Bindung hat wesentliche Auswirkungen auf die Darstellbarkeit 
der Beziehungen. 



a) Verrichtungs-aufgabenträgergebundene Darstellung 
aa ) Arbeitsablauf-Zuordnungsliste 

Eine derartige Liste bzw. Tabelle ergibt sich, wenn Arbeitsablauf-Listen um Spalten je 
Aufgabenträger erweitert werden (Abb. 60). In den Aufgabenträger-Spalten kann die Zu- 
ordnung der Arbeitselemente z. B. durch getrennte Numerierung (oberer Teil der Abb., 
nach Lohmann 1955/48), durch einfache Symbole (unterer Teil) oder durch beides erfol- 
gen (mittlerer Teil). Im sog. Arbeitsprozeßbogen (Müller-Pleuß 1974/52) wird diese 
Form noch um Spalten für Meßzahlen (Uhrzeit, Dauer, Menge, Stückzeit) erweitert. Kri- 
tisch ist erstens zu betonen, daß diese Darstellungsform wie alle verrichtungsgebundenen 
Tabellen Verzweigungen nur als Hintereinander, nicht jedoch als Nebeneinander von 
Verrichtungen darstellen kann. So schließt sich in Abb. 60 z. B. an die Verrichtung 6 al- 
ternativ die Verrichtung 8 oder 28 an. Weiterhin ergibt sich z. B. von der Verrichtung 29 
eine Schleife zu 10. Das Beispiel zeigt somit, daß es zweitens ausgeschlossen ist, Ver- 
zweigungen, Zusammenführungen und Rückkopplungen durch Lauflinien befriedigend 
deutlich zu machen. Die Spaltenbildung stößt außerdem, wie bei allen aufgabenträgerge- 
bundenen Formen, leicht an die Grenze angemessener Blattformate. 



bb) (Alte) GfürO -Methode 

Diese von der Gesellschaft für Organisation 1932 entwickelte, in neuerer Zeit jedoch 
nicht mehr vertretene Methode gleicht der Arbeitsablauf-Zuordnungsliste (vgl. Abb. 60). 
Die Besonderheit besteht einmal darin, daß die Aufgabenträger-Spalten nach Bedarf 
durch Unterspalten für Arbeitsmittel aufgegliedert werden. Zum anderen sind die Sym- 
bole und Lauflinien differenziert, insbesondere nach Verrichtungen und Objekten. Bei- 
spielsweise wäre in Abb. 60, Zeile 32 statt des einfachen Kreises ein Kreis mit einer waa- 
gerechten Mittellinie und einem Punkt darunter vorzusehen (GfürO-Symbol für unter- 
schreiben). 
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Kritisch ist insbesondere anzumerken, daß die Differenzierung der Symbole weitgehend 
überflüssig erscheint, da die Verrichtungen und Objekte auch verbal in der Zeile angege- 
ben sind. Auch bei dieser Methode kann, da verrichtungsgebunden, das aus Und- sowie 
Oder-Teilungen entstehende Nebeneinander nicht als solches dargestellt werden. Auf 
eine weitergehende Darstellung wird in Anbetracht der geringen praktischen Bedeutung 
verzichtet (vgl. Wemeburg 1964/1191, Degelmann 1967/128, GfO 1932). 



b) Verrichtungs-/verrichtungsartgebundene Formen („Arbeitsablaufkarten“) 

Die hier zu beschreibende Form ist Bestandteil des (participational) work simplification- 
Verfahrens, das letztlich auf das Ehepaar Gilbreth zurückgeht und 1942 im Auftrag der 
US-Regierung zu einem System ausgearbeitet wurde (vgl. Andreas 1972a/12). In der 
Bundesrepublik Deutschland wurde die Methode durch Arbeiten des RKW und des DIB 
weiterentwickelt (Gruppe, Andreas). Das Gesamtsystem besteht insbesondere aus 

- Aufgabenlisten (vergleichbar mit einer Liste von Elementaraufgaben, also komplexen 
Arbeitselementen), 

- Tätigkeitslisten (vergleichbar mit der Arbeitsablauf-Liste), 

- Arbeitsverteilungsbögen (vergleichbar mit der Arbeitsablauf-Zuordnungsliste), 

- Ablaufbögen (Ablaufkarten) und Durchlaufdiagramme, die nachfolgend beschrieben 
werden, 

- Kopienverteilungsplan. 



aa) Konventionelle Ablaufkarten 

Bei dieser Form (Abb. 61) werden die Verrichtungen einer Arbeitsablauf-Liste in Spal- 
ten bestimmten Verrichtungsarten zugeordnet, d. h. als Bearbeitung, Transport, Kontrol- 
le, Verzögerung oder Ablage (Lagerung) ausgewiesen. Die Zuordnung erfolgt durch das 
Ausmalen vorhandener Symbole. Die Symbole werden durch Lauflinien verbunden (was 
aber keinerlei zusätzlichen Informationswert hat). In weiteren Spalten können Meßzah- 
len vermerkt werden; dabei werden Wege oft nur für Transporte, Zeiten nur für Verzöge- 
rungen ermittelt (vgl. Andreas 1972b/30). Hauptansatzpunkt der Arbeitsvereinfachung 
ist die Verminderung der Arbeitsstufen. Die Darstellung erfolgt einmal auf Basis des Ist- 
Ablaufes, zum anderen auf Basis des Soll-Ablaufes. Die Anzahl der Arbeitsstufen je 
Verrichtungsart im Ist und Soll wird verglichen, eine Verringerung gilt als Reorganisa- 
tionserfolg. Dieser Denkansatz ist jedoch kritisch zu betrachten. Die Zahl der Arbeitsstu- 
fen kann sich z. B. ohne Rationalisierung vermindern durch Verringerung des Konkreti- 
sierungsgrades, durch Verringerung der Transporte wegen geringerer Arbeitsteilung und 
durch Einschränkung notwendiger Prüfungen. Sie kann sich durch entgegengesetzte 
Maßnahmen erhöhen, ohne daß daraus auf Unwirtschaftlichkeit geschlossen werden darf. 
Darüber hinaus gilt auch hier wie bei jeder verrichtungsgebundenen Darstellung, daß 
Verzweigungen nur sequentiell berücksichtigt werden können (z. B. die Stufen 8 und 28 
sowie 10 und 30). Entsprechende Konnektoren sind nicht vorgeschrieben. 

Für konventionelle Ablaufkarten erfolgt daher eine Ergänzung mit sog. Durchlaufdia- 
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grammen (Abb. 62). Bei diesen ist eine Koordinate an den Aufgabenträger gebunden, die 
andere stellt lediglich eine unmaßstäbliche chronologische Folge dar. Die Ablaufkarte ist 
zugleich Legende zu den im Durchlaufdiagramm eingesetzten Symbolen. Eine Differen- 
zierung in Und- sowie Oder- Verzweigungen ist nicht vorgesehen. Im übrigen wird auf 
den Abschnitt „folge-/aufgabenträgerbezogene Darstellung“ verwiesen. 



bb) „Moderne“ Ablaufkarten 

In neuerer Zeit haben sich (nach Schmidt 1975/182) anstelle der obengenannten Symbole 
weitgehend Buchstaben als Kurzbezeichnungen der Verrichtungsart durchgesetzt (Abb. 
63). Die Erstellung der Ablaufkarten wird hierdurch erleichtert. Als international ver- 
ständliche Kurzbezeichnungen werden verwendet: O (Operation), I (Inspektion), T 
(Transport), S (Stillstand, stop-over, sejour). In zusätzlichen Spalten erfolgt die aus der 
Arbeitsablauf-Zuordnungsliste bekannte Kennzeichnung der berührten Stellen. Damit 
gelten die dort herausgestellten Nachteile auch hier: Verzweigungen werden sequentiell 
dargestellt; Lauflinien können Verzweigungen (gegenteiliger Auffassung Schmidt 1975/ 
185), Zusammenführungen und Rückkopplungen nicht befriedigend darstellen - es 
ergäbe sich eine Lineatur ähnlich wie in Abb. 62, jedoch auseinandergezogen durch die 
Verrichtungszeilen. Das „moderne“ Verfahren hat, wenn auch mit weniger Aufwand, 
ähnlich beschränkte Möglichkeiten wie das konventionelle Arbeitsvereinfachungssy- 
stem. 



3. Folgegebundene Darstellung 



a) Folge-/aufgabenträgergebundene Darstellung 

Folge-/aufgabenträgergebundene Darstellungen (Abb. 64 bis 66) haben in einer Koordi- 
nate (z. B. in der Vertikalen) eine im allgemeinen nicht maßstäblichen Zeitachse. Diese 
Achse kann in Folgeeinheiten (Zeilen) aufgeteilt sein (vgl. die Abbildungen) oder belie- 
big lange Intervalle je nach Textumfang des zu beschreibenden Arbeitselementes aufwei- 
sen (vgl. z. B. Grull 1921). Die andere Koordinate umfaßt die Aufgabenträger; für jeden 
Aufgabenträger entstehen ein oder mehrere Achsenabschnitte; letzteres ist notwendig, 
um Verzweigungen darzustellen, die bei demselben Aufgabenträger zu parallelen oder 
alternativen Arbeitselementen führen. 

Gehen von den Koordinaten Zeilen und Spalten aus, so entstehen Rasterfelder (Abb. 64). 
Anderenfalls entstehen nur Rasterorte, die Symbole aufnehmen können, insbesondere für 
Arbeitselemente (Abb. 65 und 66). 

Rasterfelder oder Symbole für Arbeitselemente können die Merkmale der Arbeitsele- 
mente in verschiedener Weise enthalten: 

- durch verbale Angaben, 

- durch Legendenverweise, 

- durch Symbole, die ihrerseits durch verbale Angaben oder Legendenverweise ergänzt 
werden können (vgl. die später beschriebene Blockschaltbildmethode). 
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Arbeitsablauf 

Eingang und Gutschrift Kundenschecks 



IST I SOLL 



1 Meßzahlen! 



Nr. \ Arbeitsstufen 



S an Buchhai t er 



S prüfen 



5 an Kontoristin 



S in SEB eintragen 



KB der KK entnehmen 



prüfen , ob Guthabenlimit erreicht 



KB oblegen 



Übertragungsvermerk f.HB auf S 



BEF 1,2,3 schreiben 



Geschäf tsführer erreichbar ? 



5, BEF 1,2 an Geschäftsführer 



S unterschreiben 



BEF 1 unterschreiben 



S.BEF 1,2 an Kontori st in 



5 in SEB austragen 



S+BEF 1,'2,3 vereinigen 



S + BEF 1,2,3 an Bank 



KA und BEF2 an Buchhalt er 



KA und BEF2 prüfen 



KA oblegen 



BEF 2 an Kontoristin 



KF, KB + KS der KK entnehmen 



Habenbuchung mit BM auf KF 



Sol Ibuchung mit BM auf KB 



Soll- und Habenbuchung mitBMaufKS 



KF . KB* KS oblegen 



BEF 2 in Ordner abheften 



Ü ber tragungs v bez Bank a. S 



BEF 1,2,3 schreiben 



Anwesenheit Prok A prüfen 



S.BEF 1,2 an Prok A 



S unterschrei ben 



3 t* o» 3 „ 

t: ir c <e 

S a $ S ^ 



isnmsE&M 
laaoaaBB 
lt321]glHH 
irjasasiB 
inasaaBB 
lasnaaBB 
laamsar 
nasaai 
□asaaBB 
aaaaaBB 
a^aaaafl 
oaaaaBB 
nasaaaB 
laaaaaBB 
□asaaBB 
naaaaBB 
aassaiB 
aasaaafl 
laanaaBB 
laasaaBB 
laaaaaBB 
□asaaBB 
□asaaaa 
□asaaBB 
□asaaBB 
isasaaBB 
laasaai 



laaaaaBBBi 
la^saaaBi 
□asaaaBi 



Oil Maßnahmen 



Summe Soll I Ist 



O Bearbeitung lc ^Transport □ Prüfung Verzögerung ^ Ablage 



Abb. 61: Konventionelle Ablaufkarte Work Simplifikation 
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Arbeitsablauf 

Eingang und Gutschrift Kundenschecks 



Verrichtung (Ablaufstufen) 



Verr . -Art 



1 S an Buchhalter 

2 S prüfen 

3 S an Kontoristin 

4 S in SEB eintragen 

5 KB der KK entnehmen 

6 prüfen Guthabenlimit 

7 KB ablegen 

8 Ubertragungsv.Hausbk.a.S . 

9 BEF 1,2,3 schreiben 

10 Anwesenheit Gesch.-F. prüf. 

11 S+BEF 1,2 an Geschäftsf. 

12 S unterschreiben 

13 BEF 1 unterschreiben 

14 S+BEF 1,2 an Kontoristin 

15 S in SEB austragen 

16 S+BEF 1,2,3 vereinigen 

17 S+BEF 1,2,3 an Bank 

18 KA+BEF 2 an Buchhalter 

19 KA und BEF 2 prüfen 

20 KA ablegen 

21 BEF 2 an Kontoristin 

22 KF ,KB und KS der KK entn. 

23 Habenbuchg. m. BM auf KF 

24 Sollbuchg . m. BM auf KB 

25 S u. H- Buchung m. BM auf KS 

26 KF ,KB + KS ablegen 

27 BEF 2 in Ordner ablegen 

28 Ubertragungsv.bez .Bank a.S. 

29 BEF 1,2,3 schreiben 

30 Anwesenheit Prok.A prüfen 

31 S, BEF, 1,2 an Prok.A 

32 S unterschreiben 



l T S 

I t s 



IT* 



t \ T S 



Aufgabenträger (Stelle) 



u o 0 

o PQ PQ « 4-1 

PQ O O O 



Abb. 63: Moderne Ablaufkarte 



V/Prok. 



















aa) Folge-laufgabenträgergebundene Rasterdarstellung 



Diese Form der Darstellung (vgl. Schmidt 1975/180) zeigt Abb. 64. In den Zeilen 01 - 
06 dieser Abbildung stehen ausschließlich verbale Angaben. Deren Umfang ist aus Platz- 
gründen begrenzt; die Aufnahme aller 14 Merkmale der Arbeitselemente erscheint kaum 
möglich. Zur Ergänzung kann auf Legenden in Form von Listen oder verbalen systemati- 
schen Arbeitsablaufdarstellungen (Zeilen 07-09) verwiesen werden. Die alleinige Auf- 
nahme von Legendenhinweisen verringert die Anschaulichkeit übermäßig (Zeilen 10- 
12). Vorteilhaft ist der geringe Zeichenaufwand. 

Die Verknüpfung der Rasterfelder ist problematisch. Unmittelbar untereinander stehende 
Felder gelten als verbunden. Felder verschiedener Spalten und nicht unmittelbar unter- 
einander stehende Felder müssen durch Lauflinien verbunden werden. Entscheidungsfel- 
der sind nur durch die Frageform erkennbar; ihre Ausgänge können nur teilweise be- 
zeichnet werden (vgl. Feld 04/04). Evtl, sind sie mangels Formstrenge mit der Ausfüh- 
rung zusammengefaßt (vgl. die Felder 1 1/01 und 1 1/02). 

Bedingt durch die Aufgabenträgerspalten treten bei allen folge-/aufgabenträger- 
gebundenen Darstellungen Überschneidungen der Lauflinien auf (vgl. Jordt/Gscheidle o. 
J.-5/26); zwei sich kreuzende Ablauflinien bedeuten keine Zusammenführung. Oder- 
sowie Und-Teilungen werden zwar dargestellt, aber nicht besonders anschaulich . 



bb) Folge-I auf gabenträger gebundene Blockdiagramme 

Diese Form der Darstellung zeigt Abb. 65. Die Arbeitselemente sind im Beispiel durch 
die der EDV entlehnten Symbole für Verzweigung und Bearbeitung dargestellt. Hier- 
durch werden die Oder-Teilungen deutlich. Für die Darstellung der Merkmale der Ar- 
beitselemente gilt entsprechend das zu Abb. 64 Gesagte. Gegenüber dieser Abbildung 
liegt der besondere Vorteil der Blockform in der deutlichen Verknüpfung der Arbeitsele- 
mente. 



cc) Die Blockschaltbildmethode nach Buschardt 

Die Blockschaltbildmethode wurde von Buschardt in den Jahren 1968-1973 in der Deut- 
schen Demokratischen Republik entwickelt (vgl. Buschardt 1968 und 1973). Eine Dar- 
stellung des vorhergehenden Beispiels mit der Blockschaltbildmethode zeigt Abb. 66. Es 
ist ersichtlich, daß bei grundsätzlich gleichem Aufbau besondere Symbole (Bausteine) 
verwendet werden. Diese Symbole haben mehrere Symbolfelder, die teilweise verbale 
Beschreibungen (im allgemeinen Verrichtung und Objekt), teilweise Legendenverweise 
aufnehmen, die sich auf eine sog. Symbolliste beziehen (Abb. 67). 

Die von Buschardt vorgesehenen Symbole bzw. Bausteine zeigt und erläutert Abb. 68. 
Es gibt drei Bausteinreihen; in neuerer Zeit wird die Reihe C bevorzugt, da sie besonders 
klar und elastisch einsetzbar ist. 
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Ein Vergleich des Beispiels mit den Symbolen und ihren Erläuterungen in Abb. 68 zeigt 
die Charakteristika der Blockschaltbildmethode auf: 

- Symbolfeld 4, der Inhalt des Bausteines, deckt sich mit den vorhergehenden Darstel- 
lungen. 

- In den Symbolfeldem 8, 2, 6 und 9 drückt sich eine Besonderheit aus: Jedes Arbeitse- 
lement wird als ein Potential zur Entstehung oder Umwandlung (Transformation) von 
Informationsträgern oder Stoffen aufgefaßt; bei dieser Transformation können folgen- 
de Größen eine Rolle spielen: 

Feld-Nr. 8 : Eingang (Input) 

(./.) Feld Nr. 6 : Nicht mehr benötigte (Ablage, Lagerung) oder durch Umwandlung 
untergehende Objekte 

(+) Feld-Nr. 2 : Entstandener oder umgewandelter Informationsträger oder Stoff mit 
neuer Bezeichnung des Objektes 
(=) Feld-Nr. 9 : Ausgang (Output) 

Der Ausgang muß sich lückenlos im Eingang eines oder mehrerer unmittelbar folgen- 
der Felder wiederfinden. 

- Input und Output können Speichern entnommen werden bzw. in diese fließen. 

- Ein Symbol bzw. Baustein kann anstelle eines Unterprogrammes stehen (sog. Kom- 
plexaktivität) . 

Im Baustein für Komplexaktivitäten wird in den Feldern 10 und 11 auf die Art und die 
Adresse der Darstellung mit der größeren Auflösung hingewiesen. Dies hat dazu geführt 
(Buschardt 1973/116, Schmidt 1975/215), die Blockschaltbildmethode als besondere 
Ausprägung des Black-box- Ansatzes aufzufassen. Grundsätzlich können jedoch die Ele- 
mente aller Darstellungsformen weiter aufgelöst bzw. konkretisiert und insoweit als 
schwarze Kästen gedeutet werden (vgl. das Symbol „Unterprogramm“ bei Programmab- 
laufplänen). 

dd) Variation durch Verwendung von Gitterbögen 

Die zeichnerische Darstellung vorgenannter Formen kann vereinfacht werden, wenn man 
sich eines Gitterbogens in Anlehnung an das IBM-Entwurfsblatt für Programmablaufplä- 
ne bedient (ohne Abb.). Wird auf diesem Blatt die Darstellung analog zum Arbeitsablau- 
fraster ausgeführt, so entstehen zwischen den Feldern Zwischenräume für alle Verbin- 
dungslinien mit entsprechender Erhöhung der Übersichtlichkeit. 



b) Folge-/merkmalsgebundene Darstellungsform 

Diese Darstellungsform wird von Hennig (1965/78 ff.) vertreten. Auf der Merkmalsach- 
se sind in Hauptspalten je Arbeitsort Unterspalten für Subjekte, Objekte, Unterlagen und 
Werkzeuge vorgesehen, die bei Besetzung durch ein Arbeitselement gekennzeichnet 
werden. Da das Verfahren in Literatur und Praxis kaum Resonanz gefunden hat, wird auf 
eine genauere Darstellung verzichtet. 
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Abb. 65: Folge-laufgabenträgergebundene Blockdiagramme 
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SYMBOLLISTE ZUM BLOCKSCHALTBILD 
EINGANG UND GUTSCHRIFT VON KUNDENSCHECKS 


Symbol 


Bezeichnung 


Erstbausteine 


1 


Kunde 


0101 


2 


Scheck 


0102 


3 


Hinweisschreiben an Kunden 


020 1 


4 


Scheckeingangsbuch (-Vermerk) 


0204 


5 


Kontokartei (Kontokarte) 


0304 


6 


Bankeinzahlungsformular 


0503 


7 


Liste off. Rechnungen (Zahlvermerk) 


0708 


8 


Bank 


090 1 


9 


Kontoauszug (-Ablage) 


090 1 


10 


Hinweisschreiben an Bank 


110 1 



Abb. 67: Symbolliste zum Blockschaltbild (Buschardt) 













Abb. 68: Bausteinsymbole der Blockschaltbildmethode (Buschardt) 
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4. Ungebundene Darstellung 



In ungebundenen Formen haben die Achsen bzw. Koordinaten keine materielle Bedeutung. 
Evtl, stellen sie Folgen dar, so daß keine rückläufigen Flußlinien erlaubt sind. Die Gesamtflä- 
che kann 

(7) völlig ungebunden sein, 

(2) durch Ortskoordinaten in bestimmbare Teilflächen aufgeteilt sein, 

(3) durch Ortskoordinaten mit entsprechenden Linien und Spalten in Raster eingeteilt 
sein, 

(4) durch Ortskoordinaten und Beschriftungsfelder mit Zwischenräumen nach Art des 
IBM-Entwurfsblattes für Programmablaufpläne belegt sein. 

Auch bei diesen Formen gilt, daß die Rasterfelder oder Symbole für Arbeitselemente 
ausgefüllt werden können: 

- durch verbale Angaben, 

- durch Legendenverweise, 

- durch Symbole, die ihrerseits durch verbale Angaben oder Legendenverweise ergänzt 
werden können (vgl. Methode Jordt/Gscheidle). 



a) Blockdiagramme 

Blockdiagramme sind für Zwecke der automatisierten Datenverarbeitung entwickelt 
worden. Ihre Symbole sind nach DIN 66001 genormt (vgl. Abb. 69) und sind weitgehend 
auf EDV-typische Bearbeitungsschritte und Datenträger abgestellt. Die allgemeinen 
Symbole lassen sich jedoch auch zur Darstellung konventioneller Abläufe verwenden. 
Blockdiagramme sind grundsätzlich an keine Koordinaten gebunden. Man unterscheidet 
Datenflußpläne und Programmablaufpläne. 



aa) Datenflußpläne 

Datenflußpläne enthalten Arbeitsabläufe unter Herausstellung der Datenträger, Eingabe- 
geräte, Bearbeitungsvorgänge (grundsätzlich komplexer als im Programmablaufplan) 
und Ausgabegeräte. Die Symbole für Datenflußpläne lassen sich entsprechend in Bear- 
beitungssymbole (z. B. Bearbeiten, Eingreifen von Hand), Datenträgersymbole (z. B. Da- 
tenträger allgemein, Lochstreifen) und Datenflußpläne (z. B. Flußlinie, Datenübertra- 
gung) einteilen. 

Abb. 70 zeigt das konventionelle Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ als 
Datenflußplan (unter Verwendung des Verzweigungssymbols). Es wird deutlich, daß 
sich der Datenflußplan und die Blockschaltbildmethode nach Buschardt in der Berück- 
sichtigung der Datenträger, insbesondere der Datenspeicher, ähneln. 
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Abb. 69: Sinnbilder für Blockdiagramme 
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Abb. 70: Datenflußplan (ßr einen konventionellen Teil-Ablauf) 
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bb) Programmablaufpläne 



Programmablaufpläne sind für die Darstellung der Art und Reihenfolge der logischen 
Struktur maschineller Programmschritte, also der Operationen und Verzweigungen in 
einem Programm, entwickelt worden. Sie enthalten keine Symbole für Datenträger. Abb. 
71 zeigt das konventionelle Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundeschecks“ als Pro- 
grammablaufplan. 

Beide Formen des Blockdiagrammes haben den Vorteil hoher Akzeptanz, da sie durch 
die EDV weite Verbreitung gefunden haben. Sie sind jedoch relativ aufwendig in der Er- 
stellung und daher für die Ist-Aufnahme kaum geeignet. Die Aufnahmefähigkeit der 
Symbole ist begrenzt. An wesentlichen Merkmalen fehlen im allgemeinen Aufgabenträ- 
ger, Raum, Zeit, Arbeitsmittel (soweit nicht Datenspeicher) und Menge. Ergänzungen 
sind durch Bemerkungen (vgl. das entspr. Sinnzeichen) oder Legenden möglich. Das 
Subjekt kann auch durch Ordnung des Blockdiagramms nach Subjektspalten (vgl. Abb. 
65) oder auf getrennten Blättern je Aufgabenträger erfolgen; im letzteren Fall wird der 
Nachteil sich kreuzender Flußlinien durch den Nachteil der Konnektorenvielfalt ersetzt. 



cc) Folgepläne 

Als Folgepläne werden Blockdiagramme bezeichnet, die die Reihenfolge von Aufgaben 
(bzw. Verrichtungen an Objekten) im Stückprozess darstellen (sog. Aufgabenfolgepläne, 
vgl. Abb. 71 und IV) oder die Reihenfolge von Aufgabenträgem im Stückprozess (sog. 
Aufgabenträger-Folgepläne: vgl. auch Abb 74). 



b) Struktogramme 

Struktogramme wurden 1973 von Nassi und Shneidermann vorgestellt und werden des- 
halb auch Nassi-Shneiderman-Diagramme genannt. Ihre grundlegenden Symbole erge- 
ben sich aus Abb. 72a (vgl. auch DIN 66261). Abb. 72b zeigt ein Struktogramm für das 
Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“. 

Vergleicht man Abb. 72b mit Abb. 71, so ist eine gewisse Ähnlichkeit festzustellen; die 
Blöcke des Programmablaufplans dehnen sich im Struktogramm sozusagen über die 
ihnen zur Verfügung stehenden leeren Zwischenräume aus. 

Von Nachteil ist, daß die Strukturblöcke immer kleiner werden, je mehr Verzweigungen 
in einer Darstellung Vorkommen. Von Vorteil ist, daß die Ablauflinien des Blockdia- 
gramms entfallen (Ablauf stets von oben nach unten). Der wesentlichste Vorteil ist, daß 
die sogenannte strukturierte Programmierung, d. h. eine konsequente Hierarchisierung 
bzw. Top-down-Strategie unterstützt wird. Dies geschieht durch Einhaltung folgender 
Prinzipien (vgl. Kurbel 1985/59ff.): 

- Jeder Strukturblock besitzt nur einen Eingang und einen Ausgang. Dies gilt auch für 
die Verzweigungssymbole und schließt Überlappungen aus, d.h. den Fall, daß in einen 
Strukturblock Eingänge aus Teilen mehrerer Verzweigungssymbole laufen. 
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- Jeder Strukturblock ist durch einen anderen oder mehrere andere ersetzbar; eine Seg- 
mentierung darf nur durch Schachtelungen (Unterprogramme) oder einfache Aneinan- 
derreihungen erfolgen. 

Die Schachtelung bzw. Unterprogrammbildung kann auch als Auslagerung mit Rückkehr 
zum Hauptprogramm dargestellt werden (vgl. die geschlossenen Entscheidungstabellen 
mit den Befehlen DO TAB ... und RETURN in Abb. 98). Werden Unterprogramme nur 
aus unverzweigten Sequenzen mehrerer Elementarblöcke gebildet, (vergleichbar mit Ak- 
tionstabellen der Abb. 99), so ist die Gesamtheit der Bedingungen bzw. Fallunterschei- 
dungen aus dem Hauptprogramm ersichtlich. Ausgelagerte Unterprogramme können zur 
Erfüllung gleichartiger Teilaufgaben an verschiedenen Punkten des Programms einge- 
setzt werden. 

Aneinanderreihungen (Verkettungen) entsprechen nur dann der strukturierten Program- 
mierung, wenn sie der Forderung nach einem Ausgang eines jeden Strukturblockes nicht 
zuwiderlaufen. 

Dieser Forderung widersprechen Sprungbefehle (vgl. in Abb. 98 die offene Form der 
Entscheidungstabelle mit unterschiedlichem Aufruf GO TO ... je Regel in TAB 4); daher 
sollen GO-TO-Befehle bei strukturierter Programmierung vermieden werden . 

Die Grundsätze der strukturierten Programmierung können als eine Neufassung von 
Prinzipien angesehen werden, die auch bei einer exakten Aufgabenanalyse und deren 
(stufenweiser) Umsetzung in Stückprozesse zu beachten sind (vgl. IV). 



c) Technik Jordt/Gscheidle 

Diese Technik wurde von Jordt und Gscheidle in den 50er und 60er Jahren erarbeitet und 
ausgebaut (vgl. die Literaturangaben). Sie berücksichtigt alle in Abb. 57 dargestellten 
Merkmale der Arbeitselemente und Beziehungen und - hier nicht dargestellt - evtl. 
Kosten und Wege. Ihr Nachteil sind jedoch die aufwendigen und merktechnisch nicht 
vorteilhaft gestalteten Symbole. 

Das Gesamtsystem der Darstellungstechnik besteht aus 

- Aufgabengliederung (vgl. Arbeitsanalyse nach Kosiol), 

- Aufgabenfolgeplan (vgl. Arbeitsablauf-Listen), 

- Strukturbild, 

- Felddarstellung. 



aa) Strukturbild 

Das Strukturbild ist eine völlig ungebundene Darstellungsform mit der Flußrichtung von 
oben nach unten. Abb. 74 zeigt das Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ 
als Strukturbild. Die verwendeten Symbole und Lauflinien erklären sich aus der Abbil- 
dung. Die Elemente des Strukturbildes sind die sog. Arbeitsfelder oder Arbeitsorte. Ihr 
Inhalt sind die von einem Mitarbeiter bei einem aufgabenbezogenen Arbeitsablauf ohne 
zeitliche Unterbrechung und ohne zwischengeschaltete Oder-Teilung zu erledigenden 
Aufgaben. Das zum Ausdruck kommende Merkmal ist nur der Aufgabenträger. 
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Bedingung 1 


SB 






Nein 






SB 


SB 



Strukturblock Bedingte Verzweigung 

(Elcmcntarblock) (Begrenzte Bedingung) 



Wiederhole, bis 
Bedingung erfüllt 



SB 




Wiederholung 

(Schleife) 

Abb. 72a: Sinnbilder für Struktogramme 



Falluntcrscheidung 
(Erweiterte Bedingung) 



Eingangsscheck i.O.? ^ 


Ja 


Nein 


Scheck in Scheckeingangs- 


Scheck an Aussteller 


buch cintragen 


(Keine weitere Tätigkeit) 



Guthabcnlimit bei bezogener Bank 
erreicht? 



Ja 



Nein 



Scheck mit Übcrtragungs- 


Scheck mit Übcrtragungs- 


vermerk an Hausbank versehen 


vermerk an bez. Bank vers. 


Bankeinzahlungsformular (BEF) 3-fach ausst. 


" — — 


_^_^13EF Blatt 1 u. 2? 




Ja 






Nein 


Gf anwesend? 






Ja 


^ 


nein 


Zahlvermerk 




Prok. A anwes.? 


in Liste 
der offenst. 




Ja 


nein 


Rechnungen 


Gf untcrschr. 


Prok. A unter. 


Prok. B unter. 




ÜVerm. u. BEF 1 


ÜVerm. u. BEF 1 


ÜVerm. u. BEF 1 





Scheck aus Schcckeingangsbuch austragen und mit BEF an Bank 



Wiederhole, bis Übereinstimmung Kontoauszug und BEF 



Kontoauszug, BEF Bl. 2 und Hinweis- 
schreiben an Bank geben 



Kontoauszug ablcgen, BEF an GBuII/Ko geben 



Gutschrift Scheck buchen 



Abb. 72b: Struktogramm 
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Abb. 73: Innere Aufteilung des Arbeitsfeldes (Jordt/Gscheidle) 



bb) Felddarstellung 

Die Felddarstellung dient der Konkretisierung des Arbeitsablaufes, evtl, nach allen 14 
Merkmalen der Abb. 57. Sie erfolgt auf einem Rasterbogen (vgl. Abb. 75b). Grundsätz- 
lich entspricht jedem Element des Strukturbildes ein Rasterfeld, ein sog. Arbeitsfeld. 
Gehen von einem Aufgabenträger jedoch Informationsflüsse an verschiedene Aufgaben- 
träger, so müssen hierfür verschiedene Arbeitsfelder eingerichtet werden (vgl. z. B. die 
Felder 2/b und 2/c der Abb. 75b). 

Die innere Aufteilung eines Arbeitsfeldes zeigt Abb. 73. Alle 14 Feldelemente nach Abb. 
57 finden hier ihren Platz, und zwar, abgesehen von den Zeitangaben, durch Symbole. 
Im Beispiel kommen allerdings nicht alle möglichen Arbeitselemente vor. Die von Jordt/ 
Gscheidle hierfür entwickelten zahlreichen Symbole können hier nicht vollständig wie- 
dergegeben werden. Anzumerken ist, daß Jordt/ Gescheidle auch sogar Symbole ent- 
wickelt haben, um ihre Technik anstelle von Blockdiagrammen der EDV einsetzbar zu 
machen (Jordt/Gscheidle 1969). 

Die in den Arbeitsfeldern dargestellten Symbole sind einzeln erklärungsbedürftig. Dies 
geschieht in einer sog. „Zusammenstellung der Arbeitselemente“ (vgl. Abb. 75a). Die 
Lesbarkeit dieser Zusammenstellung hängt davon ab, daß die Symbole in ihrer Bedeu- 
tung sicher erkannt werden. Dem Betrachter wird ohne weiteres deutlich, daß diese auf- 
wendige Technik ausschließlich von Organisatoren beherrscht werden kann, die laufend 
mit ihr arbeiten. Sie kann anderen Beteiligten im organisatorischen Entscheidungsprozeß 
sowie den die organisatorische Regelung ausführenden Stellen nicht zugemutet werden. 
Trotzdem wird diese Technik von Refa propagiert (Refa 1985/Bd. 2/6 ff.). 
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Nr. Bezeichnung 

1 Kunde 

2 Buchhalter 

3 Kontoristin 

4 Geschäftsführer 

5 Sachbearbeiter 

6 Bank 

7 Prokurist A 

8 Prokurist B 



Sp. 

Al 

A2 

Bl 

B2 

CI 

C2 

Dl 

D2 



Spaltungsbedingungen 
Scheck ordnungsgemäß 
Scheck nicht ordnungsgemäß 
Geschäftsführer anwesend 
Geschäftsführer nicht anwesend 
Prokurist A anwesend 
Prokurist A nicht anwesend 
Kontoauszug einwandfrei 
Kontoauszug nicht einwandfrei 



Abb. 74: Strukturbild JordtIGscheidle 
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Abb. 75b: Felddarstellung Jordt/Gscheidle 
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a) 


Aufgabenträger 










b) 


Objekt 










c) 


Verrichtung 










d) 


Input 


e) 


Speicher 


f) 


Arbeitsmittel 


g) 


Arbeitsergebnis 


~hT 


Ablage 


i) 


Output 



Abb. 76: Feld im Gitterraster 
d) Gitterraster mit Merkmalslegende 
da) Konventionelle Erstellung 

Als einfache und umfassende Synthese verschiedener bisher beschriebener Darstellungs- 
formen bietet es sich an, ein Gitterraster zu verwenden und die Rasterfelder je nach dem 
gewünschten Konkretisierungsgrad mit Merkmalsfeldem zu versehen (Abb. 77). 

Als Merkmale kommen z.B. Feldelemente nach Jordt/Gscheidle (vgl. Abb. 57), die 
Bausteininhalte nach Buschardt (Abb. 68) oder die Merkmale nach Abb. 7 in Betracht, 
insbesondere auch Angaben zu Auflösung (Hierarchisierung beim Topdown-Vorgehen). 
Es kann auch eine Ergänzung um Kennziffern (z. B. Kosten) erfolgen. 

Das verwendete Rasterfeld hat Teilfelder gern. Abb. 76. Aufgabenträger, Objekt und 
Verrichtung werden zur Erhöhung der Anschaulichkeit verbal, die anderen Merkmale 
durch Legendenhinweise auf eine Merkmalsliste angegeben. Diese Merkmalsliste enthält 
alle entsprechenden Merkmale mit einer laufenden Numerierung (Abb. 67, Symbolliste 
nach Buschardt). Für Entscheidung und Ausführung werden identische Rasterfelder ver- 
wendet. Die Ausgänge bei Teilungen werden an der Flußlinie bezeichnet. Ebenso werden 
Konnektoren (K mit Ziffer lt. Merkmalsliste) an Flußlinien angegeben. 

Eine derartige Form ist wirtschaftlich zu erstellen und hat u. E. einen breiten Anwen- 
dungsbereich auf allen Stufen des Organisationsprozesses. Wie noch zu zeigen sein wird, 
läßt sich die Merkmalslegende auf die Entscheidungstabellentechnik übertragen. 



db) EDV- gestützte Erstellung 

Abb. 78a-c zeigen die Gitterrasterform mit EDV-Unterstützung. (Ausgabe über Bild- 
schirm und Drucker). Die Software wurde in Anlehnung an da) von Diehl (1986) ent- 
wickelt. Der Gesamtraster besteht aus 99 Rasterspalten, 99 Rasterzeilen und somit rund 
10.000 Rasterfeldem. Auf dem Bildschirm sind jeweils 3 mal 3 gleich 9 benachbarte Ra- 
sterfelder beliebig auswählbar. Es stehen Verzweigungssymbole für Oder-Teilung, Und- 
Teilung (jeweils 2fach) und Mehrfach-Auswahl (Case) zur Verfügung. In jedem Raster- 
feld werde Aufgabenträger, Objekt und Verrichtung verbal beschrieben. Zu jedem Ra- 
sterfeld können in zwei Fenstern bzw. Merkmalslisten je 12 Merkmale gespeichert und 
hinzugezogen werden (vgl. Abb. 78a); die Definition der insgesamt 24 Merkmale ist be- 
liebig. Abb. 78b zeigt diese Technik bezogen auf das Beispiel der Abb. 77. Abb. 78c 
zeigt eine alternative Merkmalsliste mit Feldelementen nach Jordt/Gscheidle bzw. nach 
Abb. 57a. Eine Hierarchisierung ist (noch) nicht vorgesehen. 
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Abb. 77: Gitterraster-Darstellung 
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Abb. 78c: Merkmalsliste mit Fremdelementen nach JordtIGscheidle (vg. Abb. 57a) 



e) Systemanalytische EDV-gestützte Darstellungstechniken 

Auf dem Markt befindet sich eine Vielzahl spezifischer EDV-gestützter Darstellungs- 
techniken, die im allgemeinen von einem Grundbaustein mit Elementen und Input- sowie 
Output-Objekten und -Beziehungen ausgehen (vgl. Abb. 7). Es handelt sich überwiegend 
um Netze, teilweise um Petri-Netze (Reisig 1986). Einzelne Techniken dieser Art sind 
z. B. fflPO, IPO, HIM, SADT (SCS Hamburg), ISAC (Actis Berlin), KSA (Krallmann 
1986), UniBase (Arge/Kontakt GMD St. Augustin), AMTOS (Niemeyer 1987)sowie Da- 
tenfluß-Diagramme zur Funktions-Modellierung in CASE-Werkzeugen. 
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5. Entscheidungstabellen 



a) Einführung 

Die Entscheidungstabelle ist eine tabellarische, in bestimmter Weise formalisierte Dar- 
stellung von Wenn-Dann-Beziehungen. Ihr Hauptanwendungsgebiet ist die Darstellung 
verzweigter Arbeitsabläufe; diese sind durch Folgen von (Verzweigungs-)Bedingungen 
(wenn-Komponente) und Aktionen (dann-Komponente) gekennzeichnet. Sie können 
auch zur Darstellung entsprechender logischer Beziehungen mit anderem Inhalt verwen- 
det werden (z. B. Stellvertretung: wenn A abwesend, dann B). 

Die Entscheidungstabelle hat vier Felder (Quadranten, Teile), die durch Doppelstriche 
voneinander abgegrenzt werden und einen Aufbau gern. Abb. 79 haben. 
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Abb. 79: Aufbau einer Entscheidungstabelle 

Bedingungstext- und Bedingungsanzeigerteil bezeichnet man zusammen als Bedingungs- 
teil, Aktionstext- und Aktionsanzeigerteil als Aktionsteil, Bedingungs- und Aktionstext- 
teil als Textteil sowie Bedingungs- und Aktionsanzeigerteil als Anzeigerteil. Als Bedin- 
gungsanzeiger gibt es die begrenzten Bedingungsanzeiger J (Ja) und N (Nein), erweiterte 
Bedingungsanzeiger (z. B. Bedingungstext Farbe, Bedingungsanzeiger rot, schwarz) und 
den sog. Irrelevanzanzeiger (d. h. die Bedingung hat für die Regel keine Bedeutung). 
Als Aktionsanzeiger gibt es den begrenzten Aktionsanzeiger X (Aktion ist auszuführen), 
erweiterte Aktionsanzeiger (z. B. Aktionstext Skonto, Aktionsanzeiger 3 %, 5 %) und 
den Aktionsanzeiger oder blank (d. h. die Aktion ist nicht auszuführen). Entspre- 
chend unterscheidet man begrenzte und erweiterte (sowie gemischte) Entscheidungsre- 
geln bzw. -tabeilen, die ihrerseits in einfache (ohne Irrelevanzanzeiger) und komplexe 
(mit Irrelevanzanzeiger) eingeteilt werden. 

Abb. 80a zeigt das Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ in Form einer be- 
grenzten Standardtabelle (vgl. Textfassung Abb. 59). 
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Eine Standardtabelle enthält alle logisch möglichen Bedingungsanzeigerkombinationen, 
d. h. Z t • Z 2 • Z 3 . . . Z„ Regeln, wobei Z die Zahl der Bedingungsanzeiger (-zustände) 
einer Bedingung, n die Zahl der Bedingungen darstellt. Bei begrenzten Bedingungsanzei- 
gem ergeben sich 2 n Regeln, im Beispiel 2 5 = 32 Regeln. Dabei werden die Bedingungs- 
anzeiger systematisch angeordnet (vgl. Abb. 80a). 

Im Beispiel wurde zur Vermeidung einer übermäßigen Regelanzahl auf die Bedingung 
„Guthabenlimit bei der bezogenen Bank erreicht“ verzichtet, zumal von ihr keine we- 
sentliche Ablaufaltemative abhängt (Übertragung an bezogene Bank oder Hausbank). 
Eine Entscheidungstabelle heißt eindeutig, wenn sich alle Regeln gegenseitig ausschlie- 
ßen, also für einen Fall nur eine Regel zutrifft. Sie heißt mehrdeutig, wenn für einen Fall 
mehrere Regeln zutreffen. Treffen für einen Fall mehrere Regeln zu, so können diese 
sich widersprechen (widersprüchliche Aktionen auslösen), redundant sein (zu gleichen 
Aktionen führen) oder sich ergänzen (zu ergänzenden Aktionen führen). Eintreffer- 
Entscheidungstabellen streben Eindeutigkeit an. Mehrtreffer-Entscheidungstabellen 
lassen sich ergänzende Regeln zu. 

Regeln in Eintreffer-Entscheidungstabellen bzw. sich ausschließende Regeln kann man 
(evtl, mehrmals hintereinander) zu einer Regel zusammenfassen bzw. konsolidieren, falls 
(1) die Regeln im Aktionsanzeigerteil übereinstimmen, (2) die Regeln im Bedingungsan- 
zeigerteil mit Ausnahme eines einzigen Anzeigers übereinstimmen und (3) die Regeln 
alle Zustände der Bedingungsanzeiger der entsprechenden Bedingung enthalten - vgl. 
Abschnitt g. Abb. 80b zeigt Abb. 80a konsolidiert, mit 9 statt 32 Regeln. 

Eine Entscheidungstabelle ist (formal!) vollständig, wenn für alle möglichen Bedin- 
dungsanzeigerkombinationen mindestens eine Regel zutrifft. Die Prüfung auf Vollstän- 
digkeit kann als gedankliche Umkehrung der Konsolidierung betrachtet werden. Es wird 
gefragt, ob alle nach der Bedingungsanzahl möglichen einfachen Regeln in einer kom- 
plexen Entscheidungstabelle implizit enthalten sind. Dazu muß aus den Irrelevanzanzei- 
gem die durch sie repräsentierte Anzahl einfacher Bedingungsanzeigerkombinationen er- 
mittelt werden. Die in einer einzelnen komplexen Regel enthaltenen impliziten Regeln 
ergeben sich aus dem Produkt der Anzahl der durch die Irrelevanzanzeiger ausgedrück- 
ten Anzeigerzustände. Für die Entscheidungstabelle der Abb. 80b ergibt sich mit 32 ent- 
haltenen Regeln Vollständigkeit (RI: 2 1 = 2; R2: 2 1 = 2; R3 bis R6: 4; R7: 2 2 = 4; R8: 2 2 
= 4; R9 2 4 = 16; Summe: 32) - vgl. a. Abschnitt h - . 

Das Hauptanwendungsgebiet von Entscheidungstabellen liegt in der Darstellung EDV- 
bezogener Abläufe; durch den Einsatz entsprechender Software können hierbei Tabellen 
maschinell in ein Programm konvertiert werden. Aber auch zur Darstellung konventio- 
neller Abläufe wird die Entscheidungstabelle vorgeschlagen und auch verwendet. Einige 
im konventionellen Bereich auftretenden Probleme und Ansätze zu ihrer Lösung sollen 
im folgenden aufgezeigt werden. 

Die Bezeichnung „Entscheidungstabelle“ ist insofern irreführend, als sie i. d. R. keine 
echten Entscheidungen (unter Unsicherheit) abbildet. Korrekter wäre die Bezeichnung 
„Bedingungs- Aktions-Tabelle“ (bzw. -Regel“). Vereinzelt wird auch der Ausdruck 
„Produktionstabelle“ (bzw.-Regel“) verwendet. 
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b) Das Problem der Und-Teilung 



Im Gegensatz zu EDV-bezogenen Abläufen sind Und-Teilungen in konventionellen Ab- 
läufen sehr häufig. In der Entscheidungstabellentechnik sind sie als solche nicht vorgese- 
hen. 

Abb. 81 zeigt das Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ ohne Berücksichti- 
gung der Und-Teilung nach Erstellung des Bankeinzahlungsformulars im Bedingungs- 
textteil. Die Auswirkung besteht darin, daß die Äste der Und-Teilung sich nicht in ver- 
schiedenen Regeln als ein Nebeneinander, sondern innerhalb einer Regel als ein Hinter- 
einander von Aktionen niederschlagen. So folgt im Beispiel der Abb. 81 auf die Aktio- 
nen A 5 bis A 7 (Unterschrift des Schecks) die Aktionen A 8 (Zahlvermerk), obwohl dieser 
Zahlvermerk parallel zur Unterschriftsleistung vorgenommen wird (und zwar durch 
einen anderen Aufgabenträger). Bei der Rückübertragung der Entscheidungstabelle in 
eine verbale oder grafische Form würde ein anderer Ablauf dargestellt, als bei der Auf- 
stellung der Tabelle zugrunde lag. Abb. 82a zeigt den wahren Ablauf, Abb. 82b den sich 
aus den Regeln der Tabelle ergebenden falschen Ablauf. 

Abhilfe ist auf zwei Wegen möglich: 

( 1 ) In den Aktionstextteil werden bei der Entstehung und Weiterführung von Und- 
Teilungen Konnektoren aufgenommen, die sich auf die folgenden bzw. vorhergehenden 
Aktionen beziehen (vgl. die Aktionstexte A 4 und A 8 der Abb. 81). Dieses Vorgehen er- 
scheint nicht systemgerecht. 

(2) Die Und-Teilung wird durch Einführung einer oder mehrerer fiktiver Bedingungen, 
die das Vorliegen des Teilobjektes bzw. Informationsträgers zum Inhalt haben, wie eine 
Oder-Teilung behandelt. 

In Abb. 80a wurde mit der Bedigung B 2 eine Und-Teilung mit zwei Ästen durch be- 
grenzte Anzeiger dargestellt. Bei Verwendung begrenzter Anzeiger führen die Teilobjek- 
te zu sich ausschließenden Bedingungen (der Fall „Teilobjekt 1: Ja“ kann nicht mit dem 
Fall „Teilobjekt 2: Ja“ kombiniert sein). Derartige sog. Ausschlußgruppen können als 
eine Bedingung mit erweiterten Anzeigern dargestellt werden. Bei dreifacher Und- 
Teilung ergeben sich z. B. folgende Darstellungsmöglichkeiten: 



Blatt 1 


J N N 


Blatt 1 


J N N 


Blatt 


1 2 3 


Blatt 2 


- J N 


Blatt 2 


- J N 


(erweiterte Anzeiger) 






Blatt 3 


- - J 







Die erste Form stört die Vollständigkeitsprüfung nicht; nachteilig ist die geringe Aussa- 
gekraft der Regel mit dem Bedingungsanzeiger N für alle Bedingungen. Die zweite Form 
hat diesen Nachteil nicht, sie ist jedoch unvollständig; im Beispiel ist die Zahl der mögli- 
chen Regeln 2 3 = 8, die Zahl der enthaltenen nur 7. Die dritte Form ist sehr übersichtlich 
und benötigt in jedem Fall nur eine Bedingungszeile. 
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Abb. 81: Entscheidungstabelle mit Berücksichtigung von Und-Teilungen durch Konnektoren 
im Textteil 
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Abb. 82b: Falscher Ablauf ohne Berücksichtigung der Und-Teilung 
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c) Probleme aus der herkömmlichen Aufstellung von Eintreffer-Entscheidungstabellen 
aa) Allgemeine Grundsätze der Aufstellung 

Die Aufstellung von Entscheidungstabellen soll realitätsbezogen (problemgerecht, aufga- 
bengerecht), normengerecht und verwendungskonform sein (Büchi 1976/39). Realitäts- 
bezogenheit heißt, daß die Bedingungen, Aktionen und Entscheidungsregeln der Realität 
(dem Problem, der Aufgabenerfüllung) entsprechen müssen. Die Entscheidungstabellen- 
technik zeigt nicht automatisch materielle Fehler aus fehlenden oder falschen Bedingun- 
gen, fehlenden oder falschen Aktionen oder materiell falschen Entscheidungsregeln auf 
(z. B. bei Barzahlung kein Skonto, bei Zahlung nach 30 Tagen 5 % Skonto). Normenge- 
rechtigkeit heißt, daß die grundsätzlichen Regeln über den Aufbau von Entscheidungsta- 
bellen eingehalten werden sollen. Verwendungskonformität bedeutet, daß bei der Auf- 
stellung, Prüfung und Konsolidierung, insbesondere auch hinsichtlich der Wahl der Art 
der Entscheidungstabelle, der Verwendungszweck maßgeblich sein muß. Für die maschi- 
nelle Bearbeitung, z. B. die maschinelle Umwandlung in ein EDV-Programm (Konver- 
sion), wird je nach Software u. a. eine bestimmte Art der Tabelle verlangt (Meyhak 
1975/201 ff., Köhler 1976/611 ff.). Bei Anwendung der Entscheidungstabellentechnik in 
der allgemeinen Organisation ist die Auswahl der Art der Entscheidungstabelle abhängig 
von ihrer Eignung im Organisationsprozeß und -zyklus, insbesondere für die Erhebung 
(Ist-Aufnahme) und Analyse, für die Entwicklung des Soll-Vorschlages bei Re- und 
Neuorganisierungen sowie für die Einführung von Organisaten. 



bb) Aufstellung auf Basis der Erhebung 

Nicht-schriftliche Erhebungsergebnisse fallen bei nicht oder halb standardisierten Inter- 
views und bei der unstrukturierten Beobachtung an. Schriftliche Erhebungsergebnisse 
fallen bei den anderen Erhebungstechniken an. Zu denken ist hier insbesondere an Frage- 
bögen, Tagesberichte (Selbstaufschreibungen), Laufzettel und Ergebnisse des Dokumen- 
tenstudiums (verstreute schriftliche Regelungen wie z. B. Aktennotizen, systematische 
verbale und grafische Ablaufdarstellungen). 

Aus diesen Basisinformationen müssen 1. die Bedingungen, 2. die Aktionen und 3. die 
relevanten Anzeiger (wenn-dann-Beziehungen) herausgearbeitet werden. 

(7) Vorbereitende Tätigkeiten der Aufstellung 

Zur Vorbereitung der Eintragung von Informationen in Entscheidungstabellen können 
folgende Stufen vorgesehen werden (Greve 1973/22 ff., Meyhak 1975/105 ff., Büchi 
1976/22): 

- Ungeordnetes Zusammenstellen aller Regelungen des Problemfeldes (Bezugsberei- 
ches), 

- Herausarbeiten der Bedingungen und Aktionen, z. B. durch Unterstreichen, 

- Aufstellen einer Checkliste der Bedingungen und Aktionen, 

- Prüfen der Checkliste auf Mehrfachnennungen (einschließlich Synonyma, Negatio- 
nen), unpräzise Formulierungen und falsche Reihenfolge, 

- Feststellung von sich ausschließenden Bedingungen (Ausschlußgruppen), evtl. Formu- 
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lierung als erweiterte Bedingung, 

- Segmentierung (Aufteilung, Zergliederung, Splitting) des Problemfeldes zur Einhal- 
tung einer angemessenen Regelanzahl je Entscheidungstabelle. 

Je größer die Übersichtlichkeit des Problemfeldes, je präziser die Angaben und je kom- 
petenter der Organisator, desto mehr treten diese Stufen zurück. Bei nicht-schriftlichen 
Erhebungsergebnissen stellt sich die Frage, in welcher Form die erste schriftliche Fixie- 
rung erfolgen soll. In der Praxis dürften mehr oder weniger geordnete Notizen vorherr- 
schen. Jordt/Gscheidle (o. J., LB 6/10) sehen für die Aufnahme der Ablauforganisation 
die unmittelbare Übernahme von Interviewergebnissen in zeichnerischer Form vor (Feld- 
darstellung mit Zusammenstellung der Arbeitselemente). Wie unten gezeigt wird, kann 
die unmittelbare Erfassung in unverschachtelten Entscheidungstabellen oder in entspre- 
chenden Bedingungs-Aktions-Matrizen als erheblich einfacher angesehen werden. An 
die Stelle der o.g. vorbereitenden Tätigkeiten tritt dann eine Überarbeitung der Tabelle 
bzw. der Matrix. 

(2) Indirekte Aufstellung 

Die Vorgangsschritte der indirekten Aufstellung sind (vgl. Abb. 80a): 

- Eintragung der Bedingungen (Bedingungsbezeichner und -texte), 

- Eintragung der Aktionen (Aktionsbezeichner und -texte), 

- Eintragung der formal möglichen Bedingungsanzeigerkombinationen (Standardtabel- 
le), 

- Eintragung der Aktionsanzeiger. 

Für die Eintragung der Aktionsanzeiger wird oft ein Vorgehen Regeln für Regel vorgese- 
hen. U. E. ist folgende Alternative vorzuziehen: Zunächst erfolgt eine Eintragung der 
Aktionsanzeiger in Abhängigkeit von der ersten Bedingung. Dabei ergibt sich ggf. eine 
große Anzahl von Wiederholungsvorgängen (vgl. Abb. 80a). Sodann wird eine Eintra- 
gung der Aktionsanzeiger in Abhängigkeit von den Bedingungskombinationen der 1. und 
2. Bedingung vorgenommen usw. bis zur 1. bis nten Bedingung, wobei sich ggf. erneut 
Wiederholungsvorgänge ergeben. Die Wiederholungsvorgänge erlauben ein schemati- 
sches Arbeiten und beugen Irrtümem vor. Der Vorteil des indirekten Verfahrens ist, daß 
jede mögliche Bedingungskombination ausgewiesen wird. Einerseits wird hierdurch eine 
materielle Prüfung unterstützt, andererseits ist eine Prüfung auf (formale) Vollständigkeit 
entbehrlich. Der entscheidende Nachteil des indirekten Verfahrens ist die hohe Anzahl 
der Regeln. Nur durch den Zusatzaufwand der Konsolidierung kann die überflüssige 
Aufblähung der Regelanzahl abgebaut werden (vgl. z. B. die Regeln 17-32 der Abb. 
80a). 

(3) Direkte Aufstellung 

Die Vorgangsschritte des direkten Verfahrens, die sich hinsichtlich der ersten beiden 
Stufen nicht vom indirekten Verfahren unterscheiden, sind wie folgt: 

- Eintragung der Bedingungen, 

- Eintragung der Aktionen, 

- Eintragung der Bedingungskombinationen und zugehörigen Aktionen, die für die Pro- 
blemstellung von Bedeutung sind. 

Vorteilhaft ist die sofortige Erstellung einer weitgehend konsolidierten Form. Nachteilig 
ist, daß die Prüfung der logischen Richtigkeit und ausreichenden Differenzierung der 
Entscheidungsregeln weniger unterstützt wird. Eine Prüfung auf Vollständigkeit mit an- 
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schließender Prüfung aller nicht erfaßten Bedingungskombinationen auf ihre Relevanz 
ist daher angebracht. Die direkte Methode sollte daher nur gewählt werden, wenn maxi- 
mal drei oder vier Bedingungen vorliegen, viele Aktionen sich ausschließen und die er- 
faßten Regeln nahezu Vollständigkeit erreichen (Vieweg 1973/21). 



cc) Schwächen der herkömmlichen Aufstellung 

Bei Anwendung der vorstehend beschriebenen Regeln zur Aufstellung von Entschei- 
dungstabellen treten folgende Schwächen auf, die für die zögernde Verbreitung von Ent- 
scheidungstabellen mitbestimmend sein dürften: 

(7) Bei schriftlichen Basisinformationen können die Bedingungen und Aktionen wie vor- 
gesehen vor den Bedingungs- und Aktionsanzeigem eingetragen werden. Die Wenn- 
Dann-Beziehungen, also die Basis für die Eintragung der Bedingungs- und Aktions- 
anzeiger, sind jedoch nur in den Ursprungsinformationen enthalten, nicht in den zwi- 
schengeschalteten Checklisten. Das erneute Durcharbeiten der Ursprungsinformatio- 
nen zur Fixierung der Regeln unter gleichzeitiger Beachtung der bei den Bedingun- 
gen und Aktionen vorgenommenen Umformulierungen etc. ist eine aufwendige und 
fehlerempfindliche Aufgabe. 

(2) Bei der formlosen Fixierung von mündlichen Informationen als Grundlage einer Ent- 
scheidungstabelle sind die Bedingungen und Aktionen relativ leicht zu notieren; für 
die Wenn-Dann-Beziehungen gilt dies jedoch nur, falls jede Aktion oder Aktionsfol- 
ge ausschließlich von einer einzigen Bedingung abhängig ist. Bedingungskombina- 
tionen lassen sich formlos kaum übersichtlich notieren. 

(3) Die unmittelbare Aufstellung einer Entscheidungstabelle aus schriftlichen oder 
mündlichen Basisinformationen könnte diese Schwierigkeiten beheben, stößt jedoch 
auf Schwierigkeiten anderer Art: 

Schriftliche oder mündliche Basisinformationen enthalten einzelne Bedingungen und 
Aktionen im Zusammenhang. Bei unmittelbarer Eintragung dieser Bedingungen und 
Aktionen in eine Entscheidungstabelle ist die Anzahl der Bedingungen des Problem- 
feldes noch unbekannt. Wieviel Bedingungszeilen benötigt werden, ist also noch 
offen. Um die erste Aktionszeile festzulegen, könnte eine maximale Anzahl von Be- 
dingungszeilen festgelegt werden, z. B. fünf, mit der Folge von maximal 32 Regeln. 
Die Anordnung der Anzeiger der ersten Bedingung hängt bei Standardtabellen 
jedoch davon ab, wieviel Bedingungen in der Tabelle tatsächlich benötigt werden. 
Abhilfe könnte allerdings geschaffen werden durch eine umgekehrte Anzeigeranord- 
nung, d. h. bei begrenzten Anzeigern wären in der ersten Zeile die Anzeiger J, N, J, 
N, . . ., in der zweiten Zeile die Anzeiger J, J, N, N, . . . usw. vorzusehen. Bei umge- 
kehrter Anordnung können begrenzte Anzeiger vorgedruckt werden, was insbesonde- 
re bei mündlichen Basisinformationen eine große Hilfe darstellt. Bei fallweiser Ein- 
tragung können die Anzeiger vorhergehender Zeilen ergänzt werden, wenn neue Be- 
dingungen hinzukommen. Die Verwendungskonformität (s. o.) ist jedoch zu beach- 
ten. 

(4) Stellt man Eintreffer-Entscheidungstabellen nach den in bb) beschriebenen Regeln 
auf, so ist es nicht ausgeschlossen, ja eher regelmäßige Folge, daß in einer Entschei- 
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dungstabeile Abläufe erfaßt werden, bei denen Bedingungen und Aktionen ver- 
schachtelt sind. Aus Abb. 85, einem vollständigen Blockdiagramm zum Beispiel 
„Eingang und Gutschrift Kundenschecks”, ist dieser Sachverhalt zu entnehmen. 
Dieser Tatbestand wird bei Darstellung der Entscheidungstabellentechnik im allge- 
meinen vernachlässigt. Die Entscheidungstabelle suggeriert einen Ablauf in einer 
Baumstruktur gern. Abb. 86. Liest man die Regeln der Tabelle von oben nach unten, 
so erscheint z. B. die Regel 1 die Ablauffolge bis B 5 , A 2 bis A 5 , A 8 , A 10 und A 12 zu 
haben. In Wirklichkeit kann aber z. B. die Bedingung B 5 (Übereinstimmung Konto- 
auszug und Bankeinzahlungsformular) erst geprüft werden, nachdem A 9 erfüllt 
wurde (u. a. Scheck an Bank zur Gutschrift geben). Daraus folgt: 

- Bei nicht-maschinellem Vollzug des Arbeitsablaufes kann der Aufgabenträger die 
Folge, in der er Bedingungen zu prüfen und Aktionen auszuführen hat, der Entschei- 
dungstabelle nicht entnehmen. 

- Zur Umwandlung von Entscheidungstabellen in ein Blockdiagramm (Dekomposi- 
tion) oder ein EDV-Programm (Konversion) müssen komplizierte Techniken ange- 
wandt werden, die hier nicht näher zu beschreiben sind: beim manuellen Vorgehen 
Regel-für-Regel-Methode, Baum-Methode, Spalten-Masken-Technik, bei maschinel- 
ler Umwandlung Einsatz eines Interpreters, Compilers oder Prozessors (Thumer 
1972/57 ff., 1973/1136 ff., Hoffmann 1973/28 ff., Elben 1973/91 ff., Wagner 1974). 

- Entsprechend ist es nicht möglich, eine Entscheidungstabelle mit verschachtelten Be- 
dingungs-Aktions-Folgen unmittelbar in eine verbale Ablaufbeschreibung umzuset- 
zen (zu verbalisieren). 



d) Aufstellung von Entscheidungsmatrizen (Bedingungs-Aktions-Matrizen) an Stelle 
oder als Basis von Entscheidungstabellen 

Bedingungen, Aktionen und ihre wenn-dann-Beziehungen können in einer Bedingungs- 
Aktions-Matrix erfaßt werden, in der die Bedingungen in den Zeilen, die Aktionen in den 
Spalten und die Bedingungsanzeiger in den Verknüpfungsfeldem eingetragen werden. 
Abb. 83 zeigt eine derartige Matrix für das Beispiel „Eingang und Gutschrift Kunden- 
schecks“ im Rechteckformat (vgl. Strunz 1971), Abb. 84 eine entsprechende Matrix in 
Dreieckform. 

Die Aufstellung einer Bedingungs- Aktions-Matrix kann auf Basis einer bereits vorhande- 
nen Entscheidungstabelle, aber auch vor der Erstellung der Tabelle auf Basis mündlicher 
oder schriftlicher Erhebungstechniken erfolgen. Sie kann in folgenden Schritten gesche- 
hen: 

- Eintragung einer Aktion (soweit nicht bereits eingetragen), 

- Eintragung der Bedingung(en), die zu dieser Aktion führen (soweit nicht bereits ein- 
getragen), 

- Eintragung der Bedingungsanzeiger, die der wenn-dann-Beziehung zwischen Bedin- 
gungen) und Aktion(en) entsprechen. 

Mündliche oder schriftliche Basisinformationen können somit unmittelbar ohne Aufstel- 
lung einer Checkliste eingetragen werden. Dabei hat die Dreieckform den Vorteil, daß 
die Schreibrichtung nicht geändert werden muß. 
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Die unter cc) aufgezeigten Schwierigkeiten (7) aus Verlust der wenn-dann-Beziehungen 
in der Checkliste, (2) aus formlosen Notieren von Bedingungskombinationen und (3) aus 
der unbekannten Anzahl der Bedingungen und Regeln eines Problemfeldes treten bei 
Aufstellung von Entscheidungsmatrixen nicht auf. 

Die unter bb) beschriebenen vorbereitenden Tätigkeiten zur Aufstellung einer Entschei- 
dungstabelle, die sich üblicherweise an die Aufstellung einer Checkliste anschließen, 
können auf Basis der Matrix durchgeführt werden: 

- Prüfen auf Mehrfachnennungen, Synonyma, Negationen, unpräzise Formulierungen 
und falsche Reihenfolge sowie Feststellung von sich ausschließenden Bedingungen 
(Ausschlußgruppen) und evtl. Formulierung als erweiterte Bedingung. Geschieht dies 



Bedingungs-Aktions-Matrix (Rechteckform) 
"Eingang und Gutschrift Kundenschecks" 


Scheck an Aussteller zurücksenden 
(mit Formschreiben gern. Anlage 1) 


Scheck im Scheckeingangsbuch eintragen 1 

(Muster Anlage 2) 1 


Scheck mit Ubertragungsvermerk an 
llausbank versehen 


Bankeinzahlungsformular (BEF) ausstellen 
(3-fach) 


Scheck (Ubertragungsvermerk) und Blatt 1 
BEF unterschreiben 


Scheck (Ubertragungsvermerk) und Blatt 1 
BEF unterschreiben 


Scheck (Ubertragungsvermerk) und Blatt 1 
BEF unterschreiben 


Zahlvermerk in Liste der offenst. Rechnungen 
(aufgrund Drittschrift des BEF) 


Scheck im Scheckeingangsbuch austr., mit 
BEF (3-fach) an Bank zur Gutschr. geben 


Kontoauszug ablegen, BEF an GBuII/Ko 
geben 


Kontoauszug, Zweitschrift des BEF und 
ein Hinweisschreiben an Bank geben 


Gutschr. d. Schecks buchen (Bank an einger. 
Schecks, einger. Schecks an Forderungen) 




GBul/ßu 


GBuII/Ko 


GBuII/Ko 


GBuII/Ko 


U4 

O 


Ei/PA 


V /PB 


ZKa/Sa 


GBuII/Ko 


GBuI/Bu 


GBuI/Bu 


GBuII/Ko 


< 


< 


< 


* 


< 


vO 

< 


< 


00 

< 


< 


o 

< 


< 


CM 

< 


GBuI/Bu 


Eingangsscheck i.O. (Betrag in Ziff. u. 
Buchst., Zweck, R.-Nr., Dat . /Unterschrift ) 


Bl 




V 


T 


V| 


J 




J 


J 


J 


J 


J 


J 


GBuII/Ko 


Bankeinzahlungsformular 
(3-fach) Blatt 1 und 2 


b 2 










\J 


J 


v 


~N\ 










GBuII/Ko 


Geschäftsführer anwesend 


b 3 










\ j 


N 


N 












GBuII/Ko 


Ei/Prok. A anwesend 


®4 










] 


J_ 


N 














Übereinstimmung Kontoauszug und BEF 
Blatt 2 (korrekte Gutschrift) 


b 5 


_ 


















2 




y i 



Abb. 83: Bedingungs-Aktions-Matrix in Rechteckform 
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Abb. 84: Bedingungs-Aktions-Matrix in Dreieckform 
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vom Kunden 




J / B2 X N 
— C BEF 1,2? *“ 



J / B3 X N 
■™\Gf anwes ~ 1 



J / B5 X n 
< KA = BEF? 



A2 

S in SEB 
einCragen 



A3 

Übertrag. -V. 
Hausbank a.S 



A4 

BEF (3-f . ) 
ausstellen 



A5 

S und BEF 
unterschr . 



A9 

S austragen, 
m. BEF an B. 



AlO 

KA ablegen 



A12 

S buchen 



Abb. 86: Regel 1 der Abb. 80a in Entscheidungsbaum-Struktur ohne Verschachtelung von 
Bedingungen und Aktionen 
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innerhalb der Matrix, so können im Gegensatz zur Checkliste zugleich die Auswirkun- 
gen auf die wenn-dann-Beziehungen berücksichtigt werden. 

- Segmentierung des Problemfeldes zur Einhaltung einer angemessenen Regelanzahl je 
Entscheidungstabelle. 

Die Matrix ist dazu geeignet, ein sog. vertikales Splitting von Problemfeldem bzw. 
Entscheidungstabellen durch kombinierte Bedingungs-/Aktionsaufteilung zu unterstüt- 
zen (vgl. Strunz 1971 und 1977/130). Abb. 83 zeigt durch die unterbrochen umrahm- 
ten Felder Bedingungen und Aktionen auf, die - allerdings mit Ausnahme der wieder- 
holten J- Anzeiger zu Bi - ausschließlich untereinander Beziehungen aufweisen. Diese 
können zweckmäßig in getrennten Entscheidungstabellen erfaßt werden. Da jedoch 
die vorgenannten Ausnahmen in der Praxis die Regel sein dürften, ist die Anwendung 
der Matrix zum Splitting keineswegs problemlos (vgl. Abschnitt i). 

- Darüber hinaus bildet die Matrix zugleich ein übersichtliches Instrument (vgl. Strunz 
1977/92), um einerseits ausgehend von den Bedingungen und den Anzeigern zu 
prüfen, ob die durch sie festgelegte Auslösung von Aktionen plausibel ist und ob sich 
noch weitere Aktionen anschließen sollten, andererseits ausgehend von den Aktionen 
spaltenweise zu prüfen, ob die zugeordneten Bedingungen und Bedingungsanzeiger 
zur Auslösung der Aktion ausreichen, weitere bereits erfaßte Bedingungen einen Ein- 
fluß ausüben sollten oder zusätzliche Bedingungen erforderlich sind. 

Bei der Aufstellung einer Entscheidungstabelle aus der Bedingungs-Aktions-Matrix ist in 
folgenden Schritten vorzugehen: 

- Eintragung der Bedingungen, 

- Eintragung der Aktionen, 

- Eintragung der Bedingungsanzeiger in Standardform, 

- Eintragung der Aktionsanzeiger in Abhängigkeit von den Bedingungskombinationen, 
die sich aus den Aktionsspalten der Matrix ergeben. 

Die Aufstellung von Entscheidungsmatrizen an Stelle oder als Basis von Entscheidungs- 
tabellen beseitigt jedoch nicht den unter cc) genannten Nachteil, daß innerhalb einer Dar- 
stellung verschachtelte Bedingungs-Aktionsfolgen erfaßt und dadurch Lesbarkeit, De- 
komposition, Konversion und Verbalisierung erschwert werden. Es sind allerdings un- 
verschachtelte Entscheidungsmatrizen analog zu den folgenden unverschachtelten Ent- 
scheidungstabellen denkbar. Als Nachteil gegenüber Entscheidungstabellen bleibt, daß 
nicht alle Bedingungsanzeigerkombinationen bzw. Objektvariationen auftreten bzw. auf 
Vollständigkeit geprüft werden können, 
e) Aufstellung von unverschachtelten Entscheidungstabellen 

Alle unter c) gekennzeichneten Schwierigkeiten werden vermieden, wenn innerhalb 
einer Entscheidungstabelle keine Abläufe bzw. Regeln erfaßt werden, bei denen Bedin- 
gungen und Aktionen verschachtelt sind (z. B. B b B 2 , A u B 3 , A 2 . . .), genauer gesagt, bei 
denen kein Rücksprung vom Aktionsteil in den Bedingungsteil zugelassen wird. 
Entscheidungstabellen bzw. -regeln ohne Rücksprung vom Aktionsteil in den Bedin- 
gungsteil sollen unverschachtelt Entscheidungstabellen bzw. -regeln genannt werden 
(Blum 1981). 

Bei der Aufstellung ist wie folgt vorzugehen: 

- Eintragung der Bedingungen, so lange die Bedingungsfolge nicht durch Aktionen un- 
terbrochen wird, 
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ENTSCHEIDUNGSTABELLEN EINGANG UND GUTSCHRIFT KUNDENSCHECKS 
(unverschachtel t ) 







TAB 1 




3 


iE 




1 


3 




II 


Effl 


GBuI/Bu 


Eingangsscheck i.O. Betrag in Ziff. u. 
Buchst . , Zweck. R.-Nr.. Dat . /Unterschr . ) 




Z 


1 




II 


1 




I 


Bä 


GBuI/Bu 


Scheck an Aussteller zurücksenden 
(mit Formschr eiben gern. Anlage 1) 




s 


1 




1 


( 






Pi 




Scheck im Scheckeingangsbuch eintragen 
(Muster Anlage 2) 




1 


II 




1 


1 






m 


GBuII/Ko 


Scheck mit Ubertragungsvermerk 
an Hausbank versehen 




1 


II 




1 


1 






Bä 




Bankeinzahlungsformular (BEF) ausstellen 
(3- fach) 




I 


II 




1 


1 






ia 




Go to TAB 




] 


1 




1 


1 






l_ 




TAB 2 (hinter TAB l) 




3 


3 




3 


3 




3 




GBuII/Ko 


Banke inzahlungsformular (3-fach) 
Blatt 1 und 2 




B 


B 


B 


9 


9 




Z 


Bl 




Geschäftsführer anwesend 




B 


Z 


Z 


3 


B 


Z 


Z 


BI 


GBuII/Ko 


Ei/Prok. A anwesend 




9 


B 


Z 


9 


Z 


9 


z 


B9 


Gf 


Scheck (Ubertragungsvermerk) und Bl. 1 BEF 
unterschreiben 




5 


1 


1 


1 


1 


1 


( 


m 


mm 


Scheck (Uber tragungsvermerk) und Bl. 1 BEF 
unterschreiben 




B 


5 


1 


1 


1 


1 


1 


Bl 


V/PB 


Scheck (Ubertragungsvermerk) und Bl. 1 BEF 
unterschreiben 




fl 


1 


s 


1 


1 


1 


1 


m 


ZKa/Sa 


Zahlvermerk in Liste offenst. Rechnungen 
(aufgrund Drittschrift BEF) 




B 


1 


1 


9 


s 


9 


9 


61 


mum 


Scheck im Scheckeingangsbuch austragen, 
mit BEF (3-f.) an Bank zur Gutschrift 




9 


S 


s 


S 


s 


9 


S 


ii 




Go to TAB 




3 


3 


g 


S 


3 


g 


3 






TAB 3 (hinter TAB 2) 


0 


9 


9 


B 


Bl 


9 


91 


9 


Bl 

(B5) 


GBuI/Bu 


Übereinstimmung Kontoauszug und BEF Bl. 2 
(korrekte Gutschrift) 


fl 


9 


1 


1 


II 


1 


II 


1 


Al 

(AlO) 


GBuI/Bu 


Kontoauszug ablegen, BEF an GBuII/Ko geben 


i 


1 


1 


1 


I 


1 


1 


( 


A2 

(All) 


GBul/ßu 


Kontoauszug, Zweitschrift des BEF und ein 
I Hinweisschreiben an Bank geben 


■ 


El 


II 


II 


II 


II 


II 


1 


Hi 


ÖButl/Ko 


Gutschrift Scheck buchen (Bank an einger. 
Schecks, einger. Schecks an Forderungen) 


El 


II 


II 


II 


1 


II 


1 


1 


Bl 




Go to TAB 


II 


31 


1 


1 


II 


1 


II 


1 



IHR 


D 


3 


3 


a 


1 


B 


fl 


9 


fl 


g 


B 


B 


9 


B 


fl 


fl 


S 


B 


1 


1 


1 


Q 


1 


1 


1 


fl 


fl 


1 


1 


fl 


1 


9 


9 


B 


fl 


9 


3 


3 


B 


1 



Abb. 87: Entscheidungstabellen mit unverschachtelten Bedingungs-Aktions-F ol gen 
( unverschachtelte Entscheidungstabellen ) 

- Evtl. Abbruch der Eintragung der Bedingungen bei einer Bedingungsanzahl, die zu 
einer angemessenen Regelanzahl führt (z. B. bei B 4 und Ri 6 ). 

- Eintragung der formal möglichen (indirektes Verfahren) oder sinnvollen (direktes 
V erfahren) Bedingungsanzeigerkombinationen. 

- Eintragung der Aktionen mit ihren Aktionsanzeigem. 

- Eintragung einer evtl. Aktion als Aufruf weiterführender Entscheidungstabellen. 

- Eintragung von erweiterten Anzeigern zum Aufruf evtl, weiterführender Entschei- 
dungstabellen. 

Soll die Entscheidungstabelle nur begrenzte Anzeiger enthalten, so ist zum Aufruf der 
weiterführenden Entscheidungstabellen je eine Aktionszeile erforderlich. Abb. 87 zeigt 
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das Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ als Folge von drei unverschach- 
telten Eintreffer-Entscheidungstabellen; Tabelle 2 wurde zusätzlich konsolidiert. Daß 
eine Aufrufaktion stets zur selben Folgetabelle führt, ist beispielbedingt und zufällig. 

Die Vorteile der unverschachtelten Entscheidungstabellen liegen auf der Hand: 

- Die Segmentierung des Problemfeldes erfolgt ohne Einsatz einer besonderen Technik. 
Es findet bei Gelegenheit der Aufstellung ein Splitting statt. 

- Bei mündlichen Basisinformationen kann man die ununterbrochene Bedingungsfolge 
ggf. erfragen, bevor Aktionen eingetragen werden. Damit steht bei indirekter Aufstel- 
lung die Zahl der Regeln fest. Die Eintragung der Bedingungsanzeiger ist eine das In- 
terview störende Aufgabe, deren Umfang jedoch nicht überschätzt werden darf. Er- 
stens ist, wie auch das Beispiel zeigt, eine unverschachtelte Bedingungsfolge von nur 
zwei bis drei Bedingungen die Regel, zweitens können bei umgekehrter Anordnung 
(s. o.) begrenzte Bedingungsanzeiger vorgedruckt werden, drittens kann auch durch 
direkte Aufstellung die Zahl der Bedingungsanzeiger vermindert werden. 

- Bei nicht-maschinellem Vollzug des Arbeitsablaufes kann der Aufgabenträger die 
Folge, in der er die Bedingungen und Aktionen auszuführen hat, der Entscheidungsta- 
belle entnehmen. 

- Die Umwandlung der einzelnen Entscheidungstabellen in Abschnitte eines Blockdia- 
gramms (Dekomposition) ist ohne besondere Technik möglich. Abb. 85 ist ein aus 
Abb. 87 entwickeltes Blockdiagramm. Entsprechend ist auch die Erstellung eines 
EDV-Programmes (Konversion) erleichtert. 

- Soll die Entscheidungstabelle nur als Instrument des Organisators, nicht aber zur In- 
formation von Aufgabenträgem verwendet werden, so ist eine Verbalisierung auf ein- 
fache Weise möglich. 

- Es kann auch aufgezeigt werden, daß unverschachtelte Entscheidungstabellen bei der 
Regelanzahl, bei der Konsolidierung sowie bei der Prüfung auf Redundanz, Wider- 
spruch und Vollständigkeit Vorteile gegenüber verschachtelten Tabellen aufweisen 
(vgl. auch die Abschnitte g und h): 

Bei gleicher Bedingungsanzahl weist eine Gruppe unverschachtelter Entscheidungstabel- 
len stets eine geringere Regelanzahl auf als eine entsprechende verschachtelte Entschei- 
dungstabelle. Eine Entscheidungstabelle mit sich nicht ausschließenden Bedingungen B x 
bis B n die die verschiedenen Zustände Z u Z 2 . . . Z n haben, besitzt R = Z x • Z 2 . . . • Z n 
mögliche Regeln. Die entsprechenden unverschachtelten Entscheidungstabellen haben 
insgesamt die gleiche Anzahl von Bedingungen; bei der Errechnung ihrer möglichen Re- 
gelanzahl tritt jedoch in der vorgenannten Formel beim Übergang von einer Tabelle zur 
nächsten an die Stelle einer Multiplikation eine Addition. Eine additive Verknüpfung 
von Zahlen, die größer als eins sind, führt jedoch immer zu einem geringeren Wert als 
eine multiplikative Verknüpfung dieser Zahlen. Dieser Sachverhalt ergibt sich auch aus 
dem Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“: Die verschachtelte Entschei- 
dungstabelle der Abb. 80a hat 2 5 = 32 Regeln, die entsprechenden drei unverschachtelten 
Entscheidungstabellen der Abb. 87 haben 2 + 2 3 + 2 = 12 Regeln. Der Vorteil der gerin- 
geren Regelanzahl bleibt auch nach der Konsolidierung erhalten: Die verschachtelte, 
konsolidierte Entscheidungstabelle der Abb. 80b enthält 9 Regeln, die unverschachtelten 
gern. Abb. 87 mit der konsolidierten Tabelle 2 enthalten nur 8 Regeln. Darüber hinaus 
sind die Regeln unverschachtelter Entscheidungstabellen auch weniger lang, d. h. sie ent- 
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halten weniger Bedingungen und Aktionen als die Regeln entsprechender verschachtelter 
Entscheidungstabellen. 

Verminderte Regelanzahl und Regellänge erleichtern zunächst die Konsolidierung, da 
weniger Regeln und weniger Anzeiger miteinander zu vergleichen sind. Aus demselben 
Grund erleichtert sich auch die Prüfung der Entscheidungstabellen. Die Redundanz- 
Prüfung soll Regeln vermeiden, die vollständig in einer anderen Regel enthalten sind. 
Die Prüfung auf Widerspruch soll Regeln ausmerzen, die im Bedingungsanzeigerteil 
übereinstimmen, im Aktionsanzeigerteil jedoch voneinander abweichen. In beiden Fällen 
ist verminderte Regelanzahl und Regellänge der unverschachtelten Entscheidungstabel- 
len ein Vorteil. 

Die Prüfung auf Vollständigkeit stellt eine gedankliche Umkehrung der Konsolidierung 
dar (s. o.). Man fragt, ob alle nach der Bedingungsanzahl möglichen einfachen Regeln in 
einer komplexen Entscheidungstabelle implizit enthalten sind. Dazu muß aus den Irrele- 
vanzanzeigem die durch sie repräsentierte Anzahl einfacher Bedingungsanzeigerkombi- 
nationen ermittelt werden. Verschachtelte konsolidierte Tabellen enthalten mehr Irrele- 
vanzanzeiger als entsprechende unverschachtelte Tabellen. Z. B. hat die Abb. 80b zehn, 
die Abb. 87 drei Irrelevanzanzeiger. 



f) Aufstellung von Mehrtreffer-Entscheidungstabellen 

ln den bisher dargestellten eindeutigen Entscheidungstabellen bzw. Eintreffer- 
Entscheidungstabellen schließen sich - jedenfalls nach Beseitigung von Redundanz und 
Widerspruch - alle Regeln gegenseitig aus. Im Gegensatz hierzu können in Mehrtreffer- 
Entscheidungstabellen für einen Fall mehrere Regeln zutreffen; Mehrdeutigkeit wird 
zum Zwecke der Ergänzung bewußt zugelassen. Die Aufstellung einer Mehrtreffer- 
Entscheidungstabelle kann systematisch und unsystematisch erfolgen: 

(7) Systematische Aufstellung (vgl. Abb. 88) 

Als Analogie zur Aufstellung unverschachtelter Entscheidungstabellen kann eine syste- 
matische Aufstellung wie folgt abgeleitet werden: 

- Eintragung der Bedingungen, solange eine Bedingungsfolge nicht durch Aktionen un- 
terbrochen wird (Bedingungsgruppe i). 

- Eintragung der formal möglichen Bedingungsanzeigerkombinationen der Bedingungs- 
gruppe i. 

- Eintragung der Aktionen und Aktionsanzeiger, die durch die Bedingungsgruppe i be- 
dingt sind. 

- Wiederholung der vorgenannten Schritte für die Bedingungsgruppe i + 1. 

- Ergänzung der aus der Bedingungsgruppe i + 1 entstandenen Regeln (Regelgruppe i + 
1) durch Anzeiger bei den Bedingungen der logisch vorhergehenden Bedingungsgrup- 
pe. Diese Bedingungen sind bei den Regeln der logisch folgenden Regelgruppen 
grundsätzlich mit den identischen Anzeigern zu versehen wie bei der logisch vorher- 
gehenden Regel (vgl. hierzu B r in Abb. 88). Grafisch bedeutet dies, daß die logisch 
folgende Regelgruppe sich nur an einen Ast der vorhergehenden Regelgruppe an- 
schließt (vgl. Abb. 85 und außerdem auch Abb. 87 mit dem entsprechenden Aufruf 
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Abb. 88: Mehrtreffer-Entscheidungstabelle 



der ET 2 nur beim Ausgang J von Bj). Diese Bedingungen sind bei den Regeln der lo- 
gisch folgenden Regelgruppe mit Irrelevanzanzeigem zu versehen, wenn sich die lo- 
gisch folgenden Regelgruppen an jede Bedingungskombination der logisch vorherge- 
henden Regelgruppe anschließen (vgl. hierzu B 2 bis B 4 in Abb. 88). Grafisch bedeutet 
dies, daß die logisch folgende Regelgruppe an jeden Ausgang der vorhergehenden Re- 
gelgruppe anschließt bzw. an eine entsprechende Zusammenführung der Äste (vgl. 
Abb. 85; vgl. auch Abb. 87 mit dem entsprechenden Aufruf der folgenden Entschei- 
dungstabellen bei jedem Ausgang in ET 2). Die erstgenannte Vorschrift (Verwendung 
von identischen Anzeigern) führt zu Komplikationen, wenn mehrere, aber nicht alle 
erweiterten Anzeiger einer Bedingung zu berücksichtigen sind; in diesem Fall ist die 
logisch folgende Regelgruppe für jeden entsprechenden Anzeiger zu wiederholen. Als 
Alternative empfiehlt sich die Bildung von begrenzten statt erweiterten Bedingungen. 

- Ausfüllung der durch die Eintragung der Bedingungsgruppe i + 1 bei den vorherge- 
henden Regeln entstandenen freien Anzeigerfelder mit Irrelevanzanzeigem. 
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Während die vorbeschriebenen Vorgehensweise als systematische indirekte Aufstellung 
bezeichnet werden kann, beschreibt Strunz eine systematische, jedoch direkte Aufstel- 
lung (von Strunz 1977/177 als bedingungsorientiert bezeichnet) wie folgt: „Nach ent- 
sprechender Anordnung von Bedingungen und Aktionen wird bei der ersten Bedingung 
der erste Bedingungsanzeiger in die Regelspalte eingetragen. Danach wird geprüft, ob 
bereits eine Auswirkung auf die Aktionen formuliert werden kann. Wenn eine oder meh- 
rere Aktionen in ihrer Ausführung nur von dem untersuchten Zustand der ersten Bedin- 
gung abhängig sind, wird die Regelspalte durch Einträgen einer entsprechenden Aktions- 
anzeigerkombination komplettiert, und es wird der nächste Bedingungsanzeiger der 
ersten Bedingung in die zweite Regelspalte eingesetzt. Die anderen Bedingungen erhal- 
ten den Indifferenzanzeiger. Kann noch keine direkte Auswirkung auf die Aktionen fest- 
gestellt werden, dann können weitere Bedingungen mit berücksichtigt werden, wobei bei 
jeder Bedingung eine systematische Durchprüfung aller Bedingungsanzeiger empfohlen 
wird. Ist auf diese Weise eine Bedingungskonstellation gefunden worden, der eine 
Aktion oder Aktionsfolge zugeordnet werden kann, dann wird die Regel vervollständigt. 
Durch Variation der Bedingungsanzeiger der in der zuletzt gefundenen Konstellation be- 
rücksichtigten sonstigen Bedingungen können möglicherweise weitere Regeln ermittelt 
werden. Der Übergang auf den nächsten Bedingungsanzeige der ersten Bedingung er- 
folgt, wenn keine weiteren Regeln formuliert werden können. Wenn alle Bedingungsan- 
zeiger der ersten Bedingung durchgeprüft worden sind, werden alle anderen Bedingun- 
gen in gleicher Weise im Hinblick auf ihren Einfluß auf die Auslösung von Aktionen 
oder Aktionsfolgen überprüft. Vor der Formulierung jeder neuen Regel wird jedoch si- 
chergestellt, daß nicht bereits eine identische Regel in der Tabelle vorhanden ist.“ Syste- 
matisch aufgestellte Mehrtreffer-Entscheidungstabellen lassen sich zwar analog zu un- 
verschachtelten Entscheidungstabellen einer Dekomposition und Verbalisierung zufüh- 
ren, jedoch ist u. E. die Aufstellung, Dekomposition und Verbalisierung unverschachtel- 
ter Entscheidungstabellen einfacher und damit auch irrtumsfreier. Verglichen mit unver- 
schachtelten Entscheidungstabellen haben Mehrtreffer-Entscheidungstabellen z. B. den 
Nachteil, daß die Erfassung von logisch folgenden Regeln unterbleiben kann, da die Auf- 
rufe bzw. Konnektoren zu diesen Regeln fehlen - es sei denn, man schafft sich eine 
Hilfszeile am Ende des Aktionsteiles, in der die Regelbezeichner der Folgeregel eingetra- 
gen werden. Der der systematisch aufgestellten Mehrtreffer-Entscheidungstabelle zuge- 
schriebene Vorteil, daß die Zahl der Regeln wesentlich vermindert wird (vgl. Abb. 88 
und Abb. 80a), gilt nicht im Vergleich mit unverschachtelten Entscheidungstabellen (vgl. 
Abb. 88 und Abb. 87). Der Vorteil der systematisch aufgestellten Mehrtreffer- 
Entscheidungstabelle gegenüber unverschachtelten Entscheidungstabellen liegt somit le- 
diglich in einer Verringerung der Tabellenanzahl und der entsprechenden Tabellenaufru- 
fe bzw. Konnektoren. 

(2) Unsystematische Aufstellung 

Diese Methode bezeichnet Strunz als „freie Regeleintragung“ (1977/178). Jede Regel 
wird mit ihren Bedingungen, Aktionen und Anzeigern eingetragen, wobei die Wiederho- 
lung von Bedingungs- und Aktionstexten möglichst zu vermeiden ist. Ebenso wie bei 
Entscheidungsmatrizen (die von Strunz als eine besondere Form der Mehrtreffer- 
Entscheidungstabelle bezeichnet werden) können mündliche oder schriftliche - ungeord- 
nete - Basisinformationen durch freie Regeleintragung leicht erfaßt werden. Die Prü- 
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fung, Konsolidierung, Dekomposition, Verbalisierung und Konversion derartig entstan- 
dener Entscheidungstabellen ist jedoch wesentlich erschwert. 



g) Konsolidierung von Entscheidungsregeln (bzw. -tabeilen) 

Regeln in Eintreffer-Entscheidungstabellen bzw. sich ausschließende Regeln lassen sich 
unter folgenden Voraussetzungen zu einer einzigen Regel zusammenfassen bzw. konsoli- 
dieren (vgl. die Monographien): 

(1) Die Regeln stimmen im Aktionsanzeigerteil überein. 

(2) Die Regeln stimmen im Bedingungsanzeigerteil mit Ausnahme eines einzigen Bedin- 
gungsanzeigers überein. (Dabei gilt ein Irrelevanzanzeiger nicht als übereinstimmend 
mit einem anderen Anzeiger!) 

(3) Die Regeln enthalten alle Zustände der Bedingungsanzeiger der entsprechenden Be- 
dingungszeile. 

Die 3. Voraussetzung ist bei begrenzten Anzeigern schon durch die 2. Voraussetzung ab- 
gedeckt. Die Konsolidierung kann mehrfach hintereinander angewandt werden. 

Eine Konsolidierung verringert die Anzahl der Regeln und kann die Entscheidungstabel- 
le übersichtlicher machen. Sie kann vor und/oder nach der Prüfung der Entscheidungsta- 
belle vorgenommen werden. Bei Prüfung nach der Konsolidierung müssen evtl. Wider- 
sprüche und Redundanzen bis zum Grundaufbau zurückverfolgt werden. Von Vorteil ist 
aber, daß die Prüfung bei der Konsolidierung gemachte Fehler aufdecken kann. 



aa) Konsolidierung von begrenzten Regeln 

Als unterschiedliche Bedingungsanzeiger im Sinne der 2. Konsolidierungs- Voraus- 
setzung gelten J/N oder N/J, -/N oder N/-, -/J oder J/-. Als gleiche Anzeiger, die in allen 
Bedingungszeilen mit einer Ausnahme Vorkommen müssen, gelten somit N/N, J/J, -/-. 
Abb. 89a-c zeigt mehrere Konsolidierungsstufen. Von der 2. Stufe an handelt es sich um 
die Konsolidierung komplexer Regeln bzw. Entscheidungstabellen. Abb. 89c zeigt die 
Abb. 89a in konsolidierter Form. 

Die Umkehrung des Konsolidierens ist die Zerlegung bzw. Variation; bei begrenzten 
komplexen Entscheidungsregeln kann eine Regel unter Auflösung jeweils eines Irrele- 
vanzanzeigers in J und N in zwei Regeln überführt werden (vgl. Prüfen auf Vollständig- 
keit). Damit ist zugleich die Richtigkeit der o. a. Konsolidierungs- Vorschriften abgelei- 
tet. 



bb) Konsolidierung von erweiterten (und gemischten) Regeln 

Das Konsolidieren erweiterter Entscheidungsregeln ist schwieriger, weil im Anzeigerteil 
einer Bedingung beliebig viel Zustände möglich sind. Diese sind zunächst zu ermitteln. 
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Abb. 89a: Grundaufbau 



Abb. 89b: 1. Konsolidierungsstufe 



Abb. 89c: 2. Konsolidierungsstufe 
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Abb. 89d: Konsolidierung mit einer ELSE-Regel 



Abb. 89: Konsolidierung einer begrenzten Entscheidungstabelle 
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Abb. 90a: Grundaufbau 
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Abb. 90b: Konsolidierung ohne ELSE-Regel 
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Abb. 90c: Konsolidierung mit ELSE-Regel 
Abb. 90: Konsolidierung einer gemischten Entscheidungstabelle 



Abb. 90a-b zeigt zwei Konsolidierungsvorgänge gemischter Regeln. Ri und R 4 haben 
identische Aktionen, unterscheiden sich nur in B 2 . R 7 , R 8 und R 9 haben identische Aktio- 
nen, unterscheiden sich nur in B 3 und umfassen dort alle Anzeiger dieser Bedingungszei- 
le. 



cc) Konsolidierung vollständiger Entscheidungstabellen mit der ELSE-Regel 

Eine ELSE-Regel kann die „sonstigen Fälle“ abdecken, für die keine der übrigen Regeln 
zutrifft. Sie besteht im Bedingungsanzeigerteil nur aus Irrelevanzanzeigem oder blanks. 
Sie hat nur dann einen Sinn, wenn die übrigen Regeln nicht alle möglichen Bedingungs- 
anzeigerkombinationen umfassen. Trifft sie zu, kann es sich um vergessene, bewußt aus- 
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gelassene, unmögliche oder vorher für unmöglich gehaltene Sachverhalte und um Fehler 
handeln; als Aktion kommt eine individuelle Behandlung des Falles in Betracht. 

In formal vollständigen Entscheidungstabellen können alle Regeln, die zu gleichen Ak- 
tionen führen, zu einer ELSE-Regel zusammengefaßt werden (vgl. Abb. 89d). 

Dieses Vorgehen ist jedoch bedenklich, wenn Sachverhalte, die durch die Bedingungen 
nicht erfaßt wurden, auftreten können (sachliche Unvollständigkeit). In derartigen Fällen 
würden falsche Aktionen ausgelöst. So könnte z. B. die ELSE-Regel in Abb. 90c mit un- 
richtigen Aktionen verbunden sein, wenn bei Bedingung B 3 Sachverhalte > 8 auftreten. 
Das wäre auch bei einer entsprechenden begrenzten Regel der Fall, ist also nicht an er- 
weiterte Anzeiger gebunden. Durch die Tatsache erweiterter Anzeiger kommt es im Bei- 
spiel sogar zum Entfall des Anzeigers < 4, so daß der Grundaufbau nicht mehr abgeleitet 
werden kann. 



h) Prüfung (Analyse) von Entscheidungstabellen (vgl. die Monographien) 

Entscheidungstabellen können materiell und formell fehlerhaft sein. Materielle Fehler er- 
geben sich durch fehlende oder falsche Bedingungstexte und Aktionstexte sowie un- 
zweckmäßige Entscheidungsregeln. Diese Fehler müssen mit heuristischen Methoden bei 
Aufstellung der Entscheidungstabelle möglichst vermieden werden. 

Formale Fehler ergeben sich durch Verstöße gegen die Logik der Entscheidungstabellen- 
technik . 

ET-Um wandler der EDV können Entscheidungstabellen in formaler Hinsicht maschinell 
überprüfen; Entscheidungstabellen, die unabhängig von der EDV verwendet werden, 
müssen mental (EDV-Jargon manuell!), d. h. durch - geistige - Tätigkeit des Menschen 
überprüft werden. 



aa) Redundanz-Prüfung (vgl. insbes. Erbesdobler u. a. 1976/19 ff:) 

Redundant sind Regeln, die vollständig in einer anderen Regel enthalten sind; redundan- 
te Regeln können gestrichen werden. 

Besonders deutlich sind redundante begrenzte Regeln zu erkennen, da sie im Bedin- 
gungsanzeigerteil und im Aktionsanzeigerteil genau übereinstimmen (Redundanz i.e.S. = 
Identitätsrelation). In Abbildung 91 sind die Regeln Ri und R4 identisch, R 4 ist zu strei- 
chen. 

Redundanz gegenüber komplexen Regeln liegt z. B. vor, wenn eine Regel die andere ein- 
schließt, weil sie in den Aktionsanzeigem übereinstimmen und in allen Bedingungszei- 
len, in denen die beiden Regeln verschiedene Anzeiger enthalten, die eine Regel einen Ir- 
relevanzanzeiger ( — ), die andere einen begrenzten (J, N) oder erweiterten Anzeiger auf- 
weist (Einschluß-Relation). In Abbildung 92 ist dies die Regel 2. Für den Einschluß 
genügt es auch, daß die kleinere Regel ausschließlich einen Teil der Aktionen der größe- 
ren Regel aufweist. So ist z. B. R 3 ebenfalls in R, enthalten. Bei Einschluß kann die klei- 
nere Regel gestrichen werden; vorher ist jedoch zu prüfen, ob die betreffenden Aktions- 
folgen richtig sind. 
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Eine entsprechende, aber versteckte Redundanz kann zwischen einfachen erweiterten 
Regeln dann vorliegen, wenn sich die Regelanzeiger von Bedingungen einschließen (z. 
B. farbig, rot); eine derartige Überschneidung muß zusätzlich zu einer Veränderung der 
Anzeiger führen. 
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Abb. 91 : Redundante Regeln 



Abb. 92: Einschluß-Relation 
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Abb. 93: Widersprüchliche Regeln 



Abb. 94: Versteckter Widerspruch 










bb) Prüfung auf Widerspruch 



Regeln, die im Bedingungsanzeigerteil übereinstimmen, im Aktionsanzeigerteil jedoch 
voneinander abweichen, widersprechen sich (vgl. Abb. 93). 

Einerseits kann ein echter Widerspruch vorliegen, weil die Aktionen sich gegenseitig 
ausschließen (z. B. A 2 Skonto 3 %, A 3 Skonto 5 %); in diesem Fall ist vermutlich eine 
Regel falsch oder in beiden Regeln fehlt eine weitere, differenzierte Bedingung. Anderer- 
seits kann ein unechter Widerspruch vorliegen, weil die Aktionen sich gegenseitig ergän- 
zen (z. B. Rabatt 10 %, Skonto 3 %). In diesem Fall können die Regeln zusammengefaßt 
werden. 

So wie bei der Redundanz-Prüfung können auch hier erweiterte Anzeiger zur besonderen 
Schwierigkeiten führen, indem ein versteckter Widerspruch durch Überschneidung der 
erweiterten Anzeiger auftritt (vgl. Abb. 94). 



cc) Prüfung auf Vollständigkeit 

Auch hier handelt es sich nicht um eine inhaltliche Prüfung, ob alle Ist- oder Soll- 
Regelungen hinsichtlich der Bedingungstexte, Aktionstexte und Anzeiger, also alle Ent- 
scheidungsregeln, vollständig erfaßt wurden; diese Prüfung muß im Zusammenhang mit 
der Aufstellung der Entscheidungstabelle erfolgen. 

Die formale Vollständigkeitsprüfung prüft lediglich, ob bei einer gegebenen Anzahl von 
Bedingungen und Anzeigerzuständen alle logisch möglichen Bedingungsanzeigerkombi- 
nationen in einfacher oder komplexer Form in der Entscheidungstabelle enthalten sind. 
Die Prüfung kann mit folgenden Schritten durchgeführt werden: 

- Feststellung der möglichen Regelanzahl (Soll-Regelanzahl) 

Die Zahl der rechnerisch möglichen Bedingungsanzeigerkombinationen bzw. Ent- 
scheidungsregeln ist aus den Bedingungen unter Beachtung der Anzeiger zu ermitteln. 

- Feststellung der enthaltenen Regelanzahl (Ist-Regelanzahl): 

Dabei ist zusätzlich zu den expliziten einfachen Regeln die Zahl der in komplexen 
Regeln enthaltenen (impliziten) einfachen Regeln zu ermitteln. 

- Soll-Ist- Vergleich. 

Diese Aussage ist jedoch wie folgt einzuschränken: 

- Entscheidungstabellen, bei denen die ELSE-Regel zur Konsolidierung benutzt wurde, 
also einen Teil der kombinatorisch möglichen Regelanzahl (Soll-Regelanzahl) ab- 
deckt, können nicht auf Vollständigkeit geprüft werden. 

- Entscheidungstabellen, bei denen die ELSE-Regel benutzt wurde, um Sachverhalte zu 
erfassen, die außerhalb der kombinatorisch möglichen Regeln auftreten könnten, 
können der Vollständigkeitsprüfung ohne Berücksichtigung der ELSE-Regel unterzo- 
gen werden. 

- Mehrdeutige Entscheidungstabellen bzw. Mehrtreffer-Entscheidungstabellen, bei 
denen definitionsgemäß für eine Bedingungskombination (einen Sachverhalt) mehrere 
Entscheidungsregeln bzw. Aktionsfolgen angegeben sind, können nicht durch rechne- 
rischen Soll-lst-Vergleich überprüft werden. Die Vollständigkeit dieser Entschei- 
dungstabellen kann geprüft werden, indem alle Bedingungskombinationen gebildet 
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Abb. 95: Ermittlung der möglichen Regelanzahl 
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Abb. 96: Ermittlung der enthaltenen Regelanzahl 
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werden und festgestellt wird, ob für diese wenigstens eine Regel zutrifft. 

Umfassend formuliert heißt eine Entscheidungstabelle vollständig, wenn auf jede mögli- 
che (einfache) Bedingungsanzeigerkombination wenigstens eine von der ELSE-Regel 
verschiedene Regel zutrifft. 

(7) Ermittlung der möglichen Regelanzahl (Soll-Regelanzahl) 

Die kombinatorisch mögliche Regelanzahl kann aus den Beispielen der Abb. 95 abgelei- 
tet werden. 

Eine Entscheidungstabelle mit sich nicht ausschließenden Bedingungen, die die ver- 
schiedenen Zustände Z h Z 2 , ... Z n haben, besitzt R = Z x • Z 2 ... Z n mögliche Regelun- 
gen. Für begrenzte Entscheidungstabellen mit den zwei Zuständen J und N (Z = 2) erge- 
ben sich 2i • 2 2 ...• 2 n = 2 n Regeln. 

Für erweiterte Entscheidungstabellen können die gleichen Zustände in Potenzzahlen zu- 
sammengefaßt werden, so daß sich folgende Formel ergibt: 

R = 2 b2 • 3 b3 • ... • n bn 

Die Basiszahl ist die Zahl der Bedingungsanzeiger, bi die Zahl der Bedingungszeilen mit 
jeweils i möglichen Anzeigerzuständen. Für begrenzte Entscheidungstabellen bleibt aus 
dieser Formel nur die Rechenvorschrift: 

R = 2 b2 = 2 n 

Treten begrenzte Bedingungen auf, die sich ausschließen, so können aus diesen nur so 
viel sinnvolle Kombinationen gebildet werden, wie auch ausschließende Bedingungen 
vorhanden sind (vgl. das Beispiel in Abschnitt b). 

Hinzutritt evtl, eine Regel, in der alle Anzeiger gleich sind. 

Sich ausschließende Bedingungen sind in der o. g. Formel nicht als Einzelbedingungen 
zu berücksichtigen. Sie sind wie eine erweiterte Bedingung mit so viel Zuständen ein- 
zusetzen, wie die entsprechende Bedingungsgruppe Bedingungen enthält, evtl, erhöht 
um 1. 

(2) Ermittlung der enthaltenen Regelanzahl (Ist-Regelanzahl) 

- bei einfachen Entscheidungstabellen: 

Die Ist-Regelanzahl ergibt sich durch Abzählen bzw. aus dem Index der Bedingungsbe- 
zeichner. Dies gilt sowohl für einfache begrenzte als einfache erweiterte Entscheidungs- 
tabellen. 

- bei komplexen Entscheidungstabellen (bzw. Entscheidungsregeln): 

Jeder Irrelevanzanzeiger in einer komplexen Regel steht für so viel implizite Regelvaria- 
tionen, wie die entsprechende Bedingung Anzeigerzustände hat. Dies soll Abbildung 96 
veranschaulichen. 

Die in einer einzelnen komplexen Regel enthaltenen impliziten Regeln ergeben sich aus 
dem Produkt der Anzahl der durch die Irrelevanzanzeiger repräsentierten Anzeigerzu- 
stände Z a • Z b ...). 

Für begrenzte komplexe Entscheidungsregeln ist Z = 2 und die Anzahl der bei m Irrele- 
vanzanzeigem in einer Regel enthaltenen begrenzten einfachen Regeln gleich 2 m . 

Um die gesamte, in einer komplexen Entscheidungstabelle enthaltene (Ist-)Regelanzahl 
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Abb. 97: Entscheidungstabelle mit Aufstellung zur Ermittlung der enthaltenen Regelanzahl 



zu erhalten, sind die Anzahl der explizit aufgeführten einfachen Regeln und die Anzahl 
der in komplexen Regeln enthaltenen impliziten Regeln zu addieren (vgl. Abb. 97). 

Der Soll-Ist-Vergleich zu Abb. 97 ergibt: Da die mögliche (Soll-)Regelanzahl 2 • 3 • 2 = 
12 Regeln beträgt, fehlt eine Regel. Es handelt sich um die Regel RI aus Abb. 95e. 



i) Zergliedern und Verknüpfen von Entscheidungstabellen (Entscheidungstabellen- 
Systeme) 

Für das Zergliedern und Verknüpfen von Entscheidungstabellen gibt es insbesondere fol- 
gende Gründe: 

- Entscheidungstabellen mit mehr als 20 bis 30 Regeln sprengen handliche Blattformate 
und werden unübersichtlich. Bei eindeutigen, begrenzten Tabellen wird dieser 
Umfang bei 4 oder 5 Bedingungen mit 16 bzw. 32 Regeln erreicht. 

- Entscheidungstabellen können Bedingungsfolgen umfassen, die im logischen Ablauf 
durch Aktionen unterbrochen werden (sog. verschachtelte Entscheidungstabellen bzw. 
-regeln mit entsprechendem Rücksprung zwischen Aktions- und Bedingungsteil einer 
Regel, z. B. Ablauffolge B b B 2 , A b A 2 , B 3 , B 4 , A 3 , A 4 ). Da in diesen Fällen die Rei- 
henfolge der Bedingungen und Aktionen nicht ohne weiteres aus der Entscheidungsta- 
belle ersichtlich ist und damit die manuelle bzw. mentale Verarbeitung, aber auch die 
Verbalisierung, Dekomposition und Konversion wesentlich erschwert sind, kann sich 
die Aufteilung in unverschachtelte Entscheidungstabellen empfehlen (z. B. ET 1 mit 
Bj, B 2 , A b A 2 , ET 2 mit B 3 , B 4 und A 3 , A 4 ). 

- An verschiedenen Stellen eines Ablaufes können identische Bedingungs- und / oder 
Aktionsfolgen auftreten, die bei Erfassung in gesonderten Entscheidungstabellen nur 
einmal dargestellt und mit verschiedenen Tabellen verknüpft werden können. 

- Schließlich sind in diesem Zusammenhang auch Rückkoppelungen zu erwähnen. 
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Abb. 98: Verknüpfung von Entscheidungstabellen (Strunz 1969115) 
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aa) Möglichkeiten der Verknüpfung 

Abb. 98 (Strunz 1969/15) zeigt grundsätzliche Möglichkeiten der Verknüpfung. 

Geschlossene Entscheidungstabellen (vgl. Tabelle 3) werden vor dem Ende des Aktions- 
teils einer anderen Entscheidungstabelle aufgerufen (DO TAB . . . /führe aus TAB . . .) 
und enden mit dem Befehl RETURN (kehre zurück). Das Beispiel der Tabelle 3 zeigt 
den Vorteil des Einsatzes in mehreren Ablaufabschnitten. Offene Entscheidungstabellen 
(vgl. Tabellen 1, 2 und 4) enden mit dem Befehl GO TO TAB . . . (gehe nach, weiter bei 
TAB . . .) oder mit dem Ende des Ablaufes. 



bb) Möglichkeiten der Zergliederung von Entscbeidungstabellen bzw. Problemfeldern 

(7) Verwendung bedingungsloser Entscheidungstabellen (Aktionstabellen) 
Aktionstabellen bestehen ausschließlich aus einem Aktionsteil (mit Regelbezeichnem) 
und geben einen glatten (sequentiellen, unverzweigten) Ablauf wieder (Abb. 99). Ihre 
Verwendung ist insbesondere sinnvoll, wenn eine Aktionsfolge öfter auftritt und durch 
einen Befehl in anderen Entscheidungstabellen aufgerufen werden soll. In diesen Ent- 
scheidungstabellen ergibt sich lediglich eine Verkürzung des Aktionsteils. 

(2) Horizontales Verfahren 

Das horizontale Verfahren soll an einem Beispiel von Vieweg (1973/101) gezeigt 
werden. Abb. 100 zeigt eine begrenzte Standardtabelle mit 4 Bedingungen, deren 16 Be- 
dingungskombinationen in Form eines Entscheidungsbaumes dargestellt sind (Gesamtta- 
belle) . 

Zur Aufteilung in Teiltabellen wird zunächst eine erste Bedingungsgruppe (im Beispiel 
B b B 2 ) in einer Obertabelle erfaßt, deren Aktionen ausschließlich aus Go to- Aufrufen 
der Untertabellen bestehen. Für jede Bedingungsanzeigerkombination der Obertabelle 
entsteht eine Untertabelle (im Beispiel somit vier). Die Untertabellen haben grundsätz- 
lich identische Bedingungstexte, Bedingungsanzeigerkombinationen und Aktionstexte, 
jedoch unterschiedliche Bedingungsanzeiger; nur sie enthalten echte Aktionen. 

Dieses Verfahren hat u. E. folgende Nachteile : Die Anzahl der Regeln der Gesamttabelle 
entspricht der Gesamtzahl der Regeln der Untertabelle; durch die Aufteilung tritt eine 
Regelvermehrung durch die Tabelle(n) des Oberbaumes ein. Eine Konsolidierung ist 
nicht mehr ohne weiteres möglich; nimmt man z.B. an, Regel 1 in Tab. 1 und Regel 1 in 
Tab. 2 seien identisch, so wäre in der Gesamttabelle eine Konsolidierung möglich, nicht 
jedoch in den Teiltabellen. Eine Konsolidierung unter Einbeziehung der Obertabelle 
wäre nur möglich, wenn zwei Untertabellen völlig identisch wären. 

Ein vollständiger Ablauf bzw. eine vollständige Regel ergibt sich nur aus mehreren Ta- 
bellen, was bei mentaler Ausführung erschwerend wirkt. Als Vorteil bleibt lediglich, daß 
handhabbare Papierformate eingehalten werden können. 

(3) Vertikale Aufteilung nach Regelspalten 

- Vertikale Aufteilung nach Regelspalten und Tabellenvolumen 

Diese Möglichkeit stellt die einfachste Aufteilungsart dar. Sobald die Bedingungsanzei- 
gerkombinationen das Volumen einer Entscheidungstabelle überschreiten, werden sie 
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Abb. 100: Horizontale Zergliederung von Entscheidungstabellen (nach Vieweg) 

auf der nächsten Entscheidungstabelle fortgesetzt (vgl. Abb. 101b in Anlehnung an 
Lauer). 

In jeder Tebelle sind die Bedingungs- und Aktionstexte grundsätzlich identisch. Der 
Aufruf der Folgetabelle geschieht durch eine ELSE-Regel, die zu einer Aktion Go to 
TAB . . . führt. 

- Vertikale Aufteilung nach Regelspalten und Bedingungsanzeigerkombinationen 
(Lauer: Bedingungsstrukturen) 

Der Übergang zur Folgetabelle erfolgt hier nicht nach Ausschöpfung des Volumens einer 
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Entscheidungstabelle, sondern nach (kleineren) Gruppen von Regeln, deren Bedingungs- 
anzeigerkombinationen für eine (erste) Gruppe von Bedingungen identisch sind (Abb. 
101c). Bei mentaler Ausführung wirkt vereinfachend, wenn diese Bedingungen zusätz- 
lich in der Tabellenbezeichnung zum Ausdruck kommen. 

- Vertikale Aufteilung nach Regelspalten und Aktionsanzeigerkombinationen 
(Lauer: Aktionsstrukturen) 

Das Verfahren kann weiterhin so modifiziert werden, daß Regeln, die ausschließlich zu 
bestimmten Aktionen führen, in entsprechenden Teiltabellen zusammengefaßt werden 
(Abb. lOld). 

Diese Form kann bei mentaler Ausführung vorteilhaft sein, wenn über die Voraussetzun- 
gen bestimmter Aktionen zu befinden ist (typische Antragssituation). 

Die vertikale Aufteilung nach Regelspalten hat u. E. folgende Nachteile : 

Die Anzahl der Regeln der Teiltabellen entspricht der Anzahl der Regeln der Gesamtta- 
belle, geringfügig vermehrt um die ELSE-Regeln zum Aufruf der Folgetabellen; eine Re- 
gelverminderung tritt durch die Aufteilung also nicht ein. 

Konsolidierung und Prüfung der Teiltabellen führt bei den Teiltabellen nur dann zum 
gleichen Ergebnis wie bei der Gesamttabelle, wenn die Teiltabellen gemeinsam betrach- 
tet werden. 

Vorteile sind, daß sich ein vollständiger Ablauf bzw. eine entsprechende Regel auch 
noch aus der Teiltabelle ergibt und daß handhabbare Papierformate eingehalten werden 
können. 

(4) Vertikale Aufteilung mit Hilfe der Bedingungs-Aktions-Matrix 

Dieses von Strunz entwickelte Verfahren zeigt Abb. 102 (Strunz 1977/131). In einer 
Matrix (Abb. 102a) werden die Aktionen und Bedingungen des Problemfeldes eingetra- 
gen. In den Matrixfeldem werden die Abhängigkeiten jeder Aktion von den einzelnen 
Bedingungen beschrieben, entweder durch Eintragung der Bedingungsanzeiger (mehrere 
Anzeiger in einem Feld möglich) oder durch ein X (Abb. 102). Bedingungen und Aktio- 
nen, die ausschließlich zueinander Beziehungen aufweisen (vgl. Abb. 102b, umrahmte 
Matrixfelder) weren in getrennten Entscheidungstabellen erfaßt (Abb. 102c). Die Teilta- 
bellen werden so untereinander verknüpft, daß die erforderliche Reihenfolge der Ak- 
tionsausführung sichergestellt ist (vgl. a. Strunz 1971). 

Wie das Beispiel zeigt, können Bedingungen, die sich nicht einer Gruppe von Aktionen 
eindeutig zuordnen lassen, in mehreren Teiltabellen aufgeführt werden. 

Das beschriebene Verfahren hat den Vorteil, daß eine wesentliche Reduzierung der Ent- 
scheidungsregeln auftreten kann. Die nicht abgebildete Gesamttabelle hätte, da zehn Be- 
dingungen vorhanden sind, bei der Unterstellung begrenzter Anzeiger 2 10 = 1024 Regeln, 
die Teiltabellen aber nur 3 x 2 4 = 48 Regeln. 

Da die Teiltabellen fast ausschließlich unterschiedliche Bedingungen und Aktionen auf- 
weisen, enthalten sie Regeln, die getrennt konsolidiert, geprüft und auch ausgeführt 
werden können. 

(5) Zergliederung nach unverschachtelten Bedingungs-Aktions-Folgen (Vertikal- 
horizontales Verfahren) 

Bei dieser von uns vorgeschlagenen Methode werden in übergeordnete Entscheidungsta- 
bellen solange Bedingungen aufgenommen, wie die Bedingungsfolge im realen Ablauf 
nicht durch Aktionen unterbrochen wird. Eine Verschachtelung von Bedingungen und 
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b) Aufteilung nach Regel spalten und Tabellenvolumen 
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c) Aufteilung nach Regelspalten und Bedingungsanzeigerkombinationen 
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d) Aufteilung nach Regelspalten und Aktionsanzeigerkombinationen 



Abb. 101: Vertikale Aufteilung einer Entscheidungstabelle auf Teiltabellen mit identischen 
Bedingungen und Aktionen 



236 










































a) Bedingung» -Akt ions -Matrix des aufzuteilenden Problemfeldes 




b) Kennzeichnung von Bedingungen und Aktionen, die ausschließ- 
lich zueinander Beziehungen aufveisen 



TAB 


1 


TAB 2 


TAB 


3 


B7 




Bl 




B4 




B8 




B2 




B5 




B9 




B3 




B6 




BIO 




B7 




BIO 




Al 




ÄT 




A9 




A2 




A6 




AlO 




A3 




A7 




All 




A4 




A8 




A12 




A4a 


Gehe nach TAB 2 


A8a Gehe nach TAB 3 



c) Aus b) abgeleitete und aufgeteilte Entscheidungstabellen 



Abb. 102: Vertikale Aufteilung von Entscheidungstabellen mit Hilfe der Bedingungs- 
Aktions-Matrix (Strunz) - vgl. Strunz , H.: Entscheidungstabellentechnik, 
Carl Hanser Verlag München 1977, S. 131- 
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Aktionen im realen Ablauf bzw. ein Rücksprung vom Aktionsteil in den Bedingungsteil 
einer Entscheidungstabelle wird somit nicht zugelassen. Sofern die Zahl der Bedingun- 
gen ohne zwischengeschaltete Aktionen zu groß wird, um eine angemessene Regelanzahl 
zu erhalten, muß bereits vorher die Bedingungsfolge abgebrochen werden (vgl. horizon- 
tales Verfahren). Nach Eintragung der Bedingungsanzeigerkombinationen und der ent- 
sprechenden Aktionen und Aktionsanzeigem erfolgt die Eintragung einer Aktion „Go to“ 
mit den entsprechenden erweiterten Anzeigern zum Aufruf weiterführender Entschei- 
dungstabellen. 

Abb. 87 zeigt die nach dieser Vorschrift entstandenen unverschachtelten Entscheidungs- 
tabellen zum Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“. Es ergeben sich drei 
Tabellen; die zweite Tabelle ist unkonsolidiert und konsolidiert abgebildet. 



j) Ergänzung von Entscheidungstabellen und Entscheidungsmatrizen 

Herkömmliche Formen der Darstellung der Ablauforganisation sind teilweise imstande, 
Merkmale von Arbeitselementen zu erfassen, die in dem üblichen Format von Entschei- 
dungstabellen nicht vorgesehen sind. Eine Ergänzung um derartige Merkmale kann die 
Einsatzmöglichkeiten von Entscheidungstabellen wesentlich erweitern. 

Es bietet sich an, die Bedingungs- und Aktionszeilen um Merkmalsspalten zu erweitern. 
Dies geschah bereits im bisherigen Beispiel „Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ 
im Hinblick auf den Aufgabenträger, der zweckmäßigerweise unverschlüsselt genannt 
wird. In weiteren Spalten, die den Raster-Teilfeldem gern. Abb. 76 entsprechen, können 
andere Merkmale, z. B. durch Legendenverweise, aufgenommen werden. 

Abb. 103 zeigt eine derartige Ergänzung der Abb. 87; die Bedingungs- und Aktionstexte 
könnten um die Angaben der Merkmalslegende entlastet werden. 

Darüber hinaus können auch, wenn dies fallweise für erforderlich gehalten wird, Spalten 
je Aufgabenträger, Spalten für Verrichtungsarten (0,1, T,S) und Spalten für Meßgrößen 
vorgesehen werden (vgl. die konventionelle und die moderne Ablaufkarte des Work- 
Simplifikation- Verfahrens). An unverschachtelten Entscheidungstabellen kann sogar ein 
(vereinfachtes) Blockdiagramm angeschlossen werden. 

Eine derartige Darstellungsform mit fallweise ergänzten, unverschachtelten Entschei- 
dungstabellen enthält wesentliche Merkmale bisheriger Darstellungsformen und könnte 
daher geeignet sein, von Vertretern dieser Formen als vereinheitlichtes Verfahren akzep- 
tiert zu werden. 

Alle genannten Ergänzungen sind, mit Ausnahme des Blockdiagramms, auch bei Ent- 
scheidungsmatrizen möglich (ohne Abb.). 



k) Entscheidungstabellentechnik und EDV-unabhängige Organisation 

„Die Bewährung der Entscheidungstabelle als Organisationsinstrument steht in der 
Praxis noch bevor“ (Faber/Köhler/Schmidt 1978/257). 

Die vorgenannten Autoren vertreten z. B. die Auffassung, daß die Entscheidungstabel- 
lentechnik zu kompliziert sei, um als Erhebungstechnik verwendet zu werden. Dieser 
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Abb. 103: Entscheidungstabellen mit verschiedenen Ergänzungen 
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Einwand kann bei Anwendung der unverschachtelten Entscheidungstabellen oder Ent- 
scheidungsmatrizen nicht aufrechterhalten werden. Die von Faber/Köhler/ Schmidt nicht 
erwähnte, aber für eine Erhebungstechnik ausgeschlossene Beschränkung auf Verrich- 
tungs- und Objektangaben ist durch die von uns vorgeschlagene Ergänzung um Merk- 
malsspalten etc. entfallen. 

Für Erarbeitung von Ist-Kritik und Soll-Vorschlag dürfte die ergänzte Entscheidungsta- 
belle ebenfalls geeignet sein. Dies gilt u. E. sowohl in der Planungs- als auch der Ent- 
scheidungsphase der Organisationsprozesses, also ggf. sowohl für den planenden Organi- 
sator als auch für die Entscheidungsträger; dies gilt insbesondere aber unter der Voraus- 
setzung, daß unverschachtelte Entscheidungstabellen zusammen mit Blockdiagrammen 
(vgl. Abb. 85, insbes. auch Abb. 103) eingesetzt werden. 

Die Verwendung als Informationsinstrument für den Aufgabenträger, also als Ersatz für 
Arbeitsanweisungen und evtl, für Stellenbeschreibungen, halten Faber/Köhler/ Schmidt 
für bedenkenffei, falls man sich einer einfachen und zweckmäßigen Gestaltung der Ent- 
scheidungstabellen bedient. Auch hier erscheint uns der Einsatz von unverschachtelten 
Entscheidungstabellen unumgänglich, da dem Ausführenden die Reihenfolge seiner 
Handlungen, also der Bedingungen und Aktionen, sicher erkennbar sein muß. U. E. dürf- 
ten Lesbarkeit und Akzeptanz durch Stellen der Realisationsstufe aber erst bei einem 
weiteren Eingang der Entscheidungstabelle in die Berufsausbildung aller Ebenen ge- 
währleistet sein. So lange überbetriebliche Regelungen, z. B. Gesetze, die nicht in Form 
von Entscheidungstabellen erlassen werden, dürften auch betriebliche Regelungen in ver- 
baler Form ihre Bedeutung behalten. Wie dargelegt wurde, können unverschachtelte Ent- 
scheidungstabellen hierzu auf einfache Weise verbalisiert werden. Treten allerdings in 
derartigen Texten drei bis vier Bedingungen hintereinander auf, so empfiehlt sich die 
Einarbeitung einer Entscheidungstabelle in einer Form, die ohne Kenntnis der Entschei- 
dungstabellentechnik gelesen werden kann. 

Grenzen der übersichtlichen Anwendung von Entscheidungstabellen ergeben sich aus 
komplexen Verknüpfungen. 



Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil III A und B 



1. Welche verbalen Darstellungsformen der Ablauforganisation kennen Sie? 

2. Wodurch ist eine systematische verbale Ablaufdarstellung bestimmt? 

3. Beschreiben Sie konventionelle und moderne Ablaufkarten (WS). 

4. Welche folge-/aufgabenträgergebundene Darstellungsformen sind Ihnen bekannt? 
Welches sind deren Gemeinsamkeiten und Unterschiede? 

5. Wie ist der Aufbau und Informationsgehalt von Blockdiagrammen? 

6. Welche Bestandteile sowie Vor- und Nachteile hat die Methode Jordt/Gscheidle? 

7. Beschreiben Sie den Gitterraster mit Merkmalslegende. 

8. Wie ist eine Entscheidungstabelle aufgebaut? 

9. Welche Arten von Entscheidungstabellen gibt es? (Merkmale?) 

10. Welche Grundsätze sind bei der Aufstellung von ET zu beachten? 
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11. Welche vorbereitenden Tätigkeiten der Aufstellung von ET sind nötig? 

12. Wodurch unterscheiden sich die direkte und indirekte Aufstellung von ET? 

13. Welche Schwierigkeiten treten bei der konventionellen Aufstellung von Eintreffer- 
Entscheidungstabellen (verschachtelten ET) auf? 

14. Welchen Aufbau haben Bedingungs- Aktions- bzw. Entscheidungsmatrizen? 

15. Welche Merkmale und Vorteile haben unverschachtelte ET? 

16. Welche Merkmale sowie Vor- und Nachteile haben Mehrtreffer-ET? 

17. Wie können ET um Merkmale anderer Darstellungsformen ergänzt werden? 
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C. Zeitlich orientierte Darstellungsformen 



1. Netzplantechnik 



a) Begriff und Formen 
aa) Begriff 

Nach DIN 69 900 umfaßt die Netzplantechnik alle Verfahren zur Beschreibung, Planung, 
Steuerung und Überwachung von Projektabläufen auf der Grundlage von Netzplanmo- 
dellen, wobei Zeit, Kosten, Betriebsmittel und weitere Einflußmöglichkeiten berücksich- 
tigt werden können. Die Netzplantechnik lehnt sich an die Graphentheorie an. 



bb) Elemente der Netzpläne 

Elemente der Netzplantechnik sind: 

(1) Vorgänge (Tätigkeiten, Aktivitäten) 

Ein Vorgang ist eine zeitbeanspruchende Teilarbeit, die zwischen einem Anfangs- und 
einem Endzeitpunkt stattfindet. 

(2) Ereignisse 

Ereignisse sind Anfangs- oder Endzeitpunkte von Vorgängen. Sie repräsentieren be- 
stimmte Durchführungsstadien des Projektes. 



cc) Deterministische und stochastische Modelle 

In der Netzplantechnik unterscheidet man deterministische und stochastische Modelle 
(vgl. Bergen/Bubolz, 1974/7). 

Deterministisch ist ein Modell immer dann, wenn keine Unsicherheit bezüglich der Ab- 
laufstruktur und der Vorgangszeiten vorliegt, d. h. die einzelnen Vorgänge, ihre Ver- 
knüpfungen untereinander und die Vorgangszeiten eines Projektes sind bekannt. Stocha- 
stische Modelle sind dadurch charakterisiert, daß eine Unsicherheit bezüglich der Vor- 
gangszeit und/oder der Vorgangsstruktur besteht. 

Abb. 104 zeigt die bekanntesten Netzplanverfahren mit ihren entsprechenden Merkma- 
len. Es handelt sich um die Verfahren MPM (Metra Potential Method), CPM (Critical 
Path Method), PERT (Program Evaluation and Review Technique) und GERT (Graphi- 
cal Evaluation and Review Technique) 
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Abb. 104: Netzplanmodelle 



dd) Vorgangsorientierte und ereignisorientierte Netzpläne 

Werden die Vorgänge eines Projektes in bezug auf Inhalt und Zeitdauer beschrieben, so 
spricht man von vorgangsorientierten Netzplänen. Werden hingegen die Ereignisse be- 
schrieben, so spricht man von ereignisorientierten Netzplänen. Eine weitere Unterschei- 
dung kann danach getroffen werden, ob die Vorgänge durch Pfeile oder durch Knoten 
(Rechtecke) symbolisiert werden. Man unterscheidet entsprechend Vorgangspfeilnetze 
und Vorgangsknotennetze (vgl. Abb. 105 in Anlehnung an Große-Oetringhaus 1979/27). 




Abb. 105: Charakterisierung der drei Netzplanarten 



Im folgenden wird die Netzplantechnik am Beispiel des Vorgangspfeilnetzes einführend 
dargestellt; ein Vorgangsknotennetz wird nur kurz erläutert und zum Vergleich gegenü- 
bergestellt. 
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b) Der Vorgangspfeilnetzplan und seine Elemente 



Ein Vorgangspfeilnetzplan (VPN) besteht im Gegensatz zum Vorgangsknotennetzplan 
(VKN) aus Pfeilen und Kreisen. Die Pfeile stellen die Vorgänge und die Kreise die Er- 
eignisse dar. Der VPN geht von Normalfolgebeziehungen aus; Vorgang B kann erst be- 
ginnen, wenn der Vorgang A abgeschlossen ist (vgl. Abb. 106). 

Die den Vorgang betreffenden Daten, die Vorgangskurzbezeichnung und -dauer, werden 
an den Pfeil geschrieben. Dagegen enthält der Ereigniskreis alle für die Zeitberechnung 
relevanten Größen. 




Vorgang 1-2 
Vorgangsdauer 



Anfangs -Ereignis 



Abb. 106: Vorgang und Ereignisse (VPN) 



© 

End-Ereignis 



Ein Vorgangspfeilnetzplan setzt sich aus drei Grundelementen zusammen: 

(1) Vorgänge (V) 

Vorgänge sind zeitraubende Aktivitäten im Rahmen eines Projektablaufes. Sie stellen 
die einzelnen Tätigkeiten dar, die zur Verwirklichung des Projektes durchgeführt 
werden müssen. Vorgänge sind stets nach rechts, in Richtung der Zeitachse, gerichtet. 
Äußerstenfalls darf ein Vorgang vertikal zur Zeitachse gezeichnet werden. Vorgänge 
werden durch ununterbrochene (durchgezogene) Pfeile dargestellt. 

(2) Scheinvorgänge (S) 

Scheinvorgänge sind fiktive Tätigkeiten, die weder Zeit noch Produktionsfaktoren, z. B. 
Arbeitskräfte oder Maschinen, beanspruchen. Sie werden durch gestrichelte Pfeile dar- 
gestellt. Die Scheinvorgänge besitzen folgende zwei Funktionen: 

- Differenzierungsfunktion 

Die Differenzierungsfunktion hat die Aufgabe, Folgebeziehungen exakt wiederzugeben. 
Dies ist immer dann erforderlich, wenn in einem Ereignis mehrere Tätigkeiten enden 
und beginnen, die nicht alle voneinander abhängig sind (vgl. Abb. 107): Der Beginn von 
C setzt den Abschluß von A und B voraus. Dagegen kann D schon begonnen werden, 
wenn B beendet ist. D ist nicht abhängig vom Vorgang A. 

- Sicherung der Eindeutigkeit 

Von Ereignis zu Ereignis darf nur ein Vorgang stattfinden (vgl. Abb. 108). 

(3) Ereignisse (E) 

Die Ereignisse (E) sind die Anfangs- und Endpunkte von Vorgängen. Der Ereigniskreis 
wird in drei Datenfelder unterteilt (Abb. 109). EV enthält die Vorgangsnummer (E.-Nr.), 
den frühesten Ereigniszeitpunkt (FZ) und den spätesten Ereigniszeitpunkt (SZ) des Vor- 
ganges. 
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Abb. 107: Scheinvorgang 
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Abb. 108: Einfache Beziehung zwischen zwei Ereignissen 




Abb. 109: Unterteilung des Ereigniskreises 
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c) Grundregeln zur zeichnerischen Erstellung eines VPN 

Es lassen sich folgende generelle Regeln zur zeichnerischen Darstellung des Netzplanes 
aufstellen: 

- Schleifen sind unzulässig (Abb. 110) 

Unter einer Schleife ist eine Vorgangsfolge zu verstehen, die zu ihrem Ausgangsknoten 
zurückführt. 

Schleifen lassen sich vermeiden, wenn man die Vorgangspfeile von links nach rechts, in 
Richtung der Zeitachse, zeichnet. Sie können irrtümlicherweise durch nachträgliches 
Einfügen anfänglich vergessener Vorgänge entstehen. 

- Offene Masche sind unzulässig (Abb. 111). 

Dies gilt für offene Maschen nur grundsätzlich, d. h. es sind Ausnahmen möglich. Diese 
Ausnahmen sind denkbar, wenn die Vorgänge nicht mehr direkt mit dem Produkt in 
Verbindung stehen und somit für die weitere zeitliche Gestaltung des Projektes keinerlei 
Bedeutung besitzen. Offene Maschen können bei der praktischen Arbeit an Netzplänen 
durch das Übersehen notwendiger Verbindungen entstehen. 

- Ein Netzplan hat stets nur einen Anfangs- und Endpunkt (Abb. 1 12). 

- Jeder Vorgang hat mindestens einen Vorgänger und Nachfolger. Nur der Anfangs- 
knoten hat keinen Vorgänger und der Endknoten keinen Nachfolger. 

- Ein Vorgang kann nur einmal ablaufen. Bedingt der Projektablauf eine Wiederholung 
des selben Vorganges, so ist dieser erneut im Ablauf darzustellen (Abb. 1 13). 

- Die Anfangs- und Endknoten eines Netzplanes sind mit Start und Ziel zu kennzeich- 
nen (Abb. 1 14). 




Abb. 110: Unzulässige Schleife 
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Abb. 112: Eindeutiger Anfangs- und Endpunkt 
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Abb. 113: Wiederholung statt Rückkoppelung 



Start Ziel 

0- J — 0- 

Abb. 114: Kennzeichnung von Start und Ziel 
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d) Elemente und Grundregeln des VKN 



Ein Vorgangsknotennetz setzt sich aus zwei Grundelementen zusammen: 

(1) Vorgänge: Die Vorgänge werden durch Rechtecke dargestellt. 

(2) Anordnungs-Beziehungen: Die Beziehungen werden durch Pfeile dargestellt. 

Das Vorgangsknotennetz gleicht somit einem Blockdiagramm; da es eine deterministi- 
sche Struktur hat, gibt es allerdings keine Oder-Verzweigung. Schein-Vorgänge werden 
beim VKN nicht benötigt (vgl. Abb. 1 15). 

Im übrigen gelten alle Grundregeln des VPN auch für VKN. 



XD- L *Q- £ -*0 

! 

I 
! 

Abb. 115: Vergleich eines Scheinvorganges beim VPN mit einer 
entsprechenden Darstellung beim VKN 




e) Strukturanalyse 

In der Phase der Strukturanalyse werden die Vorgänge und ihre logischen Beziehungen 
dargestellt. 



aa) Erstellen einer Vorgangsliste 

Voraussetzungen zum Aufbau eines Netzplanes ist die Kenntnis der einzelnen Projekt- 
vorgänge und deren Beziehungen bzw. Abhängigkeiten. Diese werden in einer Vor- 
gangsliste dargestellt, die zusätzlich noch die Dauer der Vorgänge aufnehmen kann (vgl. 
Abb. 116). 

Die Abhängigkeiten (vgl. Spalte 3 der Abb. 116) können durch die Angabe der Nachfol- 
ger oder der Vorgänger eines jeden Vorganges dargestellt werden. Die Vorgängerangabe 
wird bevorzugt, da sich die Voraussetzungen für den Beginn eines Vorganges im allge- 
meinen leichter bestimmen lassen als seine Nachfolger. 



bb) Zeichnerischer Aufbau eines Netzplanes 

Der zeichnerische Aufbau eines Netzplanes geschieht bei einer Vorgangsliste mit Nach- 
folgern vorwärtsgerichtet und bei einer Vorgangsliuste mit Vorgängern rückwärtsgerich- 
tet. Abb. 120 zeigt den entsprechenden Netzplan. 



249 




Vorgangs- 

kurzzeichen 


Vorgangsbeschreibung 


Vor- 

gänger 


Dauer in 
Wochen 




b 






A 


Informationen beschaffen 





2 


B 


Auswertung Informationen 


A 


4 


C 


Ist-Analyse 


A 


7 


D 


Beschaffung der Finanzmittel 


B, C 


2 


E 


Bedarfsanalyse 


B 


12 


F 


Kaufverhandl ungen 


E 


2 


G 


Beschaffungsentscheidung 


D 


1 


H 


Kaufvertrags-Abschluß 


F # G 


1 


1 


Errichten der Einrichtungen 


H 


4 


K 


Lieferung der Anlage 


H 


2 


L 


Personalschulung 


H 


9 


M 


Test lauf 




6 


N 


Einstellung Fachkräfte 




5 


0 


Einführung der Anlage 




1 4 



Abb. 116: Vorgangsliste mit Vorgangsbeschreibung 



f) Zeitanalyse mit VPN 

Die Zeitangaben bestimmen die Aussagefähigkeit eines Netzplanes hinsichtlich der 
möglichen Zeitersparnis und der Zeitpuffer der einzelnen Vorgänge. Der Index i bzw. j 
der einzelnen Ereigniszeitpunkte bezieht sich auf den jeweiligen Ereigniskreis. 



(7) Ermittlung der Ereigniszeitpunkte 

- Frühester Zeitpunkt des Ereignisses FZi (Abb. 117) 

Die Berechnung von FZi beginnt mit dem Start und erfolgt in Richtung des Zieles, vor- 
wärtsgerichtet. 

Der frühestmögliche Ereigniszeitpunkt, bezogen auf den Projektstart zum Zeitpunkt 
„O“, gibt an, wann mit einem Vorgang begonnen werden kann. 

Die FZi werden durch Vorwärtsaddition der Vorgangsdauer, auf dem jeweils zeitläng- 
sten Weg, ermittelt. An Sammelknoten sind so viele Additionen vorzunehmen, wie Vor- 
gänge in ihn einmünden. Es ist der jeweils höchste FZi- Wert einzutragen (vgl. hierzu 
Abb. 120, z. B. Ereignis 6). 

- Spätester Zeitpunkt des Ereignisses SZi (Abb. 118) 

Die Berechnung des spätesten Ereigniszeitpunktes erfolgt rückwärtsgerichtet. 
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Am Projektziel ist SZi = FZi. Von diesem Zeitpunkt ausgehend werden die einzelnen 
SZi’s durch Subtraktion der Vorgangsdauer, auf dem jeweils zeitlängsten Weg, ermit- 
telt. Bei Verzweigungsknoten sind so viele Subtraktionen durchzuführen, wie Vorgänge 
von ihm ausgehen. Es ist der jeweils niedrigste SZi-Wert einzutragen (vgl. hierzu 





Abb. 118: Spätester Zeitpunkt des Ereignisses 



(2) Ermittlung der Vorgangszeitpunkte 

lm Gegensatz zu den bisher ermittelten Ereigniszeitpunkten werden hier Vorgangszeiten 
berechnet. Sie unterscheiden sich von den Ereigniszeitpunkten durch die Zeitdauer, d. h. 
sie besitzen einen Anfangs- und Endzeitpunkt. Je nach der Lage, früher oder später, er- 
geben sich die Vorgangszeitpunkte gern. Abb. 1 19. 



(3) Ermittlung der Pufferzeiten 

Man kennt insgesamt vier verschiedene Pufferzeiten. Sie geben die jeweiligen Zeitreser- 
ven eines Vorganges, in Abhängigkeit von der Lage seiner angrenzenden Vorgänge, an. 
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FAZy: Frühester Anfangszeitpunkt; 

S AZ” : spätester Anfangszeitpunkt ; 

FEZ”: frühester Endzeitpunkt ; 

SE Z jj : spätester Endzeitpunkt ; 



FAZ” = FZj 
SAZ” = SZj — Djj 
FEZjj = FZj + D” 
SEZ” =SZj 



Abb: 119: Vorgangszeitpunkte und ihre Ermittlung 



- Gesamte Pufferzeit GP; GPy = SZj — FZj — Djj = SEZy — FAZjj — D u 

Sie steht einem Vorgang dann zur Verfügung, wenn der maßgebende Vorgänger (V) frü- 
hestmöglich und der maßgebende Nachfolger (N) spätestmöglich beginnt. Sie ist die 
wichtigste Pufferzeit. FürVKN gilt auch: GPjj = SEZjj — FEZij = SAZjj — FAZy. 

- Freie Pufferzeit FP; FPy = FZj — FZj — Dij = FAZ N — FAZy — Dy 

Die Bedingung für die FP ist, daß die Vorgänger und Nachfolger so früh wie möglich 
beginnen. Hierdurch wird die Lage des Vorgängers beeinflußt. Diese Zeiten sind interes- 
sant, wenn alle Vorgänger so früh wie möglich beginnen sollen. 

- Freie Rückwartspufferzeit FRP; FRPjj = SZj — SZ ; — D = SEZjj — SEZv — Dy 

Man geht hierbei von der Voraussetzung aus, daß die Vorgänger und Nachfolger so spät 
wie möglich beginnen. Es wird die Lage der Nachfolger beeinflußt. FRP kommt in Be- 
tracht, wenn alle Vorgänger so spät wie möglich beginnen sollen. 

- Unabhängige Pufferzeit UP; UPij = FZj — SZ — D^ = FAZm — SEZ v — Dy 

Voraussetzung hierfür ist, daß der maßgebende Vorgänger so spät wie möglich endet 
und der maßgebende Nachfolger so früh wie möglich beginnt. Eine Beeinflussung der 
Lage von Vorgänger und Nachfolger ist nicht gegeben. 
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( 4 ) Ermittlung des kritischen Weges 



Ein Vorgang ist kritisch, wenn seine Gesamtpufferzeit Null ist. Es besteht in diesem Fall 
grundsätzlich keine Möglichkeit, den Vorgang später oder früher zu beginnen oder zu 
beenden. Der kritische Weg ist durch eine ununterbrochene Folge von kritischen Vor- 
gängen vom Beginn bis zum Ende des Projektes gekennzeichnet. Er bestimmt als zeit- 
längster Weg die Projektdauer. Tritt auf ihm eine Verzögerung im Beginn oder eine Ver- 
längerung der Dauer eines Vorganges auf, so bewirkt dies eine Verlängerung der Pro- 
jektdauer. Andererseits kann durch die Verkürzung der Dauer eines kritischen Vorgan- 
ges die Projektdauer verkürzt werden, so lange kein anderer Weg kritisch wird. 



g) Kostenoptimierung 

Ein Vorgang beansprucht während der Vorgangsdauer bestimmte Kapazitäten von Pro- 
duktionsfaktoren (Kapazitätsträger, Einsatzmittel), z. B. Menschen (Arbeitskräfte) und 
Sachmittel (z. B. Maschinen). Zwischen gewissen Grenzen lassen sich Vorgänge mit un- 
terschiedlichen Faktorkombinationen und mit unterschiedlichen Vorgangsdauem durch- 
führen (z. B. durch Einsatz von Maschinen statt Menschen oder Einsatz mehrerer Ma- 
schinen). Die optimale Vorgangsdauer bzw. der optimale Kapazitätsbedarf ist beim Ko- 
stenminimum des Vorganges gegeben. 

Eine Verkürzung der Vorgangsdauer über ihr Zeitoptimum bzw. Kostenminimum hinaus 
ist mit einer Kostenerhöhung bzw. mit sog. Beschleunigungskosten verbunden, die 
grundsätzlich progressiv steigen, in gewissen Bereichen aber auch als linear angenom- 
men werden können (z. B. Verkürzung um den 1. Tag kostet 90 DM, um den 2. Tag 
kostet 98 DM, um den 3. Tag kostet 112 DM; Beschleunigungskosten im Durchschnitt 
100 DM/Tag). 

Eine Verkürzung von Vorgangsdauem kann nur auf dem kritischen Weg sinnvoll sein, 
so lange keine anderen Wege kritisch werden. Wird dies in Betracht gezogen, so sind die 
Beschleunigungskosten aller kritischen Vorgänge ihrer Höhe nach zu ordnen, wodurch 
sich ein progressiver Beschleunigungs-Kostenverlauf für das Gesamtprojekt ergibt. 
Diese Beschleunigungskosten betreffen nur die sog. direkten Kosten des Projektes. 

Neben diesen direkten Kosten gibt es die sog. indirekten Projektkosten, die sich nicht 
einzelnen Vorgängen, sondern nur dem gesamten Projekt zurechnen lassen bzw. die mit 
einer Verkürzung der Projektdauer abnehmen. Dabei handelt es sich z. B. um Zinsko- 
sten, Konventionalstrafen oder auch um Opportunitätskosten wie entgangene Prämien 
oder Gewinne. Diese indirekten Projektkosten haben einen bei Projektverkürzung sin- 
kenden Verlauf. 

Die optimale Projektdauer liegt vor, wo die gesamten Projektkosten ein Minimum 
haben, d. h. wo die direkten und indirekten Projektkosten ein absolut gleiches Steigungs- 
maß aufweisen bzw. die Kosten der Beschleunigung um eine Periode gerade noch durch 
die Minderung der direkten Kosten getragen werden (vgl. z. B. die grafische und tabella- 
rische Darstellung bei Große Oetringhaus 1979/123 ff. sowie Zimmermann 1971/64 und 
Schwarze 1969/164). 
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h) Kapazitätsoptimierung 
aa) Kapazitatsausgleich 

Bereits innerhalb eines Projektes können Vorgänge, die auf verschiedenen Wegen des 
Netzplanes liegen, gleichzeitig identische Produktionsfaktoren beanspruchen. 

Die je Zeitabschnitt und Faktorart benötigte Kapazität kann einmal auf Basis der frühe- 
sten und zum anderen auf Basis der spätesten Beginnzeitpunkte der Vorgänge ermittelt 
und in Kapazitätsanforderungsprofilen grafisch dargestellt werden. 

Durch Verschiebung der nichtkritischen Vorgänge innerhalb ihrer Puffer können die Ka- 
pazitätsbedarfsspitzen abgeflacht werden. Die durch das verbleibende Bedarfsmaximum 
gegebene notwendige Kapazität ist sodann gleichmäßiger ausgelastet. Die Verfahren zur 
Glättung der Kapazitätsbelastungskurven sind auch unter dem Namen Resource Level- 
ling bzw. Smoothing bekannt, sie sind systematische Probiermethoden (vgl. Schwarze 
1979/170, Große-Oetringhaus 1979/110). 



bb) Kapazitätsbeschränkungen 

Darüber hinaus kann die Kapazität auf einen Wert unter der nach dem Kapazitätsaus- 
gleich gegebenen Kapazitätsbedarfsspitze beschränkt sein (sog. Kapazitätsschranke). In 
diesem Fall kann der Projektendtermin nicht eingehalten werden, da als simultan geplan- 
te Vorgänge nacheinander ausgeführt werden müssen. „Das Problem ist also im wesent- 
lichen, die optimale Reihenfolge der Vorgänge zu finden. Dies kann auf vier Weisen ge- 
schehen: durch Enumeration, d. h. Durchrechnen aller möglichen Reihenfolgen, durch 
verschiedene Näherungsverfahren, durch Entscheidungsbaumverfahren, durch lineares 
Programmieren“ (Zimmermann 1980/1384, vgl. auch 1971/49). 

EDV-Programme vom Typ Resource Scheduling gehen nach der Kleinste-Pufferzeit- 
Regel vor, d. h. es werden zunächst die Vorgänge mit der geringsten Pufferzeit, also ins- 
besondere kritische Vorgänge, durchgeführt (vgl. auch Große Oetringhaus 1979/1 19). 

Die unter Kostenoptimierung beschriebene Veränderung der Vorgangsdauer kann eben- 
falls in das Problem des Kapazitätsausgleichs und der Kapazitätsbeschränkung einge- 
bracht werden. Auf weiterführende Probleme und Ansätze der Mehrprojektplanung 
(Mehmetztechnik) sei nur hingewiesen. Zahlreiche EDV-Programme (als neuere Ent- 
wicklung z. B. AMTOS) unterstützen umfassende Problemlösungen. 



2. Balkendiagramme 



a) Objektbezogene Balkendiagramme (Auftragsfortschrittspläne) 

Objektbezogene Balkendiagramme stellen ein Koordinatensystem dar, in dem der Abzis- 
se die Zeit und der Ordinate Vorgänge zugeordnet sind; die Zeitdauer der Vorgänge wird 
durch einen Balken abgebildet (Abb. 121 und 122 mit dem Netzplan-Beispiel aus Ziff. 1) 
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aa) GANNT -Technik 



Die GANNT -Technik ist die einfache Form des Balkendiagramms (Abb. 121). Aus 
dieser Darstellung ist ersichtlich, wann ein Vorgang und wann das Gesamtprojekt begin- 
nen und enden soll; parallel verlaufende Balken zeigen an, daß Teilarbeiten gleichzeitig 
verrichtet werden können. Die Ist-Werte können den Soll-Werten in parallelen Balken je 
Vorgang gegenübergestellt werden (nicht abgebildet). Bestehende Abhängigkeiten 
werden allerdings nicht klar erkennbar. 



bb) PLANNET-Technik 

Die PLANNET-Technik versucht, den letztgenannten Nachteil zu vermeiden, indem die 
abhängigen Vorgänge durch Pfeile verbunden werden (Abb. 122). Dadurch können auch 
Pufferzeiten abgelesen werden. Die Übersicht bleibt allerdings nur bei einer geringen 
Anzahl von Abhängigkeiten gewahrt. 



b) Stellen- oder betriebsmittelbeogene Balkendiagramme (Kapazitätsauslastungspläne, 
Maschinenbelegungspläne) 

In stellen- oder betriebsmittelbezogenen Balkendiagrammen werden der Abzisse die 
Zeit und der Ordinate Aktionsträger bzw. Kapazitäten zugeordnet. Durch Abbildung der 
Vorgänge bei den Aktionsträgem wird die Kapazitätsauslastung veranschaulicht (ohne 
Abb.). 



Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil III C 

1. Definieren und vergleichen Sie Vorgänge und Ereignisse. 

2. Unterscheiden Sie Netzplanarten nach Vorgangs- oder Ereignisorientierung und Sym- 
bolen für Vorgänge, Beziehungen und Ereignisse. 

3. Welche Bedeutung hat der Scheinvorgang im VPN? 

4. Nennen Sie Grundregeln zur zeichnerischen Darstellung von VPN. 

5. Wie ist eine Strukturanalyse durchzuführen? 

6. Welche Bedeutung haben die einzelnen Ereignis- und Vorgangszeitpunkte, die Puf- 
ferzeiten und der kritische Weg? 

7. Welche Probleme und Lösungen kennen Sie in bezug auf die Kosten- und Kapazitäts- 
optimierung? 

8. Vergleichen Sie Kapazitätsprofile und Maschinenbelegungspläne. 
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IV. Kompatibilität zwischen den Darstellungstechniken der 
Aufgaben- und Arbeitsanalyse, der Aufbauorganisation 
und der Ablauforganisation 



Da alle Darstellungstechniken denselben Gegenstand Organisation abbilden, wenn auch 
unter Hervorhebung bestimmter Elemente und Beziehungen (vgl. auch Abb. 7), müssen 
sie grundsätzlich mindestens teilweise kompatibel sein. Daher müssen zwischen den Dar- 
stellungstechniken konkrete Zusammenhänge in Form von Überführungsregeln herge- 
stellt werden können (vgl. die Gesamtübersicht Abb. 123), wobei hier nur Entsprechun- 
gen in Bezug auf Verrichtungen, Objekte und Phasen des Entscheidungsprozesses, nicht 
aber in Bezug auf Mengen, Zeiten und andere Elemente und Dimensionen von Organisa- 
tionssystemen behandelt werden (auch nicht in bezug auf Arbeitsgänge). 

1. Kompatibilität zwischen Darstellungstechniken innerhalb der Aufgabenanalyse, 
der Aufbauorganisation und der Ablauforganisation 

Hierzu wird auf die Abb. 123 und die Ausführungen in den entsprechenden Einzelab- 
schnitten des Buches verwiesen. 

2. Kompatibilität zwischen Darstellungstechniken der Aufgabenanalyse und der 
Aufbauorganisation 

Auch hierzu wird auf die Abb. 123 verwiesen, darüber hinaus auf die Abschnitte über 
das Funktionendiagramm und die Stellenbeschreibung. 

3. Kompatibilität zwischen Darstellungstechniken der Aufbauorganisation und 
Ablauforganisation 

Wie auch in Abb. 123 dargestellt, kann ein Zusammenhang systematisch nur über eine 
zwischengeschaltete Aufgabenanalyse hergestellt werden. Die Aufgabenanalyse ist dem 
Funktionendiagramm zu entnehmen; evtl, ist vorher ein Funktionendiagramm aus Stel- 
lenbeschreibungen abzuleiten, wobei sich ggf. mangels entsprechender Abstimmung der 
Stellenbeschreibungen untereinander Ergänzungsnotwendigkeiten hinsichtlich der Ver- 
richtungs- und Objektgliederung mit ihrer Und- bzw. Oder-Beziehung sowie einer voll- 
ständigen (Rang und) Phasenanalyse und -Synthese ergeben. 

Falls Stellenbeschreibungen die (evtl, bedingungsabhängigen) Kommunikationsbezie- 
hungen je Aufgabe enthalten, könnten auch hieraus Ablaufdarstellungen abgeleitet 
werden. 

Die Darstellungen der Aufbauorganisation haben allerdings oft nur einen geringen Kon- 
kretisierungsgrad. 
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nach 

von 


Aufgabenanalyse 


Aufbauorganisation 


Ablauforganisation 


Aufgaben- 

analyse 

(Analyseliste und 
Aufgaben- 
strukturbild) 


Überführung der Analyse- 
liste Abb. 26a in das Pyra- 
miden-Strukturbild mit 
Basis-Nm. oder in das Te- 
rassen-Strukturbild ohne 
Anordnungsproblem 


Überführung des Aufga- 
benstrukturbildes mit sy- 
stemat. Phasenanalyse 
über das Funktionen- 
diagramm in Organi- 
gramm und Stellenbe- 
schreibung (s.u.) 


n. -i 

1 Überführung der Aufga- | 

1 benanalyse über die Glie- 1 
J derungsarten Und/Oder- J 
1 Verr/Obj. nach bestimm- | 
1 ten Umsetzungsregeln in 1 

* Blockdiagramme und 1 

1 Struktogramme sowie ( 

1 Entscheidungstab, und | 

• -matrizen 1 

1 - J 


Aufbau- 

organisation 

(Funktionen- 

diagramm, 

Organigramm, 

Stellenbe- 

schreibung) 


Entnahme der Aufgabena- 
nalyse aus dem Funkt.- 
Diagramm oder Aufstel- 
lung eines Funkt.-Dia. aus 
den Stellenbeschr. (letzte- 
re sind hins. Und/Oder- 
Verr/Obj.- sowie insbes. 
Phasen oft nicht vollstän- 
dig) 


Überführung des Funkt. - 
Diagr. durch Feststellung 
der Fremdentscheidungen 
in Organigramme (Kopf- 
zeile des Funkt.-Dia.) und 
durch Verbalisierung der 
Stellenspalten in das 
Aufg.-Bild der Stellen- 
beschr. 


Zusammenhang kann 
sinnvoll nur über eine 
zwischengeschaltete Auf- 
gabenanalyse hergestellt 
werden. (Umsetzung Auf- 
bauorga. in Aufgaben- 
analyse, Aufgabenanalyse 
in Aufbauorga. und umge- 
kehrt) 


Ablauf- 

organisation 

(Verbale Ablauf- 
darstellung, Ent- 
scheidungsmatrix 
und -tabeile, 
Blockdiagramm 
und Strukto- 
gramm) 


Überführung der Ablauf- 
darstellung mit Umkeh- 
rung der Regeln zur Über- 
führung von Aufgabena- 
nalyse in Ablauforgani- 
sation (bei Überführung 
verbaler Ablaufdarst. 
mitt. Und/Oder-Verr/ 
Obj.) 


.. 

Überführung der Ablauf- 
darstellung in Aufgabena- 
nalyse ( Regelumkeh- 
rung) und Zuordnung der 
Zuständigkeit über ein 
Funktionendiagramm 
(Ablaufdarstellung ist 
hinsichtl. Phasen oft un- 
vollst.) 


Überführung der Ent- 
scheidungsmatrix in Ent- 
scheidungstabellen, der 
Entscheidungstab, in 
Blockdiagramme, Struk- 
togramme und verbale 
Ablaufdarstellungen (und 
umgekehrt) 



Abb. 123: Kompatibilität zwischen den organisatorischen Darstellungstechniken 
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4. Kompatibilität zwischen Darstellungstechniken der Aufgabenanalyse und der 
Ablauforganisation 



a) Umsetzung der Aufgabenanalyse in Aufgabenfolgepläne (Blockdiagramme) 

Die Teilaufgaben jeder Gliederungsstufe einer Analyseliste bzw. eines Aufgabenstruk- 
turbildes können unter Beachtung der Gliederungsart in Aufgabefolgepläne in Form von 
Blockdiagrammen umgesetzt werden, und zwar nach Umsetzungsregeln der Abb. 124. 



Beziehungen in der 
Aufgabenanalyse 


Beziehungen im Aufgabefolgeplan 
(Blockdiagramm) 


Und-Verrichtung 


unverzweigter (glatter) Ablauf 1 ) 


Und-Objekt 


Und-Verzweigung (Wege werden parallel durchlaufen) 2 ) 


Oder-Objekt 

Oder-Verrichtung 


Oder-Verzweigung (Wege werden in Abhängigkeit von einer 
Bedingung altertnativ durchlaufen) 


*) Die Analyse nach (Rang und) Phase kann als eine formale Und- Verrichtungs-Gliederung angese- 
hen werden und führt grundsätzlich zu einem glatten Ablauf; die Kontrolle führt allerdings zu 
einer Oder-Verzweigung (Schleife, Rückkopplung, Abbruch). Mit Ausnahme der Projekt- 
organisation beschränkt man sich jedoch im allgemeinen auf eine aufbauorganisatorische Umset- 
zung der (Rang- und) Phasenanalyse im Funktionendiagramm. 

2 ) Werden Und-Verzweigungen bzw. zeitlich grundsätzlich nebeneinander erfüllbare Aufgaben 
nicht von mehreren Aufgabenträgem nebeneinander, sondern von einem Aufgabenträger hinter- 
einander bearbeitet, kann ein unverzweigter, glatter Ablauf dargestellt werden (beliebige Reihen- 
folge). 



Abb. 124: Umsetzungsregeln zwischen Aufgabenanalyse und Aufgabenfolgeplan 
( Blockdiagramm ) 



In Abb. 125 ist die Aufgabenanalyse des Beispiels „Eingang und Gutschrift Kunden- 
schecks“ dargestellt, das auch im vorhergehenden Abschnitt III B verwendet wurde. 
Abb. 126 zeigt das entsprechende Blockdiagramm für die verschiedenen Systemebenen 
der Aufgabenanalyse nach den Umsetzungsregeln der Abb. 124. 

Die Umsetzung muß grundsätzlich auf der höchsten Stufe der Aufgabenanalyse begin- 
nen und dann im Sinne des Systemdenkens bzw. der top-down-Strukturierung vom 
Groben zum Detail, d.h. zugleich von Grob- (Meilenstein-)Folgeplänen zu den Feinfol- 
geplänen für die Elementaraufgaben/Arbeitselemente voranschreiten. Ist die Umsetzung 
auf diese Weise erfolgt, kann man sich natürlich auf die Verwertung des Feinfolgeplanes 
beschränken; dieser kann jedoch im allgemeinen nicht unmittelbar aufgestellt werden. 
Abb. 127 zeigt eine Aufgabenanalyse für Projekte, Abb. 128 eine Aufgabenanalyse für 
Daueraufgaben mit vergleichbarer formaler Struktur, beide mit systematischer Phasen- 
analyse; d.h. die Elementaraufgaben haben alle Phasen (P, E, D, K) oder ggf. nur D und 
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Abb. 125 : Aufgabenanalyse „ Eingang und Gutschrift Kundenschecks' 
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Abb. 126: Blockdiagramme „ Eingang und Gutschrift Kundenschecks“ für mehrere 
Systemebenen 
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Aufgabenanalyse 



nach Verr./Obj. 


Gl.A. 




Phasen 




1 


Gesamtprojekt 




p 


E 




K 


11 


Vorstudie 


UV 
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E 


D 


K 


12 


Hauptstudie 


UV 
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E 
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Teilstudien 
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E 


D 


K 


132 Teilst. B 
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E 


D 
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133 Teilst. C 


UO 
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E 


D 


K 


14 


Systembau 


UV 


p 


E 


D 


K 


15 


Einführung 


UV 


p 


E 


D 


K 


16 


Erhaltung 


UV 


p 


E 


D 
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Abb. 127: Aufgabenanalysefür Orga- 
nisationsprojekte mit syste- 
matischer Phasenanalyse 



Aufgabenanalyse 



nach Verr./Obj. 


Gl.A. 




Phasen 
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Entwickeln 
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D 
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Abb. 128: Aufgabenanalyse für Daueraufga- 
ben mit systematischer Phasen 
analyse 
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Abb. 129: Aufgabenfolgepläne aus Aufgabenanalysen mit Phasen gern. Abb. 127 (mit und-) 
bzw. gern. Abb. 128 (mit oder- Verzweigung) 
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Abb. 130: Einfache Kontrollschleife 



K, die Komplexaufgaben haben alle Phasen mit Ausnahme von D, da die Durchführung 
sich in den Unteraufgaben realisiert. Abb. 129 zeigt die Umsetzung dieser beiden Aufga- 
benanalysen in Abläufe unter voller Berücksichtigung der Phasen, allerdings ohne Kon- 
trollverzweigungen. Abb. 125 stellt demgegenüber eine Arbeitsanalyse mit Komplexar- 
beiten und Arbeitselementen dar. Bei dieser hohen Konkretisierung sind im allgemeinen 
nur noch die Phasen D und evtl. K angebracht. 

Die Umsetzung der Kontrolle in Abläufe führt zu Rückinformationen (vgl. Abb. 2), im 
einfachsten Fall der Nachbesserung oder Arbeitswiederholung in Form von Abb. 130. 
Bei Arbeitsabläufen für Routinetätigkeit wird auf die Darstellung dieser einfachen Kon- 
trollschleifen i.d.R. verzichtet; sie würden zu einer ungeheueren Aufblähung der Darstel- 
lung führen. 

Aus der Aufgabenanalyse nach Verrichtung und Objekt können keine Rückkoppelungen 
abgeleitet werden. Schleifen stellen sich in ihr und entsprechend in den aus ihr abgeleite- 
ten Ablaufdarstellungen als Wiederholungen dar. Dies entspricht den Regeln der Netz- 
plantechnik. 

An dieser Stelle können auch in anderer Hinsicht Vergleiche mit der Netzplantechnik an- 
gestellt werden (vgl. III, C). Der deterministische Vorgangsknotennetzplan (MPM) ist 
ein Blockdiagramm mit glatten Abläufen sowie Und-Verzeigungen. Netzpläne mit deter- 
ministischer Struktur werden im allgemeinen nach einer Vorgangsliste mit Vorgängern 
und/oder Nachfolgern aufgestellt (vgl. Abb. 1 16). Nach den Umsetzungsregeln der Abb. 
124 ist es auch möglich, Netzpläne einschließlich Meilenstein-Netzpläne aus einer Auf- 
gabenanalyse abzuleiten. 

Die Aufgabenanalyse ist ein Begriffsbaum, wenn sie auch die Ablaufstrukturen unan- 
schaulich in sich enthält. Der anschauliche Finalbezug von Folgeplänen und anderen Ab- 
laufdarstellungen führt zu einer größeren Sicherheit in der Beurteilung, ob alle Verrich- 
tungen, die zur Bearbeitung von Objekten notwendig sind, erkannt wurden. Daher unter- 
stützt die kombinierte, iterative Anwendung von Aufgabenanalyse und Ablaufdarstel- 
lung die Vollständigkeit. 

Die beschränkte Leistungsfähigkeit der Aufgabenanalyse in Bezug auf komplex vernetz- 
te Abläufe ist auch eine Folge davon, daß auf hoher Abstraktionsebene unreine Gliede- 
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rungen entstehen. Eine reine Verrichtungsgliederung muß sich stets auf identische Ob- 
jekte, eine reine Objektgliederung muß sich stets auf eine Verrichtung beziehen (Acker 
1961). Dies gelingt auf hoher Konkretisierungsstufe, also grundsätzlich im Bereich der 
Arbeitsanalyse, sehr gut. Auf geringer Konkretisierungsstufe, also gröberen Analysestu- 
fen, beziehen sich z.B. die Verrichtungen auf unterschiedliche Objekte; im Beispiel der 
Abb. 128 die Beschaffung auf Input-Güter, der Absatz auf Output-Güter, die Finanzie- 
rung auf Geldwerte usw. Daher können aus derartigen Analysen keine realistischen Ab- 
läufe abgeleitet werden, sondern nur Anregungen für eine vielfach vernetzte Struktur; 
bei der Subsystembildung bewähren sich jedoch wieder Aufgabenanalyse und ablaufor- 
ganisatorische Umsetzung als regelhafter, algorithmischer Baustein in einem kreativen, 
heuristischen Prozeß (vgl. auch Funktionsstrukturanalyse und Funktionsmodell in der 
EDV -Anwendungstechnik). 



b) Umsetzung der Aufgabenanalyse in Struktogramme 

Es gilt das zu a) Gesagte sinngemäß. Ein Struktogramm enthält allerdings mehrere Sy- 
stemebenen in einer Darstellung (vgl. auch Abb. 72 b) und hat somit die größte Überein- 
stimmung mit der Aufgabenanalyse. 



c) Umsetzung der Aufgabenanalyse in Entscheidungstabellen 

Bei der Umsetzung der Aufgabenanalyse in (Eintreffer-)Entscheidungstabellen gilt eine 
andere Ausdrucks weise (Abb. 131): 

Um unverschachtelte Entscheidungstabellen zu erhalten, müssen jeweils die Abschnitte 
der Aufgabenanalyse in getrennte Entscheidungstabellen aufgenommen werden, die mit 
(Folgen von) Oder-Gliederungen anfangen und an die (Folgen von) Und-Verrichtungs- 
Gliederungen anschließen; die Und-Objekt-Gliederungen sind wie Oder-Gliederungen 
oder wie Und-Verrichtungs-Gliederungen zu behandeln. 



Beziehung in der Aufgabenanalyse 


Darstellung in der Entscheidungstabelle 


Und-Verrichtung 


Aktionen innerhalb einer Regel 


Und-Objekt 


Entweder als fiktive (erweiterte) Bedingung - vgl. III, B, 5b) - 
oder als Aktionen innerhalb einer Regel (glatter Ablauf) 


Oder-Objekt 

Oder-Verrichtung 


Bedingungen mit den Bedingungsanzeigem (die entspr. 
Verrichtungen zu Aktionen in versch. Regeln) 



Abb. 131: Umsetzungsregeln zwischen Aufgabenanalyse und Entscheidungstabellen 
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Folgen mehrere Verrichtungs-Gliederungen hintereinander, können Sub-Tabellen (-Ma- 
trizen) gebildet werden (Do ... Return), folgen dabei Und-Verrichtungs-Gliederungen, so 
sind dies Sub- Aktionstabellen, folgen dabei Oder-Verrichtungsgliederungen, so sind dies 
Sub-Entscheidungstabellen. Folgen auf eine Oder-Objekt-Gliederung Und-Verrich- 
tungen, können Sub-Aktionstabellen gebildet werden. Folgen mehrere Oder-Gliede- 
rungen hintereinander, können Sub-Entscheidungstabellen gebildet werden. Und-Objekt- 
Gliederungen können auch hier wie Oder-Objekt-Gliederungen oder wie Und-Verrich- 
tungs-Gliederungen behandelt werden. 

Fängt eine Aufgabenanalyse mit einer Und-Verrichtungs-Gliederung an, so beginnt das 
Entscheidungstabellensystem mit einer Aktionstabelle. Einen Überblick aller Kombina- 
tionen zeigt Abb. 132. 



Nv nach 

von \ 


Und- 

Verrichtung 


Und- 

Objekt 

(wie Und-Verr. 
oder Oder-Obj.) 


Oder- 

Verrichtung 


Oder- 

Objekt 


Und- 

Verrichtung 


Sub- Aktionstab 
(Do. . .Return) 
oder Erhöhung 
der Aktionszahl 
(UV-Gliederung 
am Anfang = Akt.- 
Tab.) 


— 


Sub-Entsch.-Tab. 
(Do... Return) 
bei der letzten 
Und-Verr. auch 
Folge-ET 
(Go to...) 


Sub-Entsch.-Tab. 
(Do... Return) 
bei der letzten 
Und-Verr. auch 
Folge-ET 
(Goto...) 


Und- 

Objekt 

(wie Und-Verr. 
oder Oder-Obj. 


— 


— 


— 


— 


Oder- 

Verrichtung 


Sub-Entsch.-Tab. 
(Do... Return) 


— 


Sub-Entsch.-Tab. 
(Do... Return) 
oder Erhöhung 
der Anzahl der 
Bedingungen 


Sub-Entsch.-Tab. 
(Do... Return) 
oder Erhöhung 
der Anzahl der 
Bedingungen 


Oder- 

Objekt 


Sub-Aktionstab 
(Do... Return) 
oder Erhöhung 
der Aktionszahl 
(auch bei nur einer 
Verr.je Obj.) 


— 


Sub-Entsch.-Tab. 
(Do... Return) 
oder Erhöhung 
der Anzahl der 
Bedingungen 


Sub-Entsch.-Tab. 
(Do... Return) 
oder Erhöhung 
der Anzahl der 
Bedingungen 



Abb. 132: Folgen von Analysemerkmalen und Umsetzung in Entscheidungstabellen 
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d) Umsetzung der Aufgabenanalyse in Entscheidungsmatrizen 



Bei der Umsetzung der Aufgabenanalyse in Entscheidungsmatrizen gelten grundsätzlich 
die vorgenannten Regeln. Das Hintereinander im Sinne eines glatten Ablaufes bzw. der 
Aktionsfolge in einer Regel ist jedoch in der Entscheidungsmatrix nicht unmittelbar zu 
erkennen; es zeigt sich nur dadurch, daß die entsprechenden Aktionen an dieselben Be- 
dingungsausgänge (-anzeiger) gebunden sind. Mit anderen Worten bestimmen die jeder 
einzelnen Verrichtung der Aufgabenanalyse vorgeschalteten Oder-Gliederungen die Ab- 
hängigkeit der entsprechenden Aktion von den Bedingungsausgängen in den Aktions- 
spalten der Entscheidungsmatrix. 

Kommt eine Verrichtung in der Aufgabenanalyse mehrfach vor und enthält sie in einer 
vorgeschalteten Oder-Gliederung alle Ausprägungen (Ausgänge) dieser Oder-Gliede- 
rung, so liegt die analoge Situation zur Konsolidierung von Entscheidungstabellen vor; 
in der Entscheidungsmatrix führt dies dazu, daß diese Aktionen unter Ausschluß dieser 
irrelevanten Oder-Gliederung (Bedingung) in einer Aktionsspalte dargestellt werden. 



Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil IV 

1. Welche Grundrichtungen der Kompatibilität zwischen den Darstellungstechniken gibt 
es? 

2. Schildern Sie die Überführungsregeln für einzelne dieser Grundrichtungen. 

3. Wie lauten die Regeln zur Umsetzung der Aufgabenanalyse in Aufgabenfolgepläne 
(Blockdiagramn\e) 

4. Wie lauten die Regeln zur Umsetzung der Aufgabenanalyse in Entscheidungstabellen 
(bzw. in Entscheidungsmatrizen)? 



Literatur zum dritten Kapitel, Teil IV 

Acker, H.: Die organisatorische Stellengliederung im Betrieb, 1961 
Kosiol, E.: Organisation der Unternehmung, 1962 

Jordt, A./Gscheidle, K.: Logische Funktionen in der Ablauforganisation, in: Zeitschrift für Organisation, 
Heft 2/1972, S. 59-68 

Jordt, A./Gscheidle, K.: Femkurs für Organisation, 2. Lehrbrief, o.J. 

Akademie für Organisation, Gießen: Skriptum Darstellungstechniken (Bearbeitet von Blum, E.), 1989 
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V. Organisationshandbuch 



a) Begriff und Zweck 

Ein Organisationshandbuch ist eine systematische Zusammenfassung aller relevanten in- 
nerbetrieblichen Regelungen zu einem Nachschlagewerk für die Mitarbeiter, und zwar in 
der Regel in Loseblattform. Das gegen ein Organisationshandbuch denkbare Argument 
der Überorganisation oder Bürokratie ist gegenstandslos, so lange sich seine einzelnen 
Bestandteile aus sich heraus begründen lassen; sind diese jedoch notwendig, so verstärkt 
die Zusammenfassung in einem Organisationshandbuch wesentlich ihre Wirksamkeit 
durch sicheren und erleichterten Zugriff. Diese Vorteile zeigen sich in der laufenden In- 
formation der Mitarbeiter und Vorgesetzten, bei deren Fluktuation und beim Dokumen- 
tenstudium als Erhebungstechnik für Reorganisationsmaßnahmen. 

Vom Organisationshandbuch für die Gesamtorganisation können begrifflich Organisa- 
tionshandbücher für einzelne Abteilungen (Abteilungshandbücher) oder für einzelne 
Gruppen von Geschäftsvorfällen bzw. Objekte oder Stückprozesse (Verfahrenshandbü- 
cher) unterschieden werden. Gegen derartige Handbücher spricht, daß sie Gesamtzusam- 
menhänge zerreißen und im ersteren Fall stärker aufbauorganisatorisch, im zweiten Fall 
stärker ablauforganisatorisch orientiert sein müssen. Diese Nachteile werden durch eine 
Teilung nach dem Informationsbedarf der einzelnen Stellen (s.u.) vermieden. In jedem 
Fall erfordern Organisationshandbücher eine zentralisierte Bearbeitung, z.B. durch die 
Organisationsabteilung. 



b) Inhalt des Organisationshandbuches 

Die in ein Organisationshandbuch aufzunehmenden Regelungen können in fünf Haupt- 
gruppen eingeteilt werden: 

(7) Organisationshandbuch-Ordnung und Register 

Dieser Teil enthält Regelungen zum Organisationshandbuch selbst, wie z.B. über Zweck 
des Handbuches, Zuständigkeit für Herausgabe und Änderungsdienst, Gliederung des 
Handbuches, Aufschließungsmittel (Register) und Verteilung der Handbuchexemplare. 

(2) Regelungen zur Betriebspolitik 

Zu denken ist hier an die Darstellung der qualitativen Ziele der Gesamtorganisation und 
evtl, auch ihrer Hauptbereiche. Im einzelnen können die Satzung, die Geschäftsordnung 
der obersten Leitung, Grundsätze der Zusammenarbeit der Hauptbereiche (z.B. Sparten, 
Verrichtungsbereiche, Stabsabteilungen) sowie Grundsätze der entsprechenden Bereichs- 
politiken aufgenommen werden, weiterhin eine allgemeine Führungsanweisung. 

(3) Regelungen zur Aufbauorganisation 

Insbesondere kommen hier Organigramme, Funktionendiagramme und Stellenbeschrei- 
bungen in Betracht, darüber hinaus aber auch spezielle Zuständigkeitsregelungen, wie 
z.B. in bezug auf Verfügungsbefugnisse und rechtliche Vertretung. 
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( 4 ) Regelungen zur Ablauforganisation 

Dieser Teil nimmt (vor allem verbale) Darstellungen der Ablauforganisation und ver- 
gleichbare, von vielen Stellen zu beachtende Verfahrensvorschriften auf, wie z.B. 
Kassen- oder Spesenordnungen. 

(5) Sonstige Informationen 

Inhalte dieses Teiles können z.B. Formularverzeichnisse, Begriffs- und Nummemver- 
zeichnisse (Kontenpläne, EDV-Schlüssel usw.) sein. 



c) Teilung und Verteilung des Organisationshandbuches 

Unter mittel- und großbetrieblichen Verhältnissen ist es unwirtschaftlich und nicht benut- 
zerfreundlich, allen Abteilungen und/oder Stellen das vollständige Organisationshand- 
buch zur Verfügung zu stellen; außerdem könnten dadurch auch Manipulationen interner 
Kontrollen begünstigt werden. Grundsätzlich sollte ein Handbuch je Leitungs- und Stabs- 
stelle genügen sowie zusätzlich ein Handbuch je Unterabteilung für die gemeinsame Be- 
nutzung durch Ausführungsstellen, falls deren Tätigkeit nicht einen dauernden Zugriff 
erfordert. Der Inhalt der individuellen Handbücher ist nach dem Informationsbedarf der 
Benutzer zu bestimmen. 

Bedarfsgerechte Verteilung und korrekte Ablage müssen auch in bezug auf den Ände- 
rungsdienst sichergestellt werden. 

Im folgenden ist ein Gestaltungsbeispiel der Praxis wiedergegeben, das unter Mitarbeit 
des Verfassers entstand und besondere Zugriffs- und Kontrollregelungen enthält. Auf 
dem Anweisungsdeckblatt jeder einzelnen Regelung (Abb. 133) werden die betroffenen 
Abteilungen bzw. Stellen, die entsprechenden Handbuch-Nummern und die für die Ab- 
teilung bzw. Stelle wesentlichen einzelnen Textziffem der Anweisung (Musterblatt Abb. 
134) aufgeführt. Diese Angaben dienen als Verteiler, gleichzeitig aber auch der Ergän- 
zung eines Abteilungsregisters (Abb. 135), in dem von allen Abteilungen bzw. Stellen 
nachgeschlagen werden kann, welche Anweisungen für sie relevant sind. Außerdem ist 
der Zugriff über ein Stichwortregister möglich (Abb. 136). Der Handbuchinhaber muß 
den Empfang des Grundwerkes und jeder Änderung quittieren (vgl. Abb. 137); durch 
eine Rückmeldung der Kontrollnummer (chronologisch laufende Nummer der Einzel- 
blätter aller Regelungen) des Blattes, hinter dem eine Ergänzung bzw. Änderung einge- 
fügt wurde, wird der Handbuchinhaber zur sorgfältigen Ablage angehalten. In der Orga- 
nisationsabteilung wird eine Inhaltskontrolle geführt (Abb. 138), in der die Ausstattung 
der Handbücher einschließlich der übersandten und quittierten Änderungen nachgehalten 
wird. 
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Zeichen OR- Bl /Wie /Ha 



Stand vom 



15. 3. 19.. 



OR-Nr. 4004 
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Folgeblott-Nr. 



Blott-Nr. 



Anweisungsdedcblatt 



Blattbestand t 0!« Anweisung besteht nunmehr aus Blatt-Nm. bzw. Anlage/n-Blatt-Nr/n. / gültig ab 

1-16; Anlagen 1-5; Anlage 6, Bl. 1 - 2; Anlage 7 / gültig ab 1. 11. 



Betreff 

Wareneingang (Wareneingangsstellen, -meldung, -prüfung, -mängel) und 
Abnahme von Fremdleistungen (Leistungsmeldung, Abnahme und Abnahmebe- 
richt, Leistungsmängel) 



Betroffene Stellen (zugleich Verteiler)! 
Abt. | Handbuch-Nm. 



A/allg. 


5-20 


E/allg. 


25, 30, 119 


E/M 


26 - 29 


E/Tallg. 


77 - 79, 82 


FR/Rp 


37, 92 


Gm/allg. 


41 - 43 


Gr/allg. 


44 - 52 


Gw/allg. 


55 - 59, 74 


Gw/Fgw I 


56, 57 


Gw/Fgw II 


58, 59 


IV/allg. 


60 - 62 


KV/allg. 


63-71, 105 


PB/allg. 


73, 75, 76, i 


M/allg. 


101 - 104 


R/A 1 


107, 108 



Für Abt. wesentliche Textziffem 

zusätzlich zu den alle Abt. betreffenden, 
umseitig genannten Textziffern 

4. 3. 4. 2. 3. /4. 3. 4. 2. 6. /4. 3. 4. 2. 8. 

4. 3. 4. 2. 3. /4. 3. 4. 2. 5. /4. 3. 4. 2. 6./ 

4. 3. 4. 2. 8. /4. 3. 4. 2. 9. /5. -9. 

4.3.4.1. /7.4. 

4. 3. 4. 2. 1. /4. 3. 4. 2. 6. /4. 3. 4. 2. 8./ 

4. 3. 4. 2. 9. /6. -8. 

4.3.4.1. /4.3.4.2.9./5.-9. 

4. 3. 4. 2. 8. /4. 3. 4. 2. 9. /6. -8. 

4. 3. 4. 2. 8. /4. 3. 4. 2. 9. /6. -8. 

4. 3. 4. 2. 3. /4. 3. 4. 2. 8. /4. 3. 4. 2. 9. /6. -8. 

4.3.4.1. /4.3.4.2.1. 

4. 3. 4. 2. 2. /4. 3. 4. 2. 6. 

4. 3. 4. 2. 3. /4. 3. 4. 2. 6. /4. 3. 4. 2. 8./ 

4. 3. 4. 2. 9. /6. -8. 

6 .- 8 - 

4. 3. 4. 2. 3. /4. 3. 4. 2. 6. /4. 3. 4. 2. 8./ 

4. 3. 4. 2. 9. /6. -8. 

4. 3. 4. 2. 3. /4. 3. 4. 2. 6. /4. 3. 4. 2. 8./ 

4. 3. 4. 2. 9. /6. -8. 

4.3.4.1. /4.3.4.2.9./5.-9. 

s. Blatt 2 



Bemerkungen 

Diese Anweisung löst ab: Anweisung OR-Nr. 115 (9.5.19..), OR-Nr. 116 
(28.5.19..) und OR-Nr. 117 (1. Neufassung vom 28.4.19..). 

Maßnahmen: Zusammenfassung und systematische Gliederung. 



Abgestimmt mit: 

Abt. | entfällt, da vorhergehende Fassungen abgestimmt 



Datum 

Unterschrift 



Vo/G : 

Um Unterschrift wird gebeten. 



Unfrwdirin Ok 



Die Anweuung/Anweisungsänderung (siehe 4. Zeile) wird in Kraft gesetzt 



G<*cM#t»«W»nma ngw 



Abb. 133: Anweisungsdeckblatt zum Organisationshandbuch 
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Zsidwn OR- Bl /Wie /Ha 



gültig ab 



1. 11. 19.. 



OR-Nr. 4004 



Taxtziffsr batrifft 
folgend« Abt.: 

A, E, ET, 
FR/Rp, Gr, 
Gw, Gm, IV, 
KV, PB 
M, V, W, 

R/A 1 



8. Abnahme und Abnahmebereicht 

8.1 Voraussetzungen und Grundsätze einer förmlichen 
Abnahme . 

Abt. E soll bei allen entsprechenden Bestellungen 
über 5.000,-- DM eine förmliche Abnahme im Bestei 1- 
schreiben bzw. in den Zusatzbedingungen vorsehen. 
Bei Bestellungen unter 5.000,-- DM gibt die an- 
fordernde Abteilung bei der Anforderung an, ob 
aus ihrer Sicht eine förmliche Abnahme wirtschaft- 
lich zweckmäßig ist oder ob die Abnahme still- 
schweigend durch schlüssige Handlung vollzogen 
werden soll (siehe Anlage 6). 

Sieht die anfordernde Abteilung keine Abnahme vor, 
hält Abt. E jedoch eine Abnahme für wirtschaftlich 
zweckmäßig, soll eine Klärung zwischen dem An- 
forderer und Abt. E herbeigeführt werden. 

Wird keine förmliche Abnahme vorgesehen, so nimmt 
Abt. E nach Möglichkeit in die Bestellung die Ver- 
einbarung auf, daß als Abnahmedatum das Datum der 
Bezahlung der Schlußrechnung gilt. 

Ist lt. Bestellschreiben oder lt. zusätzlichen Ver- 
tragsbedingungen eine förmliche Abnahme verein- 
bart, wird diese von der für die Abnahme verant- 
wortlichen Stelle sorgfältig vorgenommen (siehe 
Rechtsfolgen der Abnahme gern. Anlage 6). Eine Ab- 
nahme im Vertrauen auf die Mängel freiheit bei vor- 
hergehenden Uberwachungshandlungen (z.B. Teilauf- 
maße) genügt nicht, da der Auftragnehmer für den 
Zustand der Leistung zum Zeitpunkt der Abnahme ver- 
antwortlich ist (Gefahrenübergang). 

Die Vereinbarung über eine Abnahme sieht i.d.R. 
vor, daß diese vom Auftragnehmer beantragt werden 
muß. Verlangt der Auftragnehmer keine gemeinsame 
Abnahme, kann die Abnahme einseitig von TG/NGW 
vorgenommen werden. 

8.2. Abnahmebericht 

Uber die Abnahme wird vom für die Abnahme Verant- 
wortlichen ein Abnahmebericht (gern. Anlage 7) er- 
stellt und an Abt. E geleitet (Ablage in der Be- 
stellakte). Zeigen sich bei der Abnahme Mängel, 
so werden diese im Abnahmebericht vermerkt; die 
Abnahme gilt in diesem Falle als erfolglos und 
wird nach Beseitigung der Mängel wiederholt. 

Abt. E unterrichtet den Auftragnehmer schriftlich 
über das Ergebnis der Abnahme; eine Kopie des 
Schreibens erhalten die arbeitsüberwachende Ab- 
teilung und FR/Rp bzw. R/A 1. FR/Rp bzw. R/A 1 
weist die Schlußrechnung erst zur Zahlung an, 
wenn Abt. E dem Auftragnehmer die Erfolgreiche 
Abnahme bestätigt hat. 



Abb. 134: Anweisungs-Musterseite zum Organisationshandbuch 
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Zeichen 


OR-Ra/Jc 


gültig ob 


13. 2. 19.. 


OR-Nr. 


2011 


Kontr.-Nr. 


73 


Folg«blott-Nr. 


2 


Blott-Nr. 


1 



Abteilungsregister 



Haupt - 
abt . 


Abtei- 

lung 


OR-Nrn. 


A 


A/allg. 


4004 




A/A 


4001 




A/Ge 


4001 




A/LA 


4001, 4002 


C 


C/allg . 


4001 


E 


E/allg. 


4004 




E/E 


4001 




E/M 


4001, 4002, 4004 



Abb. 135 : Abteilungsregister zum Organisationshandbuch 



Zeichen 


OR-Ra/Ha 


gültig ab 


13. 2. 19.. 


OR-Nr. 


2100 


Kontr.*Nr. 


75 


Folgebiatt-Nr. 


2 


Blatt-Nr. 


1 



Stichwortregister 



Stichwort 


OR-Nr. 


Textziffer/n (FN = Fußnote) 


Abnahme von Fremdleistungen 


4004 


6 - 9 


Abnehmer-Nr. lt. FR/Ver 


4001 


FN 1) zu Tz. 3.6.2. 


Anforderungsschein 


4001 


7.1.2./9.2.5./9.2.6 


Anlagekonten 


4001 


3. 2. /3. 4. 3. /9. 2.1. 


Anlagekontenbildung 


4001 


3. 2. 2. /3. 2. 3. /3. 2. 4. 


Anlagen im Org. -Handluch 


1001 


5. 2. 3. /10. 1.3. 


Anweisungen im Org. -Handbuch 


1001 


5.2./8./9.1.2. 


Anweisung zur Auszahlung 


4002 


3.1.2./3.1.3./3.2.1./3.2.2. 


Bank-Dispositionsfonds 


4002 


1.3.3. 


Bankverkehr 


4002 


1.3.3./1.4.1.-1.4.3./2.1.2./ 
4.3.1. /FN 1) zu 5.2.1. 


Barverkäufe 


4001 


3.6.4. 


Barverkäufe, Einzahlungsbelege 


4002 


2. 2. 1.3. 


Barzahlungsverkehr 


4002 


1.-3./9. 


Baukonten 


4001 


3.4.3./6.2./7.1./9.2.3. 



Abb. 136: Stichwortregister zum Organisationshandbuch 
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Zeichen 



gültig ob 



OR«Nr. 



Ergänzung zum Organisationshandbudi 




1. Herm/Frau/Fräulein . 



2. Zum Umlauf Abt. 



Beerbe itungshinweise der Abt.-Ltg. 



3. Zur Ablage 

Herrn/ Frau/ Fräulein . 



ROddaufblatt zum Organisationshandbudi 



An OR/ Herrn 



zurück*) 



Vorgenannte Ergänzung zum Organisationshandbuch wurde von mir in Handbuch Nr. 

abgelegt. 

Gemäß Textziffer der Anweisung OR Nr. 1001 habe ich im folgenden die Kontroll-Nr. 

des Blattes, hinter dem die Ergänzung eingefOgt wird, aufgefOhrt. Bestand die Ergänzung nicht aus 
einer geschlossenen Blattfolge, so waren entsprechend tnehrere Kontroll-Nm. anzugeben: 




*) iMMTholb 10 XaflM b«l NomiaiwMiptarM, laMrbalb 30 TaflM M UmlaafmMiplarwi fOr Oos OrpMlMtlMihaiidbudi 



Abb. 137 : Ergänzungs-Begleitschreiben mit Rücklaufblatt (Empfangsquittung) zum 
Organisationshandbuch 
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Übungsfragen zum dritten Kapitel, Teil V 

1. Welche Bestandteile kann ein Organisationshandbuch haben? 

2. Wie kann der stellenbezogene Handbuchzugriff gestaltet werden? 



Literatur zum dritten Kapitel, Teil V 

Pilz, D.: Abteilungs-Handbücher als Mittel der Organisation, in: Zeitschrift für Betriebswirtschaft 5/60, 
S. 295 ff. 

Mennecke, K.: Gedanken zu einem Organisationshandbuch, in: Zeitschrift für Organisation 1962, S. 168 
ff. 

Vieregg, J.: Bestandteile, Gliederung und System eines Organisationshandbuches, in: Zeitschrift für Or- 
ganisation 1964, S. 121 ff. 

Beemelmans, H.: Praktische Erfahrungen bei der Erstellung von Organisationshandbüchem, in: Zeit- 
schrift für Organisation 1964, S. 145 ff. 

Schmidt- Wulffen, H.: Das Organisationshandbuch des Unternehmens, in: Zeitschrift für Organisation 
1965, S. 137 ff. 

Reuter, F.: Organisationshandbuch, ein Beispiel aus der Praxis, in: Zeitschrift für Organisation 1966, S. 
231-233 und 1967, S. 19-22. 

Klopf, E.: Firmenhandbuch und Organisation, in: Rechnungswesen, Datentechnik, Organisation (RDO) 
7/1970, S. 198 ff. 

Walz, D.: Organisationshandbuch, in: Grochla, E. (Hrsg.): Handwörterbuch der Organisation, 1. Aufl. 
1969, Sp. 1141 ff. 

Simon; G.: Organisationshandbücher sind selten perfekt, in: Bürotechnik und Organisation 5/1972, S. 
683 ff. 

Ohne Verfasser: Kurzbrevier Organisationshandbuch, in: Der Betriebswirt 10/1979, S. 13 ff. 
Müller-Nobiling, H.-M.: Organisationshandbuch, in: Grochla, E. (Hrsg.): Handwörterbuch der Organisa- 
tion, 2. Aufl. 1980, Sp. 1557 ff. 
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Viertes Kapitel: 

Techniken der Problemanalyse und 
Altemativensuche 

(Kritische Würdigung und Synthese) 



I. Grundlagen 



1. Problementstehung 

Probleme entstehen, generell formuliert, aus Abweichungen zwischen vorhandenen und 
gewünschten Zuständen, also aus Soll-Ist-Abweichungen i.w.S. Probleme bestehen aus 
der Aufgabe, diese Abweichung zu beseitigen. Die Beseitigung der Abweichung ist die 
Problemlösung (anders Pfohl 1977/182), die in einem Problemlösungsprozeß gefunden 
und vollzogen wird. 

Ein Problemlösungsprozeß kann durch folgende Situationen ausgelöst werden (vgl. 
Pfohl 1977/85): 

(7) Soll-Ist-Abweichungen bei der Realisation (vorhandene Kontrollinformationen über 
positive oder negative Ergebnis- oder Verfahrensabweichungen), 

(2) Änderung von Zielen, 

(5) Änderung von Lösungsaltemativen (Mitteländerungen), 

(4) Änderung von Datenkonstellationen (Umweltänderungen), 

(5) Termine für Anschlußentscheidungen (auslaufende Regelungen). 

Personelle Änderungen können unter (3) subsumiert werden. 

Werden die genannten Situationen erkannt, so stellen sie Anregungsinformationen 
(Initiativinformationen, Impulse) für den Problemlösungsprozeß dar. Zu (2) bis (4) ist 
auch an überfällige Problemlösungsprozesse zu denken. 

In allen Fällen kann es sich um bereits eingetretene (aktuelle) oder erwartete (potentielle) 
Situationen handeln. Entsprechend kann die Problemsuche diagnostischen oder progno- 
stischen Charakter haben. Nur eine prognostische Problemsuche ist in der Lage, den opti- 
malen Planungszeitpunkt einzuhalten, d.h. die organisatorischen Planungsaktivitäten 
dann auszulösen, wenn der Abstand zur erwarteten Situation dem Zeitbedarf für eine 
wirtschaftliche Problemlösung entspricht. 

Alle zu (1) bis (5) genannten Problemsituationen können positive oder negative Verände- 
rungen der Zielerreichung in der Gegenwart oder Zukunft bedeuten. Entsprechend Abb. 
139 können vier Felder der Problemanalyse unterschieden werden (Krüger 1981/5, ähn- 
lich Zangenmeister 1978/78). 
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Gegenwart 


Zukunft 


positive Probleme 


Stärken 


Chancen 


negative Probleme 


Schwächen 


Bedrohungen 



Abb. 139: Felder der organisatorischen Problemanalyse 



Die Problemsituationen machen deutlich, daß die Organisationsplanung in die betriebli- 
che Gesamtplanung einzubeziehen ist. Mindestens zu (3) hat der Organisator eine Initia- 
tivpflicht, und zwar bei Änderungen der Organisationstheorie, der Organisationsmetho- 
den und -techniken und evtl, auch der bürotechnischen Mittel. 

Insbesondere die zu ( 1 ) genannte Situation zeigt nur Problemsymptome, so daß eine Ur- 
sachenanalyse unumgänglich ist; dabei können die Ursachen im Bereich der Zielsetzung 
oder der Realisation liegen. 



2. Problemursachen und Problemlösungen 

Soll-Ist-Abweichungen können auch als Mängel bezeichnet werden. Sie können als eine 
Wirkung betrachtet und auf eine Ursache zurückgeführt werden (Problem- oder Mängel- 
ursache). Die Problemlösung soll die Ursache beseitigen oder kompensieren. Die Ursa- 
chensuche bzw. Ursachenanalyse führt im allgemeinen zu einer (evtl, verzweigten) Ursa- 
chenkette. In dieser Ursachenkette hängen die Begriffe Wirkung und Ursache von der 
Betrachtungsebene ab (vgl. auch Ziel und Mittel). 

Die Ursachensuche kann enden 

(1) bei einer Ursache, die noch als Abweichung von einem Ziel des zu organisierenden 
Bereiches definiert werden kann (z.B. Mangel: Aufgabe mangelhaft erfüllt, Ursache: 
Aufgabenerfüllung nicht normgerecht), 

(2) bei einer Ursache außerhalb des betrachteten Systems 

(3) bei einer Ursache, die sich auf die organisatorischen Elemente gern. Abb. 7 bezieht, 
ohne jedoch auf Ursachen gern. (4) bis (6) abzustellen (z.B. Mängel: Aufgabenerfül- 
lung nicht normgerecht, Ursache: Informationen unübersichtlich), 

(4) bei einer Ursache, die als Nichtbeachtung einer Aussage der Organisationstheorie 
oder einer organisatorischen Erfahrungsregel, d.h. als materiell nicht zielführender 
Regelungsinhalt definiert werden kann (z.B. Mangel: Aufgabenerfüllung nicht norm- 
gerecht, Ursache: keine klare Aufgabenbeschreibung und/oder Fremdkontrolle), 

(5) bei einer Ursache, die als Nichtanwendung einer zweckmäßigen Regelungsform bzw. 
Darstellungstechnik definiert werden kann (z.B. Mangel: keine klare Aufgabenbe- 
schreibung, Ursache: keine Stellenbeschreibung), 

(6) bei einer Ursache, die als formal unzweckmäßiges Regelungsdetail bzw. Regelungs- 
konzept definiert werden kann (z.B. Ursache: keine - formal - zweckmäßige Stellen- 
beschreibung). 
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Auf der durch (4) bis (6) repräsentierten Betrachtungsebene kommen aber auch Theorien 
und Techniken anderer (Teil-)Disziplinen in Betracht, z.B. des Rechnungswesens oder 
der Rechtswissenschaft. 

Zu (1) sollte nicht von Ursache, sondern von Wirkung bzw. Mangel gesprochen werden. 
Ursachen i.e.S. sind nur (2) und (3). (4) und (5) sind Lösungsaltemativen im Bereich der 
Theorie oder Technik, deren Erarbeitung und Vorauswahl auch als Konzeptanalyse und - 
Synthese bezeichnet wird. (6) wird dem sog. Systembau zugerechnet. Durch die geschil- 
derten Sachverhalte überschneiden sich die Techniken der kritischen Würdigung und 
Synthese bzw. Problemanalyse und Altemativensuche, so daß auf eine getrennte Darstel- 
lung verzichtet wird. 

Verzichtet wird auch auf die Darstellung von Techniken, die primär der strategischen 
Untemehmensplanung dienen, wie z.B. Produkt-Lebenszyklus-, Erfahrungskurven-, 
Portfolio- und Wertschöpfungsketten- Analyse. 



II. Ausgewählte Techniken 



1. Mehrdimensionale Problembeschreibung und Hypothesenabsicherung nach 
Kepner/Tregoe 

Nach Kepner/Tregoe (1967/92 ff.) soll die Problembeschreibung (Problemdefinition, 
Problemdarstellung) durch die Beantwortung von vier Grundfragen erfolgen: 

(7) Was ist die Abweichung, an welchem Gegenstand wurde sie beobachtet? 

(2) Wo tritt die Abweichung am Gegenstand auf, und wo können die Gegenstände mit 
der Abweichung beobachtet werden? 

(3) Wann tritt die Abweichung am Gegenstand auf, und wann werden Gegenstände mit 
der Abweichung beobachtet? 

( 4 ) Wie groß ist die Abweichung, und wieviele Gegenstände sind betroffen? 

Diese Definitionen der Soll-Ist-Abweichung können u.E. folgerichtiger aus den Zieldi- 
mensionen oder den Erfüllungsmerkmalen der Aufgaben abgeleitet werden. 

Ein zweiter Aspekt des Vorgehens nach Kepner/Tregoe ist die Bestimmung des sog. 
„Ist“ (Situation mit Abweichung) und des sog. „Ist-Nicht“ (Situation ohne Abweichung). 
Um die Ursachenanalyse zu erleichtern, sollen für alle Abweichungen Vergleichssitua- 
tionen festgestellt werden, in denen diese Abweichungen auch hätten auftreten können 
bzw. bei gleichen Ursachen auch hätten auftreten müssen. Kommen hier keine Abwei- 
chungen vor („Ist-Nicht“), so scheiden Ursachen aus, die sowohl beim „Ist“ (Situation) 
als auch beim „Ist-Nicht“ (Vergleichssituation) zur Abweichung hätten führen müssen. 
Insoweit handelt es sich um ein allgemeines Verfahren zur Hypothesenabsicherung, d.h. 
nach Feststellung möglicher Ursachen (Hypothesenbildung) erfolgt die Kontrolle, ob 
auch in anderen Bereichen die bei dieser Ursache (wenn-Komponente) zu erwartenden 
Wirkungen (dann-Komponente) eingetreten sind. Problemfelder für Soll-Ist- Abweichun- 
gen oder mögliche Ursachen werden nicht aufgezeigt. 
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2. Zielbezogene Mängelkataloge 



Mängelkataloge sind nicht Ursachen-, sondern wirkungsbezogen. Sie versuchen, mögli- 
che Soll-Ist-Abweichungen in der Realisationsphase zu systematisieren, indem sie von 
einem Zielsystem ausgehen. Ebenso wie beim Verfahren Kepner/Tregoe werden keine 
möglichen Ursachen aufgezeigt. Die Zieldimensionen werden über das Verfahren 
Kepner/Tregoe hinaus konkretisiert. Abb. 140 zeigt einen derartigen Mängelkatalog nach 
Krüger (1981/15 in Anlehnung an A für O 1980). Es ist jedoch darauf hinzuweisen, daß 
der Aufbau eines zielorientierten Mängelkataloges von den jeweils verfolgten Organisa- 
tionszielen abhängig zu machen ist (vgl. z.B. Hill 1980, Grochla 1980). Hinsichtlich 
möglicher Soll-Ist-Abweichungen in bezug auf ökonomische Ziele wird auf definitions- 
logische Zielhierarchien zur Rentabilitäts- bzw. ROI-Analyse, in bezug auf Sozialziele 
auf die Bedürfnispyramide nach Maslow und ökologische Ziele hingewiesen. 



3. Systemanalytische Ursachensystematisierung 



Nach Krüger (1981/23 ff.) ist eine Problemuntersuchung nach dem Prinzip des Vorge- 
hens vom Groben zum Detail in drei Schritten vorzunehmen. 



a) Einflußgrößenanalyse 

Es ist zu fragen, von welchen Rahmenbedingungen bzw. Elementen der Systemumwelt 
das zu untersuchende System abhängt, und zwar ggf. in der Vergangenheit, der Gegen- 
wart und der Zukunft. Aus diesen Einflußgrößen können sich bereits Problemursachen 
ergeben. Diese können beeinflußbar oder nicht beeinflußbar sein. Ihre Beeinflussung 
kann zu einer Lösung führen. Sind sie nicht beeinflußbar, ist das Problem unlösbar oder 
in den nächsten Stufen, z.B. durch eine neue Systemstruktur, zu lösen. 



b) Eingangs- und Ausgangsanalyse 

Die Eingangs- und Ausgangsanalyse soll Problemursachen in den Eingängen (z.B. feh- 
lerhafte Eingangsinformationen) oder Problemauswirkungen in den Ausgängen (z.B. feh- 
lerhafte Ausgangsiriformationen bei richtigen Eingangsinformationen) aufzeigen. Neben 
informationellen kommen auch materielle Eingangs- und Ausgangsobjekte vor. 



c) Strukturanalyse 

Falls noch notwendig, wird im dritten Schritt die innere Struktur des Systems auf Pro- 
blemursachen untersucht. Dazu wird das System, das bisher als „Black Box“ aufgefaßt 
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1. Soll -Ist- 
Abweichungen 
im Ergebnis 
der Aufgaben- 
erfüllung 
(hinsichtlich 
technischer 
Ziele) 


1.1 Inhalt 


11.1 Nicht 
notwendige 
Aufgaben 
erfüllt 




11.2 Not- 
wendige 
Aufgabe 


112.1 erfüllt, aber Qualität 

1121.1 zu hoch 

1121.2 unzulänglich, ungeeignet 

1121.3 unbrauchbar 

112.2 lückenhaft erfüllt 

1122.1 nur gelegentlich 

1122.2 nicht in vollem Umfang 

112.3 nicht erfüllt 


1 . 2 Form 


12.1 Zweck- 
entsprech- 
ung 


121.1 nicht zweckmäßig 

121.2 nicht normgerecht 


12.2 Zustand 


122.1 unordentlich 

122.2 undeutlich 

122.3 beschädigt 

122.4 unübersichtlich 


1 . 3 Ausmaß 


13.1 Menge 


131 . 1 zu viel 

131 . 2 zu wenig 


13.2 Umfang 


132.1 zu groß 

132.2 zu klein 


13.3 Häufig- 
keit 


133.1 zu oft 

133.2 zu selten 


1.4 Zeit 


14.1 Zeit- 
punkt 


141.1 zu früh 

141.2 zu spät 


14.2 Zeit- 
dauer 


142.1 zu lang 

1421.1 Leistungszeit 

14211.1 Aufgabenerfüllungs-/ 
Nutzungszeit 

14211.2 ablaufbedingte Unterbrech- 
ungen/Stillstandszeiten 

1421.2 Verteilzeit 

1421.3 Lagerzeit 

142.2 zu kurz 


1.5 Ort 


15.1 unge- 
eigneter Ort 




15.2 unge- 
eigneter Weg 


152.1 Herkunft 

152.2 Hinkunft 


2. Soll-Ist- 
Abweichungen 
in der Wirt- 
schaftlichkeit 
(hinsichtlich 
ökonomischer 
Ziele) 


2.1 zu hohe 
Aufwendungen/Kosten 

- Personalkosten 

- Sachkosten 

- Kapitalkosten 

- Kosten für Fremddienste 

- Kosten für Steuern, 
Gebühren und Beiträge 

2.2 zu niedrige 

Er träge /Leistungen 


21.1 Beschaffung 

21.2 Lagerhaltung 

21.3 Fertigung 

21.4 Verwaltung 

21.5 Vertrieb 


3. Soll-Ist- 

Abweichungen 

hinsichtlich 

sozialer 

Kriterien 

(sozialer Ziele) 


3.1 Leistungs- 
verhalten 


31.1 Inhalt 


311.1 Nichterfüllung 
von Aufgaben 

311.2 Schlechterfüllung 
von Aufgaben 


31.2 Form 


312.1 nicht normgerechtes 
Verhalten 

312.2 übertrieben normgerechtes 
Verhalten 


31.3 Ausmaß 


313.1 Überlastung 

313.2 Unterauslastung 


31.4 Zeit 


314.1 falscher Zeitpunkt 

314.2 falsche Zeitdauer 


3.2 Zufrieden- 
heit 


32.1 Inhalt 

32.2 Form 

32.3 Ausmaß 

32.4 Zeit 





Abb. 140: Zielbezogener Mängelkatalog nach Krüger bzw. AfürO 

- vgl. z.B. Krüger , W.: Techniken der organisatorischen Problemanalyse (Kritische 
Würdigung), Gabler-Verlag Wiesbaden oJ. (1981), S. 15-17 - 
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wurde, geöffnet, d.h. seine Elemente und Beziehungen festgestellt. 

Sind zu b) problembelastete Eingänge festgestellt worden, kommt natürlich auch eine 
Strukturanalyse in anderen Systemen in Betracht. 

Nach Schmidt (1981/271, s.a. Krüger 1981/32) läßt sich eine Mängelursachen- 
Systematik bzw. ein Ursachenkatalog für das System aufstellen (Abb. 141). Dabei 
werden mögliche Ursachen bei den Elementen des Systems, d.h. bei Aufgaben, Aufga- 
benträgem, Sachmitteln und Informationen, in inhaltlicher, formaler, mengenmäßiger, 
zeitlicher und örtlicher Hinsicht differenziert. 



4. Prüfmatrizen 



Prüfmatrizen sind Tabellen, die in einer Richtung (z.B. in der Vorspalte) an Zielhierar- 
chien bzw. Möglichkeiten der der Soll-Ist-Abweichung bei der Aufgabenerfüllung (in 
der Realisationsphase) gebunden sind, in der anderen Richtung (z.B. in der Kopf spalte) 
an Gruppen möglicher Mängelursachen im Bereich organisatorischer Gestaltung. In den 
Verknüpfungsfeldern werden die detaillierten Mängelursachen aufgeführt, die in den Ur- 
sachengruppen in bezug auf die jeweilige Soll-Ist-Abweichung vermutet, geprüft und 
schließlich beseitigt werden können. Die Prüfmatrix kombiniert somit Ziel- bzw. Män- 
gelhierchien mit Inhalten von Ursachen- bzw. Schwachstellenkatalogen, also die Ansätze 
der Ziffer 2 und 3 (Abb. 142). 



5. Schwachstellen- bzw. Prüffragenkataloge (Checklisten) 



Schwachstellen- bzw. Prüffragenkataloge gehen nicht von Soll-Ist-Abweichungen in der 
Realisationsphase aus, sondern von Beispielen zur Änderung von Zielen, Lösungsalter- 
nativen und Datenkonstellationen - vgl. I 1. (2) bis (4) -, damit deren Vorkommen 
„durchgecheckt“ werden kann. Soweit Lösungsaltemativen genannt werden, gilt ihr 
Fehlen als Problemursache und ihre Einführung als Lösung. Aus jeder Darstellung der 
Organisationstheorie oder -technik läßt sich somit in Form von Negationen ein Schwach- 
stellen- und in Form von Fragen ein Prüffragenkatalog ableiten (Aussage: Stellenaufga- 
ben sollen klar festgelegt werden; Schwachstellenkatalog: Keine klare Festlegung der 
Stellenaufgabe; Prüffragenkatalog: Sind die Stellenaufgaben klar festgelegt?). Auch 
wenig analytisch aufbereitete Erfahrungsregeln, die sich in der Praxis als brauchbar er- 
wiesen haben, können Gegenstand derartiger Kataloge sein. Generelle Schwachstellenka- 
taloge finden sich z.B. bei Acker (1975/69 ff.) und Schmidt (1981/314 ff.); spezielle 
Schwachstellenkataloge für Verrichtungsbereiche sind mit einem sehr hohen Konkreti- 
sierungsgrad als Prüfungsfragebögen in den 60er und 70er Jahren in der „Zeitschrift In- 
terne Revision“ veröffentlicht worden. Abb. 143 zeigt Auszüge aus dem Schwachstellen- 
katalog nach Schmidt. 
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Abb. 141: Mängelursachen-Systematik (in Anlehnung an Schmidt und Krüger ) 

- vgl. z.B. Schmidt , G.: Organisation - Methode und Technik , Verlag Dr. Götz 
Schmidt , Gießen 1981, S. 271-272 - 
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Abb. 142: Prüfmatrix 
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I. Allgemeine Fragen 



(1) Wie sieht der Bedingungsrahmen dieser Unternehmung aus? Stabil oder 
dynamisch? 

Sind die Aufgaben konstant; wiederholen sie sich häufig; sind alle zur 
Erfüllung notwendigen Informationen vorhanden; sind die Aufgaben 
komplex oder einfach? Wirkt sich innerbetrieblich stark der technolo- 
gische Wandel aus? (Wichtig für die Entscheidung, ob eine eher büro- 
kratische oder eine mehr organisatorische, flexible Lösung angemessen 
ist . ) 



II. Gliederungssystem - Stellen - und Abteilungsbildung 

(1) Sind die Aufgaben der Stellen klar festgelegt? 

(2) Kann ein gedachter Aufgabenträger die erforderliche Qualifikation be- 
sitzen? Wurde die Stelle beruf s-typologisch gebildet? 

(3) Sind alle "Phasen" einer Aufgabe verteilt? (Planung, Entscheidung, 
Realisation, Kontrolle.) 

(4) Sind einzelne Aufgaben mehrfach auf verschiedene Stellen verteilt? 

(5) Kontrolliert ein Aufgabenträger seine eigene Aufgabenerfüllung? 



III. Kommunikationssystem 

(1) Liegen im Normalfall dem Entscheidenden alle Informationen vor, die 
im Rahmen der üblichen Entscheidungsanlässe benötigt werden? Fehlen 
Informationen völlig oder kommen sie zu spät? 

(2) Ist klar geregelt - wer 

- vor einer Entscheidung gehört werden muß 

- vor einer Entscheidung informiert werden muß 

- nach einer Entscheidung informiert werden muß? 

(3) Wo befinden sich die breitesten Informationskanäle? Empfiehlt sich eine 
räumliche Zusammenlegung? 



IV. Prüffragen zum Sachmitteleinsatz 

(1) Werden die vorhandenen Sachmittel voll genutzt? 

(2) Welche Arbeiten können evtl, auf Sachmittel übertragen werden? 

(3) Sind die vorhandenen Sachmittel zur Erledigung der Arbeiten geeignet? 



Abb. 143 : Prüffragenkatalog nach Schmidt (Auszug) 

- vgl. Schmidt, G .: Organisation - Methode und Technik, Verlag Dr. Götz 
Schmidt, Gießen 1981, S. 314 ff. 
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6. ABC-Analyse 



Die ABC-Analyse ist eine Technik zur Analyse des Mengen-, Zeit- und Wert- 
Verhältnisses von Bestands- und Bewegungsgrößen jeder Art, um bedeutungsvolle und 
weniger bedeutungsvolle Gruppen zu bilden. Die Ist-Größen werden in eine Rangord- 
nung gebracht und Gruppen zugeordnet, die in einem ungefähren Verhältnis von z.B. 
80:15:5% oder 70:20:10% stehen. Die Größen in der Hauptgruppe A gelten als beson- 
ders analysebedürftig, z.B. in Bezug auf Mängel und Mängelursachen. Hier ist ein gutes 
Verhältnis von Analyseaufwand und -Nutzen zu erwarten. In diesem Sinne kann die 
ABC-Analyse der zielbezogenen und systemanalytischen Vorgehensweise nach Ziff. 2 
und 3 vorangestellt werden. Abb. 144 zeigt ein Beispiel für eine ABC-Analyse. 



Erstaufstellung 




A-B-C-Analyse 


Nummer 


Menge/ 

Zeit/Wert 


Rang 




Rang 


Nummer 


Menge/ 

Zeit/Wert 


Summe 


%-Anteil 


Kategorie 


1 


350 


8 




1 


3 










2 


800 


5 




2 


6 










3 




1 




3 


11 




16.000 




A 


4 


50 


14 




4 


8 










5 


200 


9 




5 


2 










6 




2 




6 


13 










7 


60 


13 




7 








15 


B 


8 


1.000 


4 




8 


i 










9 


100 


11 




9 


5 












500 


7 






14 










11 




3 




11 


9 










12 


90 


12 




12 


12 










13 


700 


6 




13 


7 










14 


150 


■a 




14 


4 






5 


C 






■ 


1 


■ 






20.000 







Abb. 144: A-B-C-Analyse 







7. Wertanalyse 



Die Wertanalyse dient zur Verbesserung der sog. Kostenwirksamkeit, d.h. von Kosten- 
Nutzen- Verhältnissen. Für sie wurde eine Norm (DIN 699 10) entwickelt, die eine be- 
stimmte Methode bzw. ein Vorgehensmodell analog Kap. 1, II vorsieht. Hier soll nur die 
sog. Funktionskostenmatrix dargestellt werden (Abb. 145). 

In der Funktionskostenmatrix werden die Kosten von „Teilen“ (in unserem Sinne von 
Aufgaben, Sachmitteln oder anderen Elementen der Organisation) mit „Funktionen“ (in 
unserem Sinne mit Zielen) kombiniert und die Kosten der Teile in Abhängigkeit von der 
Funktionserfüllung dargestellt. Sodann wird gefragt, ob der Kostenanteil zur Funktions- 
bzw. Zielerreichung der Wertigkeit der Funktion bzw. des Zieles entspricht. Eine konkre- 
te Bewertung der Funktionen bzw. Ziele mit Gewichtung und Punktwertung findet in der 
Funktionskostenmatrix jedoch nicht statt. Aus der Funktionskostenmatrix können ggf. 
zahlreiche Gestaltungskombinationen abgeleitet werden, die alle einer vergleichenden 
Bewertung unterzogen werden könnten, z.B. einer Kosten-Nutzen-Rechnung. Aus dem 
Beispiel der Abb. 145 ergeben sich 32 Kombinationen; eine Vorauswahl könnte z. B. 
drei sinnvolle für einen Kosten-Nutzen-Vergleich ergeben. 



N. Funktion 
TeilV (Ziel) 
(Auf- 
gäbe etc.) 


Kundenbedienung 
ermöglichen (K) 


Sicherheit 
bieten (S) 


Image 

bilden® 


Summe 


% 


DM 


% 


DM 


% 


DM 


% 


DM 


Theke 


















Glasaufsatz 


















Alarmanlage 




































Summe 



















Abb. 145: Funktionskostenmatrix der Wertanalyse 
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8. Gemeinkosten-Wertanalyse 



Die Gemeinkosten- Wertanalyse (Overhead Value Analysis) ist eine andere Konkretisie- 
rung wertanalytischen Vorgehens. Sie wird insbesondere von Beratungsgesellschaften 
eingesetzt, naturgemäß mit leicht voneinander abweichender Vorgehensweise in Bezug 
auf das Vorgehensmodell und seine ablauf- und aufbauorganisatorische Einbindung. Ihr 
Ziel ist in erster Linie Personalabbau. Anhand der Abb. 146 sollen die wertanalytischen 
Denkebenen aufgezeigt werden, die grundsätzlich möglich sind. 

Die Abteilungen werden im allgemeinen aufgefordert, eine Aufgabenliste bzw. -Analyse 
mit den entsprechenden Personalstunden bzw. Mitarbeiter-(„Mann“-)T agen MT, Perso- 
nalkosten und Sachkosten aufzustellen sowie Vorschläge zu anderen Kosten/Nutzen- 
bzw. Effizienzniveaus zu machen. 



a) Effizienzniveau 0 

Es handelt sich um den Ausgangspunkt, d.h. die Ist-Kosten mit den Ist-Nutzen. 



b) Effizienzniveau 1 

Hierbei wird zunächst nur ein rigoroses Einsparungsziel gesetzt, z.B. die gegebene Auf- 
gabenerfüllung bzw. Nutzen- oder Zielerreichung mit 30% weniger (Personal-)Aufwand 
zu erreichen. Dieses Einsparungsziel wird durchweg nicht erreicht, aber es übt einen 
großen Druck in Richtung Kostensenkung bzw. Personalabbau aus, so daß oft Ergebnisse 
von 10-15% erzielt werden, insbesondere wenn Mitarbeiter kurz vor dem Ausscheiden 
stehen, so daß ihre Stellen als künftig wegfallend bezeichnet werden können. 



c) Effizienzniveau 2 

Als Alternative wird ggf. auch zugestanden, mit gleichem (Personal-)Kostenniveau einen 
höheren Nutzen zu erreichen. 



d) Effizienzniveau 3 

Grundsätzlich ist es aber auch noch denkbar, daß Möglichkeiten zur Kostenminderung 
bei gleichzeitiger, geringerer Nutzenminderung zu verbesserter Wirtschaftlichkeit bzw. 
Ergebnissituation beitragen. 
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e) Effizienzniveau 4 



Schließlich ist es auch noch möglich, daß eine Kostenerhöhung bei gleichzeitiger über- 
kompensierender Nutzenerhöhung zu einem höheren Wirtschaftlichkeits- bzw. Effizienz- 
niveau führt. 

Das Effizienzniveau 1 steht im Vordergrund der Analyse; von dem Effizienzniveau 2 an 
können Probleme der Nutzenbewertung auftreten. Problematisch ist , daß viele kleine Ar- 
beitszeiteinsparungen aus qualitativen und quantitativen Gründen nicht zu vollen Stellen 
zusammengefaßt werden können. Schließlich stellt sich auch die Frage, ob die Vorschlä- 
ge nachhaltig realisierbar sind. 



9. Kreativitätstechniken 



Kreativitätstechniken, wie z.B. Brainstorming, Brainwriting, Morphologie und Synektik, 
werden in erster Linie als Methoden der Altemativensuche betrachtet, können jedoch 
auch als Methoden der Problemerkennung angesehen werden, da neue Ideen nicht nur 
Mittelcharakter haben bzw. Lösungsaltemativen bereitstellen, sondern auch Ziel- bzw. 
Sollbildend wirken und damit zu Soll-Ist-Abweichungen i.w.S., also zu Problemen 
führen (vgl. Zangenmeister 1980/2198, Haberfellner 1980/1706, Krüger 1981/18). In An- 
betracht ihres interdisziplinären Charakters wird hinsichtlich ihrer Darstellung auf die 
Führungslehre verwiesen. 



10. Grenzen der Techniken zur Problemanalyse und Alternativensuche 



Die behandelten Techniken stoßen an den Kern der Organisationsaufgabe, nämlich be- 
stimmte Ziele mit bestimmten organisatorischen Mitteln zu erreichen. Dies darf jedoch 
nicht über folgende Sachverhalte hinwegtäuschen: 

- Die möglichen organisatorischen Mittel (Gestaltungsaltemativen) in bezug auf ein 
konkretes Organisationsproblem können niemals vollständig in einer Organisations- 
technik vorgegeben werden. Hinzu treten zudem die Mittel aus anderen Disziplinen. 

- Die Ziele (und damit auch die möglichen Mängel) sind weitgehend nicht objektivier- 
bar, sondern Ergebnis eines Entscheidungsprozesses (unter Unsicherheit). 

- Die Ursache-Wirkungs-Beziehung bzw. der Zielbeitrag oder die Effizienz einer orga- 
nisatorischen Gestaltungsaltemative kann in der Regel nicht objektiv abgeleitet 
werden. Am schlüssigsten ist die Beurteilung hinsichtlich „technischer“ Ziele, insbe- 
sondere in formaler Hinsicht („Zweckentsprechung“, „Zustand“), am ungenauesten 
hinsichtlich sozialer bzw. humaner Ziele. 

Daher sind alle Methoden und Techniken organisatorischer Problemanalyse und Altema- 
tivensuche nur Hilfe in einem heuristischen Problemlösungsprozeß, in dem die Kenntnis- 
se, Fähigkeiten und Einstellung des Organisators eine wesentliche Rolle spielen. 
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Übungsfragen zum vierten Kapitel 



1. Welche Situationen können Problemlösungsprozesse auslösen? 

2. Auf welchen Betrachtungsebenen kann die Ursachensuche enden? 

3. Wie verhalten sich Soll-Ist-Abweichungen i.e.S. zu den Begriffen „Ist“ und „Ist- 
Nicht“ nach Kepner/Tregoe? 

4. Wovon können Mängelkataloge abgeleitet werden? 

5. In welchen Bereichen können bei systemanalytischer Betrachtung Problemursachen 
erkennbar werden? 

6. Welche Techniken stellen ausschließlich auf die Problemsituation „Soll-Ist-Abwei- 
chung in der Realisationsphase“ (Mängel) ab? 

7. Welche Techniken stellen ausschließlich auf die anderen Problemsituationen als mög- 
liche Mängelursachen ab? 

8. Welche Techniken suchen Mängelursachen bei den Elementen der Organisation bzw. 
eines Systems? 

9. Welche Technik verbindet Mängel mit Mängelursachen? 



Literatur zum vierten Kapitel 

Acker, H.B.: Organisationsanalyse, 1966. 

Kepner, Ch.E/Tregoe, B.B.: Management-Entscheidungen vorbereiten und richtig treffen, 1971. 
Schmidt, G.: Organisationsanalyse. Ist-Kritik als Phase des Organisationsprozesses, in: Zeitschrift für 
Organisation 1972, S. 9 ff. 
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Fünftes Kapitel 

Techniken der interen Kontrolle 
(Sicherungstechniken) 



Die Techniken der internen Kontrolle spielen in der Such-, Realisations- und Kontroll- 
phase des Organisationsprozesses eine sehr große Rolle, um Soll-Ist-Abweichungen im 
Ergebnis der Aufgabenerfüllung (hinsichtlich technischer Ziele gern. Abb. 140) zu ver- 
meiden oder aufzudecken. Die Ausführungen sind eine verkürzte und überarbeitete Fas- 
sung von Aufsätzen des Verfassers (Blum 1980). 



I. Grundlagen 

1. Kontrolle als Bestandteil des Entscheidungsprozesses 



Die Phasen des Entscheidungsprozesses können in Anlehnung an Hahn (1976, ähnlich 
1972/301) gern. Abb. 2 dargestellt werden. Die Entscheidungsphase bzw. Entscheidungs- 
fällung und die Durchführung können bei derselben Person bzw. Stelle liegen (Selbstent- 
scheidung) oder bei unterschiedlichen Personen bzw. Stellen (Fremdentscheidung). 
Werden Durchführung und Kontrolle personell bzw. stellenmäßig getrennt (nicht ge- 
trennt), spricht man von Fremdkontrolle (Selbstkontrolle); werden Planung i.e.S. und 
Entscheidung personell getrennt (nicht getrennt), spricht man von Fremdplanung 
(Selbstplanung). 

Das Schema gern. Abb. 2 enthält zugleich einen Regelkreis, dessen Rückkoppelung zu 
unterschiedlichen Phasen des Entscheidungsprozesses zurückführt (vgl. die gestrichelten 
Linien). Planung, Steuerung und Kontrolle bilden den Regler, der auf die Regelstrecke 
bzw. Durchführung durch die Stellgröße einwirkt. 

- Jede Stelle (mit Selbstkontrolle) und jede Abteilung kann als ein Regelkreis aufgefaßt 
werden. Eine hierarchische Anordnung von Regelkreisen führt zu einer Vermaschung 
von Regelkreisen (vgl. Hahn 1972/302). Dabei wird die Stellgröße des übergeordne- 
ten Systems zur Führungsgröße des untergeordneten Systems (Subsystems). 

- Jede Aufgabe einer Stelle, ja sogar jedes Bestimmungsmerkmal einer Aufgabe (Ver- 
richtung, Objekt, Menge, Raum, Zeit, Arbeitsmittel/Kosiol 1962/43) kann als ein eige- 
ner Regelkreis betrachtet werden, der unterschiedlichen Supersystemen zugeordnet 
werden kann (z. B. bei Mehrfachunterstellung). 

- Die Regelstrecke kann mehrere nacheinander folgende Aufgaben umfassen, die auf 
einer Stelle oder auf mehreren Stellen zu erfüllen sind, bevor eine Kontrolle statt- 
findet. 
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2. Verfahrens- und ergebnisorientierte Kontrolle 



a) Verfahrensorientierte Kontrolle 

Gegenstand der verfahrensorientierten Kontrolle ist das System selber. Sie besteht nach 
Zünd (1973/206) aus den Teilen 

- Kontrolle des Systemziels, 

- Kontrolle der Systemgestaltung (z.B. der Regelungen zur Aufbau- und Ablauforgani- 
sation), 

- Kontrolle der Prozeßabwicklung (z. B. der Durchführung der Arbeitsabläufe). 
Verfahrensorientierte Kontrollen werden auch Systemprüfung, die Kontrolle der System- 
gestaltung wird auch Organisationsprüfung, die Kontrolle der Prozeßabwicklung Ord- 
nungsmäßigkeitsprüfung genannt. 



b) Ergebnisorientierte Kontrollen 

Gegenstand der ergebnisorientierten Kontrolle ist nach Zünd Ereichung des Systemziels. 
Als Methoden kommen insbesondere Kennzahlensysteme und Budgets in Betracht (Zünd 
1973/285). In der einschlägigen Literatur weder eingeordnet noch behandelt werden al- 
lerdings mengenmäßige Zielsetzungen bei Sachzweck- und Verwaltungsaufgaben. Die 
Begriffsverwendung ist außerdem nicht einheitlich und durch zahlreiche synonyme Aus- 
drücke belastet (vgl. Zünd 1973/119, Frese 1968/61, Horvath 1979/706, Freiling 1978/ 
298). 



3. Dimensionen und Gründe der Soll-Ist- Abweichungen bei der Prozeßabwicklung 



a) Dimensionen der Soll-Ist- Abweichungen bei der Prozeßabwicklung 

Die Prozeßabwicklung besteht in der Erfüllung von Aufgaben. Erfüllungs- bzw. Be- 
stimmüngsmerkmale der Aufgaben sind in Anlehnung an Kosiol (vgl. Abb. 57) Verrich- 
tung, Objekt, Menge, Raum, Zeit, Arbeitsmittel und Aufgabenträger. Aus Abb. 7 erge- 
ben sich andere Ansätze zur Beschreibung organisatorischer Systeme. Alle derart be- 
stimmten Elemente, Dimensionen und Beziehungen sind zugleich Inhalte möglicher 
Soll-Ist-Abweichungen bei der Prozeßabwicklung. Als Kontrolldimensionen werden oft 
genannt: 

(7) Sachliche Richtigkeit 

Diese bezieht sich auf Verrichtung und Objekt, evtl, auch auf Raum und Arbeitsmittel 
und kann differenziert werden in: 

- Formelle Richtigkeit 

Sie bezieht sich auf Ausführungshandeln in bezug auf Informationen, z. B. auf rech- 
nerische Richtigkeit. 
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- Materielle Richtigkeit 

Sie bezieht sich auf die in Informationen ausgedrückten Sachverhalte. 

(2) Vollständigkeit 

Diese bezieht sich auf die Menge der Objekte. 

(3) Zeitliche Korrektheit 

Diese bezieht sich auf das Merkmal Zeit. 



b) Gründe der Soll-Ist- Abweichungen bei der Prozeßabwicklung 

Sieht man von Mängeln in der Festlegung des Soll ab, so ergeben sich die Soll-Ist-Ab- 
weichungen unmittelbar aus Unzulänglichkeiten bei Menschen (Frese 1968/62) oder bei 
Maschinen. 

Unzulänglichkeiten im maschinellen Bereich durch Funktionsstörungen und ihre Verhü- 
tung spielen z. B. bei Datenverarbeitungsanlagen eine große Rolle (s. maschineninteme 
und programmierte Kontrollen). 

Unzulänglichkeiten bei menschlichen Handlungen können gewollt (Vorsatz, Manipula- 
tion) oder ungewollt sein (Fahrlässigkeit, Irrtum, Unvermögen). Beides kann sich in 
einem Tun oder Unterlassen äußern. Das unzulängliche Handeln kann erfolgen durch 
Außenstehende oder Betriebsangehörige, durch den Aufgabenträger oder einen anderen 
Stelleninhaber, allein oder gemeinschaftlich. Ein gemeinschaftliches Handeln wird be- 
günstigt, wenn informelle Beziehungen (Freundschaft, Verwandtschaft), aber auch wenn 
hierarchische Abhängigkeit besteht. Die unzulängliche Handlung kann dolos, d. h. mit 
rechtlicher Sanktion bedroht sein. Einschlägige Straftatbestände sind Diebstahl (§§ 242, 
243, 248b StGB), Unterschlagung (§ 246 StGB - vgl. Klinger 1963/874 und Post/Post 
1971), Betrug und Untreue (§ 263-266 StGB) sowie Urkundenfälschung und Falsch- 
beurkundung (§ 267-273 StGB), aber auch Straftaten nach § 41 Bundesdatenschutzge- 
setz (BDSG). Es kann sich auch um Ordnungswidrigkeiten handeln (z. B. § 42 BDSG). 
Der Umfang doloser Handlungen in Organisationen ist beträchtlich; auf eine Anzeige 
Betriebsangehöriger durch den Betrieb wird aus Image-Gründen oft verzichtet; die Dun- 
kelziffer dürfte hoch sein (vgl. Ebenfeldt/Künzel 1966/221 ff.) 



4. Interne Kontrolle aus der Sicht des Prüfungswesens 

Das American Institute of Certified Public Accountants (AICPA) hat den Begriff der in- 
ternen Kontrolle (Internal Control) 1949 wie folgt definiert (vgl. Neubert 1959/9, Pougin 
1959/15): 

Internal Control umfaßt den Organisationsplan und alle aufeinander abgestimmten Me- 
thoden und Maßnahmen in einem Unternehmen, die dazu dienen, 

(7) sein Vermögen zu sichern, 

(2) die Genauigkeit und Zuverlässigkeit der Abrechnungsdaten zu gewährleisten und 
(J) die Einhaltung der vorgeschriebenen Geschäftspolitik zu unterstützen. 
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Die Methoden und Maßnahmen zu ( 1 ) werden auch mit internal check bezeichnet; durch 
Arbeitsteilung sollen vollziehende (operating), verwaltende (custodial) und verbuchende 
(accounting) Aufgaben getrennt werden. Zu ( 2 ) soll internal accounting control (z. B. 
Abstimmkontrolle) eingesetzt werden. Zu ( 3 ) werden unter der Bezeichnung internal ad- 
ministrative control zahlreiche betriebswirtschaftliche Methoden genannt, von Zeit- und 
Bewegungsstudien bis zu management-by-Methoden (vgl. Rolle 1968/785/786). Ziel und 
Methoden zu ( 3 ) können dem Begriff des Controlling bzw. der ergebnisorientierten Kon- 
trolle zugeordnet werden. ( 1 ) und ( 2 ) sind hingegen der verfahrensorientierten Kontrolle 
zuzurechnen und allein für Abschlußprüfungen nach deutschem Aktienrecht relevant, 
wobei das Schwergewicht auf ( 2 ) liegt (IdW 1977a/1030, vgl. auch Maul 1977/231 und 
Blum 1980a/348). Dabei ist der Umfang der internen Kontrollen für die Bemessung des 
Prüfungsumfanges von Bedeutung. So führte bereits das Fachgutachten IdW 6/1934 aus, 
lange vor der Bildung des Begriffs der internen Kontrolle: „Denn der Umfang und die 
Art der Prüfungen des Wirtschaftsprüfers werden von der Klarheit und Übersichtlichkeit 
der bei den Unternehmen vorhandenen Organisation, insbesondere des Buchhaltungssy- 
stems und seiner ordnungsgemäßen Handhabung, beeinflußt. Der Wirtschaftsprüfer kann 
in diesen Fällen insbesondere formale Prüfungen einschränken, wenn ihm die Prüfung 
des Buchhaltungssystems und seiner Handhabung die Überzeugung verschafft hat, daß 
Zweckmäßigkeit und zwangsläufige Kontrollen obwalten“ (zitiert nach Neubert 1959/ 
13). Diese Kann- Vorschrift wurde im Fachgutachten IdW 1/1967 zur Soll- Vor schrift und 
im Fachgutachten IdW 11/1977 zur Muß-Vorschrift: „Die Prüfung und Beurteilung des 
internen Kontrollsystems, insbesondere soweit es der Sicherung einer ordnungsgemäßen 
Rechnungslegung dient, bietet dem Abschlußprüfer die Möglichkeit, Art und Umfang 
seiner Prüfungshandlungen in zweckmäßiger Weise festzulegen. Er muß unter den je- 
weils gegebenen Verhältnissen sachgerecht entscheiden, welche Stellung und welches 
Gewicht der Prüfung des internen Kontrollsystems im Rahmen der Jahresabschlußprü- 
fung beizulegen ist und seine Prüfungshandlungen danach ausrichten; mit der Größe des 
zu prüfenden Unternehmens und fortschreitender Automatisierung des Rechnungswesens 
wächst die Bedeutung der Prüfung des internen Kontrollsystems als sachgemäßer und 
vorrangiger Prüfungshandlung“ (IdW 1977b/212). Die Prüfung mit Hilfe des internen 
Kontrollsystems wurde darüber hinaus in vielfältiger Hinsicht konkretisiert (IdW 1985/ 
954ff.). 



5. Systemorientierter Begriff der internen Kontrolle 

Es kann kein Zweifel bestehen, daß parallel zur Entwicklung in der Wirtchaftsprüfung 
das Erfordernis der Berücksichtigung interner Kontrollen einerseits bei der Organisation, 
also der Systemgestaltung, andererseits für alle zur Kontrolle der Prozeßabwicklung ver- 
pflichteten Aufgabenträger eine Bedeutungserhöhung erhalten hat. Es gehört zur Aufga- 
be des Organisators, wirtschaftliche interne Kontrollen bei der Systemgestaltung vorzu- 
sehen. Daher ist es angebracht, den Begriff der internen Kontrolle aus der Beziehung 
Wirtschaftsprüfung/Untemehmung herauszulösen und allgemeingültig zu formulieren. 
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Aus der Sicht des Supersystems ist die Kontrolle im System eine interne Kontrolle des 
zu kontrollierenden Systems, aus der Sicht des System ist die Kontrolle durch das Super- 
system eine externe Kontrolle. Je wirksamer die interne Kontrolle, desto geringer kann 
die externe Kontrolle sein. Unter interner Kontrolle können somit alle Kontrollen ver- 
standen werden, die es Systemen gestatten, Kontrolle von Subsystemen durch Metakon- 
trolle zu ersetzen“ (Blum 1980a/351), d. h. durch Kontrolle der Kontrolle. 

Der Begriff der internen Kontrolle wird üblicherweise auf verfahrensorientierte Kontrol- 
len beschränkt (Frese 1968/62, anders Zünd 1973/189); er bezieht sich dann lediglich auf 
die Kontrolle der Prozeßabläufe. Interne Kontrollen zu generieren und zu implementie- 
ren gehört zur entsprechenden Systemgestaltung, also zur Organisation. Die dabei ange- 
wandten Techniken sind allerdings nicht Techniken im Organisationsprozeß, sondern 
Techniken, die in die organisatorischen Regelungen, das Organisat, eingehen und die Er- 
haltung sichern; sie können als Techniken der internen Kontrolle oder als Techniken der 
Systemsicherung (vgl. Steinbuch 1977/341) bezeichnet werden. 

Eine derartige Sicht der internen Kontrolle bedeutet, daß der Wirtschaftsprüfer mit dem 
Kontrollobjekt Gesamtbetrieb bzw. oberste Leitung beim Vorliegen interner Kontrollen 
die Prüfungshandlungen einschränken kann. In diesem Gesamtsystem kann auch die in- 
terne Revision als Bestandteil der internen Kontrolle angesehen werden. Die interne Re- 
vision ihrerseits kann ihre Prüfungshandlungen einschränken, wenn in den geprüften Be- 
reichen beweisbar wirksame Kontrollen gegeben sind, z. B. die Vorgesetzten Dienstauf- 
sicht mit Anlegung von Arbeitspapieren bzw. eindeutigen Kontrollzeichen ausüben. 
Schließlich gilt dies ebenso für den Vorgesetzten in bezug auf die Kontrolle seiner Mitar- 
beiter, wenn bei diesen interne Kontrollen wirksam sind und sogar für die Mitarbeiter in 
bezug auf die Selbstkontrolle, wenn das Aufgabengebiet selbsttätige, z. B. maschinenin- 
teme Kontrollen enthält. 



II. Ausgewählte Techniken 



Techniken der internen Kontrolle sind 

- Strukturierung der Kontrollstrecke, 

- Aufgabenverteilung, 

- Beleggestaltung, 

- Kontengestaltung, 

- Kontrollvorrichtungen, 

- Maschineninteme Kontrollen, 

- Programmierte Kontrollen, 

- Schriftliche Regelungen. 

Im allgemeinen sind Kombinationen nötig und auch Alternativen möglich, um bestimmte 
Kontrollwirkungen zu erreichen. Diese Kontrollwirkungen bestehen in der Verhütung 
oder Aufdeckung von Soll-Ist-Abweichungen, und zwar soweit sie auf eine Abwei- 
chungsursache zurückgehen (Ein-Ursachen-Prinzip); die Kombination von zwei oder 
mehr Fehlerquellen (z. B. Ausgleich von zwei Abweichungen) kann grundsätzlich nicht 
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berücksichtigt werden; eine Ausnahme bildet z. B. die Gruppenarbeit durch drei Perso- 
nen (s. u.). Die Wirtschaftlichkeitsanalyse leidet unter dem Prognoseproblem hinsicht- 
lich möglicher Schäden; ein konkreter Nutzen kann sich z. B. durch kontrollabhängige 
Versicherungsprämien ergeben (Peemöller 1978/103/123 ff.). 



1. Strukturierung der Kontrollstrecke 



a) Duplizität, Diversität und Redundanz in paralleler oder serieller Form 

Nach Inhalt und Anfall der Kontrollinformationen können unterschieden werden: 

(1) Duplizitäre Kontrolle (Dualkontrolle) 

Soll und Ist entstehen hierbei durch identische Verrichtungen (Doppelarbeit). Diese 
Kontrolle ist besonders aufwendig. Sie führt zu 100 %ig redundanten Informationen. 

(2) Redundanzfreie diversitäre Kontrolle 

Sachverhalte, die zu unterschiedlichen Zwecken festgestellt werden, können zu ge- 
genseitiger Kontrolle herangezogen werden. Das Soll entsteht ohne kontrollbeding- 
tem Aufwand bei Gelegenheit der Ausführung einer anderen Aufgabe. Diese Kontrol- 
le ist somit redundanzfrei. 

(3) Redundante diversitäre Kontrolle 

Hierbei werden zusätzliche Kontrollinformationen benutzt, um duplizitäre Kontrolle 
entbehrlich zu machen. 

Andererseits kann Kontrolle erfolgen durch: 

(7) nebeneinander stattfindende, also parallele Maßnahmen, 

(2) hintereinander stattfindende, also serielle Maßnahmen. 

Bei Selbstkontrolle (eher seriell) und unmittelbarer Fremdkontrolle - z. B. Beaufsichti- 
gung, Team - (eher parallel) ist diese Abgrenzung unscharf. Bei mittelbarer Fremdkon- 
trolle ist sie jedoch deutlich zu unterscheiden. 

Eine Kombination der vorgenannten Merkmale, entsprechende Beispiele und synonyme 
Bezeichnungen (nach Post/Post 1971/46 ff.) zeigt Abb. 147. Die Begriffe diversitär, re- 
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Abb. 147: Systematik kontrollwirksamer Verrichtungen 
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dundant, parallel und seriell wurden von Maul (1977/236) in die Theorie der internen 
Kontrolle eingebracht, allerdings nennt er die Kontrolle zu (7) einfach-redundante Dual- 
kontrolle und zu (2) und (3) zusammen redundant und diversitär. In Anlehnung an Maul 
ist festzustellen, daß ein gutes internes Kontrollsystem nicht auf Dualkontrolle beruhen 
sollte. 



b) Verrichtungsaspekte der Kontrollstrecke 

In Abb. 148 sind Prozeß Verläufe der vorbezeichneten Art mit mehreren aufeinander auf- 
bauenden Prozeßstufen (z. B. den Verrichtungen la, lb, lc) dargestellt. Eine Kontrollver- 
richtung (Regler), z. B. Kl, kontrolliert eine oder mehrere Durchführungsverrichtungen 
(Regelstrecke bzw. Kontrollstrecke). Die Länge der Kontrollstrecke wird, ein vergleich- 
barer Konkretisierungsgrad vorausgesetzt, bestimmt durch die Anzahl der kontrollierten 
Prozeßstufen. Je länger die Kontrollstrecke, desto geringer ist der Aufwand für den Soll- 
lst-Vergleich, umso höher jedoch der Aufwand für Fehleranalyse sowie Korrektur. Bei 
fehlersensitiven Prozessen empfehlen sich somit kürzere Kontrollstrecken. 
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Abb . 148: Beispiele für Prozeßverläufe 
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c) Objekt- Mengen- und Zeitaspekte der Kontrollstrecke 

Die Kontrolle kann sich beziehen auf 
(7) Einzelobjekte, 

(2) geschlossene Objektmengen (Stapel), 

(3) Objekte eines Zeitraumes. 

Bei diversitären Kontrollinformationen gilt die vorgenannte Wirtschaftlichkeitsüberle- 
gung analog, je größer die Gruppe der Kontrollobjekte ist. 
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Mit der Länge der Kontrollstrecke, der Gruppengröße der Kontrollobjekte und dem grup- 
penbildenden Zeitraum (3) steigt tendenziell der Zeitraum zwischen einer Verrichtung 
und ihrer Kontrolle. Wenn diese Kontrollfrist den Schaden aus Soll-Ist-Abweichungen 
wesentlich beeinflussen kann, muß sie entsprechend klein gehalten werden. Ein täglicher 
Kassensturz begrenzt mögliche dolose Eandlungen z. B. mehr als ein monatlicher Kas- 
sensturz oder gar eine jährliche Lagerinventur. So ist die Fristigkeit von Bestandskon- 
trollen mit Rücksicht auf die Werthöhe und die Verwertbarkeit von Beständen zu be- 
messen. 

Auch der Kontrollprozeß muß, ggf. in bezug auf Stichproben, sachlich richtig, vollstän- 
dig und zeitgerecht durchgeführt werden; gleiches gilt für die Korrekturmaßnahmen 
(z. B. beim Jahresabschluß). 



d) Feed-back- und feed-forward-Kontrollen (Rück- und Vorwärtskopplung) 

Bei der feed-back-Kontrolle (Regelung) erfolgt die Korrektur in oder vor der Kontroll- 
strecke. Im Normalfall muß der Prozeß von der Prozeßstufe an, bei der die Soll-Ist- 
Abweichung verursacht wurde, neu durchlaufen werden. Kann hier jedoch das fehlerhaf- 
te Objekt nicht neu erstellt oder nachgebessert werden, so muß die Korrekturentschei- 
dung vor dieser Prozeßstufe, ggf. auch vor der Kontrollstrecke ansetzen, und zwar bei 
der Prozeßstufe, von der an ein neuer Durchlauf möglich ist (prozeßstufen- oder kontroll- 
strecken-übergreifender feed-back). 

Bei der feed-forward-Kontrolle (Steuerung) betrifft die Korrektur nur Stufen nach der 
Kontrollstrecke. Das fehlerhafte Objekt wird nachgebessert, ohne Stufen der Kontroll- 
strecke erneut zu durchlaufen. Dieser feed-forward-Prozeß bedarf allerdings erneut einer 
Kontrolle. Außerdem ist feed-forward-Kontrolle unzulässig, wenn auf der Kontroll- 
strecke Verzweigungen vorliegen. 



e) Verteilungsaspekte der Kontrollstrecke 

Grundsätzlich können alle geschilderten Prozeßverläufe ausschließlich aus Aufgaben 
einer Stelle bestehen oder aus Aufgaben mehrerer Stellen. Liegen die Aufgaben der Kon- 
trollstrecke alle bei der Stelle der Kontrollstufe, so liegt ausschließliche Selbstkontrolle 
vor; liegen sie teilweise bei der Stelle der Kontrollstufe, so liegt teilweise Selbstkontrolle 
und teilweise Fremdkontrolle vor; liegt keine von ihnen bei der Stelle der Kontrollstufe, 
so liegt ausschließlich Fremdkontrolle vor. 

Selbstkontrolle betrifft nur Irrtümer, keine Manipulationen. Fremdkontrolle bedeutet 
kontrollwirksame Arbeitsteilung. Ohne Vorwegnahme der Prinzipien kontrollwirksamer 
Arbeitsteilung (s. u.) soll auf folgende Problematik hingewiesen werden: Die mit der 
Kontrolle einer Kontrollstrecke betraute Person sollte nicht selbst in der Lage sein, einen 
Prozeß zu manipulieren oder zu fingieren. Durch Überlappung von Kontrollstrecken 
kann dies für alle Kontrollstufen bis auf die letzte Kontrollstufe eines Prozesses ausge- 
schlossen werden; hier greifen ggf. Zugangsbeschränkungen zu Belegen. 
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Auch die Kontrollstufe kann einer Arbeitsteilung in Anlehnung an die Stufen des Kon- 
trollprozesses unterworfen sein z. B. hinsichtlich der Fehlerfeststellung und der Korrek- 
turentscheidung. 



2. Aufgabenverteilung (Fuktionstrennung) 



Das Grundprinzip der Aufgabenverteilung zum Zwecke der internen Kontrolle findet 
Ausdruck in der Forderung, „daß kein Mitarbeiter einen Vorgang von Beginn bis Ende 
allein bearbeitet“ (Neubert 1959/31). „Niemand darf ohne Dazwischentreten eines ande- 
ren, der ihn automatisch kontrolliert, alle Phasen eines Geschäftsganges durchführen“ 
(Pougin 1959/51). Diese Formulierungen sind jedoch nicht eindeutig, da sie weder eine 
Abgrenzung des „Vorganges“ erlauben, noch erläutern, welche „Phasen“ nicht in einer 
Hand liegen dürfen. 

Konktretere Ausgestaltungen des Prinzips finden sich in vielfältiger Weise: 



a) 4-Augen-Prinzipien 

- Trennung von Realisation und Kontrolle 

Dieses Prinzip darf Selbstkontrolle jedoch nicht ausschließen. 

- Trennung von Buchhaltung und Kasse (Leitner 1923/14) 

- Trennung von Buchhaltung und Bestandsverwaltung 

Diese Prinzipien trennen die Zuständigkeit für Nominal- oder Realgüterbestäne und für 
objektgleiche Bestandsinformationen, wollen also diversitäre Prozesse zur Fremdkontrol- 
le nutzen. 

- Nachmann kontrolliert Vormann (Ronneberger 1961/20) 

Dieses Prinzip ist auf serielle Fremdkontrolle bezogen. 

- Trennung vom Belegerstellung und Belegfreigabe (Schwaderer/Dinnebier 1979/201) 

- Trennung von Verarbeitung und Abstimmung (DIR 1957/47) 

Es handelt sich um Konkretisierungen des erstgenannten Prinzips. 

- Trennung von Programmierung und Maschinenbedienung (Fischer 1976/17 und 96) 
Dieses Prinzip trennt Planung und Durchführung von EDV-Prozessen. 



b) 6-Augen-Prinzipien 

- Trennung von Planung i.w.S., Realisation und Kontrolle bzw. von Entscheidung, 
Vollzug und Kontrolle (Müller 1979/131) bzw. von veranlassenden, ausführenden und 
kontrollierenden Funktionen (Fischer 1976/143). 

Es handelt sich um Erweiterungen des erstgenannten Prinzips auf alle Phasen des Ent- 
scheidungsprozesses. 

- Trennung von Buchhaltung, Kasse und Lager bzw. Abrechnung von Daten, Umgang 
mit Barmitteln und Umgang mit anderen Beständen (Neubert 1959/21). 
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Dieses Prinzip geht über die obengenannten entsprechenden 4-Augen-Prinzipien hinaus, 
indem es auch die Zuständigkeit für Nominal- und Realgüterbestände trennen will, um 
den Aktivtausch als diversitären Prozeß zur Fremdkontrolle zu nutzen. 

- Trennung von vollziehenden, verbuchenden und (bestands-)verwaltenden Funktionen 
(Pougin 1959/51) 

bzw. Veranlassen und Genehmigen von Geschäftsvorfällen, Aufzeichnen von Ge- 
schäftsvorfällen und Verwaltung der Vermögenswerte (Fischer 1976/61). 

Dieses Prinzip vermischt die beiden vorhergenannten Prinzipien. 

- Trennung von Datengewinnung (Eingabe), Datenverarbeitung (Operating) und Pro- 
grammierung 

Dieses Prinzip, vielfältig variiert, trennt zusätzlich zum entsprechenden 4-Augen-Prinzip 
noch den Input des EDV-Prozesses ab (vgl. z. B. Fischer 1976/17, 62 ff., 89). 



c) Gruppenarbeit als Sonderform des 4- oder 6-Augen-Prinzips 

Diese Formen werden gewählt, wenn die sonst vorhandene Frist zwischen Durchführung 
und Kontrolle vermieden werden soll. Beispiele sind gemeinsame Betätigung von Vor- 
richtungen, z. B. Schlössern, durch zwei oder drei Personen, doppelt oder dreifach be- 
setzter Wachposten usw. Die Dreiergruppe erschwert informelle Aufhebung der Kon- 
trolle. 



d) Verstärkungen der Kontrollwirkung der Aufgabenverteilung 

- Vermeiden gegenseitiger Kontrolle 

Gegenseitige Kontrolle kann zu gegenseitiger Toleranz führen (Grull 1921/131). Aus 
diesem Prinzip folgt z. B., daß bei parallelen Prozessen eine besondere Stelle die Kon- 
trollhandlung vornehmen sollte. 

- Job rotation 

Job rotation schwächt den Aufbau informeller Beziehungen (Leitner 1923/14, 1934/15). 
Die wechselnde Stellenbesetzung darf jedoch nicht das erstgenannte Prinzip aufheben 
(Grull 1921/131). 

- Vermeidung subalterner Kontrolle (hierarchische Unabhängigkeit) 

Rangniedrige Stellen sollen keine ranghöheren Stellen, insbesondere nicht direkt oder in- 
direkt Vorgesetzte Stellen kontrollieren, da Eingriffs- (Neubert 1959/24) oder Einschüch- 
terungsgefahr. 

- Aufgabenverteilung auf räumlich oder zeitlich getrennte Stellen 

- Aufgabenverteilung in verschiedene Abteilungen 

Eine derartige Aufgabenverteilung vermindert die Gefahr informeller Beziehungen bzw. 
verstärkt die psychologische Wirkung von Kontrollen. 

- Keine Selbstkontrolle durch Vertretung 

Durch Vertretung darf eine kontrollbedingte Aufgabenverteilung nicht in einer Person 
aufgehoben werden (Neubert 1959/36). 
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- Zugangsbeschränkungen 

Kontrollbedingte Aufgabenverteilung kann ggf. leicht umgangen werden, wenn die kon- 
trollierte Stelle Manipulationsmöglichkeiten im Arbeitsfeld der kontrollierenden Stelle 
hat (Neubert 1959/58) oder überhaupt unbefugte Zugriffsmöglichkeiten bestehen. 

- Stellenbesetzung ohne informelle Bezüge 

In besonderen Fällen z. B. Ausschluß der Besetzung durch Verwandte. 

Zusammengefaßt könnten die Prinzipien der Aufgabenverteilung zum Zwecke der inter- 
nen (Verfahrens-)Kontrolle lauten: 

(7) Trenne Systemgestaltung und Prozeßabwicklung, 

(2) Trenne Planung (i.w.S.), Realisation und Kontrolle der Prozeßabwicklung, 

(3) Trenne diversitäre Prozesse, 

(4) Vermeide informelle Aufhebung der Kontrollwirkung. 

Eine materielle Ausfüllung dieser Prinzipien kann nur Beispielcharakter haben und läßt 
sich beliebig über die entsprechenden obengenannten Prinzipien hinaus erweitern; Neu- 
bert (1959/113 ff.) nennt in einer symmetrischen Matrix aus 40 Aufgaben rd. 1200 
„grundsätzlich miteinander unvereinbare Tätigkeiten, die bei Zusammenfallen besondere 
Kontrollvorkehrungen verlangen“. 

In Kleinbetrieben treten die Möglichkeiten der Kontrolle durch Aufgabenverteilung 
zurück; umso wichtiger sind die Alternativen. 



3. Beleggestaltung 

Ein Beleg i.w.S. ist jeder Informationsträger, im Extremfall ein wirklicher Sachverhalt, 
eine Tatsache. So werden zunehmend auch Informationsspeicher der elektronischen Da- 
tenverarbeitung als Beleg angesehen (Fischer 1976/58). Belege i.e.S. sind Informations- 
träger mit unmittelbar lesbarer Schrift, keineswegs nur Buchungsbelege. Belege mit ge- 
nereller Beschriftung werden Formular genannt. Die folgenden Ausführungen gelten teil- 
weise auch für Formulare, für Belege i.e.S. 



a) Allgemeiner Beleginhalt 

Belege sollten den Arbeitsablauf möglichst eindeutig wiedergeben und ggf. ergänzend 
auf andere organisatorische Regelungen hinweisen. Für jede Aufgabe sollte ein Beleg- 
feld mit Angabe der Verrichtung, evtl, anderer Bestimmungsmerkmale der Aufgabe, 
evtl. Arbeitsunterlagen und der Zuständigkeit vorhanden sein; in diesem Feld sollte sich 
das Ergebnis, eine evtl. Brücke zu Vor- und Folgebelegen (z. B. die Nummern anderer 
Belege), die handelnde Person und der Zeitpunkt der Bearbeitung dokumentieren. Diese 
Prinzipien sind umso wichtiger, je mehr die Zuständigkeit streut und je unregelmäßiger 
die Aufgabe anfällt. 
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b) Kontrollhandlungen als Beleginhalt 



Die vorgenannten Prinzipien gelten auch für Kontrollhandlungen. Liegen Soll und Ist vor 
und stimmen sie überein, so genügt die Dokumentation dieses Ergebnisses. 

Liegen Soll und/oder Ist nicht vor, muß sich ihre Ermittlung in Arbeitspapieren (Addi- 
tionsstreifen, Tabellen, Aktennotizen etc.) niederschlagen. Weichen Soll und Ist vonein- 
ander ab, so sind die entsprechenden Stufen des Kontrollprozesses zu dokumentieren. 
Bei Stichprobenkontrollen müssen folgende Handlungen belegt sein: 

(7) Vorlage aller Objekte der Grundgesamtheit zum Zwecke der Stichprobenauswahl. Ist 
die Grundgesamtheit nicht eindeutig bestimmt, (z. B. durch aufsteigende Nummem- 
folge), so muß jedes einzelne Objekt vom Träger der Stichprobenauswahl gekenn- 
zeichnet werden, um eine Umgehung der Kontrolle auszuschließen. 

(2) Kennzeichnung der Objekte, die als Stichprobe ausgewählt wurden. 



c) Nachweis der handelnden Person als Beleginhalt 

Die Person, deren Handlungen sich im Beleg niederschlagen, muß über den gesamten 

Durchführungs- und Kontrollzeitraum und von allen Kontrollträgem identifizierbar sein. 

Handelt es sich um Entscheidungen oder Kontrollen, so muß die Fälschungsmöglichkeit 

des personenbezogenen Merkmals beachtet werden. 

(7) Handschriftliche Prüfungszeichen, die Kontrollinhalte und Kontrollpersonen doku- 
mentieren sollen (Helbing 1964), sind schlecht zu identifizieren und leicht fälschbar. 

(2) Für Namenskürzel (Paraphen) gilt dasselbe. 

( 3 ) Unterschriften sind, insbesondere wenn leserlich, leichter zu identifizieren, jedoch 
ebenfalls leicht fälschbar. 

( 4 ) Stempel sind leicht identifizierbar; ihr Mißbrauch hängt insbesondere vom Verschluß 
ab. 

Alle diese Kennzeichen sind somit notwendige, aber keineswegs hinreichende Bestand- 
teile von internen Kontrollen. 



d) Belegnumerierung 

Eine Belegnumerierung kann mehreren Zwecken dienen: 

(7) Vollständigkeitskontrolle der bestimmungsgemäßen Verwendung, 

(2) Vollständigkeitskontrolle der Bearbeitung, 

( 3 ) Vollständigkeitskontrolle der Ablage, 

( 4 ) Adresse des Belegs (z. B. Belegnummer auf dem Konto). 

Die Belegnumerierung kann erfolgen durch: 

- Manuelle Numerierung 

Dabei wird die Vomummer dem vorhergehenden Beleg oder einer abgestrichenen 
Nummemliste entnommen. Es sind zahlreiche Fehlerquellen vorhanden (vorhergehen- 
der Beleg fehlt, Abstreichen unterblieb, Zahlendreher usw.). 
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- Numerierungsgeräte, z. B. Paginierstempel 

Eine unkorrekte Bedienung ist nicht ausgeschlossen. 

- Vorgedruckte Numerierung 

Diese bietet höchstmögliche Sicherung gegen Nummemsprung und ist allein geeignet, 
die bestimmungsgemäße Belegverwendung zu unterstützen. Sie ist jedoch nicht für 
Fremdbelege brauchbar. Außerdem treten bei mehreren Verbrauchsstellen Be- 
vorratungs- und Verteilungsprobleme auf; getrennte Nummemfolgen je Verbrauchs- 
stelle führen zu nicht optimalen Bestellmengen, während die fallweise Aufteilung 
einer Nummemfolge auf mehrere Verbrauchsstellen eine sorgfältige Beachtung der 
Ausgabe bedingt, falls die bestimmlungsgemäße Belegverwendung im Vordergrund 
steht. 

- Nummemaufkleber 

Sie bieten eine hohe Sicherheit gegen Nummemsprung, sind für Fremdbelege geeig- 
net und können als Talons Bestandteil eines Grundbeleges sein, so daß sie an ver- 
schiedenen Stellen im Arbeitsablauf zur gleichlautenden Numerierung anderer Objek- 
te Verwendung finden können. 



4. Kontengestaltung 

Die Kontengestaltung mit interner Kontrollwirkung ist allgemein verwirklicht in der dop- 
pelten Buchführung. Durch Buchung gleich Gegenbuchung, Summenbilanz, Saldenbi- 
lanz, evtl. Joumalaufteilung für bestimmte Gegenkontengruppen ergeben sich zahlreiche 
Kontrollmöglichkeiten. 

Daneben können spezielle Kontrollkonten eingerichtet werden (vgl. Leitner 1923/113 
ff.), bei denen man sogenannte Durchlaufkonten und Evidenzkonten unterscheiden kann 
(vgl. Neubert 1959). 



a) Durchlaufkonten 

Durchlaufkonten nehmen durchlaufende Posten auf und müssen nach Abwicklung be- 
stimmter Geschäftsvorfalle, entweder Objekt- oder zeitraumbezogen, ausgeglichen sein. 
An die Stelle eines evtl. Nachhaltens in Loseblattform tritt die Formstrenge der Doppik. 
Den Grundsatz soll folgendes einfache Beispiel verdeutlichen (Abb. 149). 

Die Durchlaufkonten sind also mit Kontokorrentkonten vergleichbar. Abb. 150 zeigt ein 
Beispiel mit zwei Durchlaufkonten für ungeprüfte Eingangsrechnungen und vielfältiger 
Kontrollwirkung, aus Vereinfachungsgründen ohne Mehrwertsteuer. 

b) Evidenzkonten 

Evidenzkonten dienen der Überwachung außerhalb des regulären Rechnungswesens, 
z. B. von abgeschriebenen Forderungen (Abb. 151), Bürgschaftsverpflichtungen oder 
Wechselobligos. 
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Lohnzahlung bar ohne Durchlaufkonto 
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Abb. 149: Lohndurchlaufkonto 



Kreditoren 



Durchlaufkonto 
Kreditoren Sammel-KK 



Durchlaufkonto 
Sachkonten Sammel-Kto. 



Sachkonten 



3. nach Rechnungsprüfung 



1. Ungeprüfte Rechnungen 



2. nach Rechnungsprüfung 



i i 




Negat. Rechnungsdifferenzen 













Posit. Rechnungsdifferenzen 



Kontrollen: 

(1) Sofortige Buchung aller Eingangsrechnungen auf Durchlaufkonten, die evtl, getrennt ange- 
legt werden können nach Rechnungsprüfern und/oder Skontorechnungen/Sonstige Rech- 
nungen und/oder Bestell periode mit einem entsprechenden Erkennungsmerkmal innerhalb 
der Bestellnummer. 

(2) Saldo Kreditoren -Sammel-KK (monatlich neu anzulegen) zeigt Bearbeitungsrückstände 
Rechnungsprüfung. 

(3) Summen Rechnungsdifferenzen-Konten (evtl, je Rechnungsprüfer) zeigen Rechnungsprü- 
fungserfolg. 

(4) Differenz zwischen Bestell wert-Statistik und Summe Kreditoren-Sammel-KK der entspre- 
chenden Perioden zeigt ungefähr ausstehendes Bestell-Obligo. 

Variationen: 

(a) Kreditoren-Sammel-KK entfällt, ungeprüfte Rechnungen per Sachkonten-Sammel-KK an 
Kreditoren; nach Rechnungsprüfung Buchung der Rechnungsdifferenz und Belastung Sach- 
konten. 

(b) Sachkonten-Sammel-Kto. entfällt, Sachkonten nach Rechnungseingang belastet, nach Prü- 
fung berichtigt. 



Abb. 150: Durchlaufkonten ungeprüfter Eingangsrechnungen 
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Konten in der Buchhaltung 
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Periodenweise Abstimmung der Zuschreibung 



Abb. 151: Evidenzkonten zur Kontrolle abgeschriebener Forderungen 



5. KontroIIvorrichtungen 



Aus der großen Zahl möglicher KontroIIvorrichtungen (vgl. Neubert 1959/52) seien ge- 
nannt: 

- Vorrichtungen zum Verschluß von Räumen, Schränken, Fächern etc., z. B. Schlösser, 
Geldschränke - mit Schlüssel- oder Identifikationssystemen, 

- Vorrichtungen zur Meldung unbefugten Eindringens in Räume etc., z. B. Selenzellen, 
Stromunterbrecher, 

- Vorrichtungen zur zwangsläufigen Erfassung von Daten, z. B. Rechen- und Bu- 
chungsmaschinen, Registrierkassen, Stechuhren, schreibende Meßgeräte (u. a. Fahr- 
tenschreiber, Wiegekartendrucker), Datenlesegeräte, Femgesprächserfasser. 

Insbesondere auch bei den letztgenannten Vorrichtungen gibt es vielfältige Umgehungs- 
möglichkeiten. 



6. Maschineninterne Kontrollen 



Maschineninteme Kontrollen sollen Fehler in der Arbeit von bzw. mit Maschinen aufzei- 
gen; sie sind Bestandteile der Konstruktion. Wesentliche Beispiele sind: 



307 




a) Bitzahlprüfung (Paritätskontrolle bzw. Paritykontrolle) 



Einer einheitlich langen Folge von Informationsbits (z. B. 8 Bit EBCD-Code) wird ein 
zusätzliches Bit hinzugefügt. Der Wert dieses Bits wird so gewählt, daß mit ihm die 
Anzahl der Bits mit dem Wert binär „eins“ in der gesamten Folge stets einen geraden 
oder stets einen ungeraden Wert hat. 

Die Zahl 467 wird z. B. bei einem 8 Bit EBCD-Code wie folgt dargestellt: 

10 1 Prüfbits 
1 1 1 
1 1 1 
1 1 1 
1 1 1 
0 0 0 
1 1 1 
0 1 1 
0 0 1 
4 6 7 

Die Prüfbits ergänzen in diesem Beispiel die Folge auf einen geraden Wert. 



b) Ein- und Ausgabekontrollen durch Wiederholungsvorgänge 

Entsprechende Wiederholungsvorgänge kommen mit unterschiedlichem Automatisie- 
rungsgrad vor. Bei der Ausgabe auf Magnetband sind z. B. die Bandeinheiten mit einem 
Schreib- und einem Lesekopf ausgestattet. Der Schreibkopf entnimmt die Daten aus den 
inneren Speichern der Anlage und überträgt sie auf das Band. Der hinter dem Schreib- 
kopf befindliche Lesekopf liest die gerade geschriebenen Angaben und vergleicht sie mit 
den noch in den inneren Speichern der Anlage vorhandenen Daten. Jede Abweichung 
wird angezeigt. 



c) Nullkontrolle 

Bei der Nullkontrolle werden zum Beispiel zwei Berechnungen durchgeführt, deren Er- 
gebnisse, voneinander subtrahiert, zum Wert Null führen: 
a + b = c; b + a = c; c-c = 0 
oder a + b = c; c-b = a; a-a = 0 

Eine intensive Darstellung verschiedener Nullkontrollen findet sich bei Neubert (1959/57 
ff.). Die Nullkontrolle kann auch als programmierte Kontrolle oder bei konventionellen 
Abläufen, z. B. bei Buchungsmaschinen, auftreten. 
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7. Programmierte Kontrollen 



Programmierte Kontrollen können Fehler in der Arbeit von bzw. mit Maschinen aufzei- 
gen, darüber hinaus aber auch Fehler in den Eingabebelegen. Sie sind nicht Bestanteil 
der Konstruktion, sondern des Programms bzw. der fallweise eingegebenen Routine. 
Von den zahlreichen Möglichkeiten (vgl. IBM 1962, Neubert 1959/59 ff., Schwaderer/ 
Dinnebier 1979/213) seien genannt: 



a) Plausibilitätskontrolle 

Hierbei wird geprüft, ob Daten zwischen bestimmten Ober- und Untergrenzen liegen, 
z. B. Lohnstundenzahl, Lohnstundensatz, Bruttolohn etc. Bei Beständen ist in der Regel 
die Untergrenze Null; eine Vorzeichenänderung führt zur Fehlermeldung. Derartige 
Plausibilitätskontrollen sind keineswegs auf EDV beschränkt. 



b) Nummemkontrollziffer (Prüfziffer) 



Die Nummemkontrollziffer dient dazu, falsch im Eingabebeleg enthaltene oder falsch - 
z. B. durch Eingabe - übernommene Nummern (z. B. Kontonummem, Personalnum- 
mem, Bestellnummern) automatisch festzustellen. Sie wird aus der Originalnummer als 
modifizierte Quersumme ermittelt und als letzte Stelle angehängt. 

Es gibt eine Vielzahl von Prüfziffern- Verfahren mit unterschiedlichem Rechenaufwand, 
Anwendungsbereich und Sicherheitsgrad (vgl. Böröcz 1974). Beim sog. lOer-Verfahren 
wird der Wert jeder ungeraden Stelle (also der 1., 3., 5. usw. Stelle - nicht der Stellen mit 
ungeradem Wert) mit dem Faktor 2 multipliziert. Die einzelnen Ziffern der Produkte und 
die geraden Stellen der Originalnummer werden quergerechnet bzw. addiert. Die Quer- 
summe wird vom nächsten Vielfachen von 10 subtrahiert. Die Differenz ergibt die Prüf- 
ziffer. 

Beispiel für die Originalnummer 789123 
Ermittlung der Prüfziffer: 

7 8 9 1 2 3 



x 

2 



7+ 1 +6 + 9 + 



x x 

2 2 

2+ 2+ 6 = 33; 40 - 33 = 7 



Nummer mit Prüfziffer: 7891237 

Die Multiplikation jeder ungeraden Stelle mit dem Faktor 2 hat den Sinn, Zahlendreher 
benachbarter Zahlen nachzuweisen. Zahlendreher der Zahlen Null und Neun (90 statt 09 
oder umgekehrt) können allerdings nicht bemerkt werden, ebenso nicht das Vertauschen 
von zwei ungeraden oder geraden Stellenwerten (cba statt abc); der Sicherheitsgrad liegt lt. 
IBM bei 97%. 
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8. Schriftliche Regelungen mit evtl. Schnittstellen 



Die in dem System vorhandenen Kontrollen und Schwachstellen müssen verbal und evtl, 
grafisch fixiert werden, um Art und Umfang der Kontrolle bzw. Metakontrolle der Pro- 
zeßabwicklung belegbar zu begründen. 

Die vollständige Kenntnis der das eigene Aufgabengebiet betreffenden internen Kontrol- 
len begünstigt Manipulationen und sollte durch entsprechende Schnittstellen der Darstel- 
lung vermieden werden. 



Übungsfragen zum fünften Kapitel 



1. Wie ist der Begriff der internen Kontrolle entstanden? 

2. Welche Teile der verfahrensorientierten Kontrolle sind für die interne Kontrolle von 
Bedeutung? 

3. Inwieweit wird das interne Kontrollsystem bei der deutschen Abschlußprüfung be- 
rücksichtigt? 

4. Wie kann der Begriff der internen Kontrolle systemorientiert definiert und ange- 
wandt werden? 

5. Welche einzelnen Techniken bzw. Instrumente der internen Kontrolle kennen Sie? 

6. Welche Möglichkeiten und Probleme ergeben sich bei der Strukturierung der Kon- 
trollstrecke? 

7. Welche Prinzipien der kontrollwirksamen Aufgabenverteilung kennen Sie? 

8. Wie kann die Beleggestaltung zur internen Kontrolle beitragen? 

9. Schildern Sie Gestaltungsmöglichkeiten bei Kontrollkonten. 

10. Erläutern Sie mit Beispielen maschineninteme und programmierte Kontrollen. 

11. Warum sind schriftliche Regelungen Bestandteil des internen Kontrollsystems? 
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